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(C) 


40. Sitzung 


Bonn, Freitag, den 7. Mai 1999 


Beginn: 8.02 Uhr 


Präsident Woifgang Thierse: Guten Morgen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. Die Sitzung ist eröffnet. 

Interfraktionell ist vereinbart, die heutige Tagesord- 
nung um die Beratung der Vorlagen zum Kosovo- 
Konflikt zu erweitern. Sind Sie damit einverstanden? - 
Das ist der Fall. Dann ist das so beschlossen. 

Damit rufe ich die soeben aufgesetzten Zusatzpunkte 
7a und 7b auf: 

a) Beratung der Beschlußempfehlung und des Be- 
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus- 
schuß) zu dem Antrag der Bundesregierung 

Deutsche Beteiligung an der humanitären 
Hilfe im Zusammenhang mit dem Kosovo- 
Konflikt 

-Drucksachen 14/912, 14/982 - 
B erichterstattung : 

Abgeordnete Karl Lamers 
Dr. Christoph Zöpel 
Dr. Helmut Lippelt 
Ulrich Irmer 
Fred Gebhardt 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des Be- 
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus- 
schuß) zu dem Entschließungsantrag der Fraktion 
der PDS 

zu der Abgabe einer Regierungserklärung des 
Bundeskanzlers 

Aktuelle Lage im Kosovo 

-Drucksachen 14/755, 14/865 - 
B erichterstattung : 

Abgeordnete Dr. Christoph Zöpel 
Karl Lamers 
Dr. Helmut Lippelt 
Ulrich Irmer 

Wolfgang Gehrcke-Reymann 

Es liegt ein Entschließungsantrag der Fraktion der 
PDS vor. 

Ich weise darauf hin, daß wir nach der Aussprache 
zwei namentliche Abstimmungen durchfuhren werden. 


Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache zwei Stunden vorgesehen. - Ich höre 
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Bun- 
desminister des Auswärtigen, Joseph Fischer. 

Joseph Fischer, Bundesminister des Auswärtigen: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Trotz aller 
Bemühungen, ein Schweigen der Waffen im Kosovo- 
Krieg zu erreichen, bleibt die Lage äußerst bedrückend, 
die humanitäre Lage sogar katastrophal: weit über 
1 Million Vertriebene und Flüchtlinge, eine unbekannte 
Anzahl von Getöteten, von Ermordeten, unsägliches (D) 
menschliches Leid. Diese Entwicklung hält bedauerli- 
cherweise auch am heutigen Tage an. 

Der UNHCR spricht von wahren „killing fields“ rund 
um Djakovica im Kosovo, Ärzte berichten über eine 
neue Qualität von Brutalität: Schußverletzungen selbst 
bei Kindern, Mißhandlungen von alten Menschen. Es 
gibt zunehmende Berichte von Vergewaltigungen. 

Die Zahl der intern Vertriebenen im Kosovo nimmt 
zu. Ihre Lage ist ebenfalls dramatisch. Die Befragungen 
der Flüchtlinge haben ein erschreckendes Bild von Mas- 
senerschießungen, Vergewaltigungen, Plünderungen und 
systematischer Zerstörung von Eigentum, von Wohnun- 
gen, von Häusern ergeben. Selbst die Deportation, die 
Räumung ganzer Städte hält an. 

Gleichzeitig sind die Lager in den Nachbarstaaten, in 
Mazedonien, aber auch in Albanien, angesichts dieser 
Politik der Vertreibung eines ganzen Volkes vollkom- 
men überfüllt. In Mazedonien gibt es inzwischen zirka 
211 000 Flüchtlinge. Skopje hat die Grenze zum Kosovo 
geschlossen. 

Ich möchte hier die Möglichkeit nutzen, die Regie- 
rung in Mazedonien dazu aufzufordem, ihre Grenze of- 
fenzuhalten. Die Menschen müssen eine Zufluchtsmög- 
lichkeit haben. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Die Bundesrepublik Deutschland ist in der Europäi- 
schen Union vorangegangen und muß weiter vorange- 
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Bundesminister Joseph Fischer 

(A) hen. So wichtig es ist, die Menschen in der Region zu 
halten - aber angesichts der Größe des Dramas werden 
wir nicht darum herumkommen, auch bei uns in Europa, 
in Deutschland, in unseren Mitgliedstaaten in der Euro- 
päischen Union weitere Flüchtlinge aufzunehmen. Das 
ist ganz entscheidend. Ich möchte hier ebenfalls an die 
Mitgliedstaaten in der Europäischen Union appellieren, 
endlich ihre Grenzen aufzumachen und das notwendige 
Maß an Solidarität mit den Vertriebenen zu zeigen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie des Abg. Dr. Gregor Gysi [PDS]) 

In Albanien sind es mittlerweile 400 000 Flüchtlinge. 
Anrainerstaaten und humanitäre Hilfsorganisationen 
sind von der beispiellosen Dimension dieses Exodus oh- 
ne militärische Hilfe von außen völlig überfordert. Die- 
ses hat die Vergangenheit seit dem Gründonnerstag ge- 
zeigt; dieses gilt auch jetzt. 

Wenn wir der Meinung sind, daß die Menschen - und 
die meisten Menschen wollen dieses - in den unmittel- 
baren Nachbarstaaten bleiben sollen, dann müssen wir 
auch die Voraussetzungen dafür schaffen, daß sie dort 
bleiben können, und dies ist ohne militärische Hilfe 
schlechterdings nicht möglich. Die zivilen Organisa- 
tionen sind angesichts der Größe dieses von der verbre- 
cherischen Politik Milosevics verursachten Exodus, die- 
ses Krieges gegen die albanische Zivilbevölkerung im 
Kosovo und ihrer systematischen Vertreibung schlicht 
überfordert. Dies hat die Praxis gezeigt. 

Der Antrag der Bundesregierung, der auf das huma- 

(B) nitäre Engagement der NATO gründet, geht deswegen 
davon aus, daß wir bis zu 1 000 Soldaten in einem 
streng humanitären Auftrag mit einer Eigen- und Selbst- 
schutzkomponente nach Albanien entsenden. Gemein- 
sam mit französischen Soldaten sollen sie vor allen Din- 
gen im Süden Albaniens stationiert werden. 

Ich möchte ganz direkt die Diskussion, die in den 
Ausschüssen hier im Haus zu Recht geführt wurde, 
nochmals ansprechen. Es geht hier eindeutig nicht um 
eine Stationierung von Bodentruppen durch die Hinter- 
tür. Dieses hielte ich für völlig falsch. Wenn ein solcher 
Strafegiewechsel notwendig wäre, müßte er von der 
Bundesregierung der deutschen Öffentlichkeit offen 
dargestellt werden, in das Plenum eingebracht und hier 
diskutiert werden. Alles andere wäre meines Erachtens 
verfehlt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Der Einsatz ist strikt auf das Stationierungsgebiet in 
Albanien und Mazedonien begrenzt. Auch dieses ist - 
auch und gerade unter dem Gesichtspunkt der Nothilfe - 
ein ganz wichtiger Gesichtspunkt. Die Nothilfe darf 
nicht über dieses Gebiet hinaus geleistet werden. Der 
Bundesverteidigungsminister wird zu diesen Fragen 
nachher noch detailliert Stellung nehmen. 

Wichtig ist allerdings, daß es, da unsere Soldaten 
auch in Albanien und Mazedonien in einem gefährlichen 
Gebiet tätig sind, nicht nur um den Selbstschutz gehen 
kann, sondern auch um den Schutz von Mitarbeitern 


humanitärer Hilfsorganisationen und darum, daß dann, (C) 
wenn Soldaten von Bündnispartnern, mit denen wir 
kooperieren, im alltäglichen Einsatz Zusammenarbeiten, 
im Stationierungsgebiet in eine Gefahr geraten, dort 
selbstverständlich geholfen werden kann. 

Meine Damen und Herren, ich möchte hier auf die 
Ergebnisse des gestrigen G-8-Treffens eingehen. Wir 
hatten darüber gestern schon eine ausführliche Debatte 
im Ausschuß. Aber ich möchte es auch hier im Plenum 
erläutern. 

Das, was wir gestern erreicht haben, war aus meiner 
Sicht noch nicht der entscheidende Durchbruch zu 
einem Frieden, aber ein wichtiger Schritt dorthin; denn 
es ist gelungen, daß die Politik wieder Tritt gefaßt hat, 
daß die Suche nach einer politischen Lösung unter Ein- 
schluß Rußlands auf der Ebene der G 8 jetzt endlich 
vorangekommen ist und gleichzeitig eine substantielle, 
wie ich finde, wichtige inhaltliche Voraussetzung zum 
Erreichen einer Kapitel-VII-Resolution zur Beendigung 
des Krieges im Kosovo erreicht wurde. Das, was wir 
realistischerweise für erreichbar gehalten haben, haben 
wir am gestrigen Tag gemeinsam mit unseren Partnern 
und gemeinsam mit Rußland durchgesetzt. Ich finde, 
daß wir damit einen entscheidenden Schritt getan haben, 
um dem Frieden im Kosovo näherzukommen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU) 

Ich plädiere hier für Realismus. Denn sosehr es mich 
auch freut, es bleibt festzuhalten: Der Krieg und die 
Vertreibungen halten an, das Morden hält an, und wir (D) 
sind von einer Kapitel-VII-Resolution noch ein gehöri- 
ges Stück entfernt. Allerdings sind sich die beteiligten 
Staaten jetzt über das Ziel einig; sie haben sich über die 
Prinzipien geeinigt. Es sind die fünf Punkte, die wir zum 
erstenmal in der Europäischen Union formuliert haben. 

Es sind die Prinzipien, die dann in Washington Eingang 
in die Erklärung der NATO gefunden haben. Es sind die 
Prinzipien, die Kofi Annan zur Grundlage seiner Erklä- 
rung gemacht hat. Es ist die schrittweise Umsetzung die- 
ser fünf Punkte, wie wir sie vor zwei Wochen in unse- 
rem Plan vorgelegt haben. Gemeinsam mit Rußland 
wollen wir hier einen Weg eröffnen, um eine dauerhafte 
Beendigung des Mordens und Vertreibens sowie ein 
dauerhaftes Schweigen der Waffen im Kosovo erreichen 
zu können. 

Voraussetzung dafür sind das unverzügliche und 
nachprüfbare Ende der Gewalt und Unterdrückung im 
Kosovo, der Rückzug der militärischen, polizeilichen 
und paramilitärischen Kräfte aus dem Kosovo und die 
Sfationierung von wirksamen, intemafionalen, zivilen 
und Sicherheitspräsenzen im Kosovo. Das heißt für uns 
im Klartext, daß es eine robuste militärische Friedens- 
truppe im Kosovo geben muß, weil ohne diese weder die 
Waffen niedergelegt werden noch gar die Flüchtlinge 
und Vertriebenen zurückkommen. Dies ist das eigentli- 
che Ziel. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der F.D.P.) 
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(A) Dies ist eines der schwierigen Problemfelder, die 
noch zu lösen sind. Aber die Diskussion mit Rußland hat 
gezeigt: Auch Rußland geht von einer robusten militäri- 
schen Präsenz aus. Auch Rußland weiß, daß wir uns eine 
zweite UNPROFOR-Erfahrung nicht werden erlauben 
können und nicht werden erlauben dürfen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der F.D.P.) 

Selbstverständlich bleibt die Frage zum gegenwärti- 
gen Zeitpunkt offen, und daran wird jetzt massiv zu ar- 
beiten sein. Aber in der Tatsache, daß nicht mehr die 
Frage als solche zur Diskussion steht, sondern daß wir 
jetzt in die Diskussion über die genaue strukturelle Ge- 
staltung dieser Friedenstruppe eintreten und das unver- 
züglich klären wollen, sehe ich den entscheidenden 
Schritt nach vome. Selbstverständlich sind auch folgen- 
de Fragen noch offen: Welche Rolle spielen dabei die 
NATO, die Neutralen, Rußland und die Ukraine? Was 
wird Belgrad bereit sein zu akzeptieren, und was wird 
geschehen, wenn es nicht bereit ist, eine solche Friedens- 
truppe zu akzeptieren? Daran hängt ganz unmittelbar die 
Frage des Mandats: Wird Rußland sein Vetorecht an 
Belgrad abtreten - ja oder nein? Das ist eine ganz zen- 
trale Frage, die vor allen Dingen von der russischen 
Politik zu entscheiden ist. Ich rate dringend dazu, dieses 
Vetorecht nicht in Belgrad zu hinterlegen, 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD) 

sondern im Interesse Rußlands davon Gebrauch zu ma- 
eben. Diese Fragen müssen jetzt angegangen werden. 

Darüber hinaus ist man sich einig, eine Übergangs- 
verwaltung für den Kosovo einzurichten. Ich sage hier 
noch einmal ganz bewußt: Einer solchen internationa- 
len Übergangsverwaltung wird es bedürfen. Bis man 
sich auf eine eigene Autonomieverwaltung geeinigt hat, 
bis sie ans Laufen gekommen ist und bis die ersten Er- 
fahrungen gesammelt worden sind, wird es noch lange 
dauern. Das heißt, man braucht eine erfahrene interna- 
tionale, auf den Beschlüssen des Sicherheitsrats grün- 
dende Übergangsverwaltung. Auch darauf hat man sich 
in einem Prinzip geeinigt. 

Außerdem hat man sich auf die sichere Rückkehr der 
Flüchtlinge und Vertriebenen, den ungehinderten Zu- 
gang für humanitäre Hilfsorganisationen zum Kosovo 
und einen politischen Prozeß zur Schaffung einer politi- 
schen Übergangsrahmenvereinbarung geeinigt, die eine 
substantielle Selbstverwaltung für den Kosovo - jetzt 
hören Sie zu, Herr Gysi, und spitzen Sie die Ohren, denn 
diesem Besatzungsstatut hat Rußland zugestimmt - 
unter voller Berücksichtigung des Rambouillet-Abkom- 
mens und der Prinzipien der Souveränität und territoria- 
len Unversehrtheit der Bundesrepublik Jugoslawien und 
der anderen Länder der Region sowie die Demilitari- 
sierung der UCK vorsieht. Dies wurde mit Rußland so 
beschlossen und ist gemeinsames Prinzip. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Dr. Edzard 
Schmidt-Jortzig [F.D.P.]) 


Möglicherweise wissen die Russen nicht, was sie tun. (C) 
Der Sozialismus mag zwar wenig Sinnvolles hervorge- 
bracht haben. Aber über die Qualität der russischen Di- 
plomatie brauchen Sie sich keine Sorgen zu machen. Da 
wird nichts unterzeichnet, was nicht sorgfältigst geprüft 
worden ist. 

Ich kann Ihnen an diesem Punkt nur sagen: Wenn 
hier nicht Böswilligkeit und politische Absicht regieren, 
sondern wenn ein Rest an Objektivität bleibt, dann müs- 
sen Sie, Herr Gysi, Ihre Kampagne gegen das Ram- 
bouillet-Abkommen schlicht und einfach einstellen und 
vergessen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU - Dr. Gregor Gysi [PDS]: Diese 
Kampagne haben wir doch nie geführt!) 

Darüber hinaus ist ein umfassendes Vorgehen zur 
wirtschaftlichen Entwicklung und Stabilisierung der 
Krisenregion notwendig. Hierzu möchte ich auf folgen- 
des hinweisen: Am 27. Mai dieses Jahres wird auf In- 
itiative der deutschen EU-Ratspräsidentschafl - eben- 
falls auf dem Petersberg - auf der Ebene der hohen Be- 
amten die Eröffnungskonferenz für die Entwicklung 
eines Balkan-Stabilitätspaktes zusammentreten. Das 
heißt, auch hier wird der Petersberg eine bedeutende 
Funktion haben. Denn damit beginnen wir ganz konkret 
die Arbeit am Stabilitätspakt für den südlichen Balkan. 
Dabei geht es darum, diese Region nach den dortigen 
Kriegen, Krisen und ethnischen Säuberungen an das Eu- 
ropa der Integration heranzuführen. Damit wird am 27. 

Mai dieses Jahres hier in Bonn auf dem Petersberg be- 
gonnen werden. (D) 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Wir stehen angesichts der dramatischen Situation im 
Kosovo, in Jugoslawien, auf dem Balkan unter einem 
hohen Zeitdruck. Sowohl zur Umsetzung der genannten 
Grundsätze, die dann in eine konkrete Sicherheitsratsre- 
solution nach Kapitel VII umgegossen werden sollen, 
als auch zur Erarbeitung eines Fahrplans für weitere 
konkrete Schritte sind die zuständigen Politischen Di- 
rektoren heute mit der Arbeit beauftragt worden. Wir 
wollen damit innerhalb kürzester Zeit - eine genaue 
Frist kann ich Ihnen angesichts des Problemkomplexes 
allerdings nicht nennen; das ist keine diplomatische 
Formulierung; denn wir stehen unter einem hohen Zeit- 
druck - fertig werden. 

Der Bundeskanzler wird in der nächsten Woche auf 
seiner China-Reise als Vorsitzender der G 8 die chine- 
sische Regierung, die ein ständiges Mitglied des Sicher- 
heitsrates ist und über ein Vetorecht verfügt, auf höch- 
ster Ebene direkt unterrichten. Der chinesische Bot- 
schafter wurde bereits gestern von uns unterrichtet. 

Auch andere ständige Sicherheitsratsmitglieder werden 
in New York mit Vertretern Chinas sprechen. 

Ich möchte zum Abschluß nochmals betonen: 

Erstens. Mit dem heutigen Antrag schaffen wir die 
Voraussetzung für den humanitären Einsatz der Bun- 
deswehr in Albanien. Dort ist er dringend notwendig, 
wenn wir Albanien nicht allein lassen wollen. 
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(A) Zweitens. Mit dem gestrigen Ergebnis haben wir ei- 
nen wichtigen Schritt getan, allerdings noch nicht den 
substantiellen Durchbruch hin zum Frieden erreicht, den 
wir uns wünschen. Dennoch hat uns der gestrige Tag ein 
gehöriges Stück auf dem Weg zum Frieden weiterge- 
bracht. 

Wir werden gemeinsam mit unseren Bündnispartnern 
weiter daran arbeiten, Milosevic entschlossen militärisch 
entgegenzutreten. Gleichzeitig werden wir weiterhin vor 
Ort durch unsere Soldaten, durch die zivilen Organisa- 
tionen sowie durch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
auf den vielfältigen Ebenen der Bundesregierung und 
der Nichtregierungsorganisationen humanitäre Hilfe lei- 
sten. Wir werden hier im Lande humanitäre Hilfe lei- 
sten. Sowohl als Bundesrepublik Deutschland als auch 
als Europäische Union werden wir uns langfristig huma- 
nitär, politisch und ökonomisch in der Krisenregion en- 
gagieren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Dr. Friedbert 
Pflüger [CDU/CSU]) 

Wir werden entschlossen an einer Friedenslösung 
Weiterarbeiten. Diese Friedenslösung allerdings - das 
muß klar sein - muß eine Durchsetzung der Prinzipien 
der Humanität, der Gerechtigkeit und des Lebensrechts 
aller Völker bedeuten, basierend auf der Achtung der 
Menschenrechte und des Friedens und nicht basierend 
auf einem Kniefall vor Milosevic. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

' ^ bei der SPD und der F.D.P. sowie bei Abge- 
ordneten der CDU/CSU) 


Präsident Wolfgang Thierse: Ich erteile das Wort 
dem Kollegen Karl Lamers, CDU/CSU-Fraktion. 


Karl Lamers (CDU/CSU): Herr Präsident! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Die CDU/CSU wird dem 
Antrag der Bundesregierung zustimmen, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

weil wir wissen, daß wir dem Elend, der himmelschrei- 
enden Not der aus dem Kosovo Vertriebenen begegnen 
müssen, weil ihm ohne Mitwirkung weiterer militäri- 
scher Verbände nicht abgeholfen werden kann, weil die 
Bundesrepublik Deutschland dazu ihren Beitrag leisten 
muß und weil die Bundeswehr, wie sie durch ihre bishe- 
rige Arbeit in Mazedonien eindrucksvoll unter Beweis 
gestellt hat, für diese Aufgabe hervorragend geeignet ist, 
wofür ich ihr an dieser Stelle ausdrücklich unsere große 
Hochachtung und unseren herzlichen Dank ausdrücken 
möchte. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN und der F.D.P.) 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, die humanitäre 
Seite des Antrages veranlaßt mich zu einer Bemerkung 
zu dem Streit über die Aufnahme von Flüchtlingen in 


Europa. Dieser unselige Streit wird in Europa geführt; (C) 
die Vereinigten Staaten haben sich in dieser Frage ein- 
drucksvoll, großmütig und sehr schnell bereit erklärt, 

20 000 Flüchtlinge aufzunehmen. Das hat in Europa 
bislang nur die Bundesrepublik Deutschland getan. Ich 
freue mich sehr, daß sich gestern der Bundesinnenmi- 
nister für die Aufnahme weiterer 10 000 Flüchtlinge 
ausgesprochen hat. Das erkenne ich ausdrücklich an. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Andere Staaten haben diesbezüglich bislang nur sehr 
vage Versprechungen gemacht, darunter auch Großbri- 
tannien. Es reicht aber nicht aus, in einer an Churchill 
erinnernden und vielleicht erinnern sollenden Weise 
zum militärischen Durchhalten aufzufordem, aber das 
Allernotwendigste, das Unbezweifelbarste nicht zu tun. 

Das verleiht unserem moralischen Impetus, der hinter 
unserem mililtärischen Handeln steht, einen schalen 
Beigeschmack. 

Ich hoffe wirklich sehr, daß dieser Streit bald ein En- 
de haben wird; denn er ist, wie Helmut Kohl zu Recht 
gesagt hat, ein Skandal; er ist skandalös. 

(Rudolf Bendig [SPD]: Ist das eine Kritik an 
Bayern?) 

Herr Bundeskanzler, Sie als Ratspräsident sollten sich 
den Vorschlag von Helmut Kohl zu eigen machen, der 
gefragt hat, warum nicht die Kosten sowohl für die 
Maßnahmen, die in Albanien getroffen werden müssen, 
als auch für die Maßnahmen, die hier getroffen werden (p)) 
müssen, zur einen Hälfte aus dem EU-Etat und zur ande- 
ren Hälfte nach dem EU-Schlüssel von den Mitglieds- 
ländern bezahlt werden. Hier braucht die Europäische 
Union ein klares Konzept. Es ist natürlich richtig, daß 
die heimatnahe Unterbringung unter jedem Aspekt die 
richtige ist. Es kann aber kein Zweifel daran bestehen, 
daß wir die Länder Mazedonien und Albanien entlasten 
müssen, weil sie die Kosten gar nicht alleine tragen 
können. Wir müssen die Voraussetzungen für eine men- 
schenwürdige und heimatnahe Unterbringung schaffen. 
Gleichzeitig müssen wir einen Teil der Flüchtlinge in 
Westeuropa unterbringen. Hier muß die Europäische 
Union ein Konzept entwickeln, das bald in die Wirk- 
lichkeit umgesetzt werden muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P.) 

Einige Bemerkungen zum zweiten Teil des Antrages 
der Bundesregierung. Er behandelt die Nothilfe, zu der 
deutsche Streitkräfte in Mazedonien und im Kosovo be- 
rechtigt werden sollen. Dieser Antrag hätte eigentlich 
schon bei der ersten Entsendung von Streitkräften ge- 
stellt werden müssen; denn es ist natürlich selbstver- 
ständlich, daß die deutschen Soldaten unseren alliierten 
Partnern helfen müssen, wenn diese in eine schwierige 
Lage gekommen sind. Wenn sich daran dennoch Dis- 
kussionen angeschlossen haben - auch in meiner Frakti- 
on -, dann deswegen, weil damit eine gewisse Gefahr 
verbunden ist, auf diese Weise in Bodenkämpfe hinein- 
zuschlittern. Zu dieser Diskussion hat auch die Unklar- 
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(A) heit der Formulierung des Textes der Bundesregierung 
erheblich beigetragen. 

(Beifall des Abg. Ulrich Irmer [F.D.P.]) 


Ich will auf andere mißverständliche Formulierungen 
(B) in diesem Antrag jetzt nicht näher eingehen. Ich komme 
zu dem Ergebnis, daß die erwähnte Gefahr eines Hinein- 
schlittems nicht so sehr wahrscheinlich ist. Natürlich 
will das auch niemand. Deswegen werden wir dem An- 
trag, wie gesagt, zustimmen. 


natürlich keine hinreichenden Bedingungen für einen 
tragfahigen Frieden. 

Für einen solchen Frieden - wie schon für die nähe- 
ren Umstände einer Waffenstillstandsregelung - gilt, 
daß die Beteiligung Rußlands beides verändert. Man 
mag dies bedauern; aber das ist fruchtlos. Man muß klar 
erkennen - auch für die Zukunft -, daß Rußland eine 
grundlegende Bedingung für westliches Handeln ist, un- 
abhängig davon, wieviel oder wie wenig es in einem 
konkreten Fall zur Lösung des Problems beitragen kann. 
Es ist so, weil es im Wortsinn ein überragendes, ja ein 
wirklich existentielles Interesse nicht nur des Westens, 
sondern der gesamten Menschheit ist, daß der Westen - 
in diesem Falle die Vereinigten Staaten - bei der Kon- 
trolle der Abrüstung, der Nichtverbreitung der russi- 
schen Nuklearwaffen aktuell und konkret mitwirken 
kann, und weil prinzipiell und langfristig alles vermie- 
den werden muß, was die Stabilität Rußlands beein- 
trächtigt, und alles getan werden muß, was sie stärkt. 
Diese grundlegende Gegebenheit erschien nicht nur der 
Bundesregierung, sondern dem gesamten Westen zeit- 
weilig nicht hinreichend im Gedächtnis gewesen zu sein. 

Man mag natürlich sagen: Heute erpreßt uns die 
Schwäche Rußlands so, wie es früher die Stärke der So- 
wjetunion getan hat. Aber es steckt keine Intention hin- 
ter dieser Tatsache. Deswegen glaube ich: Wenn wir 
Rußland eine Chance geben, an der Lösung von Kon- 
flikten konstruktiv mitzuwirken, stärken wir die Stabili- 
tät Rußlands und den Frieden. Daher ist diese Betrach- 
tungsweise, weiß Gott, ebenso moralisch wie unser Be- 
streben, den Kosovaren zu helfen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Um nicht mißverstanden zu werden, will ich gleich 
hinzufügen, daß man mit ebenso gutem Recht sagen 
kann und muß, daß ein solches Ergebnis, wie es sich 
jetzt hoffentlich abzeichnet, ohne die NATO-Aktion 
wahrscheinlich nicht erreichbar gewesen wäre. 

Das jetzt einsetzende und noch offene Ringen um die 
entscheidenden Einzelheiten - die T exte vom Petersberg 
sind hinlänglich vage - einer zwar vorläufigen, aber für 
einen endgültigen Frieden tragfähigen Lösung wird na- 
türlich von den Vorstellungen von einer endgültigen Lö- 
sung, vom Status des Kosovo und vom Frieden be- 
stimmt. Ohne Zweifel haben diese vorläufigen Regelun- 
gen auch eine präjudizierende Wirkung, wie der Ram- 
bouillet-Entwurf klar gezeigt hat. Deswegen möchte ich 
daran erinnern, daß das Ziel, hier also unsere Vorstel- 
lung vom Frieden, unsere Mittel bestimmen sollte. Aber 
in Wirklichkeit bestimmen auch die Mittel das Ziel. 
Wenn man über bestimmte Mittel nicht verfügt, können 
auch bestimmte Ziele nicht angestrebt werden. Der We- 
sten verfügt weder über die Fähigkeit, Bodentruppen 
einzusetzen, noch kann er offensichtlich das Problem 
alleine lösen; er braucht Rußland. Daran müssen wir uns 
erinnern, wenn es jetzt um die dauerhaften Vorstellun- 
gen von einer Lösung des Konflikts geht. 


Nun einige Überlegungen zu den in der letzten Zeit 
wieder verstärkten politischen Bemühungen und konkret 
zu der Petersberger Prinzipienerklärung: Wir begrü- 
ßen das Ergebnis, das gestern erreicht worden ist, natür- 
lich sehr. Es ist - wie Staatssekretär Ischinger heute im 
Deutschlandfunk gesagt hat - ein „prozeduraler Fort- 
schritt“. Wir müssen jetzt - so hat er gesagt - an die 
Substanz gehen. Herr Bundeskanzler, Sie haben mit dem 
amerikanischen Präsidenten etwas anderes formuliert: 
Sie haben von einem „substantiellen Fortschritt“ gespro- 
chen. Ich glaube - auch wenn es protokollarisch nicht in 
Ordnung ist -, daß Herr Ischinger eher recht hat als Sie. 
Wir hoffen natürlich, daß aus dem prozeduralen Fort- 
schritt ein substantieller Fortschritt wird. 

Das Wesentliche ist in der Tat, daß Rußland nun- 
mehr dabei ist. Ich anerkenne ausdrücklich, daß sich die 
Bundesregierung darum bemüht hat. Das war nicht im- 
mer so. Die Aussicht auf ein Schweigen der Waffen und 
damit die Schaffung der elementaren Voraussetzung für 
die Rückkehr der Flüchtlinge sind besser geworden, zu- 
mindest ein wenig. Das Schweigen der Waffen, ein 
weitgehender Rückzug der serbischen Verbände und die 
Stationierung einer internationalen Schutztruppe sind in 
der Tat elementare, grundlegende und notwendige Vor- 
aussetzungen für die Rückkehr der Vertriebenen, aber 


Auch heute, Herr Minister, haben Sie das gewisser- 
maßen nur am Rande erwähnt, obwohl dieser Teil des 
Antrages militärisch und insofern politisch der bedeut- 
samere ist, und zwar aus dem Grunde, den ich soeben 
erwähnt habe. Diese Diskussionen hätte man sich sparen 
können, wenn man sorgfältiger vorgegangen wäre und 
wenn man vorher - wie das Volker Rühe immer getan 
hat - die Fraktionen des Bundestages konsultiert hätte, 
um Mißverständnisse und Fragen vorher auszuräumen. 

Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, es ist 
wirklich keine Art - Sie von der Koalition wissen sehr 
gut, daß ich nicht zu übermäßiger Polemik neige -, in 
einer Woche, in der das Parlament den Haushalt disku- 
tiert, ohne Not auch noch eine so brisante und wichtige 
Frage wie die Staatsbürgerschaft auf die Tagesordnung 
zu setzen, und auch noch den jetzt zu debattierenden 
Antrag zu stellen, obwohl Sie schon vor Wochen genau 
wußten - Sie hatten dafür doch übrigens schon Entwürfe 
-, daß sich diese Notwendigkeit ergeben würde. Das ist 
keine Art. Das ist eine Mißachtung des Parlaments und 
konkret auch eine Mißachtung der Opposition. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P.) 

Da Sie uns in dieser Frage brauchen, sage ich: Das muß 
das letzte Mal gewesen sein. So geht das nicht weiter. 


Natürlich muß jedes Ergebnis für alle Beteiligten so 
weit wie irgend möglich akzeptabel sein. Das muß unser 
Ziel sein. Das gilt in erster Linie für die Kosovaren. Das 
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(A) Unrecht, das an ihnen geschehen ist, muß wiedergutge- 
macht werden. Sie müssen in den Kosovo zurückkehren 
können. Aber auch sie müssen von der Alles-oder- 
nichts-Haltung abkommen. 

Das Ergebnis sollte aber auch so weit wie irgend 
möglich von den Serben getragen werden können, und 
zwar deswegen, weil das nach meiner Überzeugung für 
die Entwicklung der Demokratie, für die Entwicklung 
demokratischen Denkens in Serbien entscheidend ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und derF.D.P.) 

Das ist in der Tat, wie ich glaube, eine ganz wesentliche 
Bedingung für die Tragfähigkeit einer endgültigen Lö- 
sung. 

Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, ich glau- 
be, wir müssen uns auch darüber im klaren sein: Je mehr 
ein Ergebnis von allen Beteiligten akzeptiert und getra- 
gen wird, um so geringer ist der militärische Aufwand 
einer Präsenz in der Region für den Westen, um so ge- 
ringer sind auch die Kosten für eine solche Präsenz, um 
so mehr Geld kann für das Entscheidende, nämlich für 
die Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung und den 
Wiederaufbau, verwendet werden, denn nur dann, wenn 
eine Lösung wirklich von den Betroffenen getragen 
wird, kann Hilfe als Initialzündung wirken, nur dann 
kann in der Tat demokratisches Denken, kann ein Min- 
destmaß an Wohlstand und Prosperität, kann wirklich 
Frieden in der Region einkehren. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(B) (Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. so- 
wie bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Wolfgang Thierse: Das Wort hat Bun- 
desminister Rudolf Scharping. 

Rudolf Scharping, Bundesminister der Verteidi- 
gung: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir 
unterhalten uns über einen Antrag der Bundesregierung 
mit dem Ziel, humanitäre Hilfsleistungen, die dringend 
notwendig sind, erbringen zu können. Sie sind wegen 
des erneuten alptraumhaften Anschwellens von Vertrie- 
benenströmen nach Albanien und Mazedonien dringend 
notwendig. Sie sind notwendig, weil die Menschen diese 
beiden Länder in einem Zustand erreichen, der ihre Ver- 
sorgung mit Lebensmitteln und vor allen Dingen mit 
medizinischer Hilfe völlig unabweisbar macht. Sie sind 
notwendig, weil sich die Situation im Kosovo jedenfalls 
für die vertriebenen Menschen auf dramatische Weise 
zugespitzt hat. Sie sind auch deshalb notwendig, weil 
die serbischen Sicherheitskräfte in einer Art und Weise 
gegen die Bevölkerung im Kosovo Vorgehen, die sich 
schwer erschließen läßt, wenn man nur die Bilder sieht 
und die Berichte der Befragungsteams liest. 

Ich will ganz offen sagen: Wenn man direkt mit Ver- 
triebenen redet, die nach einer Zeit schrecklicher Erleb- 
nisse vier oder fünf Nächte in Blace im Freien und im 
Schlamm in völlig überfüllten Lagern verbracht haben 


und jetzt in Deutschland sind, fällt es schwer, die Trä- (C) 
nen, die vergossen werden, nicht selbst zu weinen. 

Wenn man hört, daß in einer kleinen, im Nordwesten 
des Kosovo gelegenen Stadt Sicherheitskräfle mit einer 
Liste mit Namen herumgefahren sind, alle Ingenieure 
der Stadt in ein Haus getrieben haben, alle Ärzte der 
Stadt in ein anderes Haus getrieben haben und daß kei- 
ner dieser dort zusammengetriebenen Menschen das 
Haus wieder lebend verlassen hat, wenn man unmittel- 
bar von einem Kinderarzt hört, der die Flucht mit seinen 
drei Kindern aus Pristina - Gott sei Dank - geschafft 
hat, was ihm in den sehr spärlichen Telefonkontakten 
über die Situation der Menschen zum Beispiel in der 
Hauptstadt des Kosovo geschildert wird, dann ist es - 
ich mache überhaupt keinen Hehl daraus - mühsam, die 
Fassung zu bewahren und zu versuchen, irgendwie 
nachzuvollziehen, mit welcher bestialischen Grausam- 
keit gegen Menschen vorgegangen wird. Und warum? 

Nur wegen einer anderen ethnischen Abstammung! 

Ich sage das deswegen am Anfang, weil die humani- 
täre Hilfsaktion, das militärische Handeln und die 
politischen Bemühungen eine Einheit darstellen und 
weil sie alle dem gleichen Ziel dienen: diese Bestialität 
und diese Grausamkeit zu beenden, ihre Ursachen zu be- 
seitigen, das Leid zu lindem und den Menschen die 
Rückkehr in ihre angestammte Heimat zu ermöglichen. 

Nur wenn man dieses Ziel und die Umstände, die dabei 
eine Rolle spielen, vor Augen hat, wird man deutlicher 
sehen, daß man dieses Leid zwar nicht ungeschehen ma- 
chen kann; aber man kann es lindem und versuchen, de- 
nen, die dem T error und der Bmtalität entkommen sind, 
wieder eine Hoffnung zu geben. (D) 

Ich finde, für uns als eine Demokratie ist das eine 
Verpflichtung - nicht alleine wegen unserer eigenen 
Vorgeschichte, sondern vor allen Dingen wegen der 
Überzeugungen, die diese Demokratie tragen. Ich 
möchte daran erinnern, was der Bundespräsident in die- 
sem Zusammenhang gesagt hat: Wer diese Konsequen- 
zen aus seinen eigenen demokratischen Idealen aufgebe, 
gefährde am Ende auch im Innern das, was unser Land 
Zusammenhalte, nämlich eine gemeinsame Überzeugung 
von Demokratie, Rechtstaatlichkeit und Moral. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich erinnere mich sehr gut an ein Telefonat mit dem 
Bundesaußenminister in der Nacht von Karfreitag auf 
Karsamstag. Ich erwähne das, weil sich aus diesem Te- 
lefonat und aus den Reaktionen auf die Umstände in 
Blace sowie auf die dringenden Hilfsersuchen der maze- 
donischen Regierung manches von dem erklären läßt, 
was die Bundesregierung dann getan hat. Gewisserma- 
ßen über Nacht - ich sage das mit einem großen Kom- 
pliment an alle beteiligten Mitarbeiterinnen und Mitar- 
beiter der Bundesregierung - ist die größte humanitäre 
Hilfsaktion, die die Bundeswehr und die Bundesrepublik 
Deutschland jemals geleistet haben, aus dem Boden ge- 
stampft worden. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der F.D.P. sowie bei Abgeord- 
neten der CDU/CSU) 
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(A) Das war eine Voraussetzung dafür, daß die unsäglichen 
Zustände in Blace verbessert werden konnten. Ich erin- 
nere daran, daß daraus die Initiative entstanden ist, in- 
nerhalb der Europäischen Union für eine Aufnahme 
von Flüchtlingen zu werben. Ich schließe mich all de- 
nen an, die sagen: Hoffentlich halten sich alle an ihre 
Zusagen und erfüllen sie nicht auf eine so zögerliche 
Weise, daß die Zusagen am Ende nicht den Wert entfal- 
ten können, den sie eigentlich haben sollten. 

Angesichts der mehr als 400 000 Vertriebenen in Al- 
banien und der über 200 000 Vertriebenen in Mazedo- 
nien ist es dringend erforderlich, auch die politische 
Stabilität dieser Länder im Auge zu behalten. Zumin- 
dest in Mazedonien mit seinem sehr prekären Gleichge- 
wicht zwischen den dortigen ethnischen Gruppen droht 
die daraus entstehende Spannung das Land politisch und 
sozial zu zerreißen. Daran kann niemand Interesse ha- 
ben. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der F.D.P.) 

Deswegen füge ich hinzu, daß wir in der Lage sein 
müssen, unmittelbar zu helfen. Die Bundeswehr tut das 
durch den Aufbau von Lagern ohnehin schon. Man 
muß sich einmal vorstellen, was das bedeutet, und sich 
überlegen, warum es gut ist, daß die Bundeswehr das 
gemeinsam mit Hilfsorganisationen tut. 

Das eine Lager beispielsweise, im etwas südlicheren 
Teil von Mazedonien, in Cegrane, war für 5 000 Men- 
schen geplant, auf einem Acker, auf dem sich dürres 

(B) Gras und einige Steine befanden, sonst nichts. 5 000 
Menschen müssen aber versorgt werden, mit Wasser, 
mit medizinischer Hilfe, mit Lebensmitteln, mit Zelten, 
mit Decken. Das ist ein ziemlich hoher Aufwand. Er 
steigt rasend, wenn plötzlich 12 000 Menschen zusätz- 
lich vor diesem Lager stehen. Dann wird das Lager auf 

18 000 erweitert, und mittlerweile sind es schon viel, 
viel mehr dort. Man muß sich klarmachen, daß wir in 
dieser Situation jeden Tag ein Zeltlager in der Kapazität 
einer deutschen Kleinstadt aufbauen und danach betrei- 
ben müssen. Man muß sich klarmachen, daß der 
UNHCR dringend gebeten hat, die NATO solle helfen. 
Man muß sich vielleicht auch klarmachen, daß das ja 
nicht die NATO allein ist, sondern daß sieben, wenn 
Georgien zusagt, möglicherweise acht und dann hof- 
fentlich noch mehr Nicht-NATO-Staaten an der Organi- 
sation dieser Hilfsmaßnahmen beteiligt sind: Lettland, 
Litauen, Rumänien, die Slowakei, Slowenien, Österreich 
und andere. 

Meine Damen und Herren, es geht darum, humanitäre 
Hilfe zu leisten und sich in dieser humanitären Hilfe ge- 
genseitig zu unterstützen, auch durch Nothilfe. Es geht 
darum, auf diese Weise bei den Menschen die Hoffnung 
zu begründen, daß wir es ernst meinen mit dem politi- 
schen Ziel, daß sie in ihre Heimat zurückkehren können. 

Die Asymmetrie des Krieges, von der einmal gespro- 
chen wurde - die jugoslawische Armee und die Spezial- 
polizei auf brutale Weise am Boden gegen die Bevölke- 
rung, die NATO und die in ihr zusammengeschlossenen 
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gegen die Ursachen dieses Leids und gegen die Kräfte, (C) 
die es auslösen - beginnt sich aufzulösen. Wenn hier 
fein -, ziseliert erörtert wird, worin der Fortschritt be- 
steht, will ich in diesem Zusammenhang auf drei Fakto- 
ren aufmerksam machen. 

Der erste ist, daß die politische Bewegung nach den 
Erfahrungen von Rambouillet und Paris, die jetzt lang- 
sam einsetzt, und zwar nicht erst seit heute oder seit ge- 
stern, sondern schon seit längerer Zeit, nur erklärt wer- 
den kann, wenn man in Rechnung stellt, daß es wach- 
senden militärischen Druck und wachsende Wirksam- 
keit des militärischen Eingreifens gibt. 

Das zweite ist, daß es von Anfang an eine Fortset- 
zung der politischen Bemühungen gegeben hat. Die fünf 
Punkte, deren Prinzipien gestern um den einen oder an- 
deren Punkt ergänzt worden sind - der Bundesaußenmi- 
nister hat das vorgetragen -, haben das Licht der diplo- 
matischen Bühne schon Anfang April erblickt, also eine 
Woche, nachdem die NATO mit ihren militärischen 
Maßnahmen begonnen hatte. Am 3. April hat sich die 
NATO das schon zu eigen gemacht. Am 7. April hat der 
UN-Generalsekretär seine Rede gehalten, in der er von 
der „dunklen Wolke des Völkermordes“ sprach. Am 14. 

April beispielsweise haben sich die Regierungschefs der 
Europäischen Union getroffen, nachdem am 13. April 
die amerikanische Außenministerin und der russische 
Außenminister in Oslo zusammengekommen waren. 

Ich sage das deshalb, Herr Kollege Lamers, weil nur 
der das als rein prozeduralen und nicht auch als substan- 
tiellen Fortschritt begreifen kann, der die Ergebnisse 
des Außenministertreffens von gestern betrachtet, oh- 
ne sie mit dem zu vergleichen, was beispielsweise zwi- 
schen Frau Albright und Herrn Iwanow in Oslo am 13. 

April erörtert worden war. Denn man kann sehen, daß 
zum Beispiel die Frage einer robusten militärischen 
Sicherheitspräsenz im Kosovo am 13. April, um nur die- 
ses Datum zu nehmen, von Rußland völlig anders be- 
urteilt worden ist, als es Gott sei Dank heute beurteilt 
wird. Man kann sehen, daß Rußland sich von der Positi- 
on zu lösen beginnt, es dürfe nichts gemacht werden, 
was nicht das Einvernehmen und die Zustimmung von 
Milosevic hat. 

Vor diesem Hintergrund - ich könnte auch noch an- 
dere Umstände nennen - redet man zu Recht auch von 
substantiellen Fortschritten. Es sollte Ihnen nicht 
schwerfallen, dies zu akzeptieren, vor allen Dingen des- 
halb, weil doch auch Sie wie die Bundesregierung im- 
mer wieder und mit guten Gründen dafür plädiert haben, 
Rußland in diese Bemühungen einzubeziehen. Das ge- 
lingt zunehmend besser. Meine Prognose - das nehme 
ich jedenfalls einmal für mich in Anspruch- war von 
Anfang an, daß Rußland seine europäische und welt- 
weite Rolle am Ende nicht an Milosevic ketten und von 
ihm abhängig machen wird. Insofern kommen wir also 
auch politisch voran. 

Bei diesen Überlegungen darf ein dritter Faktor nicht 
übersehen werden, nämlich die innere Entwicklung in 
Jugoslawien selbst. Es gibt zunehmend stärkere Signale 
der Demoralisierung und der Desertion in der jugoslawi- 
schen Armee. Es gibt zunehmend stärkere Signale aus 
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(A) der Geschäftswelt - wie sollte es auch anders sein daß 
sie mit Milosevic und seinem Handeln nicht mehr ein- 
verstanden ist. Ich fand es unglaublich mutig, daß der 
ehemalige Generalstabschef Obradovic in einer öffentli- 
chen Stellungnahme als Vorsitzender der kleinen serbi- 
schen Sozialdemokratie mitgeteilt hat, man solle dem 
serbischen Volk nun endlich deutlich sagen, daß die Ur- 
sache allen Leids die verbrecherische Vertreibungspoli- 
tik gegenüber den Kosovo-Albanem sei. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der F.D.P. sowie bei Abgeord- 
neten der CDU/CSU) 

So etwas in Belgrad zu erklären ist wirklich mutig, vor 
allem dann, wenn man - wie ich - heute morgen gehört 
hat, daß Soran Djindjic nach Montenegro gegangen sei, 
wo er sich, wie man intern weiß, schon etwas länger als 
seit gestern aufhält. Wenn man alles zusammennimmt, 
auch das, was man hier aus zwei Gründen nicht mittei- 
len kann, nämlich wegen des Schutzes von Leben und 
Gesundheit derer, die man sonst zitieren müßte, und we- 
gen des Interesses, die Kriegsverbrecher zu verfolgen - 
deshalb kann man nicht immer alles in allen Einzelhei- 
ten belegen; es sei denn, man wollte die Verfolgung der 
Kriegsverbrecher und den noch wichtigeren Schutz des 
Lebens derer, die in Serbien oder im Kosovo aushalten, 
gefährden; dann könnte man hier fröhlich mit jeder ak- 
tuellen Nachricht operieren; aber ich finde, das verbietet 
sich -, wenn man also das alles zusammennimmt, dann 
kann man feststellen: Es gibt durch das Zusammenwir- 
ken der drei Faktoren - kontinuierliches politisches Be- 
mühen, entschlossenes militärisches Handeln und Ver- 

(B) änderungen, die mittlerweile deutlich sichtbar sind, in 
der innerjugoslawischen Situation - eine durchaus im- 
mer weiter wachsende Chance, in überschaubarer Zeit 
zu einer friedlichen politischen Lösung zu gelangen, und 
zwar auf der Grundlage jener fünf Punkte, die der Bun- 
desaußenminister Anfang April dieses Jahres in die 
internationale Debatte eingebracht hat. 

Ich spreche ausdrücklich - ich weiß, das kann man 
von der Opposition nicht verlangen - dem Bundeskanz- 
ler und dem Bundesaußenminister wegen der sehr kolle- 
gialen Zusammenarbeit und wegen ihrer intensiven Be- 
mühungen um eine enge Zusammenarbeit mit der 
NATO und um fortdauernde Kontakte mit Rußland - sei 
es der Besuch von Herrn Primakow; seien es andere Be- 
suche bis in die jüngste Zeit - hohen Respekt, Dank und 
Anerkennung aus. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Ich hatte vorhin die Nicht-NATO-Staaten angespro- 
chen, die sich hier auch beteiligen. Ich möchte deutlich 
machen: Es handelt sich dabei um ein strikt humanitä- 
res Mandat, das räumlich begrenzt ist. Es ist auch durch 
die Fähigkeiten der internationalen Hilfsorganisationen 
sowie auch durch die Hoffnung - ohne daß man hier all- 
zuviel Optimismus verbreiten sollte - begrenzt, daß es 
bald zu einer politischen Lösung kommt. 

Ich füge hinzu, daß wir die Soldaten, die wir dorthin 
schicken, nicht nur mit einem stolzen Lob ob ihrer 
Motivation und ihres Engagements begleiten, sondern 


auch darauf achten, daß sie auch in diesem Fall keinem (C) 
unverantwortbaren Risiko ausgesetzt werden. Auch 
wenn sie schwerpunktmäßig in Südalbanien eingesetzt 
werden, muß man doch deutlich darauf hinweisen, daß 
das dortige Umfeld nicht wie in Westeuropa ist. Man 
kann nicht ausschließen - auch wenn es unwahrschein- 
lich ist -, daß sie auch in militärische Handlungen ver- 
wickelt werden könnten, insbesondere dann, wenn sie 
bei der Versorgung der Flüchtlinge und Vertriebenen in 
den Durchgangslagern im Norden Albaniens, zum Bei- 
spiel in Kukes, zu helfen versuchen. Also müssen sich 
unsere Soldaten selbst schützen können. Dazu sind 60 
bis 80 Soldaten zur Eigensicherung, ausgerüstet mit 
Handfeuerwaffen, eingeplant. 

Alle anderen bauen Zeltplätze, transportieren 
Hilfsgüter, sorgen für Trinkwasseraufbereitung, betreu- 
en sanitätsdienstlich und auch psychologisch Flüchtlinge 
oder koordinieren den Einsatz. Dazu ist beispielsweise 
die in das entsprechende NATO-Hauptquartier, das 
schon nach Albanien verlegt ist, integrierte Femmelde- 
einheit dringend erforderlich. 

Das Mandat beinhaltet im übrigen den Einsatz unbe- 
mannter Luftaufklärung durch die Bundeswehr und eine 
gewisse Erweiterung des bisher erteilten Mandates. 

Ich will Ihnen das an zwei Beispielen schildern. Wir 
bekamen Hinweise darauf, daß sich im südlichen Zipfel 
Serbiens, in der Nähe der Stadt Vranje, eine Artillerie- 
stellung befinden könnte. Wir haben das wegen Gefahr 
im Verzüge mit der Drohne aufgeklärt. Dabei - übrigens 
auch als wir die Luftabwehrwaffen nach Mazedonien 
gebracht haben, um mit der Stinger Soldaten notfalls 
auch gegen Luftangriffe schützen zu können - haben wir (^) 
das Problem festgestellt, daß wir diese Erkenntnisse und 
diese Möglichkeiten der Selbstverteidigung nicht auch 
für unsere Partner hätten einsetzen können. Es wäre ein 
kurioser Sachverhalt, wenn in Kumanovo Franzosen und 
Deutsche stationiert sind und man erst einmal feststellen 
müßte, ob nur die Deutschen angegriffen werden. Das 
wäre von vornherein lächerlich. 

Die gegenseitige Nothilfe ist zum Schutz der Mitar- 
beiter aller humanitären Organisationen erforderlich. Sie 
ist auch erforderlich, um die Kräfte der NATO-Staaten, 
die mit uns Zusammenarbeiten, zu schützen, und sie ist 
im Zusammenhang mit der Drohne erforderlich, zum 
Beispiel um Anforderungen der mazedonischen Regie- 
rung gerecht zu werden. Das haben wir in der Vergan- 
genheit getan. Der heutige Beschluß beinhaltet eine 
nachträgliche Billigung dieses Einsatzes ebenso wie eine 
Billigung des darüber hinausgehenden erweiterten Ein- 
satzes. 

Ich will auch darauf hinweisen, daß ein darüber hin- 
ausgehender Einsatz, so wie es in dem Antrag der Bun- 
desregierung steht, insbesondere auf dem Territorium 
der Bundesrepublik Jugoslawien nur im Rahmen eines 
VN -Mandats oder eines Friedensabkommens in Betracht 
kommt und in beiden Fällen, wie überhaupt immer, 
zwingend eine erneute konstitutive Zustimmung des 
Deutschen Bundestages erfordert. Es wird also weder 
eine schleichende Beteiligung an irgendwelchen anderen 
Maßnahmen geben, noch wird die Bundesregierung in- 
nerhalb der NATO einer solchen Entwicklung zustim- 
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(A) men. Dafür gibt es gute politische wie auch militärische 
Gründe. Die humanitären Bemühungen finden also eine 
klare Grenze im Humanitären selbst. 

Lassen Sie mich noch auf einen Umstand aufmerk- 
sam machen, der mit humanitären Fragen zu tun hat. 
Kürzlich fand ein Gespräch des Präsidenten des Interna- 
tionalen Roten Kreuzes, Sommaruga, mit Milosevic 
statt. In diesem Gespräch sind angeblich Abmachungen 
getroffen worden, die den Zugang zu den Binnenflücht- 
lingen ermöglichen sollten. Das sind leere Versprechun- 
gen geblieben. Es blieb bei einem Femsehtermin, bei 
einer öffentlichen Bekundung. Danach sind alle Bemü- 
hungen des Internationalen Roten Kreuzes um Zugang 
in den Kosovo unbeantwortet geblieben und gescheitert. 
Dieselben Erfahrungen haben wir schon einmal bei der 
OSZE-Mission gemacht. Deshalb ist es um so dringen- 
der geworden, daß wenigstens denen geholfen werden 
kann, die unter zum Teil entsetzlichen Umständen Alba- 
nien oder Mazedonien erreichen. 

Ich füge hinzu: Das nährt meine Skepsis, daß zum 
Beispiel eine UN-Mission zur Feststellung von Umstän- 
den, die man für die Aufstellung einer internationalen 
Friedenstruppe und einer Interimsverwaltung braucht, 
ohne weiteres freien Zugang zu den Orten bekommt, die 
sie selbst festlegt. Wir haben in der Vergangenheit - das 
geht leider schon über Jahre hinweg so - mit Milosevic 
die Erfahrung gemacht, daß er den Propagandakrieg fast 
so gut wie den skrupellosen Krieg gegen die eigene Be- 
völkerung und ethnisch andere Bevölkerungsgruppen 
beherrscht. 

Vor diesem Hintergrund bitte ich Sie sehr herzlich, 
' ^ mit einer breiten Mehrheit im Deutschen Bundestag, an 
der ich persönlich nie einen Zweifel hatte, den Einsatz 
der deutschen Soldaten zu unterstützen. Sie haben diese 
Unterstützung durchaus notwendig. Sie wird ihnen gut- 
tun, und sie haben sie vor allen Dingen verdient. Wenn 
sich nämlich herausstellt, daß internationale Hilfsorgani- 
sationen mit ihren logistischen Möglichkeiten und von 
ihrer Leistungsfähigkeit her die Situation nicht bewälti- 
gen können, die sich jetzt in Mazedonien und Albanien 
entwickelt hat, dann ist es gut und richtig, wenn Kräfte 
einspringen, die das leisten können. Die Soldaten neh- 
men diese Aufgabe mit großer Begeisterung, mit hohem 
Verantwortungsbewußtsein und starker Motivation 
wahr. Diese Einsatzbereitschaft wird dadurch bestätigt 
und gestärkt, daß der Deutsche Bundestag mit breiter 
Mehrheit unserem Antrag zustimmt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN und der F.D.P. sowie bei Ab- 
geordneten der CDU/CSU) 


Präsident Wolfgang Thierse: Ich erteile das Wort 
dem Kollegen Ulrich Irmer, F.D.P. -Fraktion. 

Ulrich Irmer (F.D.P.): Vielen Dank, Herr Präsident! 
- Meine Damen und Herren! Die Freien Demokraten im 
Deutschen Bundestag werden dem Antrag der Bundes- 
regierung zustimmen, und zwar deshalb, weil wir die 


Unterstützung und Verstärkung des humanitären Einsat- (C) 
zes angesichts des Elends der Vertriebenen für unerläß- 
lich halten. 

Der Bundesverteidigungsminister Scharping hat zu 
Beginn seiner Rede die Situation mit bewegenden Wor- 
ten geschildert. Ich möchte Ihnen, Herr Scharping, aus- 
drücklich sagen, daß ich es als wohltuend empfinde, daß 
Sie in Ihrer Funktion als der für den Einsatz der Bun- 
deswehr zuständige Minister hier ohne jedes Säbelras- 
seln, ohne aggressive Töne, sehr nachdenklich, sehr be- 
sonnen, sehr zurückhaltend, sehr abgewogen und damit 
der Situation angemessen Ihre Aufgabe erfüllen. Dafür 
möchte ich Ihnen danken. 

(Beifall bei der F.D.P., der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab- 
geordneten der CDU/CSU) 

Im übrigen macht sich ja wohl jeder hier im Hause, der 
über Einsätze der Bundeswehr abstimmen muß, die 
Sache keineswegs leicht, sondern wir sind uns alle unse- 
rer Verantwortung bewußt. 

Erlauben Sie mir, daß ich jetzt einen Gesichtspunkt 
anspreche, der mir in letzter Zeit durch den Kopf gegan- 
gen ist. Sicher werden nicht alle meine Auffassung tei- 
len. Ich meine aber, daß sich ein Parlament, wenn es 
weiß, daß es für eine Wehrpflichtarmee Verantwortung 
trägt, um so mehr Mühe bei der Entscheidung über den 
Einsatz seiner Soldaten macht. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der SPD und der CDU/CSU) 

Wir hier im Deutschen Bundestag sind dadurch weit von 
der Gefahr entfernt, das Militär sozusagen als eine stän- 
dig präsente Einheit zu begreifen, die man auf Abruf 
dort einsetzen kann, wo es gerade notwendig ist. Auch 
wenn Wehrpflichtige natürlich nicht gegen ihren Willen 
bei diesen Aktionen eingesetzt werden, müssen wir uns 
bei der Entscheidung über diesen Einsatz doch um so 
mehr Skrupeln aussetzen, weil diese Armee aus der Ge- 
sellschaft und aus unserem Volk heraus kommt und in 
ständigem Austausch mit der Gesellschaft steht und weil 
sich die Bundeswehr gegenüber den Bürgern und der 
Gesellschaft ständig rechtfertigen muß - auch durch das, 
was sie in ihrem Inneren tut. Die Wehrpflichtigen, die in 
die Bundeswehr hineinkommen, repräsentieren nämlich 
dort die Gesellschaft, und umgekehrt kehren die wehr- 
pflichtigen Soldaten wieder in die Gesellschaft zurück 
und vermitteln dort das, was die Bundeswehr braucht 
und benötigt. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit allen Soldaten den 
Dank unserer Fraktion für den Einsatz, den sie leisten, 
aussprechen. 

(Beifall bei der F.D.P., der SPD, der CDU/CSU 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich wünsche allen, die in diesem Einsatz sind, daß sie 
gesund und unversehrt zurückkehren. Ich möchte an die- 
ser Stelle auch die Familien dieser Bundeswehrangehö- 
rigen nicht vergessen, die täglich und stündlich um sie 
zittern, weil diese Einsätze - machen wir uns da nichts 
vor - in hohem Maße gefährlich sind. 
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(A) Meine Damen und Herren, wir stimmen, wie gesagt, 
dem Antrag der Bundesregierung zu. Ich möchte jetzt - 
dabei muß ich etwas kritisch werden - doch noch einmal 
die Frage stellen, warum es ausgerechnet bei der Dis- 
kussion über diesen Antrag mehr Probleme als bei frü- 
heren Vorlagen der Bundesregierung, in denen es um 
Kampfeinsätze ging, gegeben hat. Hier handelt es sich ja 
um einen rein humanitären Einsatz. 

Der Antrag enthält drei Teile: Der erste Teil beinhal- 
tet die Verstärkung der Bundeswehr um bis zu 1000 
Soldaten für ihre Aufgabe, humanitäre Hilfe zu leisten. 
Der zweite Teil legitimiert - ebenfalls unter humanitären 
Aspekten - eine gegenüber dem ursprünglichen Be- 
schluß erweiterte Luftaufklärung durch die Drohnen. 
Der dritte Teil schließlich legitimiert die eigentlich 
selbstverständliche Nothilfe. Es handelt sich also um 
rein humanitäre Aufgaben. 

Was den Inhalt des Beschlusses betrifft, dürfte eigent- 
lich niemand Bedenken haben. Selbst wer prinzipiell 
gegen die Beteiligung der Bundeswehr an den militä- 
rischen Einsätzen in Jugoslawien und im Kosovo ist, 
müßte dem Antrag zustimmen können, weil es sich um 
eine rein humanitäre Angelegenheit handelt. 

Um so verwunderlicher ist, weshalb es im Vorfeld - 
ich räume ein: auch in meiner Fraktion - Irritationen und 
erhöhten Diskussionsbedarf gegeben hat. Ich muß der 
Bundesregierung in diesem Zusammenhang schon sa- 
gen, daß sie dem Parlament dieses Verfahren von oben 
herab zugemutet hat. Ich frage Sie: Warum haben wir 
diese Beschlußvorlage nicht bekommen, als wir in der 
Woche nach Ostern eine Sondersitzung zum Thema 

(B) Kosovo hatten? 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Zu diesem Zeitpunkt hatte die Bundesregierung die Eil- 
entscheidung schon längst getroffen. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Alles 
innerparteiliche Taktiererei!) 

Indem Sie zu den Drohnen - das ist jetzt Inhalt der Be- 
schlußvorlage - eine ausdrücklich so bezeichnete Eilent- 
scheidung getroffen haben, haben Sie ja eingeräumt, daß 
diese Entscheidung der Zustimmung des Deutschen 
Bundestages bedarf. Denn nach der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichtes sind Sie zur Eilentschei- 
dung in Situationen, in denen der Bundestag eigentlich 
zustimmen müßte, das aber aus zeitlichen Gründen nicht 
geht, ermächtigt. Die Frage bleibt aber: Warum haben 
Sie uns diesen Antrag nicht in der Woche nach Ostern, 
als wir zu diesem Thema debattiert haben, vorgelegt? 

Eine weitere Frage. Als wir Anfang der Woche Ihre 
Vorlage zum erstenmal auf den Tisch bekommen haben, 
haben wir Sie gefragt: Warum schreiben Sie in das Ru- 
brum nicht das hinein, was in der Begründung steht? 
Wir haben Ihnen sogar eine goldene Brücke gebaut, in- 
dem wir Ihnen vorgeschlagen haben, in den Antrag auf- 
zunehmen: Der Deutsche Bundestag stimmt . . . der deut- 
schen Beteiligung an der humanitären Hilfe im Zusam- 
menhang mit dem Kosovo-Konflikt zu nach Maßgabe 
des Beschlusses der Bundesregierung vom Soundso- 
vielten. - In diesem Beschluß ist nämlich all das enthal- 
ten, was uns Anlaß zu Fragen gegeben hat. 


Hier ist der Verdacht aufgekommen, es solle durch (C) 
die Hintertür der Einsatz von Bodentrnppen ermög- 
licht werden. 


(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Un- 
sinn!) 


Wer die Diskussion bei uns im Land kennt, weiß ja, daß 
die Menschen Angst davor haben. Deshalb verstehe ich 
es einfach nicht, weshalb Sie das - in einer gewissen 
handwerklichen Schluderigkeit - nicht ausdrücklich in 
Ihrem Antrag geklärt haben, und daß Sie sich, als wir 
Sie darum gebeten haben, auf die Position zurückgezo- 
gen haben: Das haben wir schon immer so gemacht. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Wo 
kämen wir denn da hin?) 

Das sind die berühmten drei Grundsätze des deutschen 
Verwaltungshandelns: Erstens. Das haben wir noch nie 
so gemacht. Zweitens. Das haben wir schon immer so 
gemacht. Drittens. Da könnte ja jeder kommen. 

Sie haben gesagt, das haben wir schon immer so ge- 
macht. - Es stimmt aber nicht; denn in allen früheren 
Beschlüssen war im Rubrum ausdrücklich der Passus 
enthalten: nach Maßgabe des Beschlusses der Bundesre- 
gierung vom Soundsovielten. Damit hätten Sie alles be- 
rücksichtigt. Sie haben aber nach dem dritten Verwal- 
tungsgrundsatz „Da könnte ja jeder kommen“ gehandelt. 
Das ist eine Mißachtung der Opposition, die wir uns auf 
Dauer nicht gefallen lassen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 


Ich appelliere also an Sie, das nächste Mal etwas mehr 
Umsicht walten zu lassen. '' 


\n der Sache stimmen wir Ihnen, wie gesagt, zu. Ich 
räume auch ein, daß Sie, Herr Scharping und Herr 
Fischer, nicht nur in den Ausschüssen, sondern auch im 
Plenum in wünschenswerter Deutlichkeit gesagt haben, 
daß dies eine rein humanitäre Angelegenheit ohne Hin- 
tertür ist. Der Passus oben auf Seite 4 in Ihrem Antrag, 
der sich auf alle drei Teile Ihres Beschlusses bezieht, ist 
selbstverständlich ganz wichtig. Dort heißt es, daß ein 
darüber hinausgehender Einsatz nur im Rahmen eines 
UN-Mandates oder eines Friedensabkommens erfolgen 
darf und wird und daß dazu eine erneute Zustimmung 
des Deutschen Bundestages erforderlich wäre. 

Damit gehen wir eigentlich hinter das zurück, was 
wir im November und im Februar schon beschlossen 
haben. Denn mit dem Beschluß zur Extraction Force 
hatten wir bereits ein Eingreifen der Bundeswehr auf 
dem Territorium der Bundesrepublik Jugoslawien legi- 
timiert. Im Beschluß vom Februar hatten wir vereinbart, 
daß zur Absicherung eines Abkommens, eines Ram- 
bouillet-Abkommens, auch ein Bodeneinsatz zulässig 
sei. 


Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Schluß noch einige Bemerkungen zu dem Ergebnis der 
gestrigen Außenministerkouferenz der G 8 machen. 
Natürlich ist das nicht der große Durchbruch. Ich warne 
davor, dieses Ergebnis zu bejubeln; das tut auch nie- 
mand. Ich warne aber auch davor, das Ergebnis für so 
gering zu halten wie die „Neue Zürcher Zeitung“ heute 
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(A) unter der Überschrift „Magere Ergebnisse“. Sicher ist 
das nichts Konkretes und sind mehr Fragen offen als be- 
antwortet. Das war aber angesichts der Situation nicht 
anders zu erwarten. 

Ich halte es für ganz wesentlich, daß durch dieses Er- 
gebnis, dem die Russen zugestimmt haben - das ist der 
entscheidende Punkt -, wieder der Weg zur Politik er- 
öffnet worden ist, und zwar stärker als je zuvor. Ich 
halte es auch für ganz entscheidend, daß in diesem Be- 
schluß den Vereinten Nationen wieder die Rolle zuer- 
kannt wird, die sie eigentlich haben müßten, die aber 
leider in der Vergangenheit in den Hintergrund getreten 
ist. 

Wir alle hier haben, wenn es um die Erörterung einer 
denkbaren politischen Lösung ging, immer zwei Dinge 
betont. Erstens: Die Vereinten Nationen müssen wieder 
in die Verantwortung genommen werden. Zweitens: Um 
dies zu erreichen, müssen die Russen mit an Bord. 

Herr Scharping, ich verstehe, daß Sie Ihre Kollegen 
hier rühmen und preisen. 

(Bundesminister Scharping: Das haben sie 
auch verdient!) 

Das ist auch in Ordnung. Wie aber der russische Pre- 
mierminister Primakow hier in Deutschland behandelt 
worden ist, als er von seiner Mission in Belgrad zur Be- 
richterstattung zu uns gekommen ist, war schon schand- 
bar. Das war keine Meisterleistung deutscher Diploma- 
tie. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU so- 

(B) wie bei Abgeordneten der PDS) 

Wenn man schon sagt, die Russen mit ins Boot nehmen 
zu wollen, kann man den Premierminister nicht behan- 
deln wie einen dummen Jungen, der seine Hausaufga- 
ben schlecht erledigt hat. Das hätte ganz anders laufen 
müssen. Man hätte sagen müssen: Herr Primakow, das 
ist großartig! Wir bedanken uns bei Ihnen dafür, daß 
Sie sich eingesetzt haben und wie Sie sich eingesetzt 
haben. Wenn Ihr Ergebnis nicht unseren Erwartungen 
entspricht, dann liegt das nicht an Ihnen, sondern an 
Herrn Milosevic. Wir bitten und ermuntern Sie, auf 
diesem Wege weiterzumachen. - Gott sei Dank haben 
Sie aus diesem Fehler gelernt: Die Russen sind mit an 
Bord. 

Es bleibt natürlich die Frage: Wie sehen die Rege- 
lungen bezüglich der Sicherheitstruppe - hier heißt 
es wunderschön ausgedrückt „Sicherheitspräsenzen“, 
noch dazu also im Plural - aus? Ohne NATO wird und 
kann das gar nicht gehen. Ob die Russen ein NATO- 
Mandat akzeptieren, ist offen. Es gibt also Fragen über 
Fragen. 

Ich freue mich aber, daß es überhaupt zu einer Ver- 
einbarung unter Beteiligung der Russen gekommen ist, 
und ermuntere die Bundesregierung, sich weiter um eine 
friedliche Regelung zur Lösung des Konfliktes zu be- 
mühen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 


Präsident Wolfgang Thierse: Das Wort hat nun 
der Kollege Gregor Gysi, PDS-Fraktion. 

Dr. Gregor Gysi (PDS): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Herr Bundesaußenminister, Ihr Appell 
an Makedonien, die Grenzen wieder zu öffnen, findet 
unsere volle Unterstützung; denn wir können nicht 
Flucht und Vertreibung verurteilen, gleichzeitig aber die 
Grenzen geschlossen halten, wenn die Vertriebenen und 
Flüchtlinge kommen. 

Auf der anderen Seite ist dies eine Art Hilferuf Ma- 
kedoniens nach mehr Hilfe durch die Staaten der NATO, 
aber auch der Europäischen Union insgesamt, weil Ma- 
kedonien mit dieser Situation überfordert wird. Insofern 
unterstützen wir auch Ihren Appell an die EU-Länder, 
endlich den Verpflichtungen zur Aufnahme von Vertrie- 
benen zu entsprechen. 

Wenn man sich die moralischen Begründungen gera- 
de von Tony Blair und Jacques Chirac hinsichtlich die- 
ses Krieges vor Augen hält und mit einbezieht, daß sie 
nicht bereit sind. Vertriebene aufzunehmen, dann wird 
das Ganze in besonderem Maße unglaubwürdig. Wenn 
das Schicksal der Kosovo-Albaner das eigentliche An- 
liegen des Krieges ist, dann ist doch nicht vermittelbar, 
weshalb sich die EU bei der Aufnahme von Vertriebe- 
nen und Flüchtlingen, bei der Hilfe für Makedonien 
und Albanien so schwertut. Das ist einfach nicht nach- 
vollziehbar. 

(Beifall bei der PDS) 

Wir dürfen aber natürlich nicht so tun, als ob dies in 
Deutschland völlig unproblematisch wäre. Ich erinnere 
daran, daß noch vor ein paar Tagen Baden-Württemberg 
und Bayern gesagt haben, daß sie nicht bereit sind, wei- 
tere Flüchtlinge und Vertriebene aufzunehmen. Das 
heißt: Im Militärischen ist offensichtlich schnell Einig- 
keit herzustellen. Wenn es aber um konkrete Hilfe für 
Flüchtlinge und Vertriebene geht, dann fehlt diese 
Einigkeit. Dazu paßt ja eben auch - dazu haben Sie, 
Herr Bundesaußenminister, hier nichts gesagt -, daß die 
Abschiebung von Kosovo-Albanem bis zum März 1999 
durch deutsche Verwaltungs- und Oberverwaltungsge- 
richte bestätigt wurde, die sich dabei regelmäßig auf die 
Auskünfte Ihres Ministeriums gestützt haben. Das steht 
im klaren Widerspruch zu dem, was als Begründung für 
den Krieg angegeben worden ist. Eigentlich müßte uns 
das veranlassen, noch einmal sehr grundsätzlich über die 
Asylpraxis in Deutschland nachzudenken. 

Ich sage im Namen der Fraktion der PDS, daß wir 
dem Antrag der Bundesregierung nicht zustimmen 
werden. Vielmehr sind wir dafür, die vorgesehenen 
Mittel den Hilfsorganisationen vor Ort zur Verfügung zu 
stellen, 

(Beifall bei der PDS) 

aber wir sind nicht dafür, weitere tausend Soldaten zu 
entsenden. Das hat zwei Gründe. 

Der erste Grund ist, daß schon jetzt ein Kontingent 
von 6 100 Soldaten durch diesen Bundestag beschlossen 
worden ist. Darunter sind 5 000 Soldaten, die für den 
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(A) Fall einer Implementierung vorgesehen sind, die gar 
nicht bevorsteht. Es hat uns niemand die Frage beant- 
worten können, warum nicht aus diesem Kontingent die 
Soldaten für den Bau von Wasserleitungen und für ande- 
re humanitäre Hilfe in Albanien abgestellt werden kön- 
nen. 

Der zweite Grund hängt damit zusammen, daß man 
sich ja das Gesamtszenario ansehen muß. Die USA 
schicken immer mehr Waffen, nicht nur nach Albanien, 
sondern jetzt auch nach Ungarn; sie schicken immer 
mehr Soldaten. Man hört von Geheimplänen, die vor- 
sehen, im Juni mit Bodentruppen einzumarschieren. An- 
gesichts dessen können Sie von uns doch nicht erwarten, 
daß wir der Entsendung weiterer Soldaten zustimmen, 
da wir nicht wissen, inwiefern das zu einer Eskalation 
beiträgt. 

(Beifall bei der PDS) 

Ich will auch etwas zu der Erklärung der G 8 sagen. 
Sie, Herr Außenminister, haben besonders hervorgeho- 
ben, daß Rußland jetzt dabei ist. Ich weise zunächst 
einmal darauf hin: Rußland war schon in der Kontakt- 
gruppe dabei. Insofern ist das nichts Neues. Vielmehr 
muß ich hier feststellen: Nach Beginn des Krieges nah- 
men die Demütigungen Rußlands ihren Anfang, die wir 
immer kritisiert haben. Allerdings hat nicht die deutsche 
Regierung, sondern Präsident Clinton damit angefangen. 
Unmittelbar nach Beginn des Krieges - das wissen Sie 
ganz genau, Herr Außenminister - hat Jelzin ein G-8- 
Treffen auf höchster Ebene vorgeschlagen, damit man 
sofort über die Situation beraten kann. Damals hat 
Clinton erklärt, daß er überhaupt keinen Grund für ein 

(B) solches Treffen sehe, und so fand es nicht statt. Dann 
kam die Demütigung von Primakow hinzu, die ja gerade 
vom Kollegen Irmer beschrieben wurde. Primakow kann 
ja froh sein, daß er nicht als fünfte Kolonne bezeichnet 
wurde. Das war die Situation in Deutschland; damals 
wollte man über diese Fragen eigentlich gar nicht reden. 
Wenn ich die heutige Situation mit der damaligen ver- 
gleiche, muß ich sagen: Es ist durchaus günstig, wenn 
jetzt die diplomatischen Bemühungen intensiviert 
werden. 

Ob es Ihnen, Herr Außenminister, nun paßt oder 
nicht: Die Erklärung der G 8 - ich komme auch gleich 
noch auf die Schwächen zu sprechen - weicht nicht so 
erheblich vom Friedensvorschlag der PDS ab. Es tut mir 
leid. Schauen Sie ihn sich an. Genau mit dem Ziel, mich 
für eine Präsenz von UNO-Truppen einzusetzen, bin ich 
nach Belgrad gefahren, um dort dahin gehend Wege zu 
eröffnen, daß man das akzeptiert. Dafür bin ich hier 
maßlos diffamiert und beschimpft worden. 

(Beifall bei der PDS) 

Wofür? - Für etwas, was Sie selbst jetzt unterschreiben. 

Nur, Sie interpretieren das in gewisser Weise falsch. 
Ich kann Texte ganz gut lesen. Da ist zum Beispiel vom 
Rückzug nicht der militärischen, polizeilichen und pa- 
ramilitärischen Kräfte die Rede, sondern vom Rückzug 
militärischer, polizeilicher und paramilitärischer Kräfte. 
Das würde auch einen Teilabzug einschließen. 

Dann sagen Sie, Rambouillet sei hier voll bestätigt 
worden, ich solle meine Kampagne einstellen. Hören Sie 


zu: Ich habe gegen den politischen Teil - daß heißt, so- 
weit es um die Autonomie und die Selbstverwaltung 
geht - nie eine Kampagne geführt. Genau das steht in 
der Erklärung, daß nämlich die substantielle Selbstver- 
waltung unter voller Berücksichtigung des Rambouillet- 
Abkommens gewährleistet werden soll. Was allerdings 
den militärischen Teil betrifft, so muß ich sagen: Es 
steht dort etwas völlig anderes als im Rambouillet- 
Abkommen. Dort steht nämlich, daß internationale zi- 
vile und Sicherheitspräsenzen in Übereinstimmung mit 
den Vereinten Nationen und nach Billigung durch den 
Sicherheitsrat zu stationieren sind. In unserem Frie- 
densplan hieß es, daß die friedliche und sichere Rück- 
kehr der Vertriebenen und Flüchtlinge auf eine vom 
Weltsicherheitsrat zu bestimmende Art und Weise zu 
gewährleisten ist. Das ist faktisch mit dem identisch, hat 
aber eben mit dem Rambouillet- Vertrag nichts zu tun, in 
dem von einer Besatzung durch die NATO die Rede 
war. Die UNO kam ja im militärischen Teil von Ram- 
bouillet überhaupt nicht vor. 

(Beifall bei der PDS - Gemot Erler [SPD]: 

Warum? Wer hat es verhindert?) 

- Es geht nicht um die Frage des Warum, sondern es 
geht darum, daß der Minister gesagt hat, es gebe eine 
Identität. Ich weise einfach auf die Unterschiede hin. 
Das Bemühen, die UNO einzuschalten, war damals 
äußerst gering, weil die NATO meinte, sich vom Si- 
cherheitsrat und von der UNO einfach abkoppeln zu 
können, 

(Gemot Erler [SPD]: Nein! Weil die Russen 
abgelehnt haben! Das war der Grund!) 

und man hat deshalb das Mittel der Politik aufgegeben. 
Das, was hier steht, hätte man auch ohne den Krieg er- 
reichen können. 

Ich komme jetzt auf die entscheidende Schwäche und 
auch auf die Widersprüche zu sprechen. Hier steht: „ter- 
ritoriale Unversehrtheit der Bundesrepublik Jugoslawi- 
en“. Clinton sprach aber am Mittwoch von „Besat- 
zungstruppen“ und meinte damit die jugoslawischen 
Truppen im Kosovo. Wenn es denn Besatzungstruppen 
wären, geht er davon aus, daß dieser Teil nicht mehr zu 
Jugoslawien gehört. Das heißt, hier muß erst einmal 
Klarheit geschaffen werden. 

Es ist auch nicht gut, wenn von Ungarn jetzt Forde- 
rungen in bezug auf die Vojvodina erhoben werden, weil 
dann sofort eine Antihaltung aus der Sorge heraus ent- 
steht, ganz Jugoslawien solle zerstückelt werden. 

Ein Punkt fehlt natürlich in der Erklärung der G 8 - 
es gibt noch andere Schwächen, auf die ich hier aber 
nicht eingehen will -: Wann hören Sie auf, die Bundes- 
republik Jugoslawien zu bombardieren? 

(Beifall bei der PDS) 

Das Ende des Krieges ist der einzige Punkt, der hier 
überhaupt nicht vorkommt. 

Das ist deshalb besonders bemerkenswert, weil Präsi- 
dent Clinton, also der Chef des ganzen Unternehmens, 
am Mittwoch hier in Deutschland - wo er ohne jede Be- 
grüßung von deutscher Seite eingereist ist, um auch 
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(A) einmal zu zeigen, wem die Stützpunkte hier gehören - 
gesagt hat, „erbarmungslos“ - das ist nun wörtlich, Herr 
Fischer - werde in Jugoslawien weiter gebombt. Jetzt 
frage ich Sie: Was bedeutet eigentlich im Zusammen- 
hang mit Krieg, im Zusammenhang mit Bomben das 
Wort „erbarmungslos“? Das heißt, ohne jedes Erbarmen 
wird weiter gebombt. Hätten Sie nicht wenigstens das 
Verwenden eines solchen Begriffes kritisieren können? 
Aber diesen Mut, Herr Bundesaußenminister, haben Sie 
nicht. Insofern könnten auch Sie einmal Ihre Ohren spit- 
zen. 

(Beifall bei der PDS) 

Sie weigern sich, zu bestimmten Fragen Stellung zu 
nehmen. Sie haben noch nie erklärt, warum zunehmend 
zivile Objekte in Jugoslawien bombardiert werden. 
Auch Herr Scharping hat noch nie erklärt, was der mili- 
tärische Zweck der Bombardierung von Düngemittelfa- 
briken, von Heizkraftwerken, von Wasserkraftwerken 
oder Elektrizitätskraftwerken ist, worin der Zweck be- 
steht, daß Häuser und Wohnungen nicht mehr beheizt 
werden können, nicht mehr mit Strom versorgt werden 
können. 

Sie kennen doch die Berichte: Es gibt ein schlimmes 
Leiden der Kosovo-Albaner, aber es gibt auch ein zu- 
nehmendes Leiden der serbischen Zivilbevölkerung. 
Darauf gehen Sie aber nie ein. Sie könnten wenigstens 
einmal zur Verhältnismäßigkeit im Rahmen dieses Krie- 
ges Stellung nehmen. 

(Beifall bei der PDS) 

Auch die Zahl der Versehen nimmt zu; das tun Sie 
' ^ immer so ab. Da wird ein aus Kosovo-Albanem beste- 
hender Flüchtlingstreck beschossen, da werden zwei 
Reisebusse beschossen. Dann werden versehentlich 
Wohngebiete beschossen. Aus Versehen werden Rake- 
ten nach Sofia oder an andere Orte Bulgariens geschickt. 

(Zuruf von der SPD: Haben Sie schon einmal 
überlegt, was im Kosovo passiert?) 

Ich sage Ihnen folgendes dazu: Wir leben hier in 
einer Gesellschaft, wo jede Bürgerin und jeder Bürger 
für die kleinste Fahrlässigkeit am Arbeitsplatz haftet. 
Wenn Sie hier eine Frist versäumen, verlieren Sie ganze 
Ansprüche. Die Bundesregierung geht aber mit den Ver- 
sehen um in dem Sinne: Einfach Pech gehabt; das ist 
nun einmal fehlgeleitet worden. 

Nein, man trägt auch für Fahrlässigkeit Verantwor- 
tung, das heißt auch für Versehen, die im Rahmen eines 
Krieges geschehen. 

(Beifall bei der PDS - Zuruf von der SPD: 

Das sagen Sie einmal Milosevic!) 

- Ja, das habe ich gemacht. 

(Weiterer Zuruf von der SPD) 

- Sie müssen sich doch nicht so aufregen, nur weil Sie 
so ein schlechtes Gewissen haben. 

(Beifall bei der PDS - Lachen bei der SPD) 

Bundesverteidigungsminister Scharping hat eben die 
entscheidenden Fortschritte genannt: Es gibt politische 


Bewegung, und es gibt Destabilisierung in Jugoslawien. (C) 
Nur, Herr Bundesverteidigungsminister, das Kriegsziel 
war doch nicht, daß die russische Regierung sich bewegt 
oder daß es eine Destabilisierung in Jugoslawien gibt. 

Das Kriegsziel war - so haben Sie gesagt -, das Morden, 
das Töten, das Vertreiben der Kosovo-Albaner zu been- 
den. 

(Bundesminister Rudolf Scharping: Ja, aber 
dazu muß man doch in Belgrad etwas ändern, 
verehrter Herr! - Manfred Opel [SPD]: Glau- 
ben Sie eigentlich den Unsinn, den Sie hier 
verbreiten?) 

Mit Blick auf dieses Kriegsziel, Herr Bundesverteidi- 
gungsminister, denke ich an Ihre Schilderung und die 
des Bundesaußenministers, der zu Beginn dieser Debatte 
gesagt hat, daß die Leiden noch schlimmer geworden 
seien. Wenn man also nach sechs Wochen Krieg fest- 
stellt, daß sich hinsichtlich des eigentlichen Kriegszieles 
nichts verbessert, sondern nur alles verschlimmert hat, 

(Manfred Opel [SPD]: Aber das war doch Ihr 
Freund Milosevic!) 

dann ist das nicht nur völkerrechtswidrig, sondern offen- 
sichtlich auch ein falscher Weg. Milosevic nutzt das 
Bombardement für eine systematische Vertreibung. 
Deshalb war das immer der falsche Weg. Wir haben im 
Unterschied zu Ihnen keine Sekunde daran geglaubt, daß 
er durch Bomben von seinen Verbrechen zurückzuhalten 
ist. 

(Beifall bei der PDS) 

(D) 

Präsident Wolfgang Thierse: Kollege Gysi, Sie 
sind deutlich über der Zeit. 


Dr. Gregor Gysi (PDS): Deshalb sage ich: Beenden 
Sie den Krieg! Das ist die Voraussetzung für jede ver- 
nünftige politische Lösung auch und gerade im Interesse 
der Kosovo-Albaner und des Beendens ihres Leidens. 

(Beifall bei der PDS) 

Präsident Wolfgang Thierse: Ich erteile dem Kol- 
legen Rudolf Bindig, SPD-Fraktion, das Wort. 

Rudolf Bindig (SPD): Herr Präsident! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Ich finde es angesichts der 
Ernsthaftigkeit der Probleme, die wir zu diskutieren ha- 
ben, unangemessen, eine solche Aufgeregtheit und Ag- 
gression in das Parlament zu bringen. 

(Beifall bei der SPD) 

Kemanliegen des Mandates, über welches wir heute 
beraten, ist es, der Bundesregierung die Möglichkeit zu 
geben, Personal und Gerät der Bundeswehr für humani- 
täre Hilfsleistungen in und für Mazedonien und Albani- 
en im Zusammenhang mit dem Kosovo-Konflikt einzu- 
setzen. Es geht um humanitäre Soforthilfe für Flücht- 
linge. Die Lage der Flüchtlinge im Kosovo und in den 
Nachbarländern ist in der Tat dramatisch. 
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(A) Flüchtlingsströme hat es übrigens bereits lange vor 
dem Beginn der militärischen Aktionen durch die 
NATO im Kosovo gegeben. Im Juli 1998 kam es im Zu- 
ge der Ausweitung der Kampfhandlungen im Kosovo 
bereits zu einem Anstieg der Zahl der Flüchtlinge auf 
mehr als 120 000. Im September und Oktober 1998 stie- 
gen die Flüchtlingszahlen auf etwa 300 000 an. Die 
Menschen hatten damals zum großen Teil im Freien Zu- 
flucht gefunden, wo sie Regen und Kälte ausgesetzt wa- 
ren. Wegen des unmittelbar bevorstehenden Winters 
zeichnete sich bereits damals eine humanitäre Katastro- 
phe ab. 

Infolge des Holbrooke-Milosevic-Abkommens und 
des Einsatzes von OSZE-Beobachtern ging die Zahl der 
Flüchtlinge im November/Dezember 1998 zunächst 
wieder zurück. Dennoch blieb die humanitäre Lage fra- 
gil. Damals konnten zudem im Kosovo noch humanitäre 
Hilfsleistungen erbracht werden. Im Februar 1999, als 
die serbischen Militärs und paramilitärischen Einheiten 
nach dem „Hufeisenplan“ mit der Vertreibung der Ko- 
sovo-Albaner begannen, stiegen die Flüchtlingszahlen 
schnell wieder auf 230 000 an. Nach aktuellen Zahlen 
des UNHCR, des Internationalen Komitees des Roten 
Kreuzes und der NATO wird die Zahl der Flüchtlinge in 
Albanien jetzt auf zirka 405 000 Flüchtlinge, in Maze- 
donien auf 198 000 Flüchtlinge, in Montenegro auf rund 
62 000 Flüchtlinge und in Bosnien-Herzegowina auf 
zirka 40 000 Flüchtlinge geschätzt. 

Über die Grenzen des Kosovo wären damit bereits 
zirka 700 000 Menschen vor der brutalen Vertreibung 
durch serbische Kräfte geflohen. Die Zahl der Flücht- 
linge im Kosovo kann nur grob auf 350 000 bis 600 000 
oder 700 000 geschätzt werden. Es läßt sich sagen, daß 
fast die gesamte albanische Bevölkerung des Kosovo in- 
zwischen entweder auf der Flucht im Lande ist oder be- 
reits über die Grenze vertrieben worden ist. 

Für die über die Grenzen geflohenen 700 000 Men- 
schen - die Bevölkerung von sieben Großstädten oder 
von rund 20 Mittelstädten von 35 000 Einwohnern - galt 
und gilt es, in wenigen Tagen alles Überlebensnotwen- 
dige zu besorgen und es zum Teil, da es in der Region 
nicht verfügbar war, von weither heranzuschaffen. 

Die Lage der Flüchtlinge ist in dem jeweiligen Um- 
feld zu sehen. Sie ist unterschiedlich: Ohne Zweifel ist 
die Situation im Kosovo am dramatischsten; zugleich 
bestehen dort die geringsten Einwirkungsmöglichkeiten. 
Eine Versorgung über Air-Drop ist nicht möglich. Nur 
wenige humanitäre Hilfsorganisationen können dort - 
unter Lebensgefahr - tätig sein. Der Auftrag und das 
Mandat der Bundeswehr bezieht sich dennoch aus- 
drücklich nicht auf humanitäre Hilfe für diese Flüchtlin- 
ge. Ebenso bezieht sich das Mandat nicht auf Hilfslei- 
stungen für Flüchtlinge in Montenegro. 

Abgedeckt durch die vorangegangenen Beschlüsse 
des Bundestages, leistet die Bundeswehr bereits huma- 
nitäre Hilfe für Flüchtlinge in Mazedonien und in ge- 
ringerem Maße auch in Albanien. Die Hilfe für die zirka 
200 000 Vertriebenen in Mazedonien findet in einem 
schwierigen politischen Umfeld statt. Die hohe Zahl der 
bereits aufgenommenen Menschen und der weiter 
anhaltende Zustrom erfordern ganz außergewöhnliche 


organisatorische, logistische und technische Leistungen. (C) 
Diese enormen Anforderungen konnten in Mazedonien 
nur durch den Einsatz der dort anwesenden Militärs der 
Extraction Force bewältigt werden. Erst durch den Ein- 
satz der verschiedenen Militärs, in besonderem Maße 
auch der Bundeswehr, ist es gelungen, eine gewisse 
Struktur in die Flüchtlingshilfe zu bringen. Die ver- 
schiedenen vor Ort tätigen internationalen Hilfsorgani- 
sationen und nationalen Nichtregierungsorganisationen 
waren trotz beachtlicher Bemühungen allein nicht in der 
Lage, die sich stellende gigantische Aufgabe zu bewerk- 
stelligen. Die Größe der Aufgabe überforderte sie. In 
wenigen Stunden galt es, die Lagerflächen zu planieren 
und zu befestigen, Zelte aufzubauen und auszustatten, 
Wasser heranzuschaffen und aufzubereiten, sanitäre Ein- 
richtungen zu erstellen und Vorkehrungen für eine 
Fäkalien- und Abfallentsorgung zu treffen. Durch eine 
gewaltige Kraftanstrengung der vor Ort befindlichen 
Militärs und der Hilfsorganisationen ist es inzwischen 
gelungen, für zirka 105 000 Flüchtlinge in Lagern eine 
gewisse Versorgung zu sichern. Weitere zirka 95 000 
Menschen leben in Gastfamilien. 

Der Einsatz der Militärs ist subsidiär angelegt. Die 
gesamte Organisation zum Aufbau und Betrieb eines 
Lagers einschließlich der medizinischen Versorgung 
wurde von der Bundeswehr nur so lange übernommen 
und betrieben, bis das Lager an zivile Organisationen 
übergeben werden konnte. Es ist einfach naiv, wenn hier 
in einem Antrag die Meinung vertreten wird, das könn- 
ten doch auch die zivilen Hilfsorganisationen tun. Es 
heißt dort, gegebenenfalls sollten Vorkehrungen getrof- 
fen werden, die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß 
die humanitäre Hilfe dann an zivile Kräfte übergeben 
wird. Das geschieht bereits. Man versucht, möglichst die 
zivilen Hilfsorganisationen heranzuziehen. Diese sagen 
aber: Wir schaffen das nicht, wir können das nicht; das 
Problem ist zu groß, und deshalb bitten wir darum, daß 
das Militär international tätig wird. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN sowie des Abg. Ulrich Irmer 

[F.D.P.]) 

Deshalb ist es einfach falsch, wenn es in dem Antrag 
heißt, daß die nichtmilitärischen Kräfte diese Aufgabe 
zweifellos übernehmen könnten. Sie können es nicht, und 
deshalb sind diese Vorschläge nicht ernst zu nehmen. 

In Albanien ist die Situation der Flüchtlinge wieder 
anders gelagert. Die Zahl der Flüchtlinge ist mit 400 000 
etwa doppelt so hoch wie in Mazedonien. Dort finden 
die Flüchtlinge Aufnahme in einem für sie freundlichen 
Umfeld. Allerdings sind die infrastrukturellen und die 
logistischen Voraussetzungen im ärmsten Land Europas 
wesentlich schwieriger. 

Da die Versorgung in Mittel- und Südalbanien besser 
zu organisieren ist und dieses Gebiet auch sicherer vor 
militärischen Übergriffen ist, sollen Flüchtlinge in gro- 
ßem Umfang vom Norden aus dorthin verlagert werden. 

Dazu gilt es erneut, Lager einzurichten und teilweise die 
Infrastruktur durch Pionierleistungen zu verbessern. 
Deutsche Organisationen wie das Technische Hilfswerk 
und die GTZ haben dort bereits etliches geleistet, aber 
auch sie brauchten die Unterstützung der Bundeswehr. 
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(A) Um auch in Albanien die weiteren notwendigen hu- 
manitären Hilfsleistungen erbringen zu können, soll 
durch die Operation „Allied Harbour“ eine Möglich- 
keit geschaffen werden, mit Hilfe von etwa 8 000 Sol- 
daten Unterstützung zu gewähren. Deutschland muß da- 
zu einen Anteil erbringen. Dazu brauchen wir hier das 
Mandat. 

Auch dieser Einsatz soll wieder nach dem Subsidia- 
ritätsprinzip erfolgen: Dort, wo internationale humanitä- 
re Hilfsorganisationen und Nichtregierungsorganisatio- 
nen Arbeiten erledigen können, werden sie nicht nur die 
Möglichkeit dazu haben, sondern sollen sie diese Auf- 
gabe vorrangig wahmehmen. Auftrag der Bundeswehr 
ist die Unterstützung dieser humanitären Hilfsorganisa- 
tionen und des UNHCR. 

Die eindeutig humanitäre Zielsetzung dieser Missi- 
on müßte es eigentlich auch denjenigen Kolleginnen und 
Kollegen des Hauses möglich machen, diesem Mandat 
zuzustimmen, die den militärischen Einsatzbeschlüssen 
nicht zugestimmt haben oder mit wachsender Skepsis 
gegenüberstehen. Diesen Kolleginnen und Kollegen sei 
gesagt: Nicht alles, was Militär macht, ist auch militä- 
risch. Hier geht es um Not- und Flüchtlingshilfe im 
direkten und unmittelbarsten Sinne des Wortes; es geht 
um direkte Hilfe für Menschen in existentieller Not. Das 
müßte man doch unterstützen können. 

Wichtig scheint mir auch, daß bereits jetzt darüber 
nachgedacht wird, wie den Flüchtlingen mittelfristig 
Schutz und Unterkunft gewährt werden kann. Selbst 
wenn sich die gesamte Zielsetzung natürlich darauf 

(B) richtet, zu erreichen, daß die Flüchtlinge möglichst bald 
in den Kosovo zurückkehren können, muß doch bei 
einer realistischen Betrachtung davon ausgegangen wer- 
den, daß ein Großteil der Flüchtlinge noch etliche 
Monate versorgt und unterstützt werden muß. Es ist un- 
denkbar, daß die Flüchtlinge den nächsten Winter in 
Zeltlagern verbringen können. 

Deshalb sollte aus humanitärer Sicht schon jetzt dar- 
über nachgedacht werden, wie nach der Sommerzeit, al- 
so im nächsten Herbst und im beginnenden Winter, für 
die Flüchtlinge ausreichender Schutz in Form von Ge- 
bäuden geschaffen werden kann. Dazu gehört die Über- 
legung, ob es nicht notwendig ist, einen größeren Teil 
dieser Personen nach Westeuropa zu bringen. Ich glau- 
be, daß hier noch mehr getan werden könnte. 

(Beifall der Abg. Dr. Angelika Köster-Loßack 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Man sollte bedenken, daß Albanien 400 000 Flücht- 
linge aufgenommen hat. Das sind 12 Prozent der Bevöl- 
kerung. Dazu kann man natürlich sagen: Das sind Alba- 
ner in Albanien. Mazedonien hat 200 000 Flüchtlinge 
aufgenommen. Das sind 10 Prozent der Bevölkerung. 
Deutschland hat 10 000 Flüchtlinge aufgenommen. In 
Relation zu unserer Einwohnerzahl sind dies 0,0125 
Prozent. Da muß noch mehr getan werden können! 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
PDS) 


Es ist einfach unwürdig, daß hierüber zwischen dem (C) 
Bundesinnenminister und den Länderministem ein lan- 
ger Streit geführt werden muß und sich der Bundesmi- 
nister nur mühselig durchsetzen kann - und zwar nur 
unter geteilter Zustimmung einiger Bundesländer -, ein 
neues Kontingent für besondere Härtefälle zu schaffen, 
damit noch mehr Flüchtlinge aufgenommen werden 
können. Da kann und muß auch auf deutscher Seite noch 
mehr getan werden. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der F.D.P.) 

Präsident Wolfgang Thierse: Das Wort hat nun 
der Kollege Christian Schmidt, CDU/CSU-Fraktion. 

Christian Schmidt (Fürth) (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Die 
CDU/CSU-Fraktion wird dem vorliegenden Antrag zu- 
stimmen, aber nicht deshalb, weil er gut formuliert ist, 
und schon gar nicht deshalb, weil er jetzt gestellt wird. 

Dies hätte viel früher geschehen müssen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Michael Glos [CDU/CSU]: Das hat der Mi- 
nister selber gesagt!) 

- Ich muß daraufhinweisen; denn der Verteidigungsmi- 
nister hat das Problem Nothilfe von sich aus angespro- 
chen. Ich erinnere mich daran, daß Bundeswehrsoldaten 
vor zwei Jahren im Rahmen einer Nothilfeaktion, als in 
Albanien innere Unruhen bestanden - Sie erinnern sich 
sicherlich daran -, mit Hubschraubern Menschen vom 
Flughafen Tirana ausgeflogen haben und wir diese Akti- 
on kurz darauf - dies war nicht anders möglich - gebil- 
ligt haben, und zwar unter den Forderungen der damali- 
gen Opposition, man möge beachten, daß das Verfas- 
sungsgericht verlange, daß bei Nothilfe, die gefährlich 
ist, vorher ein Beschluß des Parlaments herbeigeführt 
werde. Deswegen hätte das heutige Thema bereits vor 
sechs Wochen zur Diskussion gestellt werden müssen. 

Wir stimmen dem vorliegenden Antrag zu, weil es 
um die Linderung gemeiner Not und Gefahr für Leib 
und Leben der Vertriebenen geht. Da stimmen wir über- 
ein. Vertriebene bzw. Flüchtlinge müssen bei uns aufge- 
nommen und von allen unseren politischen Stellen und 
privaten sowie staatlichen Organisationen im Rahmen 
des Erforderlichen unterstützt werden. 

In diesem Zusammenhang muß die große Spenden- 
bereitschaft, die in unserer Bevölkerung besteht, ange- 
sprochen werden. Wir bedanken uns sehr dafür. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P.) 

Woher kommt es eigentlich, daß in Deutschland ein 
solch großes, ja übergroßes Maß an Bereitschaft zur 
Unterstützung und zum Spenden - das kann man mit 
Fug und Recht sagen - vorhanden ist? Dies hängt nach 
meinem Empfinden mit unserer kollektiven Erinnerung 
zusammen, damit, daß es bei uns noch sehr viele Men- 
schen gibt, die selber wissen, wie es ist, wenn man in- 
nerhalb einer Stunde mit einem Koffer und dem Not- 
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(A) wendigsten am Leib Haus und Hof verlassen muß und 
nicht weiß, ob man zurückkommen kann und ob man 
auf der Flucht schlimme Dinge erlebt. All das, was der 
Bundesverteidigungsminister zu Beginn seiner Rede ge- 
schildert hat, findet sich in Erzählungen früherer Ver- 
triebener wieder. Die Vertreibung aus dem Kosovo ist 
leider nicht die erste Vertreibung in Europa in diesem 
Jahrhundert; so etwas gab es schon vor über 50 Jahren. 

Dinge sind historisch nicht vollständig vergleichbar, 
es handelt sich vielmehr um subjektives Empfinden. Es 
ist eine Frage der politischen Debatte, wenn man eine 
Intervention humanitär und moralisch mit den Men- 
schenrechten begründet und gleichzeitig diejenigen, die 
als Deutsche ebenso das Schicksal der Vertreibung er- 
lebt haben, so an den Rand stellt, wie das diese Bundes- 
regierung und insbesondere der Bundeskanzler tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es würde dem Bundeskanzler gut anstehen, wenn er 
beim Bund der Vertriebenen - das ist eine Organisati- 
on, die eine Gruppe der Bevölkerung vertritt, die sehr 
großes Verständnis für das Schicksal der Menschen hat, 
die heute aus Heim und Hof gesetzt werden - 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Was hat 
das mit diesem Thema zu tun?) 

zur Fünfzigjahrfeier erscheinen, dort eine Rede halten 
und sich für die Unterstützung bedanken würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

(B) Es hat sehr viel mehr miteinander zu tun, hebe Kolle- 
ginnen und Kollegen von der Regierungskoalition, als 
Sie das offensichtlich wahrhaben wollen. 

Wir stimmen dem humanitären Auftrag zu. Wir wis- 
sen aber, daß der humanitäre Auftrag und der Auftrag zu 
Luftangriffen - Angriffen der Luftwaffe und der beglei- 
tenden Einheiten - gefährliche Aufträge sind. Erlauben 
Sie mir, daß ich bei dieser Gelegenheit an alle Opfer, 
insbesondere an die zwei amerikanischen Piloten denke, 
die vor zwei Tagen ums Leben gekommen sind. Sie 
stammen aus einer Garnison in meinem Wahlkreis. Vor 
ihrer Abreise hatte ich die Möglichkeit, mit dem Kom- 
mandeur zu sprechen. Das ist ein Tribut, den diese Men- 
schen für diese Aktion zollen, der über das Vorstellbare 
hinausgeht. Wir sind allen zu Dank und zu Respekt ver- 
pflichtet. Das Mitgefühl gilt den hinterbliebenen Famili- 
enangehörigen. 

Der Bundesverteidigungsminister hat davon gespro- 
chen, daß er immer davon ausgegangen ist, daß dieser 
Antrag eine große Zustimmung im Parlament erhält. 
Damit rechnet er auf die Rationalität der Opposition. Die 
Zustimmung der Opposition, Herr Minister, ist aber 
nicht selbstverständlich. Ihre Notwendigkeit muß von 
seiten der Regierung schlüssig dargelegt werden, und sie 
kann nicht ein Hilfsaggregat sein, weil man in seinen 
eigenen Parteien Mehrheiten offensichtlich nicht ohne 
Schwierigkeiten zustande bringt. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Michael Glos 

[CDU/CSU]: Sehr richtig!) 


Wenn wir über Mehrheiten - nicht nur hier im Hause - 
und über die politische Diskussion in den Parteien spre- 
chen, dann mutet es schon etwas eigenartig an, daß sich 
Herr Gysi und die Regierungsmitglieder einerseits in 
heftigem Streit befinden, ich andererseits aber nicht hö- 
re, daß sich etwa in Mecklenburg-Vorpommern, wo die 
beiden Parteien gemeinsam auf der Regierungsbank sit- 
zen, irgend etwas an Konsequenzen zeigt. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P. - Michael Glos 
[CDU/CSU]: So ist es! - Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Gleichzeitig geben ganze SPD-Landesverbände, wie 
zum Beispiel der mir gut bekannte Landesverband Bay- 
ern, und Ministerpräsident Klimmt aus dem Saarland 
Hinweise auf die Völkerrechtswidrigkeit der Aktion. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Es ist ja 
interessant, was Sie mit diesem schwierigen 
Thema alles verknüpfen!) 

Ich greife wahllos eine Zeitung heraus. Die Berliner ha- 
ben uns freundlicherweise mit der „Berliner Zeitung“ 
versorgt. In der gestrigen Ausgabe stand auf Seite 22 
links neben einem Artikel zur Scheinselbständigkeit: 

Körting fordert Stopp der Nato-Angriffe. Führende 
Berliner SPD-Politiker fordern, daß der Nato- 
Einsatz . . . sofort gestoppt wird. 

(Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Prima!) 

- Er schreit „prima“.- Rechts vom Artikel über die 
Scheinselbständigkeit steht: 

Der Landesvorstand von Bündnis 90/Die Grünen in 
Berlin fordert den sofortigen bedingungslosen 
Stopp der Luftschläge gegen Jugoslawien. 

Wo kommt das her? - Es ist in weiten Kreisen der die 
Regierung tragenden Parteien ein Grundmißtrauen ge- 
gen die NATO vorhanden. Wir setzen ein Grundvertrau- 
en dagegen. Lassen Sie mich das bei dieser Gelegenheit 
personifizieren: Wir möchten dem gestern aus seinem 
Amt ausgeschiedenen höchsten deutschen Offizier in der 
NATO, dem Vorsitzenden des Militärausschusses, Ge- 
neral Naumann, für seine kluge und verantwortungs- 
volle Arbeit danken. Er hat dazu beigetragen, daß das 
Bündnis in den letzten sechs Wochen in der Lage war, 
militärisch die Dinge umzusetzen, die politisch notwen- 
dig waren. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P.) 

Ich weiß, das schmeckt Ihnen nicht. Aber wir müssen 
darüber reden. 

Wenn mich ein Kreisvorsitzender von Bündnis 90/ 
Die Grünen anschreibt, mich um Teilnahme an einer 
Diskussionsveranstaltung zum Thema „NATO-Luftan- 
griffe“ bittet und mir mitteilt, er sei ein erklärter Geg- 
ner dieser Luftangriffe und würde mich deswegen ein- 
laden, weil ich als Vertreter der CSU der einzigen 
Partei angehören würde, die geschlossen hinter den 
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(A) NATO-Luftangriffen stehe, mutet das schon etwas 
seltsam an. 

(Gemot Erl er [SPD]: Erzählen Sie doch noch 
ein bißchen etwas über das 630-Mark-Gesetz! 

- Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Sie ha- 
ben Herrn Stoiber noch nicht erwähnt!) 

Herr Bundesaußenminister, ich bin gerne bereit, bei 
Ihrer Partei da und dort ein Wort für Sie einzulegen. 
Aber die Rolle der Bundesregierung will ich nicht spie- 
len. Das müssen Sie schon selbst machen. 

Die Frage wird sein, ob das, was gestern beschlossen 
worden ist - was unsere Unterstützung verdient -, dazu 
führt, daß der Kurzatmigkeit in der politischen Diskus- 
sion dieser Parteien weiter Vorschub geleistet wird, weil 
man damit den Begriff einer „innenpolitischen Atem- 
pause“ verbindet, oder ob man bereit ist, die Konse- 
quenz, die der amerikanische Präsident gestern sehr 
deutlich gemacht hat, mitzutragen. Der Verteidigungs- 
minister hat das deutlich gesagt - das ist zu unterstrei- 
chen -: Es geht um parallele Aktivitäten. 

Wer meint, man sei jetzt an dem Punkt angelangt, den 
Druck auf Milosevic - auch den militärischen - zu ver- 
mindern, Luft aus dem Ventil zu lassen, der wird sehr 
schnell merken, daß dem Bündnis und der Durchsetzung 
der Ziele von NATO und der freien Welt - jetzt auch der 
Russen - damit die wahre Gefahr droht. Deswegen wird 
der Erklärungsbedarf der Bundesregierung gegenüber 
den sie tragenden Parteien steigen. 

Ich stelle mit Interesse fest und respektiere selbstver- 

(B) stündlich, daß wir diese Beschlußempfehlung heute mit 
einer großen Mehrheit dieses Hauses verabschieden 
werden. Aber es geht nicht, daß Bündnis 90/Die Grünen 
sagen - das hat auch der Kollege Schlauch getan -, sie 
seien eine Partei, in der jeder zerrissen ist, die Partei als 
Ganzes aber nicht - wunderschöne Formel -, und 
gleichzeitig so tun, als unterstelle man denen, die aus 
Verantwortungsbewußtsein, aber mit sehr, sehr großen 
Bauchschmerzen ob der Form, ob der Darstellungen und 
ob des Zeitpunktes zustimmen, sie seien diejenigen, die 
hier moralisch nicht tiefer nachdenken würden. 

(Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Dann nähmen Ihre Bauchschmerzen 
zu!) 

Es geht nicht, daß Sie die Moral für sich pachten, 
aber die wichtigen Entscheidungen von der Opposition 
mittragen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir sind froh und dankbar, daß Rußland einen Weg 
eingeschlagen hat, der zu einem Recht der Vereinten 
Nationen führt, das allemal besser ist als alles andere. 
Ich glaube, es ist hier angebracht, Kofi Annan zu dan- 
ken, dem Generalsekretär der Vereinten Nationen, der in 
einer für die Vereinten Nationen sehr schwierigen 
Situation in einer sehr zurückhaltenden und klugen Wei- 
se agiert hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 


Ich denke, dieses G-8-Papier ist auch ein Tribut an (C) 
Kofi Annans Politik. 

Die Frage, wie weit sich in diesem Sicherheitsrats- 
mandat die Positionen der NATO und Rußlands wieder- 
finden werden, ist noch offen. Sie zu beantworten bleibt 
Außenminister Fischer Vorbehalten, dem wir dabei sehr 
viel Erfolg wünschen. Diese Arbeit ist aber noch nicht 
geleistet. Das ist ein Punkt, auf den ich hinweisen will, 
der uns auch bei der Debatte über Ihre Antragsformulie- 
rung Sorge gemacht hat, nämlich: Wer ein VN-Mandat 
anstrebt, ein Kapitel-VII-Mandat, das heißt ein Mandat, 
das durchgesetzt werden kann, der geht, wenn dieses 
Mandat in Belgrad nicht akzeptiert wird, über das hin- 
aus, was wir in diesem Hause besprochen haben. Des- 
wegen unterstreiche ich, daß alle folgenden Fragen zur 
Durchsetzung eines VN -Mandats in diesem Parlament 
Punkt für Punkt erörtert und beschlossen werden müs- 
sen. 

Wir schlagen der Bundesregierung vor, daß sie gera- 
de deswegen mit der Opposition in der nächsten Zeit in 
intensive Informationsgespräche eintritt. Der Herr Bun- 
desaußenminister hat das gestern angekündigt. Ich stehe 
nicht an, das als positiv zu vermerken. 

Einen Fehler dürfen wir nicht machen - soviel zum 
Thema Kurzatmigkeit-, nämlich den Fehler von 
Dayton zu wiederholen. Sie hatten von der Holbrooke/ 
Milosevic-Mission, vom Pakt, gesprochen, Herr Kolle- 
ge. So weit will ich nicht gehen, aber Dayton ist durch- 
aus mit dem Namen Holbrooke verbunden. Wir Euro- 
päer sollten darauf achten, daß wir die potentiellen Kri- 
senherde - Montenegro, Mazedonien und Albanien - 
jetzt einbeziehen und nicht in ein weiteres Stückwerk 
verfallen, das uns in den nächsten Jahren womöglich 
wieder Probleme bereiten könnte, die wir alle nicht 
wollen. 

Dahin ist es ein langer Weg. Der erste Schritt zur 
Einbeziehung Rußlands, die wir immer gefordert ha- 
ben - Sie wissen auch, daß sich der bayerische Mi- 
nisterpräsident hier eingeschaltet hat -, ist getan. Daß sie 
nun stattfindet, ist gut. 

Ich habe mit dem amerikanischen Kongreßabgeord- 
neten Weldon, der am letzten Wochenende in Wien Ab- 
geordnete der Duma mit einer Delegation des Kongres- 
ses zusammengebracht hat, sehr engen Kontakt. In sei- 
nem Papier sind einige interessante Aspekte enthalten, 
die mit dem G-8-Papier übereinstimmen. 

Wir sollten die Parlamente in die Information und 
Unterstützung für das gemeinsame Ziel einbeziehen. 
Wenn man jedoch jemanden einbeziehen will, muß man 
auch bereit sein, selbst Verantwortung zu übernehmen. 

Hier ist in erster Linie die Exekutive gefragt. Sie trägt 
die Verantwortung, und an der Übernahme dieser Ver- 
antwortung werden wir sie messen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P.) 

Präsident Wolfgang Thierse: Für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen spricht nun Kollege Winfried 
Nachtwei. 
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(A) Winfried Nachtwei (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Kol- 
lege Schmidt, Sie erweckten gerade den Eindruck, als 
sei der Streit über die deutsche Kriegsbeteiligung 
irgendwie ehrenrührig. Das Gegenteil ist der Fall. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Daß es darüber in der Gesellschaft, in den Parteien, vor 
allem bei den Grünen, Streit gibt, ist notwendig und 
sinnvoll für die Demokratie. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD) 

Seit Februar dauert der Vertreibungskrieg von serbi- 
schen Militärs, Sonderpolizei und Mörderbanden gegen 
die kosovo-albanische Zivilbevölkerung an, und vielen 
ist offensichtlich nicht bewußt, daß es dafür schon vor 
einem Jahr einen Probelauf gegeben hat. 

Seit sechs Wochen dauern die NATO-Luftangriffe 
an, ohne daß sie die humanitäre Katastrophe stoppen, 
ohne daß sie den jugoslawischen Präsidenten zum politi- 
schen Einlenken bewegen konnten. 

Mit wachsender Sorge, ja Verzweiflung beobachteten 
wir in den letzten Woehen die Verschärfung des Krieges 
auf dem Boden und in der Luft. Nach den Erfahrungen 
dieses Krieges besteht keinerlei Veranlassung, sich fal- 
sche Hoffnungen zu machen oder sich gar einem 
Wunschdenken hinzugeben. Trotzdem: Die Ergebnisse 
des gestrigen Außenministertreffens der G-8-Staaten 
sind nicht weniger als der Durchbruch zu einem gemein- 
samen Weg bei der politischen Lösung im Zusammen- 

(B) hang mit dem Kosovo-Krieg. 

Die führenden Industrienationen und Rußland einig- 
ten sich auf die grundsätzlichen Ziele und Schritte einer 
gemeinsamen Strategie. Dieser Durchbruch wird im 
Vergleich zu der Situation vor einigen Wochen beson- 
ders deutlich. Jetzt ist Rußland wieder voll dabei und 
trägt die Grundsätze der fünf Punkte mit. 

Der Weg zurück zu den Vereinten Nationen und zu 
einer eindeutigen völkerrechtlichen Absicherung der in- 
ternationalen Kosovo-Politik ist vorgezeichnet. Damit 
wird die Außerkraftsetzung des internationalen Gewalt- 
verbots durch die NATO-Luftangriffe nicht ungesche- 
hen gemacht. Deutlich wird aber der feste Wille der 
Bundesregierung, diesen Ausnahmefall auf keinen Fall 
zum Regelfall werden zu lassen und zu einer Stärkung 
und einer Reform des Völkerrechts und der Vereinten 
Nationen zurückzufinden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

An dem gestrigen Verhandlungsdurchbruch haben 
viele mitgewirkt. Es ist aber - so denke ich - keine 
Übertreibung, wenn ich feststelle, daß der deutsche 
Außenminister Fischer daran einen ganz wesentlichen 
und vorwärtstreibenden Anteil hat. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Das ganze Haus, mit allen Abgeordneten, kann Ihnen, 
Herr Minister, bei der weiteren diplomatischen 


Schwerstarbeit nur volle Kraft und Rückenwind auch (C) 
von denjenigen wünschen, die dem Eingreifen der 
NATO sonst distanziert oder ablehnend gegenüberste- 
hen. 

Nun zum Antrag der Bundesregierung. In den Anrai- 
nerstaaten des Kosovo gibt es zur Zeit rund 700 000 
Vertriebene, davon mehr als 400 000 allein in Albanien. 

Die Situation der Flüchtlinge ist dramatisch; teilweise 
ist die Lage nicht mehr unter Kontrolle. Zivile Hilfsor- 
ganisationen allein sind mit der Bewältigung dieser La- 
ge völlig überfordert. Sie sind schon seit Wochen auf 
militärische Unterstützung angewiesen. Ein schneller 
Ausbau dieser Unterstützung ist überfällig. Notwendig 
ist die schnelle Erweiterung bzw. die Neuerrichtung von 
Flüchtlingslagern, notwendig ist eine medizinische Ver- 
sorgung; notwendig sind schnelle und umfassende 
Transporthilfen, und notwendig ist die Sicherung der 
Hilfe gegen Bandenüberfalle. Die Bundeswehr verfügt 
über dafür geeignete Kräfte. Ihre Entsendung ist unbe- 
dingt notwendig und unumgänglich, um die Katastrophe 
auch nur einigermaßen wieder in den Griff zu bekom- 
men und um ein Abrutschen ins Chaos zu verhindern. 

In den letzten Tagen wurden völlig zu Recht kritische 
Fragen an diesen neuen Bundeswehreinsatz gestellt - zu 
massiv sind inzwischen die Diskussionen in der NATO 
um einen möglichen Bodeneinsatz; zu naheliegend sind 
die Vermutungen, daß in Wirklichkeit dafür schon Vor- 
bereitungen im Hintergrund getroffen werden. Mit der 
Kräftezusammensetzung des Bundeswehrkontingents 
und mit den Formulierungen des vorliegenden Antrages 
stellt die Bundesregierung aber eindeutig klar, daß diese 
Kräfte nicht für einen eventuellen Bodenkrieg zur Ver- (D) 
fügung stehen. Alles andere würde in diesem Haus auf 
breiteste Ablehnung stoßen. 

Die PDS lehnt die Entsendung der Bundeswehrsol- 
daten zum Zweck der Flüchtlingshilfe ab. Sie zeigt da- 
mit ihre fortgesetzte Ignoranz gegenüber den realen 
Verhältnissen im Kosovo und in den Anrainerstaaten, 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Paul Breuer 
[CDU/CSU]) 

und sie setzt damit die Linie ihres Antrags zum Vertei- 
digungshaushalt von vorgestern fort, in dem sie - das ist 
den meisten wahrscheinlich nicht aufgefallen - die 
Streichung der 50 Millionen DM für Maßnahmen der 
Bundeswehr im Zusammenhang mit internationalen hu- 
manitären und sonstigen Einsätzen - und damit konkret 
den Rückzug der deutschen SFOR-Anteile aus Bosnien 
- forderte. Offenbar ist Ihnen von der PDS die Auf- 
rechterhaltung eines pseudoantimilitaristischen Images 
wichtiger als die Frage, wie die Hilfe vor Ort am besten 
und schnellsten organisiert werden kann. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
F.D.P. - Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Die Partei mit den meisten Ex- 
offizieren!) 

Schwerpunkt aller Flüchtlingshilfen ist die Hilfe vor 
Ort. Alle, die die katastrophale Lage in den Anrainer- 
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Winfried Nachtwei 

(A) Staaten wahmehmen, wissen: Diese Länder können den 
Flüchtlingszustrom nicht bewältigen; ihre Stabilität ist 
akut gefährdet. Deshalb ist es nicht nur eine humanitäre 
Verpflichtung, sondern auch ein Gebot europäischer 
Stabilitätspolitik, schnell eine größere Zahl von Flücht- 
lingen in den europäischen Staaten aufzunehmen. Vor 
diesem Hintergrund ist die Haltung vieler europäischer 
Staaten, nur äußerst zögerlich Flüchtlinge aufzunehmen, 
völlig kurzsichtig. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Dr. Werner Hoyer [F.D.P.]) 

Die reale Abschottungspolitik der anderen kann aber 
keine Rechtfertigung dafür sein, sich hierzulande gegen 
die Aufnahme weiterer Flüchtlinge zu stellen, wie es die 
CDU-Innenminister in den zurückliegenden Tagen getan 
haben. Ein solches Verhalten widerspricht voll und ganz 
der humanitären Dimension, die für den Einsatz und das 
Eingreifen der internationalen Gemeinschaft im Kosovo 
ansonsten völlig zu Recht in Anspruch genommen wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Zum Schluß möchte ich noch auf eine Seite der 
Flüchtlingspolitik zu sprechen kommen, die viel zuwe- 
nig bedacht wird. Zu Recht verweist die Bundesregie- 
rung - und eben gerade auch Minister Scharping - auf 
die großen Rekrutierungsprobleme und die hohe Deser- 
tionsrate der jugoslawischen Armee als Zeichen für 
Risse im serbischen Militärapparat. Aber warum wird 
das nur positiv vermerkt? Warum wird nicht auch alles 
dafür, eben für die Zersetzung des serbischen Vertrei- 

(B) bungsapparates, getan? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Längst überfällig ist deshalb das Angebot der europäi- 
schen Staaten an die Deserteure der jugoslawischen Ar- 
mee, sie aufzunehmen und ihnen Asyl zu gewähren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Wir fordern die Bundesregierung auf, dazu die notwen- 
digen Sehritte zu tun und auch mit gutem Beispiel vor- 
anzugehen. 

Es geht darum, Krieg und Vertreibung zu stoppen, die 
siehere Rückkehr der Vertriebenen in ihre Heimat zu 
ermöglichen und die akute Not der Vertriebenen zu lin- 
dem. Dafür ist der heutige Besehluß ein notwendiger 
und unverzichtbarer Beitrag. Dafür ist die gestrige Eini- 
gung der G-8-Staaten ein hoffnungsvolles Zeiehen. 

Danke schön. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Präsident Wolfgang Thierse: Das Wort hat nun 
Kollege Paul Breuer, CDU/CSU-Fraktion. 

Paul Breuer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wenn die CDU/CSU dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Antrag auf deutsche Be- 


teiligung an der humanitären Hilfe im Zusammenhang (C) 
mit dem Kosovo-Konflikt, zu erbringen vorwiegend in 
Albanien - aber der Antrag bezieht sich auch auf Maze- 
donien -, zustimmt, dann tun wir dies aus zwei 
Gründen. 

Der erste Gmnd: Es ist überhaupt nicht zu übersehen, 
daß Albanien und Mazedonien mit dem kaum vorstell- 
baren Elend der Flüchtlinge, der Vertriebenen und ihrer 
unvorstellbar großen Zahl, dem menschlichen Elend 
nicht fertig werden können, auch nicht zusammen mit 
den internationalen Hilfsorganisationen, die trotz großer 
finanzieller Hilfen dies ebenfalls nicht leisten können, 
weil sie einer Unterstützung seitens der NATO, die sie 
ja auch wünschen, bedürfen. Das ist der eine Grund, 
warum wir zustimmen. 

Der zweite Grund, wamm wir zustimmen, ist, daß 
glaubwürdig nachgewiesen ist, daß dieser Einsatz unse- 
ren Kriterien dafür entspricht, eine Eskalation dieses 
Konflikts zu vermeiden. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abge- 
ordneten Ulrich Irmer [F.D.P.]) 

Herr Kollege Bindig, Sie haben soeben eine interes- 
sante Formulierung benutzt. Sie haben - ich weiß nicht, 
an welchen Kollegen Sie das adressierten - gesagt, nicht 
alles, was Militär sei oder was Militär mache, sei not- 
wendigerweise militärisch. Man muß sich einmal über- 
legen, was Sie damit gesagt haben und wie das im Zu- 
sammenhang mit der Fragestellung, um die es hier geht, 
zu bewerten ist. 

Wenn Sie sich mit internationalen Hilfsorganisatio- 
nen beschäftigen - ich weiß. Sie tun es - oder auch mit (D) 
deutschen Hilfsorganisationen, zum Beispiel dem Deut- 
schen Roten Kreuz, dann werden Sie dort zu hören be- 
kommen - Sie haben es mit Sicherheit schon gehört -, 
daß es wegen der Entwicklung der bedauerlichen 
Kriegsszenarien innerhalb von Staaten, wegen der ethni- 
schen, der religiös oder wie auch immer motivierten 
Probleme zunehmend notwendig erscheint, daß die 
Hilfsorganisationen von militärischer Seite unterstützt 
werden. Das hat man in der Vergangenheit für völlig 
unvorstellbar gehalten. 

Wir haben schon mehrfach festgestellt, daß gerade 
militärische Organisationen hier Entscheidendes leisten 
können. Auch die Bundeswehr kann das. Dafür müssen 
wir uns bei den Soldaten der Bundeswehr, die das aus 
dem Stand können, herzlich bedanken. Gerade die Bun- 
deswehr ist im Bereich der humanitären Hilfe, die 
eigentlich nicht ihre Hauptaufgabe ist, zu großen Lei- 
stungen befähigt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Wolfgang Thierse: Kollege Breuer, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Paul Breuer (CDU/CSU): Sehr gern. 

Volker Kröning (SPD): Herr Kollege Breuer, Sie 
haben wie der Kollege Bindig die Zusammenarbeit zwi- 
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Volker Kröning 

(A) sehen den staatliehen und niehtstaatliehen Organisatio- 
nen bei der Hilfe für die Mensehen in Not vor Ort ange- 
sproehen. leh teile Ihre Ausführungen, daß uns die Hilfe 
der jeweiligen Organisation, aber aueh die Zusammen- 
arbeit dieser beiden Organisationstypen bei der Hilfe vor 
absolut neue und absolut ungewöhnliehe Herausforde- 
rungen stellt. Aber darf ich Sie angesichts der These, die 
der Kollege Bindig aufgestellt hat, fragen, ob auch Ihnen 
das Problem bewußt ist - und, wenn ja, was Sie davon 
halten -, daß die Bundeswehr auf der einen Seite in ei- 
nen internationalen bewaffneten Konflikt involviert ist 
und auf der anderen Seite eine Hilfsorganisation wie das 
Rote Kreuz, das international tätig ist, zur Neutralität 
verpflichtet ist? Diese Verhältnisse implizieren Mög- 
lichkeiten, aber auch Grenzen der Zusammenarbeit. Ge- 
nau darauf wollte der Kollege Bindig hinweisen. 

Paul Breuer (CDU/CSU): Herr Kollege Kröning, ich 
stimme Ihnen zu, daß die internationalen Hilfsorganisa- 
tionen Wert darauf legen müssen - aus den Gründen, die 
Sie beschrieben haben -, Grenzen zu ziehen. Aber ich 
möchte Wert darauf legen, festzustellen, daß die not- 
wendige Hilfe für die Menschen angesichts der Umstän- 
de, die jetzt in diesen Ländern herrschen, ohne eine mi- 
litärische Organisation überhaupt nicht mehr geleistet 
werden kann. Wenn die NATO nicht in der Lage wäre - 
hier stimmen Sie sicherlich mit mir überein -, im Rah- 
men des Projekts „Allied Harbour“ zusammen mit 
NATO-Staaten und Nicht-NATO-Staaten Hilfe zu orga- 
nisieren- hier ist die Teilnahme der Bundeswehr ein 
wichtiger Baustein -, dann wäre niemand in Europa in 

der Lage, den Menschen dort zu helfen. 

(B) 

In diesem Zusammenhang fällt natürlich ein Wider- 
spruch auf, auf dessen Darstellung ich nicht verzichten 
kann. Minister Scharping hat in seiner Rede vorhin dar- 
auf hingewiesen, daß die Hilfe dringlich sei. Ich stimme 
ihm zu. Aber wenn ich mir anschaue, seit wann über 
diese Hilfe und den deutschen Beitrag diskutiert wird, 
dann muß ich feststellen, daß von Dringlichkeit gar 
keine Rede sein kann. Ich habe nachgeschaut, wann Mi- 
nister Scharping über den deutschen Beitrag zum er- 
stenmal öffentlich gesprochen hat. Ich habe eine Mel- 
dung der Nachrichtenagentur „AFP“ gefunden, die von 
Anfang April datiert ist. Am 20. April dieses Jahres 
sprach der Fraktionsvorsitzende der SPD, Herr Struck, 
davon, daß noch in der Woche um den 20. April herum 
ein Beschluß des Deutschen Bundestages - er rechnete 
mit einer großen Mehrheit - erfolgen werde. 

Heute schreiben wir den 7. Mai 1999. Es sind also 
rund sechs Wochen vergangen, nachdem zum erstenmal 
über die Gewährleistung der Hilfe gesprochen worden 
ist. Was ist eigentlich aus der Dringlichkeit geworden? 
Es ist nicht verborgen geblieben - das läßt sich auch gar 
nicht verbergen -, daß es nicht etwa an organisatori- 
schen Fragestellungen oder an Abstimmungsproblemen 
mit der NATO gelegen hat, daß die dringliche Hilfe 
nicht früher geleistet werden konnte. Nein, Sie haben 
sich durch parteitaktische und koalitionstaktische Über- 
legungen daran hindern lassen, früher einen Beschluß im 
Deutschen Bundestag herbeizuführen. Man kann Ihnen 
also den Vorwurf nicht ersparen, daß Ihnen Ihre Partei- 


und Koalitionstaktik offenbar wichtiger war als die Hilfe (C) 
für die notleidenden Menschen in der betroffenen Regi- 
on. Diesen Vorwurf kann man Ihnen wirklich nicht er- 
sparen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Alfred Hartenbach [SPD]: Unverschämt- 
heit!) 

- Ich bin sehr gern dazu bereit, das genauestens zu ana- 
lysieren. 

(Hans-Werner Berti [SPD]: Analysieren? 

Dann sagen Sie so etwas nicht!) 

- Ich habe es doch schon getan, verehrter Herr Kollege. 

- Ich bin auch davon überzeugt, daß der dafür Verant- 
wortliche mit Sicherheit nicht Verteidigungsminister 
Scharping ist. Das wissen auch Sie ganz genau. Es sind 
ganz andere, die dabei eine Rolle spielen. Sie können 
von der Opposition, deren Aufgabe die Kontrolle der 
Regierung ist, nicht verlangen, darauf zu verzichten, 
diesen Sachverhalt darzustellen. 

(Zurufe von der SPD: Aufhören! - Zum 
Schluß kommen!) 

- Es ist offensichtlich, daß Sie eine gewisse Nervosität 
an den Tag legen, wenn man über Dinge redet, die der 
Wahrheit entsprechen. 

(Zurufe von der SPD: Unmöglich! - Aber Sie 
müssen wahrhaftig bleiben!) 

Dieses zögerliche Vorgehen hatte aber auch noch den 
zweiten Effekt, daß Unsicherheiten in der politischen De- 
batte über die Vorlage entstanden sind. In die Vorlage (D) 
sind, zum Teil öffentlich, Dinge hineininterpretiert wor- 
den, für die die Formulierungen in der Vorlage keinerlei 
Grundlage bieten. In deutschen Zeitungen war zu lesen, 
daß die Beteiligung Deutschlands an diesem Projekt der 
NATO zur humanitären Hilfe, ,Allied Harbour“, so etwas 
wie ein fließender Übergang in einen Bodenkrieg sei. 

Präsident Wolfgang Thierse: Kollege Breuer, ge- 
statten Sie eine Zwischenffage des Kollegen Brecht? 

Paul Breuer (CDU/CSU): Ja, nach diesem Satz sehr 
gern. 

Wir haben den Antrag intensiv geprüft. Der Vorwurf, 
dieser humanitäre Einsatz biete einen fließenden Über- 
gang in einen Bodenkrieg, ist völlig unsinnig. Aber die 
zögerliche Vorlage hat vor dem Hintergrund, den ich 
eben dargestellt habe, einen Beitrag dazu geleistet, so 
etwas in sie hineinzuinterpretieren. Diesen Vorwurf 
kann man Ihnen nicht ersparen. 

(Rainer Brinkmann [Detmold] [SPD]: Das hat 
doch mit der Sache nichts zu tun!) 

Präsident Wolfgang Thierse: Kollege Brecht. 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Herr Kollege Breuer, 
ich möchte auf Ihre ungeheuerliche Behauptung zurück- 
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Dr. Eberhard Brecht 

(A) kommen, es sei zu einer Verzögerung der Entscheidung 
aus einem parteipolitischen Kalkül gekommen. Unter- 
stellen Sie mit vollem Emst einem führenden Sozialde- 
mokraten oder einem führenden Grünen, eine notwendi- 
ge Hilfeleistung - es geht um verfolgte Menschen, die 
versorgt werden müssen - zu unterlassen, nur um innen- 
politisch einen Vorteil zu erreichen? 


Paul Breuer (CDU/CSU): Geschätzter Herr Kollege, 
wie erklären Sie es sich denn, daß über diesen Einsatz 
seitens des verantwortlichen Ministers seit Anfang April 
- ich lege Ihnen alle Meldungen der Nachrichtenagenfu- 
ren vor - gesprochen wird und daß am 20. April Ihr 
Fraktionsvorsitzender, Herr Struck, in einem Pressege- 
spräch unaufgefordert erklärt hat, es stünden ein Kabi- 
nettsbeschluß - für den darauffolgenden Tag - und ein 
Bundestagsbeschluß bevor, um diesen Einsatz herbeizu- 
führen? Seitdem ist nichts mehr geschehen, bis die Re- 
giemng in dieser Woche diesen Antrag überfallartig ein- 
gebracht hat. Die Gründe dafür können doch nicht in der 
Sache liegen, werter Herr Kollege. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im Hintergmnd stehen koalitionstaktische Erwägun- 
gen, die wichtiger als die Orientierung an der Dringlich- 
keit der Angelegenheit waren. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Widersprach bei 
der SPD) 


(B) 


Das heißt, daß diejenigen, die diese Politik betreiben, die 
Vertreter dieser Koalition - ich denke, daß Verteidi- 
gungsminister Scharping nicht der Hauptverantwortliche 
für die Verzögerung ist -, den Rücken nicht mehr so frei 
haben, wie es notwendig ist. Man muß dazu in der Lage 
sein, sich jeweils an der Sache zu orientieren. Es ist be- 
dauerlich, daß es bei Ihnen so weit gekommen ist, daß 
dies nicht mehr möglich ist. 


Nehmen Sie zur Kenntnis - da sollten Sie dankbar 
sein -, daß sich die Opposition - ich spreche hier für die 
größte Oppositionsfraktion, für die CDU/CSU - nicht an 
parteitaktischen Erwägungen orientiert. 


(Gemot Erler [SPD]: Was war denn in der Re- 
de von Herrn Schmidt gerade? - Wilhelm 
Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Ihre Rede war der 
Beweis dafür!) 


sondern dazu bereit ist, Verantwortung zu übernehmen - 
das gilt ja auch für die F.D.P., wie wir es vorhin gehört 
haben -, obwohl in der deutschen Öffentlichkeit nicht zu 
Unrecht eine große Sensibilität gegenüber diesen Frage- 
stellungen vorhanden ist. 

(Zuruf von der SPD: Die haben Sie nicht!) 

Seien Sie gewiß, daß es der deutschen Öffentlichkeit gar 
nicht verborgen bleiben kann, daß das, was im Zusam- 
menhang mit dieser Entscheidung bei Ihnen geschieht, 
nicht sachlich orientiert ist. 


Meine Damen und Herren, ich bin davon überzeugt, 
daß der von dem an sich in Heidelberg stationierten Stab 
organisierte Einsatz der NATO im Rahmen der huma- 
nitären Hilfsaktion „Allied Harbour“ in Albanien dazu 
geeignet ist, den Menschen, den Vertriebenen und 


Flüchtlingen, bei der Abwendung und Vermeidung von (C) 
Elend zu helfen. Ich bin davon überzeugt, daß die recht- 
lichen Kriterien, die in den Antrag der Bundesregierung 
eingebaut sind, dazu geeignet sind und auch die Sicher- 
heit bieten, daß eine unkontrollierte Eskalation vermie- 
den wird. 

Gleichwohl ist dieser Einsatz, auch der der deutschen 
Soldaten, nicht völlig ungefährlich. Deswegen sind wir 
dankbar dafür, daß sich deutsche Soldaten an diesem 
Einsatz beteiligen. Wir sagen Ihnen aber gleichzeitig: 
Gehen Sie sorgfältig bei diesem Einsatz vor! Auch wir 
sind sorgfältig. Das haben wir in dieser Beratung ge- 
zeigt. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P. - Wilhelm Schmidt [Salz- 
gitter] [SPD]: Sie haben keinen Anlaß, daran 
zu zweifeln!) 

Präsident Wolfgang Thierse: Das Wort hat nun 
der Kollege Reinhold Robbe, SPD-Fraktion. 

Reinhold Robbe (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Vorweg ein Wort zum 
Kollegen Breuer. Lieber Kollege Breuer, einerseits ha- 
ben Sie unseren Soldatinnen und Soldaten für ihren Ein- 
satz und für ihre Bereitschaft, all das, was sich im 
Augenblick auf dem Balkan abspielt, mitzutragen, ge- 
dankt. Ich habe aber wenig Verständnis dafür - erlauben 
Sie mir, das ganz offen zu sagen -, wenn diese Debatte 
andererseits, während jetzt gerade die Angehörigen die- 1 ' 
ser Soldaten, ihre Frauen und die sonstigen Angehöri- 
gen, an den Fernsehgeräten diese Debatte verfolgen, von 
unverständlicher Polemik begleitet wird. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich habe dafür, ehrlich gesagt, kein Verständnis. Wir 
müssen sehr viel Sensibilität bei diesem Thema und 
auch bei der Beratung des heutigen Antrags an den Tag 
legen. 

Als ich vor nunmehr etwa fünf Jahren als noch relativ 
junger Abgeordneter in den Deutschen Bundestag ge- 
wählt wurde, habe ich es nicht einmal andeutungsweise 
für möglich gehalten, daß ich mich bereits ein Jahr spä- 
ter mit Fragen auseinanderzusetzen hatte, bei denen es 
nicht um die übliche parlamentarische Beratung irgend- 
eines Themas ging, sondern schlichtweg um die schwie- 
rigste Entscheidung in meinem bisherigen politischen 
Leben. 1995 ging es in diesem Hohen Hause um den er- 
sten Einsatz der Bundeswehr in Ex-Jugoslawien. Ich 
werde diese bewegende und in jeder Hinsicht aufregen- 
de Zeit niemals vergessen. 

Wir wurden vor die Frage gestellt, ob es zu verant- 
worten sei, dem schrecklichen Treiben eines furchtbaren 
und skrupellosen Diktators Namens Milosevic weiterhin 
tatenlos zuzuschauen oder ob wir uns nicht vielmehr 
gemeinsam mit unseren Verbündeten daran beteiligen 
sollten, dem Massenmorden, der tausendfachen Vertrei- 
bung und der elementaren Verletzung von Menschen- 
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Reinhold Robbe 

(A) rechten ein Ende zu bereiten. Ich habe noch heute pla- 
stisch vor Augen, wie innerlich zerrissen meine damals 
eigene Fraktion, ja eigentlich das gesamte Parlament 
war. Auch wenn wir uns im klaren darüber waren, daß 
die Bundeswehr bei früheren Einsätzen, beispielsweise 
in Kambodscha oder in Somalia, gewisse Erfahrungen 
mit Auslandseinsätzen vorzuweisen hatte, so standen wir 
damals in der Bosnien-Frage doch zum erstenmal vor 
einem elementaren Problem, unsere Soldaten in ein vom 
Bürgerkrieg verwüstetes Land zu schicken, was mit 
vielen Risiken für die Gesundheit und sogar mit Risiken 
für Leib und Leben der Soldaten verbunden war. 

Heute können wir ermessen und bewerten, wie richtig 
es 1995 war, die rechtlichen Voraussetzungen für den 
Bosnien-Einsatz zu schaffen. Wer einmal die Gelegen- 
heit ergreifen konnte - wie viele das gemacht haben -, 
in Rajlovac, Trogir oder Mostar vor Ort anzuschauen, 
was unsere Armee an segensreicher Arbeit bei der Frie- 
denssicherung im Land und vor allen Dingen beim Wie- 
deraufbau im Rahmen der humanitären Hilfe leistet, der 
wird mir beipflichten, wenn ich feststelle: Diese Armee, 
diese deutsche Bundeswehr, erfüllt ihren militärischen 
Auftrag in vorbildlicher Weise. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, der 
CDU/CSU und der F.D.P.) 

Gerade die Menschen in Bosnien schätzen unsere 
Soldaten als Friedensbotschafter, die nicht nur für die 
Sicherheit der Menschen sorgen, sondern in einem ganz 
erheblichen Maße beim Bau von Brücken, Schulen, 
Krankenhäusern und Straßen helfen. Unabhängig davon 
' haben die Sanitäter in vielen Notfällen ohne besonderen 
Auftrag Menschenleben gerettet. 

Weshalb, so werden Sie jetzt vielleicht fragen, ist die- 
se Rückblende auf die Entwicklung in Bosnien von Be- 
deutung? Schließlich geht es in unserer heutigen Debatte 
um die deutsche Beteiligung an der humanitären Hilfe 
im Zusammenhang mit dem Kosovo-Konflikt. Nun, der 
Rückblick ist aus meiner Sicht deshalb wichtig, weil die 
furchtbaren Geschehnisse im Kosovo die traurige Fort- 
setzung dessen sind, was seinerzeit in Sarajevo begon- 
nen hat. Da mag es dann für den einen oder anderen 
Historiker oder Publizisten interessant und wichtig sein, 
die Versäumnisse des Dayton-Abkommens immer und 
immer wieder zu thematisieren und in diesem Zusam- 
menhang auch nach Verantwortlichkeiten bei uns und 
anderswo zu suchen. In der ganz konkreten aktuellen 
Situation und vor dem Hintergrund der Tatsache, daß 
Zehntausenden von Flüchtlingen und unschuldigen 
Zivilisten möglichst sofort und wirksam geholfen wer- 
den muß, spielt diese Diskussion über mögliche Ver- 
säumnisse oder theoretische Planspielchen eine nach 
meiner Auffassung untergeordnete Rolle. 

(Beifall bei der SPD) 

Was dieses Parlament letztlich in seiner ganz über- 
wiegenden Mehrheit bewogen hat, für die Beendigung 
von Völkermord und ethnischer Säuberung zu stimmen, 
ist unsere humanitäre Verpflichtung gegenüber denen, 
die sich selber nicht helfen und schützen können. Diese 
humanitäre Verpflichtung, die sich in erster Linie aus 


den Menschenrechten ableitet, bildet auch die Grundlage (C) 
für den heutigen Antrag der Bundesregierung im Hin- 
blick auf die deutsche Beteiligung an der humanitären 
Hilfe. 

Die deutsche Bevölkerung begleitet das Geschehen in 
der Balkan-Region mit unbeschreiblich großer innerer 
Anteilnahme. Nicht zuletzt deshalb konnte bis zum heu- 
tigen Tage so viel an Geld- und auch an Sachspenden 
für die verfolgten und bedrohten Menschen im Kosovo 
gesammelt werden. Hilfsbereitschaft und das Mitleiden 
unserer Bevölkerung gehen weit über das hinaus, was in 
anderen Ländern in diesem Zusammenhang beobachtet 
werden kann. Deshalb sei an dieser Stelle der deutschen 
Bevölkerung ebenso wie den vielen staatlichen und 
nichtstaatlichen Hilfsorganisationen - hier wiederum 
ganz besonders den Kirchen - ganz herzlich gedankt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, der 
CDU/CSU und der F.D.P.) 

All diese Organisationen sorgen gemeinsam mit unserer 
Bundeswehr dafür, daß diese Hilfe den von der Verfol- 
gung und Mißhandlung gezeichneten Flüchtlingen 
schnell und unbürokratisch auf direktem Wege zu- 
kommt. 

Eines muß jedoch ganz unmißverständlich und klar 
an dieser Stelle festgestellt werden: Ohne die Bundes- 
wehr und ohne unsere NATO-Verbündeten könnte kei- 
nem einzigen Flüchtling geholfen werden. Im Bewußt- 
sein unserer Verantwortung und Fürsorgepflicht gegen- 
über den Soldaten dürfen wir zu keiner Zeit vergessen, 
wie hoch das Gefährdungspotential im Kosovo selber, (D) 
aber auch in den Anrainerstaaten ist. Wer in dieser Re- 
gion Hilfe leisten will, muß gleichzeitig den umfassen- 
den Schutz der Helfer sicherstellen. Nicht zuletzt des- 
halb enthält der vorliegende Antrag neben der Aufzäh- 
lung der geplanten humanitären Hilfsleistungen auch 
einen Abschnitt über die Gefahrenabwehr und über das 
Recht der Soldaten auf Nothilfe. 

Ich meine, daß es legitim sein muß, wenn man gerade 
über den Passus der Nothilfe sehr ausführlich diskutiert 
und sich umfassend Gedanken macht. Deshalb spielt es 
nach meiner Auffassung überhaupt keine Rolle, ob ein 
solcher Antrag einen Tag früher oder später vorgelegt 
wird. Das ist völlig nebensächlich. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Cem Öz- 
demir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, alle deut- 
schen Soldaten, die auf der Grundlage des vorliegenden 
Antrages im Kosovo ihre Pflicht tun werden, dürfen 
sicher sein, daß nicht nur eine knappe Mehrheit, sondern 
der Deutsche Bundestag fast geschlossen den Antrag 
und damit den Einsatz befürwortet. Das ist der beste 
Vertrauens- und Solidaritätsbeweis für die Bundeswehr, 
für die Soldaten. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
F.D.P.) 
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(A) Präsident Wolfgang Thierse: Ich schließe die Aus- 
sprache. 

Bevor wir zur Abstimmung kommen, möchte ich mittei- 
len, daß mir eine Reihe von Erklärungen zur Abstimmung 
nach § 31 der Geschäftsordnung vorliegen:*) eine Erklärung 
von Konrad Gilges und weiteren 61 Abgeordneten von SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen, eine Erklärung von Annelie 
Buntenbach und weiteren sechs Abgeordneten der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen, eine Erklärung von Klaus Barthel 
und weiteren zwei Abgeordneten der SPD, eine Erklärung 
von Harald Friese imd weiteren drei Abgeordneten der SPD, 
einzelne Erklärungen der Kollegen Günter Nooke, Karl 
Lamers und Claudia Roth. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Be- 
schlußempfehlung des Auswärtigen Ausschusses zum An- 
trag der Bundesregierung zur deutschen Beteiligung an der 
humanitären Hilfe im Zusammenhang mit dem Kosovo- 
Konflikt, Drucksache 14/982. Der Auswärtige Ausschuß 
empfiehlt, den Antrag auf Dracksache 14/912 anzunehmen. 
Die Fraktion der SPD verlangt namentliche Abstimmung. 
Ich bitte die Schriftführeriimen und Schriftführer, die vor- 
gesehenen Plätze einzunehmen. Sind alle Urnen besetzt? - 
Das ist der Fall. Ich eröffne die Abstimmung. - 

Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das seine 
Stimme nicht abgegeben hat? - Das ist offensichtlich 
nicht der Fall. Ich schließe die Abstimmung und bitte 
die Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der Aus- 
zählung zu beginnen. Das Ergebnis der Abstimmung 
wird Ihnen später bekanntgegeben. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Ent- 

(B) Schließungsantrag der Fraktion der PDS auf Drucksache 
14/997. Die Fraktion der PDS verlangt namentliche Ab- 
stimmung. Ich bitte die Schriftführerinnen und Schrift- 
führer, die vorgesehenen Plätze einzunehmen. Sind alle 
Urnen besetzt? - Das ist der Fall. Ich eröffne die zweite 
namentliche Abstimmung. - 


*) Anlagen 2 bis 5 


Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das seine (C) 
Stimme nicht abgegeben hat? - Das ist offensichtlich 
nicht der Fall. Ich schließe die Abstimmung und bitte 
die Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der Aus- 
zählung zu beginnen. Das Ergebnis der Abstimmung 
wird Ihnen später bekanntgegeben.*) 

Es folgt nun die Abstimmung über die Be- 
schlußempfehlung des Auswärtigen Ausschusses zum 
Entschließungsantrag der PDS zu der Abgabe einer 
Regierungserklärung des Bundeskanzlers zur aktuel- 
len Lage im Kosovo; Drucksache 14/865. Der Aus- 
schuß empfiehlt, den Entschließungsantrag auf 
Drucksache 14/755 abzulehnen. Wer stimmt für diese 
Beschlußempfehlung? - Wer stimmt dagegen? - Ent- 
haltungen? - Damit ist diese Beschlußempfehlung mit 
den Stimmen der SPD, der CDU/CSU, von Bünd- 
nis 90/Die Grünen und der F.D.P. gegen die Stimmen 
der PDS angenommen. 

Ich unterbreche jetzt die Sitzung bis zur Bekanntgabe 
der Ergebnisse der namentlichen Abstimmungen. 

(Unterbrechung von 10.30 bis 10.38 Uhr) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir setzen unsere 
Beratungen fort. 

Ich gebe das von den Schriftführern ermittelte Er- 
gebnis der namentlichen Abstimmnng über die Be- 
schlußempfehlung des Auswärtigen Ausschusses zu dem 
Antrag der Bundesregiernng zur deutschen Beteili- 
gung an der humanitären Hilfe im Zusammenhang mit 
dem Kosovo-Konflikt auf den Drucksachen 14/912 und (D) 
14/982 bekannt. 

Abgegebene Stimmen 616. Mit Ja haben gestimmt 
566, mit Nein haben gestimmt 43, Enthaltungen 7. Die 
Beschlußempfehlung ist damit angenommen. 


*) Seite 3412 C 


Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen: 614; 

davon: 

ja: 565 

nein: 42 

enthalten: 7 

Ja 

CDU/CSU 

Ulrich Adam 
Ilse Aigner 
Peter Altmaier 
Dietrich Austermann 
Norbert Barthle 
Günter Baumann 
Brigitte Baumeister 
Meinrad Belle 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
Otto Bernhardt 
Hans-Dirk Bierling 


Dr. Joseph-Theodor Blank 
Renate Blank 
Dr. Heribert Blens 
Peter Bleser 
Dr. Norbert Blüm 
Friedrich Bohl 
Sylvia Bonitz 
Wolfgang Bosbach 
Klaus Brähmig 
Dr. Ralf Brauksiepe 
Paul Breuer 
Monika Brudlewsky 
Georg Brunnhuber 
Klaus Bühler (Bmchsal) 
Hartmut Büttner 
(Schönebeck) 

Dankward Buwitt 
Cajus Caesar 
Peter H. Carstensen 
(Nordstrand) 

Leo Dautzenberg 
Albert Deß 
Renate Diemers 


Thomas Dörflinger 
Marie-Luise Dött 
Maria Eichhorn 
Rainer Eppelmann 
Anke Eymer 
Ilse Falk 

Dr. Hans Georg Faust 
Ulf Fink 
Ingrid Fischbach 
Dirk Fischer (Hamburg) 
Axel E. Fischer (Karlsruhe- 
Land) 

Herbert Frankenhauser 
Dr. Gerhard Friedrich 
(Erlangen) 

Dr. Hans-Peter Friedrich 
(Hof) 

Erich G. Fritz 
Jochen-Konrad Fromme 
Hans-Joachim Fuchtel 
Dr. Jürgen Gehb 
Norbert Geis 
Dr. Heiner Geißler 


Georg Girisch 
Michael Glos 
Dr. Reinhard Göhner 
Dr. Wolfgang Götzer 
Kurt-Dieter Grill 
Hermann Gröhe 
Manfred Gmnd 
Carl-Detlev Freiherr von 
Hammerstein 
Gottfried Haschke 
(Großhennersdorf) 
Gerda Hasselfeldt 
Norbert Hauser (Bonn) 
Hansgeorg Hauser 
(Rednitzhembach) 
Ursula Heinen 
Manfred Heise 
Siegfried Helias 
Hans Jochen Henke 
Emst Hinsken 
Peter Hintze 
Klaus Hofbauer 
Klaus Holetschek 
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Josef Hollerith 
Dr. Karl-Heinz Homhues 
Siegfried Hornung 
Joachim Hörster 
Hubert Hüppe 
Peter Jacoby 
Georg Janovsky 
Dr.-Ing. Rainer Jork 
Dr. Harald Kahl 
Bartholomäus Kalb 
Steffen Kampeter 
Dr. Dietmar Kansy 
Manfred Kanther 
Irmgard Karwatzki 
Volker Kauder 
Eckart von Klaeden 
Ulrich Klinkert 
Manfred Kolbe 
Norbert Königshofen 
Eva-Maria Kors 
Hartmut Koschyk 
Thomas Kossendey 
Rudolf Kraus 
Dr. Martina Krogmann 
Dr. Paul Krüger 
Dr. Hermann Kues 
Karl Lamers 
Dr. Karl A. Lamers 
(Heidelberg) 

Dr. Norbert Lammert 
Dr. Paul Laufs 
Karl- Josef Laumann 
Vera Lengsfeld 
Werner Lensing 
Peter Letzgus 
Ursula Lietz 
Walter Link (Diepholz) 
Eduard Lintner 
Dr. Klaus Lippold 
(Offenbach) 

Dr. Manfred Lischewski 
Wolfgang Lohmann 
(Lüdenscheid) 

Julius Louven 
Dr. Michael Luther 
Erich Maaß (Wilhemshaven) 
Erwin Marschewski 
Dr. Martin Mayer 
(Siegertsbrunn) 

Wolfgang Meckelburg 
Dr. Michael Meister 
Dr. Angela Merkel 
Friedrich Merz 
Hans Michelbach 
Meinolf Michels 
Dr. Gerd Müller 
Bemward Müller (Jena) 
Elmar Müller (Kirchheim) 
Günter Nooke 
Franz Obermeier 
Friedhelm Ost 
Eduard Oswald 
Norbert Otto (Erfurt) 

Dr. Peter Paziorek 
Anton Pfeifer 
Dr. Friedbert Pflüger 
Beatrix Philipp 
Ronald Pofalla 
Ruprecht Polenz 
Marlies Pretzlaff 


Dieter Pützhofen 
Thomas Rachel 
Dr. Peter Ramsauer 
Helmut Räuber 
Peter Rauen 

Christa Reichard (Dresden) 
Katherina Reiche 
Erika Reinhardt 
Hans-Peter Repnik 
Klaus Riegert 
Dr. Heinz Riesenhuber 
Franz Römer 
Hannelore Rönsch 
(Wiesbaden) 

Heinrich-Wilhelm Ronsöhr 
Dr. Klaus Rose 
Kurt Rossmanith 
Adolf Roth (Gießen) 

Norbert Röttgen 
Dr. Christian Ruck 
Dr. Jürgen Rüttgers 
Anita Schäfer 
Dr. Wolfgang Schäuble 
Hartmut Schauerte 
Heinz Schemken 
Gerhard Scheu 
Dietmar Schlee 
Bernd Schmidbauer 
Christian Schmidt (Fürth) 
Dr.-Ing. Joachim Schmidt 
(Halsbrücke) 

Andreas Schmidt (Mühlheim) 
Birgit Schnieber-Jastram 
Dr. Andreas Schockenhoff 
Dr. Rupert Scholz 
Reinhard Freiherr von 
Schorlemer 
Dr. Erika Schuchardt 
Wolfgang Schulhoff 
Clemens Schwalbe 
Dr. Christian Schwarz- 
Schilling 

Wilhelm - Josef Sebastian 
Horst Seehofer 
Heinz Seiffert 
Rudolf Seiters 
Werner Siemann 
Johannes Singhammer 
Bärbel Sothmann 
Margarete Späte 
Wolfgang Steiger 
Erika Steinbach 
Dr. Wolfgang Freiherr von 
Stetten 

Andreas Storm 
Dorothea Störr-Ritter 
Max Straubinger 
Matthäus Strebl 
Thomas Strobl 
Michael Stübgen 
Dr. Rita Süssmuth 
Dr. Susanne Tiemann 
EdeltrautTöpfer 
Dr. Hans-Peter Uhl 
Gunnar Uldall 
Arnold Vaatz 
Andrea Voßhoff 
Dr. Theodor Waigel 
Peter Weiß (Emmendingen) 
Gerald Weiß (Groß-Gerau) 


Annette Widmann-Mauz 
Heinz Wiese (Ehingen) 
Hans-Otto Wilhelm (Mainz) 
Klaus-Peter Willsch 
Werner Wittlich 
Dagmar Wöhrl 
Aribert Wolf 
Elke Wülfing 
Peter Kurt Würzbach 
Wolfgang Zeitlmann 
Wolfgang Zöller 

SPD 

Brigitte Adler 
Gerd Andres 
Rainer Arnold 
Hermann Bachmaier 
Ernst Bahr 
Doris Bamett 
Dr. Hans-Peter Bartels 
Eckhardt Barthel (Berlin) 
Ingrid Becker-Inglau 
Dr. Axel Berg 
Hans-Wemer Berti 
Friedhelm Julius Beucher 
Petra Bierwirth 
Rudolf Bindig 
Lothar Binding (Heidelberg) 
Kurt Bodewig 
Klaus Brandner 
Anni Brandt-Elsweier 
Willi Brase 
Dr. Eberhard Brecht 
Rainer Brinkmann (Detmold) 
Bernhard Brinkmann 
(Hildesheim) 

Hans-Günter Bruckmann 
Edelgard Bulmahn 
Ursula Burchardt 
Hans Martin Bury 
Hans Büttner (Ingolstadt) 
Marion Caspers-Merk 
Wolf-Michael Catenhusen 
Dr. Peter Danckert 
Dr. Herta Däubler-Gmelin 
Karl Diller 
Peter Dreßen 
Rudolf Dreßler 
Detlef Dzembritzki 
Dieter Dzewas 
Dr. Peter Eckardt 
Sebastian Edathy 
Ludwig Eich 
Marga Elser 
Peter Enders 
Gernot Erler 
Petra Emstberger 
Annette Faße 
Lothar Fischer (Homburg) 
Gabriele Fograscher 
Iris Follak 
Norbert Formanski 
Rainer Fomahl 
Hans Förster 
Dagmar Freitag 
Lilo Friedrich (Mettmann) 
Anke Fuchs (Köln) 

Ame Fuhrmann 
Monika Ganseforth 


Konrad Gilges 
Iris Gleicke 
Günter Gloser 
Uwe Göllner 
Günter Graf (Friesoythe) 
Angelika Graf (Rosenheim) 
Dieter Grasedieck 
Monika Griefahn 
Achim Großmann 
Wolfgang Grotthaus 
Karl Hermann Haack 
(Extertal) 

Hans-Joachim Hacker 
Klaus Hagemann 
Manfred Hampel 
Christel Hanewinckel 
Alfred Hartenbach 
Klaus Hasenfratz 
Nina Hauer 
Hubertus Heil 
Reinhold Hemker 
Frank Hempel 
Rolf Hempelmann 
Dr. Barbara Hendricks 
Monika Heubaum 
Reinhold Hiller (Lübeck) 
Stephan Hilsberg 
Gerd Höfer 

Jelena Hoffmann (Chemnitz) 
Walter Hoffmann 
(Darmstadt) 

Iris Hoffmann (Wismar) 
Frank Hofmann (Volkach) 
Ingrid Holzhüter 
Eike Hovermann 
Christel Humme 
Lothar Ibrügger 
Barbara Imhof 
Brunhilde Irber 
Gabriele Iwersen 
Renate Jäger 
Jann-Peter Janssen 
Ilse Janz 
Dr. Uwe Jens 
Volker Jung (Düsseldorf) 
Johannes Kahrs 
Ulrich Kasparick 
Sabine Kaspereit 
Susanne Kästner 
Hans-Peter Kemper 
Klaus Kirschner 
Marianne Klappert 
Siegrun Klemmer 
Hans-Ulrich Klose 
Fritz Rudolf Körper 
Karin Kortmann 
Anette Kramme 
Nicolette Kressl 
Volker Kröning 
Angelika Krüger-Leißner 
Horst Kubatschka 
Ernst Küchler 
Helga Kühn-Mengel 
Ute Kumpf 
Konrad Kunick 
Dr. Uwe Küster 
Werner Labsch 
Christine Lambrecht 
Brigitte Lange 
Christian Lange (Backnang) 
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Detlev von Larcher 
Waltraud Lehn 
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Detlef Parr 
Cornelia Pieper 
Dr. Edzard Schmidt-Jortzig 
Gerhard Schüßler 
Marita Sehn 

Dr. Hermann Otto Solms 
Carl-Ludwig Thiele 
Dr. Dieter Thomae 
Dr. Guido Westerwelle 


Enthalten 

SPD 

Klaus Barthel (Starnberg) 
Uwe Hiksch 
Christine Lehder 

BÜNDNIS 90 / 

DIE GRÜNEN 

Annelie Buntenbach 
Monika Knoche 
Dr. Reinhard Loske 
Hans-Christian Ströbele 

PDS 

Christina Schenk 
Dr. Winfried Wolf 


Entschuldigt wegen Übernahme einer Verpflichtung im Rahmen ihrer Mitgliedschaft in den Parlamentarischen Versammlungen 
des Europarates und der WEU, der NAV, der OSZE oder der IPU 

Abgeordnete(r) 

Behrendt, Wolfgang, SPD Siebert, Bernd, CDU/CSU 
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Präsident Wolfgang Thierse 

Ich rufe nun die Zusatzpunkte 5 a bis b der Tagesord- 
nung auf: 

ZP 5 a) - Zweite und dritte Beratung des von den Ab- 
geordneten Dr. Peter Struck, Otto Schily, 
Wilhelm Schmidt (Salzgitter) und weiteren 
Abgeordneten der Fraktion der SPD, den 
Abgeordneten Kerstin Müller (Köln), Rezzo 
Schlauch, Kristin Heyne und weiteren 
Abgeordneten der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie den Abgeordneten Dr. 
Wolfgang Gerhardt, Dr. Guido Westerwelle, 
Jörg van Essen und weiteren Abgeordneten 
der Fraktion der F.D.P. eingebrachten Ent- 
wurfs eines Gesetzes zur Reform des 
Staatsangehörigkeitsrechts 

- Drucksache 14/533 - 
(Erste Beratung 28. Sitzung) 

- Zweite und dritte Beratung des von den Ab- 
geordneten Dr. Jürgen Rüttgers, Erwin Mar- 
schewski, Günter Baumann, weiteren Abge- 
ordneten und der Fraktion der CDU/CSU 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Neuregelung des Staatsangehörigkeitsrechts 
(Staatsangehörigkeitsneuregelungsgesetz 

- StANeuG) 

- Drucksache 14/535 - 
(Erste Beratung 28. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Innen- 
ausschusses (4. Ausschuß) 

- Drucksache 14/867 - 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Dr. Michael Bürsch 
Meinrad Belle 
Marieluise Beck (Bremen) 

Dr. Guido Westerwelle 
Ulla Jelpke 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Ausschuß) 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Jürgen 
Rüttgers, Erwin Marschewski, Günter Bau- 
mann, weiterer Abgeordneter und der Frak- 
tion der CDU/CSU 

Integration und Toleranz 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Jürgen 
Rüttgers, Erwin Marschewski, Günter Bau- 
mann, weiterer Abgeordneter und der Frak- 
tion der CDU/CSU 

Modernes Ausländerrecht 

- Drucksachen 14/534, 14/532, 14/867 - 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Dr. Michael Bürsch 
Meinrad Belle 
Marieluise Beck (Bremen) 

Dr. Guido Westerwelle 
Ulla Jelpke 


Zum Gesetzentwurf zur Reform des Staatsangehörig- (C) 
keitsrechts liegen neun Änderungsanträge und ein Ent- 
schließungsantrag der Fraktion der PDS vor. Über den 
Gesetzentwurf zur Reform des Staatsangehörigkeits- 
rechts werden wir nach der Aussprache namentlich ab- 
stimmen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache drei Stunden vorgesehen. - Ich höre kei- 
nen Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort dem 
Bundesminister des Innern, Otto Schily. 


Otto Schily, Bundesminister des Innern: Herr Präsi- 
dent! Meine Damen und Herren Kollegen! Ich vermute, 
daß ein Teil der Redner der Opposition heute wieder den 
Vorwurf erheben wird, wir hätten ein Gesetzgebungs- 
verfahren durchgeführt, das sich zu schnell abgewickelt 
hätte. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Das ist lei- 
der wahr!) 

Wir debattieren über dieses Thema nun wahrlich seit ge- 
raumer Zeit. 

(Dieter Wiefelspütz [SPD]: Wohl wahr! Viel 
zu lange schon!) 

Die frühere Regierungskoalition hat 16 Jahre darüber 
debattiert, allerdings ohne Ergebnis. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
PDS) 

Das Thema ist bis ins kleinste Detail ausdiskutiert wor- 
den. Mittlerweile dauert diese Debatte so lange, daß 
einige in der Opposition ihre früheren Argumente bereits 
vergessen haben. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Ach, Herr 
Minister! Mehr Sachlichkeit!) 

Das sollte man vielleicht besonders berücksichtigen. 

Gewiß war das kein einfacher Gesetzgebungsprozeß. 
Das kann bei einem so schwierigen Thema auch gar 
nicht anders sein. Das Ergebnis, das wir heute vermut- 
lich auf breiter Grundlage beschließen werden, ist ein 
Kompromiß. Ein Kompromiß - das ist das Kennzei- 
chen eines Kompromisses - läßt natürlich auf der einen 
oder anderen Seite Wünsche offen. Ich sage in allem 
Freimut, daß ich den Gesetzentwurf, den ich im Januar 
vorgelegt habe, für den konsequenteren Entwurf halte. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
PDS) 

Deshalb meine ich aber nicht, daß wir die Reform, die 
wir heute mit einer breiten Mehrheit beschließen wer- 
den, kleinreden sollten. 

(Dieter Wiefelspütz [SPD]: Sehr richtig!) 

Das ist ein ganz wichtiger Reformschritt, den wir heute 
vollziehen, der durchaus historische Dimensionen hat. 
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(A) Als Beleg dafür kann ich eine sachverständige Per- 
sönlichkeit zitieren, die Ihrer Partei, der CDU, angehört 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Wer ist das?) 

und die den ersten Entwurf aus ihrer Sicht kritisiert hat, 
aber den Kompromiß, den wir heute vorlegen, mit fol- 
genden Worten kommentiert: 

Das ist keine kleine Reform, sondern eine große Re- 
form. Wir haben das Staatsangehörigkeitsrecht um das 
Territoriale lement ergänzt, das es vorher nicht gab. 
Das ist ein großer Modemisierungsschritt. Er ist rich- 
tig, weil er eine elegante, unbürokratische und inte- 
grative Form der Zugehörigkeit bietet. 

Das sagt die Berliner Ausländerbeauftragte, Frau John, 
die Ihrer Partei angehört. Das ist doch ein Dokument, 
das sich sehen lassen kann. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der F.D.P.) 

Nun haben wir gestern in der Debatte um den Etat des 
Bundesinnenministeriums bei einem anderen Thema, bei 
der SportfÖrderung, die Erfahrung gemacht, daß es ein 
Wettrennen um die Urheberschaft von positiven Er- 
gebnissen gibt. Das ist verständlich. Die einen sagen, es 
war der sozialdemokratische Innenminister Zuber, die 
anderen sagen, es war der freidemokratische Justizmi- 
nister Caesar, und wieder andere sagen, es war der 
F.D.P. -Abgeordnete Westerwelle, der das Optionsmo- 
dell in die Debatte gebracht hat. 

(Ludwig Stiegler [SPD]: Eine Urhebergemein- 
Schaft!) 

Ich lasse das offen. Dieser Eifer, sich als Urheber der 
Reform auszugeben, ist mir bei der Reform des Staats- 
angehörigkeitsrechts sehr willkommen. Denn damit wird 
besonders prägnant, daß diese Reform viele und gute 
Gründe hat. 

Ich hoffe aber, daß sich auch einige Miturheberinnen 
und Miturheber zu Wort melden, die ihre kreativen Be- 
mühungen in der Vergangenheit nicht aus übertriebener 
Bescheidenheit verschweigen sollten. 

Dazu gehört beispielsweise unser CDU/CSU-Kollege 
Altmaier. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Sehr 
interessant!) 

Der Kollege Altmaier hat im Oktober 1995 Grundsätze 
zu einem neuen Staatsangehörigkeitsrecht veröffentlicht, 
in denen das Optionsmodell benannt wird. Dort heißt es 
sehr zutreffend: 

Ohne die soziale und rechtliche Integration der auf 
Dauer in Deutschland lebenden Ausländer droht 
eine nachhaltige Gefährdung des gesellschaftlichen 
Friedens. Wir sehen CDU und CSU in einer beson- 
deren Verantwortung, diese Herausforderung anzu- 
nehmen. Dabei kommt der Reform des Staatsange- 
hörigkeitsrechts eine wichtige Bedeutung zu. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU) 


So Herr Altmaier im Oktober 1995. - Wie wahr, wie 
wahr! 

Dies hat er - wie übrigens auch in dem gerade ange- 
sprochenen Dokument - in einem Interview in der 
„Frankfurter Rundschau“ vom 11. Dezember 1995 noch 
einmal präzisiert. Da sagte er: 

Ich verspreche mir immer noch am meisten von 
dem sogenannten Optionsmodell, das ich gemein- 
sam mit den Kollegen Eckart von Klaeden und 
Norbert Röttgen vorgelegt habe. Danach erwirbt 
das Kind, sofern die Eltern nicht widersprechen, 
mit der Geburt zusätzlich zur Staatsbürgerschaft der 
Eltern auch die deutsche Staatsangehörigkeit. 

Er beschreibt dort also, daß das Optionsmodell seine 
Zielsetzung ist. Jetzt fände ich es angemessen, daß die 
betreffenden Kolleginnen und Kollegen auch dazu ste- 
hen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Auch Frau Süssmuth hatte im Juli 1998 folgendes zu 
sagen: Gerade für Kinder und Jugendliche könnte die 
doppelte Staatsangehörigkeit eine unterstützende Hilfe 
zur Integration sein. Frau Süssmuth wörtlich: 

Wir brauchen ein Staatsangehörigkeitsrecht, bei 
dem das Abstammungsprinzip und das Territori- 
alprinzip in eine ausgewogene Balance gestellt 
werden. 

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN - Erwin Marschewski [CDU/ 
CSU]: Stellen Sie einmal ihren Entwurf vor!) 

Ich finde, Frau Süssmuth ist eine namhafte Persönlich- 
keit, die sich als Bundestagspräsidentin große Meriten 
erworben hat. Anläßlich der Eröffnung des Reichstages 
ist sie sehr gelobt worden. Ich denke, ihre Position sollte 
heute zur Geltung kommen. 

Um die bestehenden Urheberrechte klar zur Geltung 
zu bringen, möchte ich sehr ausführlich und in vollem 
Bewußtsein den Reformaufruf zitieren, den einige der 
genannten Kollegen veröffentlicht haben. Da hieß es: 

Die soziale und rechtliche Integration der in 
Deutschland lebenden ausländischen Mitbürger ist 
eine moralische Verpflichtung gegenüber den Be- 
troffenen und unverzichtbar für die dauerhafte Be- 
wahrung des gesellschaftlichen Friedens. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Sehr rich- 
tig!) 

- Ich wiederhole: unverzichtbar. 

Der Schaffung eines zeitgemäßen Staatsangehörig- 
keitsrechtes kommt dabei eine zentrale Bedeutung 
zu. Als Volkspartei, die dem christlichen Men- 
schenbild und den Grundwerten von Freiheit, Soli- 
darität und Gerechtigkeit verpflichtet ist, steht die 
CDU in einer besonderen Verantwortung. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Ich möchte 
auch zitiert werden!) 
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Nur wenn die CDU die notwendigen Reformen von 
sich aus entschlossen anpackt und gestaltet, werden 
sie von einer breiten Mehrheit in der Bevölkerung 
getragen werden. Das ist eine entscheidende Vor- 
aussetzung für das Gelingen der Integration. 

Das wäre eine schöne Kampagne gewesen. So eine 
Kampagne hätten Sie starten sollen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Die Unterzeichner dieses Aufrufes setzen sich als 
Mitglieder der CDU dafür ein, das Sfaatsangehö- 
rigkeitsrecht noch in dieser Legislaturperiode wie 
folgt neu zu regeln: Die in Deutschland geborenen 
Kinder ausländischer Eltern erhalten mit der Geburt 
die deutsche Staatsangehörigkeit. Voraussetzung 
ist, daß ein Eltemteil dauerhaft und rechtmäßig in 
Deutschland lebt, da zu erwarten ist, daß die Kinder 
in unserem Land aufwachsen und bleiben werden. 
Nach Erreichen der Volljährigkeit müssen sie sich 
für eine der beiden Staatsangehörigkeiten entschei- 
den. 

Wo sind Sie nun? 

(Dieter Wiefelspütz [SPD]: Wo laufen sie 
denn?) 

Unterzeichnet haben der Kollege Altmaier und die Kol- 
legin Dr. Böhmer. Da finde ich die Unterschrift von 
Herrn Eppelmann, von Herrn Escher, dem Bundesvor- 
sitzenden der JU. Ich finde die Unterschrift von Herrn 
Dr. Friedmann. 

(Hans-Peter Repnik [CDU/CSU]: Sagen Sie 
doch etwas zu Ihrem Entwurf!) 

- Herr Repnik, daß Ihnen das nicht gefällt, kann ich ver- 
stehen. An Ihrer Stelle würde mir das auch nicht gefal- 
len. Es ist aber so. Das muß man sich manchmal sagen 
lassen. - Außerdem sehe ich die Unterschrift von Herrn 
Dr. Geißler, des Kollegen Grotz, des Kollegen Lammert, 
von Herrn Dr. Kues, von Herrn Kossendey - Herrn 
Kossendey erwähne ich deshalb, weil er ein Mann ist, 
der sich gut mit den türkischen Mitbürgerinnen und 
Mitbürgern auskennt -, von Herrn Krautscheid, von 
Herrn Pflüger, von Herrn Rommel, von dem von mir 
sehr geschäfzten Kollegen Schwarz-Schilling und von 
Frau Süssmuth; sie habe ich schon erwähnt. Außerdem 
findet man eine Reihe von Unterschriften von Landtags- 
abgeordneten. Also, meine Damen und Herren: Stehen 
Sie zu dem Wort, das Sie damals gesagt haben. Oder 
stellen Sie sich hier vorne hin und sagen: Das war alles 
falsch; wir haben uns geirrt. Heute meinen wir alles an- 
ders. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
F.D.P. - Meinrad Belle [CDU/CSU]: Stehen 
Sie zu Ihrem Wort von Januar!) 

Aber sich zu verstecken ist kein Beweis von Wildheit. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 


Das Thema Integration, das hier zu verhandeln ist, ist (C) 
wahrlich ernst. Sie haben damals formuliert: Es geht um 
den gesellschaftlichen Frieden. Es geht um einen großen 
Teil der Wohnbevölkerung, der auf Dauer bei uns lebt 
und leben wird. Das können Sie nicht rückgängig ma- 
chen und wollen es hoffentlich auch nicht. Wenn Sie es 
rückgängig machen wollten, müssen Sie das hier vorne 
sagen. Da Sie es aber nicht rückgängig machen können, 
müssen wir das tun, was uns auch das Bundesverfas- 
sungsgericht als Gebot auferlegt hat: Wir müssen dafür 
sorgen, daß Sfaatsvolk und Wohnbevölkerung Zusam- 
menkommen. Das ist für die Festigkeit unserer Gesell- 
schaft notwendig. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich habe keine Illusion darüber, daß wir damit in eine 
völlig konfliktfreie Gesellschaft kommen. Was uns aber 
auf diese Weise gelingen wird, ist ein gewaltfreier, 
rechtsstaatlicher Interessenausgleich, weil wir den 
Menschen gleiche Rechte geben und weil alle, ein- 
schließlich der Zuwanderer, in die Rechtsgemeinschaft 
einbezogen werden. Das müssen wir erreichen. 

Das müssen wir uns als Zukunftsprognose vor Augen 
führen. Sie müssen versuchen, Ihr Vorstellungsvermö- 
gen so weit zu entwickeln, daß Sie beide Entwicklungen 
vergleichen, die in Gang gesetzt werden, wenn wir auf 
die Reform des Staatsangehörigkeitsrechts verzichten 
oder wenn wir sie vollziehen. Ich glaube, wenn wir es 
bei dem Status quo belassen, dann werden wir eine zu- 
nehmende Entfremdung der Zuwanderer haben, dann 
werden wir eine Abkehr der Jugendlichen, die in solchen 
Familien aufwachsen, von der Gesellschaft haben, wir 1^/ 
werden eine zunehmende Gettoisierung haben, wir wer- 
den zunehmende Parallelgesellschaften haben - wir 
brauchen also diese Brücke in eine neue Entwicklung, 
die es uns ermöglicht, diese Menschen in die Gesell- 
schaft hineinzunehmen und sie nicht davor stehen zu 
lassen. 

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Es ist sehr interessant, sich daran zu erinnern, was der 
französische Religionswissenschaftler Emest Renan in 
einer Vorlesung in der Sorbonne-Universität im März 
1982 zu der Frage gesagt hat, was eigentlich eine Na- 
tion sei. Er hat sich dieser Frage in einer sehr metho- 
disch präzisen Art angenommen. Er hat zuerst unter- 
sucht, ob die Nation auf einer Ethnie beruht. Er kommt 
zu der Feststellung, daß das nicht richtig sein kann. Die 
Franzosen haben eine keltisch-iberisch-germanische 
Ethnie in sich aufgenommen. Deutschland ist keltisch- 
slawisch-germanisch. „Italien“, sagt er, ist „ethnisch 
überhaupt unentwirrbar“ - wie richtig. Er sagt: 

Eine Politik, die die Einheit einer Nation mit rassi- 
schen Argumenten betreibt, gründet also auf einer 
Chimäre; sie würde die europäische Zivilisation 
zugrunde richten. 


„Eine Nation ist auch nicht identisch mit der Spra- 
che“ - selbst das sagt er mit Recht. Er sagt: Sonst wären 


Wie wahr hat Renan damals gesprochen. 
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(A) die Vereinigten Staaten und Großbritannien heute noch 
zusammen, sonst wären Spanien und Südamerika noch 
zusammen. Selbst die Sprache ist nicht unbedingt ein 
Einheitsband. Die Schweiz ist eine Nation mit verschie- 
denen Sprachen. 

Auch die Religion - sagt er - ist es nicht, was eine 
Nation ausmacht. Es sind auch nicht die Interessen. Er 
sagt: „Ein Zollverein ist kein Vaterland.“ 

Zur Geographie sagt er: 

Es gibt keine willkürlichere, gefährlichere Theorie, 
als die Nation zwischen „natürlichen Grenzen“ er- 
richten zu wollen; die Vergangenheit zeigt, daß die 
Lebensräume der Nationen immer fluktuiert haben. 

Dann bringt er seine Definition von einer Nation. Er 
sagt: 

Eine Nation ist eine Seele, ein geistiges Prinzip. 
Zwei Dinge, die in Wahrheit nur eins sind, machen 
diese Seele, dieses geistige Prinzip aus. Eins davon 
gehört der Vergangenheit an, das andere der Ge- 
genwart. Das eine ist der gemeinsame Besitz eines 
reichen Erbes an Erinnerungen, das andere ist das 
gegenwärtige Einvernehmen, der Wunsch, zusam- 
menzuleben. ... Sie setzt eine Vergangenheit vor- 
aus, aber trotzdem faßt sie sich in der Gegenwart in 
einem greifbaren Faktum zusammen: der Überein- 
kunft, dem deutlich ausgesprochenen Wunsch, das 
gemeinsame Leben fortzusetzen. 

Der Historiker Hagen Schulze sagt mit Recht: Diese 
Definition hat bis heute ihre Gültigkeit behalten. - Ich 

(B) denke, wir sollten die heutige Debatte nutzen, uns ein- 
mal auf Fragen zu besinnen, die sich damit beschäftigen, 
was unsere Gesellschaft und unseren Staat eigentlich zu- 
sammenhält. 

Meine Damen und Herren, eine homogene Gesell- 
schaft ist, entgegen allen verbreiteten Vorurteilen, nicht 
tragfähig, weil sie ein Konstrukt ist, das sich nicht mit 
der Wirklichkeit in Einklang bringen läßt. 

Präsident Wolfgang Thierse: Kollege Schily, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Rupert 
Scholz? 

Otto Schily, Bundesminister des Innern: Herr Kolle- 
ge Scholz, ich habe nur noch wenig Redezeit. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

- Also gut, bitte schön, Herr Scholz. 

Dr. Rupert Scholz (CDU/CSU): Herr Schily, ich 
finde es gut, daß Sie Renan zitiert haben. Renan ist für 
den modernen Nationenbegriff ganz eindeutig der Rich- 
tige. Aber die Renansche These kann man auch zu dem 
Prinzip zusammenfassen: Nation gründet sich auf die 
Erlebnis- - das ist die Vergangenheit - und die Willens- 
gemeinschaft. Das ist die kurze Formel für das, was Sie 
eben vorgelesen haben. Erlebnis- und Willensgemein- 
schaft setzt allerdings voraus - das können Sie bei Ren- 


an sehr deutlich nachlesen -, daß eine entsprechende (C) 
Identifikationsbereitschaft da ist. Erlebnis- und Willens- 
gemeinschaft bedeutet auch, daß beide Seiten - wenn es 
unterschiedliche ethnische Teile gibt - dieses wollen. 

Ich möchte Sie bitten, eine Antwort auf folgende Fra- 
ge zu geben: Wie ist das in Deutschland? Haben Sie die 
Bereitschaft wirklich auf allen Seiten? Nehmen Sie 
wirklich genug Rücksicht darauf, diese Willens- und 
Erlebnisgemeinschaft in konfliktfreier Form, in sich 
wechselseitig akzeptierender und identifizierender Form 

- eben im Sinne von Renan - zu verwirklichen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Anke Fuchs) 

Otto Schily, Bundesminister des Innern: Die Frage 
ist mir sehr willkommen, Herr Kollege Scholz, weil sie 
genau im Duktus meiner weiteren Ausführungen liegt. 

Ich bin der Meinung: Wir müssen uns in der Tat darauf 
einlassen, zu fragen, wie wir unsere künftige Gesell- 
schaft gestalten wollen und wie das Verhältnis von Staat 
und Gesellschaft aussehen soll. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Weiterlesen!) 

- Lassen Sie uns doch jetzt eine Diskussion darüber füh- 
ren. Die können Sie doch jetzt einmal annehmen. Lassen 
Sie uns in dieser Frage weitergehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Keine Ahnung!) 

- Sie müssen zumindest die Geduld aufbringen, meine 
Antwort zu hören. Sonst hat es keinen Zweck; dann 
brauchen wir keine Zwischenfragen mehr zu stellen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wenn Sie Renan und Hagen Schulze, der das sehr 
klar aufhimmt, weiterdenken, werden Sie entdecken, daß 
Renan nicht für den homogenen Nationalstaat ist, son- 
dern ihn für ein Übel hält. Er hat einmal sehr prophe- 
tisch in einem Brief zum Ausdruck gebracht, in welche 
Lage wir kämen, wenn wir uns in einen nationalstaatli- 
chen Wettbewerb um Elsaß-Lothringen begäben. 

Deshalb - meiner Meinung nach sagt auch Hagen 
Schulze zu Recht -: Das moderne Europa hat eine ganz 
andere Perspektive. Das moderne Europa - das ist ein 
Faktum - bringt auch Menschen zusammen, die unter- 
schiedliche biographische und kulturelle Bezüge haben. 
Dieser Erkenntnis muß man sich öffnen. Hagen Schulze 
sagt weiter: 

Nicht die Teilung in Nationen ist es, die Europa ge- 
fährdet, sondern der Drang zu Nationalstaaten für 
alle noch so kleinen Nationalitäten, in denen die 
unerfüllbare und chimärische Einheit von Nation, 
Sprache und Staatsgebiet herbeigeführt werden soll. 

Hören Sie zu, was Hagen Schulze noch schreibt - das 
erinnert an den ersten Tagesordnungspunkt, den wir 
heute behandelt haben -: 

Daß das zerstörerische Prinzip der Ethnokratie, des 
Primats des durch Blutsbande geeinten Volkes, die 
Demokratie immer noch bedrohen und Europa in 
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(A) neue, schwere Bewährungsproben stürzen kann, 
beweist der schaurige Massenmord im zerfallenen 
Jugoslawien. Nicht die Idee der Nation muß in 
Europa überwunden werden, sondern die Fiktion 
der schicksalhaften, objektiven und unentrinnbaren 
Einheit von Volk, Nation, Geschichte, Sprache und 
Staat. 

Wie recht er doch hat! 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Wir müssen im zusammenwachsenden Europa be- 
greifen, daß sich Nationen, Kulturen, Ethnien und 
Sprachfamilien anders begegnen können als unter dem 
homogenen Nationalstaat, der ein Irrtum des vorigen 
Jahrhunderts war, der übrigens auch am Ende des ersten 
Weltkriegs ein Irrtum war, wie in den 14 Punkten 
Wilsons deutlich wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Sie sind doch nicht so töricht, daß Sie nicht wenigstens 
manchmal, in Einzelfällen begreifen, um was es geht. 

(Dieter Wiefelspütz [SPD]: „In Einzelfällen“! 

- Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Das ist 
sehr arrogant! So intelligent sind Sie auch 
nicht!) 

Der SPD-Landtagsabgeordnete Dietmar Franzke hat 
der Bayerischen Staatsregierung - einer ihrer Vertreter 
ist heute zugegen - 


(Zuruf des Abg. Wolfgang Zeitlmann 
(B) [CDU/CSU]) 

- Herr Zeitlmann, können Sie ein einziges Mal versuchen, 
in einer Debatte zuzuhören, nur ein einziges Mal? - 

(Beifall bei der SPD) 

eine interessante Frage gestellt, die im März dieses Jah- 
res folgendermaßen beantwortet wurde: 


damals protestantischen Preußen - das Bürgerrecht er- 
werben dürfe, geantwortet: 

Alle Religionen seindt gleich und guht, wann nur 
die Leute, so sie profesieren, erliegte Leute seindt, 
und wenn Türken und Heiden kämen und wollten 
das Land pöplieren, so wollten wir sie Mosqueen 
und Kirchen bauen. 

Das ist eine gute Devise auch für unser Staatsangehörig- 
keitsrecht. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Ich erteile dem 
Kollegen Dr. Jürgen Rüttgers das Wort. 

Dr. Jürgen Rüttgers (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Werte Kolleginnen und Kollegen! Jedem in diesem Saal ist 
klar, daß das Gesetz, über das wir heute zu befinden haben, 
von einer großen und weitreichenden Bedeutung ist. In den 
letzten Wochen und Monaten haben wir alle in der öffentli- 
chen Diskussion gemerkt, daß es in unserem Land viele 
Menschen gibt, für die das ein ganz wichtiges, ein existen- 
tielles politisches Thema ist, für das sie bereit sind, sich 
persönlich zu engagieren. Deshalb war ich davon ausge- 
gangen, daß die Debatte um das Gesetz, das der Bundesin- 
nenminister eben als historisch bezeichnet hat, auch einen 
entsprechenden Charakter bekommt. 

Herr Schily, vom Prinzip her ist es zwar gut, wenn 
Sie Kolleginnen und Kollegen aus der CDU/CSU- 
Bundestagsffaktion zitieren, weil das, was sie auch vor 
dem Hintergrund ernsthafter Debatten, die wir in unserer 
Fraktion geführt haben, sagen, in der Regel sehr beden- 
kenswert ist und ernst genommen werden muß. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: So ist es!) 

Die Art und Weise, in der Sie heute Äußerungen dieser 
Kollegen, die in dem Bemühen gemacht wurden, ihren per- 
sönlichen Beitrag zur Integration der rechtmäßig und dau- 
erhaft in Deutschland lebenden Ausländer zu leisten, auf 
das Niveau eines Winkeladvokaten heruntergezogen haben, 

(Widerspruch bei der SPD) 
finde ich diesem Thema nicht angemessen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aus der Tatsache, daß Kollegen sich seit Jahren darum 
bemühen, zu der Sache der in Deutschland lebenden 
Ausländer ihren persönlichen Beitrag zu leisten, den 
Schluß zu ziehen, sie müßten heute dem Gesetz, das Sie 
diesem Hause vorgelegt haben, zustimmen, ist der Gip- 
fel der Tatsachenverdrehung. Denn das, was Sie heute 
zur Abstimmung bringen, hat mit Integration nun über- 
haupt nichts zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was Sie heute vorlegen, ist nicht nur Stückwerk, son- 
dern ein Gesetz, das Sie selbst noch im Januar als ver- 
fassungswidrig gekennzeichnet haben. 

(Zurufe von der CDU/CSU: So ist es! - Genau!) 


Auf Grund der guten Erfahrungen mit der Integra- 
tion Otto von Habsburgs hält es die Staatsregierung 
für vertretbar, bei Persönlichkeiten, die einen ver- 
gleichbaren Bezug zur deutschen und europäischen 
Geschichte aufweisen, Doppelstaatsangehörigkeit 
hinzunehmen. 

Meine Damen und Herren, ich bin ein überzeugter De- 
mokrat. Ich muß Ihnen sagen: Die Doppelstaatsange- 
hörigkeit nur als Adelsprivileg zuzulassen widerspricht 
meinen Grundüberzeugungen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
PDS) 

Meine Damen und Herren, heute ist die Stunde der 
modernen Demokratie. Deshalb ist es vielleicht nicht so 
ganz angebracht, daß ich mich dauernd mit Bezügen 
zum Adel aufhalte. Aber im Blick darauf, daß wir dem- 
nächst alle gemeinsam nach Berlin umziehen, ist es 
vielleicht verständlich, daß ich mich heute an den Rat- 
schlag eines aufgeklärten Monarchen halte. Friedrich der 
Große hat, als er gefragt wurde, ob ein Katholik - im 
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(A) Weil ich es dieser Debatte nicht für angemessen halte, 
will ich darauf verzichten, meinerseits zu zitieren, was 
Kolleginnen und Kollegen aus der SPD-Fraktion, wenn 
man mit ihnen über das von Ihnen betriebene Projekt re- 
det, sagen. Ich will auch darauf verzichten, zu verlesen, 
welche Funktionsträger der SPD unsere Unterschriften- 
aktion vor Ort unterschrieben haben. Inzwischen sind es 
5 Millionen Menschen in Deutschland, die ein klares 
Nein zu Ihrem Projekt gesagt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte eine zweite Anmerkung zu dem machen, 
was Sie heute gesagt haben. Sie haben es in Ihrer Rede 
für notwendig und richtig erachtet - ich will das gar 
nicht qualifizieren -, über den Begriff der Nation nach- 
zudenken. Das hat mich - das muß ich zugeben - ein 
wenig verwundert, und zwar deshalb, weil Sie damit 
doch wohl zum Ausdruck bringen wollten, 

(Zuruf von der SPD: Daß es eine höhere 
Dimension gibt!) 

daß Sie mit diesem Gesetz das, was man unter Nation - 
unter deutscher Nation - versteht, verändern wollen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ganz offenkundig! 

- Widerspruch bei der SPD) 

Sonst würde das, was Sie vorgetragen haben, keinen 
Sinn machen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU - Wider- 
spruch bei der SPD) 

Das, verehrter Herr Bundesinnenminister Schily, ist ein 
wirklich überraschender Punkt in Ihrer Rede gewesen. 

(B) 

Sie haben recht, daß es immer lohnend ist, bei Emest 
Renan nachzulesen. Sie haben sicherlich recht, daß es 
am Ende dieses Jahrhunderts, in dem so unglaublich viel 
Schlimmes und so unglaublich viele Morde und Verbre- 
chen im Namen der Nation begangen worden sind, not- 
wendig ist, darüber nachzudenken, welche Aufgabe die 
Nation im kommenden Jahrhundert hat. 


Diktatur kein vernünftiges offenes Verhältnis der ver- 
schiedenen Völker und Nationen entwickelt hat, kommt 
es zu den Morden. Dort, wo es eine Übereinstimmung 
zwischen Gesellschaften und Nationen gibt mit dem An- 
spruch, für jeden offen zu sein, der dort hinwill, 

(Zuruf von der SPD: Unglaubliche Vergleiche 
sind das!) 

sind solche Verbrechen nicht möglich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir werden über das Thema sicherlich noch weiter 
diskutieren, ja diskutieren müssen, weil wir nach unse- 
rem Verständnis - zumindest ist dies das Verständnis 
der Kolleginnen und Kollegen in der CDU/CSU- 
Fraktion - die Weiterentwicklung auch dessen, was wir 
unter Nation verstehen, im Hinblick auf die Europäische 
Union in den nächsten Jahren und Jahrzehnten voran- 
treiben wollen. 

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Herr Kollege, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Comelie 
Sonntag? 

Dr. Jürgen Rüttgers (CDU/CSU): Ja, bitte. 

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Bitte sehr, Frau 
Kollegin. 

Dr. Corneiie Sonntag-Wolgast (SPD): Herr Kollege 
Rüttgers, da Sie sich soeben dagegen verwahrten, irgend- 
welche Beziehungen, Vergleiche oder Bezüge zwischen 
unserer heutigen Diskussion um die Reform des Staats- 
angehörigkeitsrechts und dem Kosovo-Konflikt herzu- 
stellen: Wie finden Sie es, daß Kollegen aus Ihren Reihen, 
nämlich der Unionsfraktionen, in den letzten Wochen 
noch einmal mit Verve gefordert haben, man solle wegen 
der aktuellen Diskussion um das Kosovo und wegen der 
Diskussion um Flüchtlingsaufnahme die Reform des 
Staatsangehörigkeitsrechts, die meiner Meinung nach auf 
einem völlig anderen Blatt steht, jetzt zurückziehen und 
zunächst einmal ruhen lassen? Finden Sie nicht, daß Äng- 
ste in der Bevölkerung vor Zuwanderungsströmen wieder 
dadurch geschürt worden sind, daß man zwei grundver- 
schiedene Themen durcheinandergeworfen hat? 

Dr. Jürgen Rüttgers (CDU/CSU): Frau Kollegin 
Sonntag- Wolgast, ich finde es durchaus angemessen, 
daß Sie als Parlamentarische Staatssekretärin versuchen, 
Ihrem Minister hier zu helfen. Aber die Frage des Koso- 
vo ist von ihm in diese Debatte eingeführt worden, und 
zwar im Zusammenhang mit dem Nationenbegriff, und 
dazu habe ich etwas gesagt. Die Frage, ob es nicht klug 
gewesen wäre, den Versuch zu machen, bei einem solch 
wichtigen Thema zu parteiübergreifenden Gesprächen 
zu kommen, statt die Gesellschaft und die Nation zu 
spalten, ist vor diesem Hintergrund mehr als berechtigt. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P.) 


Es ist sicherlich auch richtig - auch da kann man schon 
erste Hinweise bei Emest Renan nachlesen -, daß im 
kommenden Jahrhundert Nationen, auch in Europa, 
nicht überleben werden, wenn sie sich als eine Form der 
Abgrenzung gegenüber anderen verstehen. Nationen 
werden im kommenden Jahrhundert nur dann eine 
Chance haben, wenn sie sich als offen, wenn sie sich, 
wie wir es manchmal formulieren, als ein Haus mit of- 
fenen Fenstern und Türen verstehen, wenn sie nicht auf 
Abgrenzung setzen, sondern auf Integration. 

Wamm Sie dann, werter Herr Bundesinnenminister 
Schily, allerdings auch noch hingegangen sind und den 
Kosovo-Konflikt und die furchtbaren ethnischen Ver- 
brechen und Vertreibungen in diese Debatte eingeführt 
haben, dafür fehlt mir jedes Verständnis. Soll das etwa 
bedeuten, daß diejenigen, die glauben, daß auch im 21. 
Jahrhundert die Nation noch erforderlich ist, damit Ge- 
sellschaft zusammenhält, eventuell Ursache bzw. Anlaß 
geben für verbrecherische Ereignisse, wie sie im Kosovo 
in den letzten Wochen und Monaten geschehen sind? 
Die Wahrheit ist doch genau umgekehrt: Gerade weil 
sich im ehemaligen Jugoslawien unter dem Druck einer 
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(A) Werte Kolleginnen und Kollegen, wir lehnen Ihren 
Gesetzentwurf ab. Er ist verfassungsrechtlich bedenk- 
lich, er ist integrationspolitisch unausgegoren, und er ist 
mit einem unvertretbaren Verwaltungsaufwand verbun- 
den. Er wirft mehr Fragen auf, als er beantwortet. Dies 
war auch das Ergebnis der Sachverständigenanhörung 
im Innenausschuß. 

Wenn man das Ergebnis der Anhörung zusammenfas- 
sen will, muß man feststellen, daß die Sachverständigen, 
egal, wie sie zum Optionsmodell stehen, gesagt haben, 
dieser Gesetzentwurf sei Stückwerk, unausgereift und 
nachbesserungsbedürftig, auch sei er in sich wider- 
sprüchlich, aber vor allen Dingen fehle die Abstimmung 
mit anderen Gesetzen. Ich habe nie verstanden, warum 
Sie auf seiten der rotgrünen Regierung nicht den Mut 
gehabt haben, ein Gesamtkonzept für ein neues 
Staatsangehörigkeitsrecht vorzulegen, sondern hier 
den Versuch machen, einen einzelnen Punkt herauszu- 
greifen. Ich habe übrigens auch nie verstanden, warum 
es Ihnen nicht gelungen ist, hier ein übergreifendes Inte- 
grationskonzept, das über die Frage der Staatsangehö- 
rigkeit hinausgeht, vorzulegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie haben sich statt dessen für ein parlamentarisches 
Verfahren entschieden, nach dem Motto: Augen zu und 
durch. Es ging nicht um Argumente. Es ging auch nicht 
um die politisch-parlamentarische Debatte; vielmehr wa- 
ren es in der Anfangsphase dieser Diskussion zuerst das 
Hochgefühl und dann die Arroganz der Macht, die Sie 
haben glauben lassen, alle Gegenargumente übergehen 
zu können. Wir haben Sie mit unserer Unterschriften- 
' ^ aktion eines Besseren belehrt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist nur noch ein Ausdruck von politischer Schwäche, 
daß Sie jetzt nicht in der Lage sind, parteiübergreifende 
Gespräche zu führen. Man muß den grünen Parteitag 
überleben. Man muß versuchen - das hat wieder etwas 
mit dem Kosovo zu tun, Frau Sonntag-Wolgast -, eine 
Mehrheit für die Kosovo-Politik zu erhalten. Deshalb 
können Sie keine neuen Überlegungen in dieser Frage 
anstellen und auch keine neuen Gespräche anbieten. 

Aber es soll wenigstens Vollzug in Sachen Staatsan- 
gehörigkeitsrecht gemeldet werden. Das ist nicht nur 
schade, sondern bringt Sie mittel- und langfristig in Wi- 
derspruch zu all denjenigen, die erkannt haben, daß es 
bei allem Streit richtig und notwendig gewesen wäre, zu 
einem breiten Konsens zu gelangen. So haben zum Bei- 
spiel die Kirchen eindringlich dafür geworben, daß die 
Reform des Staatsangehörigkeitsrechts vom Gesetzgeber 
in einem breiten Konsens vorgenommen wird. Dabei 
meinten die Kirchen einen Konsens - hier zitiere ich -, 
„der über die jetzt vorliegenden Gesetzesentwürfe eine 
Brücke schlägt“. 

(Gern Özdemir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Sie haben die Kirchen im Innenaus- 
schuß ausgeladen!) 

Das, was uns heute zur abschließenden Abstimmung 
vorgelegt wird - ich habe es bereits gesagt -, ist Flick- 
werk. Die Rechtszersplitterung wird vorangetrieben. 


Sie ist heute schon schlimm genug. Das Gesetz steht im 
Widerspruch zum Ausländerrecht und enthält Unge- 
reimtheiten, die dazu führen werden, daß nicht nur die- 
jenigen, die unsere Auffassung bei dieser Reform teilen, 
an diesem Gesetz verzweifeln werden, sondern auch 
diejenigen, die angeblich davon profitieren sollen. Wer 
als ausländischer Mitbürger in der konkreten Verwal- 
tungspraxis mit diesem Gesetz konfrontiert wird, wird 
seinen Glauben an die Integrationsbereitschafl unseres 
Staates sehr schnell verlieren, weil die Widersprüche ihn 
schlichtweg in die Verzweiflung treiben werden: Was 
soll zum Beispiel in dem Fall einer jungen Mutter ge- 
schehen, die Doppelstaaterin ist, in Deutschland ein 
Kind bekommt und - wenn sie nicht optiert - ihre deut- 
sche Staatsbürgerschaft verliert, während ihr Kind diese 
erhält? Wie soll das innerhalb einer Familie gelöst wer- 
den? Oder was soll in dem Fall geschehen, in dem je- 
mand seiner deutschen Wehrpflicht nachgekommen ist, 
aber der deutsche Staat ihm - wenn er nicht optiert - 
sagt, du bist nicht mehr erwünscht? Was hat das alles 
mit Integration zu tun? 

Damit komme ich auf einen weiteren Punkt zu spre- 
chen: Wir haben uns von seiten der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion darum bemüht, daß die Debatte 
nicht nur auf die Frage der Staatsbürgerschaft verengt 
wird. Wir haben uns vielmehr darum bemüht, ein Ge- 
samtkonzept vorzulegen, in dem die drei Bereiche 
Staatsbürgerschaftsrecht, Zugangsbegrenzung und Inte- 
grationskonzept berücksichtigt werden. Wir haben für 
unser Integrationskonzept viel Zustimmung von Auslän- 
derbeiräten und Ausländerorganisationen erfahren. 

(Zuruf von der SPD: Erst nach der Ab wähl!) 

So schreibt zum Beispiel die EKD: 

In vielen Bereichen finde ich eine Übereinstim- 
mung mit dem, was die Kirchen in ihrem gemein- 
samen Wort „...und der Fremdling, der in deinen 
Toren ist“ geäußert haben. 

Die IG BCE - die Industriegewerkschaft Bergbau, 
Chemie, Energie - schreibt: 

Integration bedeutet dabei für uns als Gewerk- 
schaften nicht die Aufgabe der ethnischen, kultu- 
rellen und religiösen Identität. Wir begrüßen es, 
daß die CDU/CSU dies genauso sieht. 

Wir stellen heute unser Integrationskonzept zur Ab- 
stimmung. Wir waren entsetzt, als wir feststellen muß- 
ten, daß Sie auch im Innenausschuß unser Integrations- 
konzept aus den gleichen Gründen, die ich eben be- 
schrieben habe - nacktes parteipolitisches Kalkül; 
Augen zu und durch -, abgelehnt haben. Sie empfehlen 
heute dem Deutschen Bundestag die Ablehnung unseres 
Konzeptes. Ich werde es Ihnen sagen: Wenn Sie gleich 
gegen den Antrag „Integration und Toleranz“ stimmen, 
dann lehnen Sie Forderungen ab wie die: nach Auswei- 
tung der Sprachforderung für Ausländer, Frau Beck, 

(Widerspruch bei der SPD und dem BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

nach Förderung ausländischer Kinder in Kindergärten 
und in der Vorschulzeit, Herr Özdemir, nach schulbe- 
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(A) gleitenden Sprachkursen für ausländische Mütter, nach 
berufsvorbereitenden Maßnahmen für ausländische Ju- 
gendliche, nach Förderung ausländischer Existenz grün- 
dungen in Deutschland, nach Mobilisierung des auslän- 
dischen Mittelstands für die Lehrlingsausbildung, nach 
Einstellung von Polizeibeamten ausländischer Herkunft, 

(Hans-Peter Repnik [CDU/CSU]: Empörend!) 

nach einer verstärkten Aufnahme von Mitbürgern aus- 
ländischer Herkunft in die demokratischen Parteien - 


Vizepräsidentin Anke Fuchs: Herr Kollege, ge- 
statten Sie eine Zwischenffage? 


Dr. Jürgen Rüttgers (CDU/CSU): - im Moment 
nicht -, nach Herstellung der Voraussetzungen für einen 
islamischen Religionsunterricht an den öffentlichen 
Schulen, der der staatlichen Schulaufsicht unterliegt, 
und nach einer Berücksichtigung des ausländischen Be- 
völkerungsanteils in Sendungen der Rundfunkanstalten. 

(Sebastian Edathy [SPD]: Das hätten Sie ja 
alles machen können, Herr Rüttgers!) 

Wie rechtfertigen Sie eigentlich Ihre Ablehnung dieser 
konkreten Vorschläge zur Integration? Hiermit würde 
mehr für die Integration in Deutschland getan als durch 
die Einführung des Doppelpasses. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Welche anderen Gründe als rein parteipolitisches Kalkül 
(B) könnte es eigentlich dafür geben? Ist das der Bedeutung 
der Sache angemessen? 

Die Integration der dauerhaft und rechtmäßig in 
Deutschland lebenden ausländischen Mitbürger ist für 
den inneren Frieden und die Zukunft unseres Landes un- 
zweifelhaft ein großes Thema. Wir haben dem Deut- 
schen Bundestag ein Angebot zur Debatte über diese 
zentrale Frage unseres Landes unterbreitet. Wenn dieses 
Konzept heute niedergestimmt wird, dann bestätigt sich 
unser Anfangs verdacht: Ihnen geht es nicht um Integra- 
tion, sondern um die Erledigung dieses Themas vor den 
nächsten Wahlen. Genau das wollen Sie. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich schließe, indem ich an jeden einzelnen Abgeord- 
neten der Fraktion der SPD appelliere: Stimmen Sie für 
unseren Antrag „Integration und Toleranz“! Ich appel- 
liere an die Kolleginnen und Kollegen von der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen: Stimmen auch Sie für den An- 
trag „Integration und Toleranz“! Ich appelliere an die 
Kolleginnen und Kollegen der Fraktion der Freien De- 
mokraten: Nehmen Sie den Bericht der früheren Aus- 
länderbeauftragten, Ihrer Parteifreundin Frau Schmalz- 
Jacobsen, zur Hand und vergleichen Sie die Forderun- 
gen mit diesem Konzept! Stimmen Sie für dieses Kon- 
zept! Letztlich appelliere ich an Sie alle von der Regie- 
rungskoalition: Machen Sie unsere ausländischen Mit- 
bürger nicht zum Opfer Ihres parteipolitischen Kalküls! 

(Beifall bei der CDU/CSU - Sebastian Edathy 
[SPD]: Unglaublich!) 


Vizepräsidentin Anke Fuchs: Zu einer Kurzinter- (C) 
vention gebe ich dem Kollegen Peter Altmaier das Wort. 

Peter Altmaier (CDU/CSU): Herr Bundesinnenmi- 
nister Schily, Sie haben lang und breit aus unseren In- 
terviews und Äußerungen zitiert. Ich hätte mir ge- 
wünscht, Sie hätten etwas häufiger aus den Interviews 
und Äußerungen des Bundeskanzlers Schröder zu diesen 
Themen zitiert. Aber davon werden Sie sehr wenige fin- 
den, weil er es bis heufe nicht für richtig gehalten hat, in 
dieser Frage öffentlich Stellung zu beziehen und für 
einen breiten gesellschaftlichen Konsens zu werben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist wahr, daß es in der CDU/CSU eine ganze Rei- 
he von Kolleginnen und Kollegen gibt, die sich seit vie- 
len Jahren für ein vernünftiges Optionsmodell einge- 
setzt haben und weiterhin einsetzen. Aus diesem Grund 
werden heute etwa 20 Kolleginnen und Kollegen der 
Union nicht gegen Ihren Gesetzentwurf stimmen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der F.D.P.) 

Ich nehme für uns in Anspruch, daß wir uns dabei nicht 
von parteitaktischem Kalkül leiten lassen. Vielmehr sind 
wir davon überzeugt, daß es als Antwort auf die Ver- 
änderungen, die sich in Deutschland in den letzten 20, 

30 Jahren vollzogen haben - in Deutschland werden je- 
des Jahr 100 000 Kinder geboren, die nicht die deutsche 
Staatsangehörigkeit haben -, notwendig ist, ein Signal 
zu geben, das diesen jungen Menschen deutlich macht: 

Ihr gehört dazu, ihr seid Teil dieser Gesellschaft; wir 
nehmen euch an. Ich denke an ein Signal, das ohne ge- ' 
nerelle doppelte Staatsangehörigkeit und ohne all die ge- 
fährlichen Assoziationen und Folgen auskommt, die mit 
diesem Begriff verbunden sind. 

Ich nehme für mich und die Kolleginnen und Kolle- 
gen, die innerhalb der Union für dieses Thema gestritten 
haben - es waren nicht nur Bundestagsabgeordnete; es 
waren auch Oberbürgermeister, Landtagsabgeordnete 
und viele Mitglieder in Ortsverbänden -, in Anspruch, 
daß wir zusammen mit repektablen Kolleginnen und 
Kollegen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und F.D.P. 

- zum Beispiel Cem Özdemir und Frau Schmalz- 
Jacobsen - mehr für Integration bewirkt haben als fast 
die gesamte Führungsspitze der Sozialdemokratischen 
Partei. 

Es gab im Jahre 1998 einen breiten gesellschaftlichen 
Konsens für das Optionsmodell. Die Kirchen, der Städ- 
te- und Gemeindetag und auch viele gesellschaftliche 
Gruppierungen waren dafür. Sie haben nach der Bun- 
destagswahl diesen Konsens ohne Not aufgekündigt und 
sind auf Ihren ursprünglichen Vorschlag einer generel- 
len doppelten Staatsangehörigkeit zum Nulltarif - aus, 
wie ich meine, rein koalitions- und parteitaktischen 
Gründen - zurückgekommen. Damit haben Sie dem 
Anliegen der Ausländerintegration geschadet. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Als es nach der Wahl in Hessen darum ging, in dieser 
Frage Flagge zu zeigen und für die eigene Posifion zu 
kämpfen, hat sich dann Ihr eigener Bundeskanzler post- 
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(A) wendend in die Büsche geschlagen und in einem Inter- 
view in der „Süddeutschen Zeitung“ erklärt, Minderhei- 
tenthemen wie Staatsangehörigkeitsrecht dürften nun 
nicht mehr so sehr in den Vordergrund geschoben wer- 
den; man müsse sich mehr den eigentlich wichtigen 
Themen zuwenden. Eine solche Aussage haben Sie bis- 
her von niemandem aus unserer Gruppe gehört. Sie wer- 
den sie auch in Zukunft nicht hören. 

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Herr Kollege, den- 
ken Sie bitte an die Zeit. 

Peter Aitmaier (CDU/CSU): Ich komme sofort zum 
Ende. - Wir hätten es auch begrüßt, Herr Bundesinnen- 
minister, wenn der Bundeskanzler es für nötig gefunden 
hätte, dieser Debatte persönlich zu folgen und damit 
auch in der Öffentlichkeit für seine Überzeugung einzu- 
treten. 

Wir werden Ihren Gesetzentwurf nicht ablehnen, 
können ihm aber auch nicht zustimmen, weil Sie zu kei- 
nem Zeitpunkt versucht haben, einen Konsens zu finden, 
weil Sie alle Gesprächsangebote abgelehnt haben, die 
von Wolfgang Schäuble und der CDU/CSU in den letz- 
ten Wochen gemacht worden sind, und weil Sie jede 
einzelne Forderung aus unserem Integrationspapier zu- 
rückgewiesen haben. Damit genügen Sie vielleicht Ihren 
parteitaktischen Anliegen. Aber dem Anliegen der Inte- 
gration von Ausländem in unsere Gesellschaft werden 
Sie damit ganz sicher nicht gerecht. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

(B) 

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Ich erteile das Wort 
dem Bundesminister des Innern, Herrn Otto Schily. Bitte 
sehr. 

Otto Schily, Bundesminister des Innern: Herr Kolle- 
ge Altmaier, zunächst einmal bedanke ich mich. Es ist 
des Respekts würdig, daß Sie zu Ihren alten Überzeu- 
gungen stehen; ich finde das großartig; das ist absolut 
anerkennenswert. 

(Wolfgang Zeitlmann [CDU/CSU]: Das soll- 
ten Sie auch einmal tun!) 

- Herr Zeitlmann, Sie können es einfach nicht lassen. 

Sie, Herr Altmaier, haben nun behauptet - es kann ja 
sein, daß Sie es nicht besser wissen -, ich hätte keine 
Bemühungen unternommen, um zu einem Konsens zu 
gelangen. Sie wissen vielleicht nicht, daß ich mich be- 
müht habe, mit Herrn Kollegen Schäuble zu einem Kon- 
sens zu kommen. Ich habe eine geschlagene Stunde mit 
Herrn Schäuble und mit vielen anderen aus Ihrer Frakti- 
on geredet. Natürlich ist mir an einem Konsens sehr ge- 
legen. Der Konsens kann aber nicht darin bestehen, wie 
Sie vielleicht denken und wie es mir immer gesagt wor- 
den ist, daß diese Debatte in der Art und Weise fortge- 
setzt wird, wie Sie es 16 Jahre lang gemacht haben, 
nämlich ad calendas graecas. Das mache ich nicht mit. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 


Das aber war das Ergebnis dieser Gespräche. - Ich (C) 
will jetzt niemanden zitieren, aber wenn ich in Ihre 
Reihen schaue, sehe ich viele, mit denen ich gesprochen 
habe. 

Ihr Appell, daß wir versuchen sollten, den Beschluß 
auf einer breiten Grundlage zu fassen, ist völlig richtig. 

Sie haben dabei an frühere Legislaturperioden erinnert. 

Herr Altmaier, Sie wissen doch ganz genau, daß wir uns 
in der vorangegangenen Legislaturperiode auf der Basis 
des Optionsmodells hätten einigen können, wenn Sie 
nicht der Gefangene von Herrn Kanther gewesen wären. 

Sie konnten sich doch untereinander nicht einigen und 
haben sich nicht getraut, einen entsprechenden Entwurf 
vorzulegen. Sie sollten die Dinge hier nicht verdrehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Es ist immer noch Zeit, zu einem Konsens zu kom- 
men. Insofern verstehe ich Ihre Haltung nicht. Aber ich 
finde es, wie gesagt, erfreulich, daß Sie bei Ihrer hier 
dargelegten Position bleiben. Das halte ich für konse- 
quent und anerkennenswert. 

(Wolfgang Zeitlmann [CDU/CSU]: Lassen Sie 
uns doch über das Optionsmodell reden!) 

- Nein, ich bin für eine weitergehende Lösung. Das ist 
völlig richtig, Herr Zeitlmann. Wenn wir die Mehrheit 
dafür weiterhin gehabt hätten, wäre ich auch dabei ge- 
blieben - das sage ich ganz offen und ehrlich -, nicht 
zuletzt deshalb, weil wir uns jetzt einigen Verwaltungs- 
aufwand einhandeln. Ich muß mich aber jetzt auf das 
zubewegen, was mehrheitsfahig ist. Das ist auch in Ord- (D) 
nung; in der Politik ist das manchmal so. 

Daß Sie sich aber jetzt enthalten, Herr Altmaier, halte 
ich nicht für konsequent. Wenn jemand eher unserer 
Auffassung ist, müßte er doch eigentlich konsequent 
sein und unserem Gesetzentwurf zustimmen. Ich frage 
mich nun, was Ihre Beweggründe für eine Enthaltung 
sind. Das kann doch nicht an Bundeskanzler Schröder 
liegen, der alles mit unterschrieben hat, und der daher 
der Meinung ist, daß dies die richtige Lösung sei. 

Weil Sie das Thema Doppelpaß angesprochen haben: 

Ich darf Sie bitten - das meine ich sehr ernst -, zur 
Kenntnis zu nehmen, daß es mir wahrlich nicht um die 
Herbeiführung möglichst vieler doppelter Staatsbürger- 
schaften geht. Das ist nicht unser Ziel. Ich bin sogar der 
Meinung, daß doppelte Staatsbürgerschaften vermieden 
werden sollten. Nur will ich daran erinnern, daß für uns 
Integration wichtiger als die Vermeidung der Mehrstaa- 
tigkeit ist. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Was Sie Otto von Habsburg zubilligen, nämlich eine 
Mehrstaatigkeit, das sollten Sie auch dem einfachen tür- 
kischen Mitbürger zubilligen. Sie tun es ja auch, wenn 
auch beschränkt auf eine gewisse Dauer, im Rahmen des 
Optionsmodells. 

Herr Altmaier, allen Respekt vor dem, was Sie gesagt 
haben. Ich denke, daß Sie die Diskussion zum Anlaß 
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(A) nehmen sollten, weiterzudenken und dem Gesetzentwurf 
zuzustimmen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Zu einer Kurzinter- 
vention hat das Wort der Kollege Rüdiger Veit. 

Rüdiger Veit (SPD): Meine Damen und Herren! Ich 
könnte versucht sein, darüber zu philosophieren, welche 
Rolle nun die F.D.P. -Fraktion angesichts des politischen 
Zerrbildes, das wir gesehen haben, spielen sollte, um 
den Grünen über ihren Bundeskongreß zu helfen. 

Ich möchte aber Sie, Herr Rüttgers, etwas fragen, 
wozu Sie mir während Ihres Redebeitrages keine Gele- 
genheit gegeben haben. Meine Frage wird aber nach der 
Erklärung von Herrn Altmaier noch viel interessanter. 
Sind Ihre verfassungsrechtlichen Bedenken gegen den 
jetzt vorliegenden Gesetzentwurf groß genug, daß Sie 
sich entschließen können, nach Karlsruhe zu gehen, oder 
fehlt Ihnen jetzt bei 30 Enthaltungen aus der CDU/CSU- 
Fraktion eventuell das Quorum? 

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Herr Rüttgers, wol- 
len Sie antworten? - Nein. 

Ich bin der Auffassung, daß wir in der Debatte nach 
der Kurzintervention des Kollegen Repnik fortfahren 

(B) sollten. Bitte sehr, Herr Kollege, Sie haben das Wort. 

Hans-Peter Repnik (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Ich bin der Meinung, daß wir mitten in der Debatte sind 
und daß wir daher nicht mit der Debatte fortzufahren 
brauchen. Die Äußerung von Herrn Bundesinnenmini- 
ster Schily bedarf einer Erwiderung im Rahmen meiner 
Kurzintervention. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Das geht 
nicht!) 

Der Herr Bundesminister Schily hat eine Äußerung ge- 
macht, die ich nicht stehenlassen kann. 

(Zurufe von der F.D.P.: Das ist nicht korrekt!) 

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Herr Kollege Rep- 
nik, darf ich Sie kurz unterbrechen? Ich kann nach 
einem Debattenbeitrag eine Kurzintervention zulassen. 
Das habe ich getan. Herr Repnik, Sie haben das Wort. 

Hans-Peter Repnik (CDU/CSU): Tatsache ist, daß 
Herr Schily von seinem ursprünglichen Entwurf der 
doppelten Staatsangehörigkeit nicht deswegen abgerückt 
ist, weil er sich möglicherweise von Herrn Schäuble in 
der Sache überzeugen ließ. Der Grund liegt vielmehr in 
den 5 Millionen Unterschriften und in der klaren Quit- 
tung der hessischen Wähler. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Nachdem der neue Entwurf der Regierung vorlag, hat (C) 
unser Fraktionsvorsitzender Wolfgang Schäuble im Ein- 
vernehmen mit dem CSU-Vorsitzenden Edmund Stoiber 
der Koalition neue Gespräche angeboten. Dieses Ge- 
sprächsangebot wurde von den Kirchen aufgegriffen, die 
an die Koalition appelliert haben: Gehen Sie auf dieses 
Gesprächsangebot ein! Es wurde ebenfalls vom Bun- 
destagspräsidenten Thierse aufgegriffen, der an die Ko- 
alitionsfraktionen appelliert hat: Gehen Sie auf dieses 
Gesprächsangebot ein! Herr Struck, der Fraktionsvorsit- 
zende der SPD, ist anschließend auf Herrn Schäuble zu- 
gegangen und hat gesagt: Wir wollen in der Koalition 
darüber sprechen. 

Bis zum heutigen Tag, Herr Minister Schily, ist die 
Koalition auf dieses Gesprächsangebot der Parteivorsit- 
zenden der Union eine Antwort schuldig geblieben. Es 
ist also nicht so, daß Sie zu irgendeinem Zeitpunkt bereit 
gewesen wären, diese wichtige und gesellschaftspoli- 
tisch befriedende Frage einer konsensualen Lösung zu- 
zuführen. Sie haben vielmehr dieses ehrlich und offen 
gemeinte Angebot - das ernst zu nehmen Sie von den 
Kirchen gebeten wurden - schlichtweg ignoriert und 
sind nicht darauf eingegangen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Dr. Willfried 
Penner [SPD]: Seit 16 Jahren gibt es eine 
Mehrheit für das Optionsmodell!) 

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Jetzt darf der Bun- 
desminister darauf antworten. Danach lasse ich keine 
Kurzinterventionen mehr zu. Wir fahren dann mit der 
Debatte in der vorgesehenen Rednerfolge fort. 

Bitte sehr, Herr Bundesminister. 

Otto Schily, Bundesminister des Innern: Herr Kolle- 
ge Repnik, weil ich immer zu Milde aufgelegt bin, führe 
ich das, was Sie gerade vorgetragen haben, einfach auf 
schlechte Informationskanäle zurück. 

(Hans-Peter Repnik [CDU/CSU]: Das ist die 
reine Wahrheit!) 

- Nun hören Sie zu! Ich habe Ihnen doch auch zugehört. 

Ich habe beispielsweise in der Evangelischen Aka- 
demie Tutzing ein Gespräch geführt, um das die dorti- 
gen Kirchenvertreter gebeten haben. Daran haben auch 
einige hochrangige Politiker aus Ihren Reihen teilge- 
nommen. Ich habe eine ganze Reihe von Gesprächen 
auch mit Personen aus Ihren Reihen geführt - übrigens 
auch schon vor der Hessenwahl. Deshalb ist das, was Sie 
gesagt haben, nicht wahr. Aber ich habe mich nicht nur 
auf Ihre Oppositionsfraktion beschränkt; es gibt noch 
eine andere. Auch mit dieser Oppositionsfraktion habe 
ich gesprochen. 

(Hans-Peter Repnik [CDU/CSU]: PDS!) 

- Nein, ich habe auch mit Herrn Westerwelle - er ist ein 
Vertreter dieser Oppositionsfraktion - gesprochen, und 
zwar vor der Hessenwahl. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Das 
stimmt!) 

Das war übrigens ein sehr angenehmes Gespräch. 
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(A) Gespräche machen aber nur dann einen Sinn, wenn 
die Zielsetzung konstruktiv ist. Das, was Sie hier betrei- 
ben, ist eine „Just for show“-Strategie. Sie wollen gar 
keinen Konsens. Sie wollen uns nur davon abhalten, die- 
se Reform des Staatsangehörigkeitsrechts zu vollziehen. 
Sie sollten also ehrlich sein und dies sagen. Das wäre 
auch in Ordnung; denn das ist Ihr demokratisches Recht. 
Sie sollten die Dinge aber nicht verfälschen. 

Im übrigen sollten Sie auch nicht mit Kampagnen den 
Wählerwillen verfälschen; denn in Kenntnis dessen, was 
wir vorhatten, haben uns die Wähler im Bundestags- 
wahlkampf einen großen Sieg ermöglicht. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Aber doch 
nicht deswegen!) 

Wenn Sie also schon immer von der Landtags wähl re- 
den, dann denken Sie bitte auch einmal daran, daß wir 
im letzten Herbst auf der Basis dieser Staatsangehörig- 
keitsrechtsreform die Mehrheit errungen haben. Ich 
glaube, das muß man Ihnen in Erinnerung rufen, damit 
Sie nicht ganz vergessen, wo sie gelandet sind, nämlich 
in der Opposition - und das für eine Weile. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 


Vizepräsidentin Anke Fuchs: Nun erteile ich dem 
Kollegen Gern Özdemir das Wort. 


Gern Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau 
Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Bevor ich 
auf die Debattenbeiträge eingehe, gestatten Sie mir bitte 
einen kleinen Rückblick historischer Art - oft wurde 
nämlich der Vorwurf erhoben, wir würden etwas durch 
das Parlament peitschen, die Debatte sei ganz neu, wir 
hätten sie nie geführt -, um zu verdeutlichen, wie alt das 
Gesetz ist, über das wir heute reden. 

Welch Geistes Kind das Reichs- und Staatsangehö- 
rigkeitsrecht vom 22. Juli 1913 war, belegt ein Zitat 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

- hören Sie zu, dann werden Sie mir sicher zustimmen - 

aus den Beratungen des Reichstages im Jahr 1912. 
Da trug der Abgeordnete Herzog von der Wirt- 
schaftlichen Vereinigung vor, dieses Gesetz solle 
„auf der einen Seite verhindern, daß weiterhin 
wertvolle deutsche Volkselemente dem Reiche und 
seiner Stellung in der Welt verlorengehen, daß es 
auf der anderen Seite aber ebenso sicher verhüten 
möge, daß die deutsche Reichs- und Staatsangehö- 
rigkeit gewissermaßen ein Asyl wird für alle mög- 
lichen unerwünschten Elemente, die unser Volks- 
tum gefährden und die keineswegs geeignet sind, 
den deutschen Namen und deutsches Wesen in der 
Welt zu Ehren zu bringen“. 

... Noch im Frühjahr 1995 kritisierte der frühere 
Bundespräsident Richard von Weizsäcker dieses 
Gesetz, 


- das Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz - 

das trotz zahlreicher Änderungen in seinem Kern 
„aus der unseligen Blütezeit des zum Nationalismus 
pervertierten Nationalstaatsdenkens stammt“. 

Die einzige Möglichkeit, die das wilhelminische 
Gesetz für Nichtdeutsche vorsah, um die deutsche 
Staatsangehörigkeit zu erlangen, war und ist die 
Einbürgerung. Mit einem - selbst für heutige Ver- 
hältnisse weitgehenden - Vorschlag 

-jetzt komme ich zu Ihren Vorgängern - 

scheiterten Sozialdemokraten und Liberale im 
Reichstag: Sie wollten die Einbürgerung von Aus- 
ländem bereits nach zweijährigem Aufenthalt im 
Reichsgebiet als einklagbares Recht ausgestalten. 
Doch die Reichsregierung legte die Hürden für eine 
Einbürgerung hoch und stellte sie ins alleinige Er- 
messen des Staates: Einbürgemng sollte eine Aus- 
nahme sein und nicht die Regel. 

Die Hürden sind hoch geblieben bis in unsere Tage. 

Bevor ich in die Debatte einsteige, lassen Sie mich 
Ihnen ein Zitat nicht vorenthalten. Der Korrespondent 
der „Washington Post“ hat in den 90er Jahren, die 
Kohl-Regierung der letzten 16 Jahre bilanzierend, zum 
Thema „Staatsbürgerschaft und Umgang mit der Inte- 
gration“ eine Überschrift gewählt, der, wie ich glaube, 
nichts hinzuzufügen ist: „Come on, Germany! Get re- 
al!“ Frei übersetzt: „Deutschland, stell dich der Wirk- 
lichkeit!“ 

Ich bin froh, daß wir uns heute, nachdem Sie es 16 
Jahre lang trotz mehrfacher Ankündigungen nicht ge- 
schafft haben, endlich der Realität stellen: Dieses Land 
wird sich am 1 . Januar 2000 ein neues, modernes, repu- 
blikanisches, europäisches Staatsangehörigkeitsrecht zu- 
legen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Wir wollen - da wir schon bei der Historie sind - 
auch eines nicht vergessen: Ich glaube, man sollte diesen 
Tag auch nutzen, um denen zu danken, die in der Ver- 
gangenheit ihren Beitrag dazu geleistet haben, daß wir 
zu dem Punkt gelangen konnten, an dem wir heute sind. 
Viele werden sich gar nicht mehr daran erinnern: Herr 
Kühn, der erste Ausländerbeauftragte, den die Bundes- 
republik Deutschland hatte, damals, 1979, von der so- 
zialliberalen Regiemng eingesetzt - er war der frühere 
Ministerpräsident von Nordrhein-Westfalen -, war einer 
der ersten, der überhaupt von der Notwendigkeit einer 
Reform des Staatsangehörigkeitsrechtes sprach und der 
damals den revolutionären Vorschlag eingebracht hat, 
quasi per Postkarte mit 18 Jahren die deutsche Staats- 
bürgerschaft zu verleihen. Ich nenne weiter Frau Funcke 
von der F.D.P., die zweite Ausländerbeauftragte, die 
sich damals einen Platz in den Herzen vieler Nichtdeut- 
schen gesichert hat, die nach wie vor wegen ihres Enga- 
gements für Nichtdeutsche unvergessen ist und die sich 
in der sozialliberalen Koalition vergeblich bemüht hat, 
Bewegung in dieses Thema zu bringen. Schließlich nenne 
ich Frau Schmalz-Jacobsen - ich habe sie vorhin schon 
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(A) oben auf der Tribüne entdeckt. Auch ihr gilt, glaube ich, 
der Dank des gesamten Hauses dafür, 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der F.D.P. sowie bei Abgeordneten der 
SPD und des Abg. Dr. Ilja Seifert [PDS]) 

daß sie sich bemüht und dafür eingesetzt hat, damals 
Verständnis in der Koalition für etwas zu wecken, für 
das in der Koalition eigentlich kein Verständnis zu wek- 
ken war, weil die Mehrheiten anders waren. 

Wo ich schon einmal beim Dank bin, gestatten Sie 
mir auch einen Dank in eigener Sache, nämlich einen 
Dank an die Generation meiner Eltern, an die Menschen, 
die in den 50er, 60er, 70er Jahren über die Anwerbeab- 
kommen zu einer Zeit hierhergeholt worden sind, als es 
in Deutschland einen großen Arbeitskräftemangel gab, 
und die zum Wohlstand dieser Republik beigetragen ha- 
ben. Sie sind hier alt geworden. Sie, die ungelernte Ar- 
beitskräfte waren, kamen hierher, weil man ungelernte 
Arbeitskräfte gesucht hat. Sie haben Arbeiten ange- 
nommen, die viele Deutsche damals nicht annehmen 
wollten. Ich glaube, es wäre ungerecht, wenn man die- 
sen Menschen, die jetzt kurz vor dem Rentenalter ste- 
hen, nun den Vorwurf macht, daß man damals keine 
Konzepte für Integration hatte, daß man damals nicht 
daran gedacht hat, daß sie bleiben werden, daß man kei- 
ne Vorkehrungen für Sprachkurse und Integrationskurse 
getroffen hat und daß ihr Deutsch nicht so gut ist. Das 
sollten wir, glaube ich, nicht machen, im Gegenteil: 
Ihnen gebührt unser Dank dafür, daß sie dieses Land mit 
aufgebaut haben. 

(B) (Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
F.D.P. sowie des Abg. Dr. Ilja Seifert [PDS] - 
Abg. Dr. Hans-Peter Uhl [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

- Ich gestatte Ihnen gleich die Zwischenffage; gestatten 
Sie mir bitte, diesen Punkt kurz zu Ende zu führen. 

Namens meiner Fraktion möchte ich auch noch fol- 
gendes anführen: Man kann über den Kompromiß vieles 
sagen. Ich bedauere sehr, daß es uns nicht gelungen ist, 
der ersten Generation, den Menschen, die in dieser Ge- 
sellschaft alt geworden sind, die diese Gesellschaft nicht 
bedrohen, die weniger straffällig werden als vergleichbare 
Deutsche, die immer loyal zu diesem Lande standen, die 
doppelte Staatsbürgerschaft zu geben. Ich bedauere das 
insbesondere mif Blick auf die F.D.P., weil sie blockiert 
hat, diesen Menschen als Anerkennung ihrer Lebenslei- 
stung die doppelte Staatsbürgerschaft zu geben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Es wäre uns kein Zacken aus der Krone gefallen. Es 
hätte sich ja um einen überschaubaren Kreis von Perso- 
nen gehandelt. Hierbei wäre uns, glaube ich, auch die 
Mehrheit der Bevölkerung gefolgt. 

Bitte sehr. 

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Jetzt lassen Sie die 
Zwischenfrage zu. Bitte sehr, Herr Kollege Uhl. 


Dr. Hans-Peter Uhl (CDU/CSU): Herr Kollege, ge- (C) 
statten Sie mir eine Frage, weil ich davon ausgehe, daß 
Sie aus eigenem Erleben wissen, was Integration wirk- 
lich heißt. Nachdem das Problem den Praktikern seit 
vielen Jahren bekannt ist, daß von der Sprachfähigkeit 
die Schulausbildung abhängt und von der Schulausbil- 
dung die Berufsausbildung und daß nur so Integration 
stattfinden kann, hat die Bundesregierung bereits 1995 
ein Modellprojekt zur Förderung ausländischer Jugend- 
licher der zweiten und dritten Generation mit dem Ziel 
der Integration dieser Ausländer gestartet. Nun werden 
wir uns sicher nie über die Frage einigen können, wie 
wir Integration betreiben sollen. Sie gehen den Weg 
über die Ausreichung von deutschen Pässen; wir sind 
der Meinung, daß man das anders angehen sollte. Dar- 
über will ich nicht reden und Sie dazu auch nicht befra- 
gen. 

Ich frage Sie vielmehr, was Sie davon halten, wenn 
gerade in diesen Tagen, in denen das von Ihnen be- 
schlossen wird, die gleiche Bundesregierung - nicht der 
Innenminister, sondern die Kabinettskollegin - dieses 
Modellprojekt zur Integration von Ausländem der 
zweiten und dritten Generation in den großen deutschen 
Städten - es sind sieben an der Zahl - aus finanziellen 
Gründen stoppt. Das heißt, aufsuchende Integrationsar- 
beit - Streetwork -, zum Beispiel in München, dort in 
einem ganz bestimmten Treffpunkt - ihn kenne ich ganz 
genau - in einem Problemviertel, einem sozialen Brenn- 
punkt - aber auch in anderen großen deutschen Städ- 
ten-, ist nicht mehr möglich. Genau in diesen Tagen 
werden diese Modellprojekte aus finanziellen Gründen 
gestoppt. Meine Frage ist jetzt: Sind Sie mit mir der 
Meinung, daß diese Politik, die in dem Ausreichen deut- ' 
scher Pässe besteht, aber die zur gleichen Zeit die wahre 
Integrationsarbeit in den großen deutschen Städten 
stoppt, keine Integrationspolitik ist, sondern einen Akt 
der zynischen Desintegration darstellt? 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 

Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]) 


Gern Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Kollege Uhl, ich bin mit Ihnen einer Meinung, daß wir 
mehr für die Integration tun müssen. Wir haben in der 
Haushaltsdebatte gestern ja festgestellt - da werden Sie 
mir sicherlich zustimmen -, daß diese Bundesregiemng 
die Mittel für Integration, für Sprachkurse und Integrati- 
onshilfe, für berufsvorbereitende Jahre - dazu zählt auch 
das 100 000-Ausbildungsplätze-Programm, das sich 
speziell an diese Gruppe richtet, weil wir gerade da Pro- 
bleme haben - ausgeweitet hat. Das ist sicherlich nicht 
genug, aber es ist ein Anfang gemacht. Ich bin mir 
sicher, wir werden noch mehr tun. 

Lassen Sie mich folgendes hinzufügen: Sie reden von 
Integration. Wir sind uns einig, da muß mehr getan wer- 
den. Der Kollege Rüttgers hat ein Papier vorgelegt. 
Wenn man dieses Papier einmal nüchtern analysiert, 
wird man feststellen: Die meisten der Aufforderungen 
richten sich doch nicht an die Bundesregierung; sie 
richten sich an die Landesregierungen. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: So ist es!) 
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(A) Die Landesregierungen sind maßgeblich finanziell ver- 
antwortlich für all die Dinge, die Herr Kollege Rüttgers 
genannt hat. Ich habe folgende Bitte - vielleicht können 
wir hier ja Einigkeit erzielen Lassen Sie uns dieses 
Spiel: Der Bund schiebt die Verantwortung auf die Län- 
der, 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Das ma- 
chen Sie doch gerade!) 

die Länder schieben sie auf den Bund, gemeinsam 
schieben wir sie auf die Kommunen, beenden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Wir haben im Innenausschuß den Vorschlag gemacht 
- ich glaube, er ist mit den Stimmen Ihrer Fraktionskol- 
legen auch angenommen worden -, gemeinsam in die 
Niederlande zu reisen und das dortige Modell zu 
Sprach- und Integrationskursen anzuschauen. Ich bin 
mir sicher, daß wir mit der Erkenntnis zurückkommen 
werden, daß es ein gutes Modell ist. Solche Modelle 
kann man nur durchsetzen, wenn Bund und Länder - 
unionsregierte Länder genauso wie rotgrün regierte 
Länder - Zusammenarbeiten. Wir wollen - an uns wird 
das garantiert nicht scheitern; die Einladung ergeht auch 
an Sie, an die Opposition - in dieser Frage Zusammen- 
arbeiten. 

Lassen Sie mich, weil die Zwischenfrage gestellt 
wurde, noch ein bißchen auf die Union eingehen. Ich 
glaube, es lohnt sich, die Haltung der Union in diesem 
Punkt etwas näher zu betrachten. Von Herrn Kollegen 

(B) Repnik und von Herrn Kollegen Rüttgers beispielsweise 
wurden verschiedentlich die Kirchen zitiert. Ich habe 
das mit Interesse verfolgt. Ich muß allerdings fragen: 
Wo war denn Ihre Sympathie für die Kirchen, als es 
darum ging, für die Anhörung im Innenausschuß Sach- 
versländige einzuladen? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Wir hatten uns darauf geeinigt, die Kirchen, den Städte- 
tag etc. einzuladen. Sie haben diese gemeinsame Ver- 
einbarung aufgekündigt, weil Sie die Kirchen nicht da- 
beihaben wollten, 

(Dieter Wiefelspütz [SPD]: Der Marschewski 
wollte sie nicht!) 

weil Ihnen die Position der Kirchen nicht gefällt, weil 
die Kirchen genau unsere Position stützen, unserer Posi- 
tion recht geben und sagen: Wir brauchen eine Reform 
des Staatsangehörigkeitsrechtes. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Die sollen 
sich um den heben Gott kümmern und nicht 
um irgend etwas anderes, wovon sie keine 
Ahnung haben!) 

Wir haben die Kirchen trotzdem eingeladen, weil wir 
der Meinung sind, daß die Position der Kirchen wichtig 
ist, daß sie gehört werden muß. Ich bin mir sicher, Ihre 
Obleute werden Ihnen berichtet haben, was die Damen 
und Herren der Kirchen zu Ihren Gesetzentwürfen zu 


sagen hatten und was sie zu unseren Gesetzentwürfen (C) 
gesagt haben. 

Da wir gerade beim Thema Verfassungskonformität 
sind: Wir sollten, glaube ich, den Mitgliedern des Hohen 
Hauses nicht vorenthalten, daß die Verfassungsrechtler, 
nachdem sie unsere Gesetzentwürfe im großen und gan- 
zen für verfassungskonform erklärt haben, nahezu ein- 
hellig gesagt haben, daß Ihre Gesetze alles andere als 
verfassungskonform sind. Von daher würde ich Ihnen 
raten, etwas bescheidener aufzutreten, was die Frage der 
Verfassungsmäßigkeit angeht. 

Da wir auch Herrn Kollegen Beckstein, den Landes- 
innenminister von Bayern, hier haben, gestatten Sie mir 
einen kurzen Blick nach Bayern. Ich darf den CSU- 
Generalsekretär Dr. Thomas Goppel zitieren, der in ei- 
ner Schülerzeitung auf eine Frage zum Staatsangehörig- 
keitsrecht in bezug auf die neue Bundesregierung und 
ihr Vorhaben folgendes gesagt hat: 

Die neue Bundesregierung hat sich entschlossen, 
einen Ausländer, der eine gewisse Zeit in Deutsch- 
land lebt, ohne Überprüfung seiner persönlichen 
Hintergründe in die Familie der Deutschen aufzu- 
nehmen, indem sie ihm einen Paß gibt und sagt, du 
bist Deutscher. 

Ich finde, auf dieser Ebene sollte die Auseinanderset- 
zung wirklich nicht stattfinden. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: So ist es 
aber!) 

Daß man in der Politik manchmal zuspitzt und polemi- 
siert, ist in Ordnung. Aber man sollte bei der Wahrheit 
bleiben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD - Erwin Marschewski 
[CDU/CSU]: Das ist doch die Wahrheit!) 

Weder das alte noch das neue Staatsangehörigkeits- 
recht sieht vor, daß die Staatsbürgerschaft quasi an der 
Grenze oder per Hauswurfsendung in die Briefkästen 
verteilt wird. Die Hürden sind sowohl im ersten Entwurf 
von Schily als auch in dem Gruppenantrag höher gelegt 
als bei dem, was Sie in den letzten 16 Jahren gemacht 
haben. 

Ich darf daran erinnern, daß wir auch bei denjenigen, 
die über den Rechtsanspruch eingebürgert werden, deut- 
sche Sprachkenntnisse verlangen. Ich darf daran erin- 
nern, daß wir für alle, die eingebürgert werden wollen, 
zukünftig das Erfordernis vorsehen, daß sie sich verfas- 
sungskonform verhalten. Das hatten Sie nicht vorge- 
sehen. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Was? Sie 
können nicht lesen!) 

Von daher möchte ich Herrn Goppel auffordem, diese 
Aussage zurückzunehmen. 

Ich darf noch ein Weiteres hinzufügen, das jeder Be- 
schreibung spottet. Wörtliches Zitat - es geht um die 
Ausländer und insbesondere um die Türken hier -: 
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(A) Die leben hier ihre ganz eigene kulturelle und so- 
ziale und sonstige Welt, machen eine eigene Stadt 
in der Stadt, haben nichts mit Deutschenland zu 
tun, reden nicht deutsch. 

(Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Saudummes Geschwätz!) 

Hier spricht einer von denen, die er meint. Hier hin- 
ten sitzt eine, das ist Kollegin Ekin Deligöz. Der Kollege 
Sebastian Edathy sitzt hier, Frau Leyla Onur sitzt hier, 
und ich hoffe, eines Tages werden auch in den Fraktio- 
nen von CDU/CSU und F.D.P. Abgeordnete nichtdeut- 
scher Herkunft sitzen. Etwas mehr Realität darf es schon 
sein, 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

ein etwas größerer Bezug zu dieser Gesellschaft darf es 
schon sein. 

Mir fehlen eigentlich die Worte. Ich will dazu nur sa- 
gen: Wenn man aus der Dummheit solcher Äußerungen 
Energie gewinnen könnte, dann hätten wir wohl alle 
Energieprobleme für die Zukunft gelöst. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Oh!) 

Aus diesem Grunde spreche ich auch hier meine Auf- 
forderung aus, doch bei der Realität zu bleiben. 

Aber ich bleibe bei Bayern. Herr Innenminister Beck- 
stein wird sicherlich auch dazu Stellung nehmen kön- 
nen, daß gerade unsere bayerischen Landsleute, die hier 
sitzen, sehr viel Kompetenz haben, weil sie nämlich 
wissen, worum es geht. Sie sind alle doppelte Staatsbür- 
ger, während ich das Privileg nicht habe. Ich habe den 
türkischen Paß nicht. Ich wurde ausgebürgert, weil ich 
in der Türkei nicht in die Armee gehen wollte. 

Alle Bayern haben das Privileg der doppelten Staats- 
bürgerschaft, weil nämlich die Verfassung des Freistaa- 
tes Bayern in Art. 7 sagt: 

Staatsbürger ist ohne Unterschied der Geburt, der 
Rasse, des Geschlechts, des Glaubens, des Berufs 
jeder Staatsangehörige, der das 18. Lebensjahr 
vollendet hat. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Ich wußte 
ja schon immer, daß sie nicht intelligent sind! 

Aber das ist jetzt der Höhepunkt!) 

Insofern denke ich, daß gerade unsere bayerischen 
Freunde berufen sein müßten. Gründe zu nennen, aus 
denen Menschen darauf angewiesen sein können, die 
doppelte Staatsbürgerschaft zu haben - weil sie nicht 
ausgebürgert werden können, weil das Land, aus dem 
sie kommen, sie nicht entläßt oder unzumutbare Hürden 
aufstellt. 

Ich darf, da wir gerade bei der Union sind, noch je- 
manden zitieren, der bei Ihnen wohl unbestritten hohes 
Ansehen genießt, und das ist Adenauer. Adenauer, der 
erste Bundeskanzler der Bundesrepublik, hat im Rahmen 
des Versöhnungsprozesses mit Frankreich den Vor- 
schlag gemacht und die Idee in die Debatte geworfen 
- die leider anschließend nicht aufgegriffen wurde -, 


daß man mit Frankreich eine doppelte Staatsbürger- (C) 
Schaft auf Gegenseitigkeitsbasis vereinbart. Das hieße, 
alle Franzosen sollten zusätzlich die deutsche Staatsbür- 
gerschaft haben, und alle deutschen Staatsbürger sollten 
den französischen Paß haben. 

Die Union war also in dieser Frage schon einmal 
weiter. Deshalb hier auch mein Appell: Erinnern Sie 
sich an die Europäer in Ihrer Fraktion! Helfen Sie mit, 
ein Staatsangehörigkeitsrecht zu gestalten, das europä- 
isch ist. 

Ich habe noch ein weiteres Zitat aus der Union. Herr 
Pützhofen, Mitglied Ihrer Fraktion, gleichzeitig Ober- 
bürgermeister von Krefeld, sagte folgendes: 

Der Städtetag ist dafür, Kindern ausländischer Mit- 
bürger mit ihrer Geburt in Deutschland die deut- 
sche Staatsangehörigkeit zu geben. Bei Volljährig- 
keit müssen sie sich für einen Paß entscheiden. 

Genau das will die Regierung machen. Ich will es 
noch einmal ausdrücklich sagen, bevor ein etwas selt- 
samer Zungenschlag aufkommt: Es geht hier nicht dar- 
um, daß wir die Union pauschal verdammen. Ich weiß, 
daß es viele in der CDU/CSU gibt, die ähnlich denken 
wie wir, die der Meinung sind, daß es unklug ist, eine 
Gesellschaft von Minderheiten und Mehrheit zu haben, 
eine Gesellschaft mit Ghettos, mit Parallelgesellschaf- 
ten, mit Ausländem und Inländern. 

(Abg. Ilse Aigner [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Diese Mehrheit, die sich hier für den Gruppenantrag ge- 
funden hat - ich nehme Sie gleich dran, Frau Kollegin -, (D) 

(Heiterkeit beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
der SPD, der CDU/CSU und der F.D.P.) 

möchte dieses ändern. Wir sind der Meinung, es ist bes- 
ser für Deutschland, wenn wir alle, die wir hier leben, 
gleiche Rechte und gleiche Pflichten haben. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Das war 
gut!) 

Wir wollen für Nichtdeutsche nicht nur Rechte, son- 
dern auch Pflichten. Wir wollen, daß sie hier ihren 
Wehrdienst ableisten. Wir wollen, daß sie hier von ih- 
rem Wahlrecht Gebrauch machen. Wir wollen, daß sie 
ihre Kinder hier aufwachsen lassen, daß die Kinder in 
deutsche Kindergärten, in deutsche Schulen gehen, wie 
es Ihr Kollege Eylmann gesagt hat, mit inländischem 
Bewußtsein aufwachsen. 

Sie wollen eine Gesellschaft der Parallelstmkturen, 
sie wollen eine Gesellschaft aus Ausländem und Inlän- 
dern. Ich glaube, die Mehrheit der Bevölkemng wird uns 
zustimmen, daß unser Weg der bessere ist, für die 
Mehrheit wie für die Minderheit. 

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Gestatten Sie 
Zwischenfragen? 

Gern Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Bitte. 
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(A) Vizepräsidentin Anke Fuchs: Bitte sehr, Frau 
Kollegin Aigner. 

Ilse Aigner (CDU/CSU): Sehr geehrter Herr Kolle- 
ge, ich bedanke mich, daß Sie mich drannehmen. Das ist 
sehr freundlich. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU - Erwin Mar- 
sche wski [CDU/CSU]: Das ist die bayerische 
Freundlichkeit!) 

- Jetzt kommt die bayerische Doppelstaatsbürgerschaft. 

Cem Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
mache das immer. 

Ilse Aigner (CDU/CSU): Ich habe eine konkrete 
Frage zu Ihrem Gesetzentwurf. Es soll optiert werden, 
und die andere Staatsangehörigkeit soll aufgegeben 
werden. Es gibt aber beispielsweise bestimmte Gründe, 
bei deren Vorliegen das nicht verlangt wird. Es heißt 
beispielsweise in § 87 Abs. 1 Nr. 5 des Gesetzentwurfs: 

dem Ausländer bei Aufgabe der ausländischen 
Staatsangehörigkeit erhebliche Nachteile insbeson- 
dere wirtschaftlicher oder vermögensrechtlicher Art 
entstehen würden, die über den Verlust der staats- 
bürgerlichen Rechte hinausgehen . . . 

Könnten Sie mir sagen, wie ich das genau verstehen 
soll? Wenn eine Erbschaft nicht angetreten werden 
kann, ist das dann ein Grund dafür, daß die andere 

(B) Staatsbürgerschaft nicht aufgegeben werden muß? Das 
würde mich einfach einmal konkret interessieren. 

(Dr. Michael Bürsch [SPD]: Das steht in den 
Einbürgerungsrichtlinien drin!) 

Cem Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
kann Ihnen auch sagen, was damit gemeint ist. 

Übrigens, bei dieser Gelegenheit: Es macht nichts, 
von mir aus dürften Sie sich auch gern setzen, Frau 
Kollegin. 

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Nein, wir wollen 
schon die Spielregeln einhalten. 

Cem Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
weiß, ich weiß; sonst heißt es wieder, die Türken führen 
hier neue Sitten ein. Keine Sorge, ich halte mich an die 
Gepflogenheiten dieser Republik. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Wenn, dann 
die Schwaben!) 

- Ich bin ein patriotischer Schwabe. 

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Solange die Kollegin 
stehen bleibt, ist die Uhr gestoppt. Wenn sie sich setzte, 
wäre das für Sie nachteilig, weil dann die Uhr wieder 
liefe. 


Cem Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): So (C) 
ist es. Ein Argument mehr. Wir sind uns also einig. 

Der § 87 regelt bereits heute Ausnahmetatbestände, 
bei deren Vorliegen die Mehrstaatlichkeit hingenommen 
werden kann. Wir werden dies um den Punkt der wirt- 
schaftlichen Hindernisse, den Sie genannt haben, er- 
weitern. 

Ich will Ihnen als ganz konkretes Beispiel einen Ar- 
beitgeber nennen, der in einem anderen Land eine Fa- 
brik hat, der aber, wenn er den Paß des Landes verliert, 
beispielsweise ausgebürgert werden würde, oder aus an- 
deren Gründen nicht mehr die Möglichkeit hätte, frei 
zwischen den Ländern zu verkehren. In solchen Fällen 
macht es sicherlich Sinn, daß man die Mehrstaatlichkeit 
hinnimmt. 

(Erwin Marschweski [CDU/CSU]: Das gibt es 
doch nirgendwo auf der Welt! Das ist doch 
Quatsch!) 

Es gibt auch viele andere Bereiche. 

Aber ich darf Ihnen vielleicht zur Kenntnis geben, 
daß Ihre Fraktion einen Gesetzentwurf hier eingebracht 
hat, in dem ebenfalls die Erweiterung des § 87 gefordert 
wird und in dem ähnliche Tatbestände wie bei uns ge- 
nannt werden. 

(Erwin Marsche wski [CDU/CSU]: Nein, nein, 
nein!) 

Von daher rate ich Ihnen: Lesen Sie einmal die Anträge 
Ihrer eigenen Fraktion. Auch Ihre Fraktion ist der Mei- (D) 
nung, daß § 87 ausgebaut werden muß, weil bisher Men- 
schen, die die doppelte Staatsbürgerschaft gar nicht 
wollen, aber darauf angewiesen sind, teilweise nicht er- 
faßt werden. 


Vizepräsidentin Anke Fuchs: Gestatten Sie eine 
weitere Zwischenfrage der Kollegin Aigner? - Bitte 
sehr, Frau Kollegin Aigner. 


Ilse Aigner (CDU/CSU): Herr Özdemir, Sie haben 
meine Frage nicht korrekt beantwortet. Ich habe gefragt, 
ob ein Grund für die doppelte Staatsbürgerschaft ist, 
wenn jemand im anderen Falle auf eine Erbschaft ver- 
zichten müßte. Dazu möchte ich Sie jetzt um eine klare 
Antwort bitten. 


Cem Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das 
kann ein Grund sein; ich hoffe, es wäre ein Grund. Das 
wird sicherlich von der Interpretation des Gesetzes ab- 
hängen. Die Einbürgerungsrichtlinien sind noch nicht 
auf den Weg gebracht. Sie wissen, daß das noch gesche- 
hen muß. Meines Erachtens sollte es einen Grund dar- 
stellen. Übrigens haben wir nicht nur in der Türkei, son- 
dern auch in Skandinavien Probleme mit dem Erbrecht. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Sogar in 
Italien!) 
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(A) - Und in Italien. - In solchen Fällen, denke ich, sind wir 
uns einig, daß die doppelte Staatsbürgerschaft der An- 
tragsteller hingenommen werden sollte. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Fragen Sie 
den Kollegen etwas Leichteres: „Wie geht's zu 
Hause?“ Das kann er beantworten!) 

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Kollegen Fromme? 

Gern Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja. 

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Bitte sehr. 

Jochen-Konrad Fromme (CDU/CSU): Herr Kolle- 
ge Özdemir, ich frage Sie hinsichtlich § 87 Abs. 1 Nr. 5: 
Können Sie ausschließen - und wenn ja, mit welcher 
Begründung -, daß hierdurch millionenfache Doppel- 
staatlichkeiten entstehen? 

Gern Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
halte nichts davon, irgendwelche Zahlen in die Land- 
schaft zu setzen, was die Frage der Doppelstaatsbürger 
angeht. Ich will Ihnen folgendes sagen, vielleicht auch 
als Argument dafür, warum wir Skepsis haben. Ich habe 
vorhin erläutert, warum ich mit den Regelungen für die 
erste Generation unzufrieden bin. Ich glaube, das Gesetz 
wird dazu führen, daß viele von der ersten Generation - 
' ' leider, ich bedaure das sehr - von dem Instrument der 
Einbürgerung zunächst keinen Gebrauch machen wer- 
den, weil die Beibehaltung der Staatsbürgerschaft für sie 
aus psychologischen Gründen sehr wichtig ist. Die 
Punkte, die wir beim § 87 des Ausländergesetzes ge- 
nannt haben, die richtig und nachvollziehbar sind, wer- 
den den Kreis erweitern; aber es wird eine bestimmte 
Gruppe von Menschen geben, vor allem alte Menschen, 
die davon keinen Gebrauch machen werden, weil sie der 
Meinung sind, daß sie, wenn sie ihren Paß aufgeben 
müssen, emotionale Nachteile zu befurchten haben. 

Von daher glaube ich nicht, daß es sich um Millionen 
handeln wird, die eingebürgert werden wollen. Im we- 
sentlichen wird das Geburtsrecht dazu führen, daß Kin- 
der von Ausländem, die hier auf die Welt kommen und 
deren Eltern bereits hier gelebt haben, deutsche Staats- 
bürger werden. Der Anteil derer, die sich auf Grund des 
Ausländergesetzes einbürgem lassen, wird wachsen, 
aber er wird nicht in die Millionen gehen. Da kann ich 
Sie bemhigen. 

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Herr Kollege, ge- 
statten Sie eine Nachfrage des Kollegen Fromme? - 
Bitte sehr. 

Gern Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
glaube aber, daß wir langsam weitermachen sollten, 
sonst kommen wir nicht voran, und wir haben noch 
Wichtiges vor. 


Jochen-Konrad Fromme (CDU/CSU): Wenn Ihnen (C) 
meine Fragen unangenehm sind. 

Gern Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Nein, sie sind mir nicht unangenehm, im Gegenteil. 

Jochen-Konrad Fromme (CDU/CSU): Wenn Sie 
nicht wissen, wie viele Fälle es geben wird, und in der 
Öffentlichkeit den Eindruck erwecken, Doppelstaatlich- 
keit sei nicht gewollt, halten Sie das dann nicht für Eti- 
kettenschwindel? 

Gern Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Nein, es ist deshalb kein Etikettenschwindel, Herr Kol- 
lege - ich erkläre es Ihnen noch einmal, vielleicht 
kommt es dann ja doch noch an -: Die doppelte Staats- 
bürgerschaft ist keine Erfindung dieser Regierung. Wir 
haben nach den Gesetzen, die Sie mit verabschiedet ha- 
ben, bereits bis zu 2 Millionen Doppelstaatsbürger. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Dazu gehören die Nachfahren der Aussiedler, die zu uns 
kommen und von denen wir zu Recht - ich glaube, da 
sind wir uns alle einig - nicht verlangen, daß sie ihren 
Paß aufgeben, weil sie Nachteile hätten, weil sie sich 
freikaufen müßten. Auch binationale Ehen gehören da- 
zu. Jede sechste neu geschlossene Ehe ist eine binatio- 
nale Ehe. Ich denke, auch bei Ihnen gibt es binationale 
Ehen. Die Kinder aus binationalen Ehen haben selbst- 
verständlich die doppelte Staatsbürgerschaft. Ich kenne (p)) 
niemanden bei Ihnen, der das abschaffen möchte. Wir 
haben nach § 87 des Ausländergesetzes, alt wie neu, 

Fälle, die die doppelte Staatsbürgerschaft bekommen, 
weil sie nicht ausgebürgert werden können, weil das 
eine unzumutbare Härte darstellt etc. Das heißt, egal was 
wir heute hier beschließen: Die doppelte Staatsbürger- 
schaft gab es, es wird sie weiterhin geben, und es wird 
sie in Zukunft sogar vermehrt geben. Es gehört bei guten 
Europäern wohl dazu, daß man das nicht als Übel, son- 
dern als Realität in einer globalisierten Welt betrachtet. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage der Kollegin Leutheusser-Schnarren- 
berger? 

Gern Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja. 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (F.D.P.): 

Herr Kollege, können Sie mir noch einmal bestätigen, 
daß sich gerade diese in den geltenden § 87 des Auslän- 
dergesetzes aufzunehmende Passage auf viele proble- 
matische Einzelfälle bezieht, die jeden Abgeordneten im 
Parlament schon seit vielen Jahren beschäftigen und an- 
gesichts derer wir über Fraktionsgrenzen hinweg immer 
der Meinung waren, daß es notwendig ist, in diesem 
System die Möglichkeit zu eröffnen, in wirklich schwie- 
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Sabine Leutheusser-Schnarrenberger 

(A) rigen Einzelfällen endlich sachgerechte und angemes- 
sene Entscheidungen zu treffen, und daß Integration 
nicht eine Frage der Zahl ist, sondern eine Frage, mit 
welchem Bewußtsein, mit welcher Einstellung wir mit 
den Menschen, die sich zu Deutschland bekennen, um- 
gehen? 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
SPD) 


Cem Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
kann Ihnen das sehr gerne bestätigen, Frau Kollegin. Ich 
glaube, die Antragsteller haben es sich da nicht einfach 
gemacht. Wir haben uns vielmehr jeden Fall einzeln an- 
geschaut und über jeden Spiegelstrich sehr lange disku- 
tiert. Ich will Ihnen gar nicht verhehlen, daß wir unzu- 
frieden sind mit der Menge dessen, was dabei herausge- 
kommen ist. 

Gerade das Beispiel der Asylbewerber ist dafür 
typisch. Ich kann mir nicht vorstellen, daß irgend je- 
mand nachvollziehen kann, daß man jemanden, der aus 
einem Land geflohen ist und mit ihm nichts mehr zu tun 
haben will, zwingt, zur Botschaft des Landes zu gehen, 
aus dem er geflohen ist. Von daher ist es doch nachvoll- 
ziehbar, daß diese Menschen einen sehr engen Bezug zu 
unserer Gesellschaft haben, wenn sie hier als Asylbe- 
werber anerkannt worden sind. 

Es gibt weiterhin wirtschaftliche Gründe. Auch hier 
ist doch eigentlich ersichtlich: Bei Menschen, die hier 
auf Dauer leben, die hier wirtschaftlich tätig sind und 
(B) die internationale Geschäfte abwickeln, ist es sinnvoll, 
die doppelte Staatsbürgerschaft hinzunehmen. Andere 
Fälle haben wir im einzelnen genannt. 

Ich vermute, jeder von Ihnen kann, wenn er die Rea- 
lität in seinem Wahlkreis betrachtet, Hunderte von Bei- 
spielen auffinden, an denen er erkennt, um welche Ein- 
zelschicksale es sich handelt. Uns geht es darum, im 
Sinne der Menschen eine unbürokratische Lösung zu 
finden. Insofern wird sich dieses Gesetz meines Erach- 
tens bewähren. 

Noch einmal zurück zum Thema der Staatsbürger- 
schaft. Es klang hier verschiedentlich die Frage an, was 
mit Staatsbürgerschaft eigentlich gemeint ist. Ich habe 
das Gefühl, daß wir über unterschiedliche Gegenstände 
sprechen. Für uns ist ein deutscher Staatsbürger nicht 
jemand, der sozusagen eine Bluttransfusion über sich hat 
ergehen lassen. Für uns ist ein deutscher Staatsbürger 
nicht jemand, der bestimmte Musikgewohnheiten, Klei- 
dungsgewohnheiten, Eßgewohnheiten oder sonstige 
Gewohnheiten sein eigen nennt. 

Für uns ist ein deutscher Staatsbürger, der zu dieser 
Gesellschaft gehört, jemand, der sich zur Verfassung 
dieses Landes bekennt und der die Werte dieser Gesell- 
schaft mit uns teilt, wozu beispielsweise die Gleichbe- 
rechtigung von Mann und Frau gehört. Da dulden wir 
keine Ausnahme. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der F.D.P.) 


Niemand kann für sich in Anspruch nehmen, zu sagen: (C) 
In meiner Kultur ist das anders. Das geht nicht. Das 
werden wir nicht hinnehmen. Jeder, der hier lebt, muß 
das Recht auf körperliche Unversehrtheit und alle Prin- 
zipien unserer Verfassung akzeptieren. - Das ist die er- 
ste Voraussetzung. 

Die zweite Voraussetzung ist, daß jeder, der hier lebt, 
natürlich auch die Amtssprache beherrschen sollte - das 
ist doch eine Selbstverständlichkeit -, und zwar nicht aus 
Schikane den Menschen gegenüber, sondern aus Schutz 
für die Betroffenen. Wer die Amtssprache nicht be- 
herrscht, der wird nie erfahren, was ein Betriebsrat, was 
eine Gewerkschaft und was Verbraucherschutz ist. 

(Dr. Gregor Gysi [PDS]: Daß man nicht 
Deutsch kann, heißt doch nicht, daß man nicht 
weiß, was eine Gewerkschaft ist!) 

Auch hier gilt die Einladung an Sie, mitzuwirken. Wir 
müssen sehen, daß wir diese Kenntnisse ausbauen. Hier 
gilt es mehr zu tun. 

Wer diese zwei Voraussetzungen mitbringt, der hat 
die Voraussetzungen erfüllt, Staatsbürger dieses Landes 
zu sein. Ich bitte Sie wirklich, in der Frage der Loyalität 
die Art der Argumentation, die wir in den letzten Jahren 
gehabt haben, nicht mehr zu gebrauchen. Ich meine den 
ständigen Generalverdacht, der gegen 7 Millionen 
Nichtdeutsche erhoben wird, die dazugehören, die in 
dieser Gesellschaft ihren Beitrag zum Wohlstand unse- 
rer Republik leisten und die in der Mehrzahl loyale Bür- 
ger sind: Ich höre immer wieder diese wirklich an den 
Haaren herbeigezogenen Argumente, daß durch die Ein- 
bürgerung einer Person serbokroatischer, bosnischer, (D) 
türkischer oder kurdischer Herkunft die entsprechenden 
Konflikte in unser Land hineingetragen werden. Das ist 
doch nicht die Realität. Die Mehrzahl hat mit Gewalt 
nichts am Hut. Auf diese Argumentation sollten Sie also 
wirklich verzichten. 

Auf eines möchte ich noch eingehen - denn es paßt 
zu der Debatte von heute früh über die Krisen im Koso- 
vo und in Bosnien-Herzegowina -: Verteidigungsmi- 
nister Scharping hat auf eine Anfrage ausdrücklich be- 
stätigt, daß es bereits heute in der Bundeswehr Soldaten 
gibt, die serbokroatische Namen haben, die der ver- 
schiedensten Herkunft sind, die sogar in dieser Krisen- 
region zum Einsatz kommen und einen vorbildlichen 
Dienst leisten. Es gab weder bei der Polizei noch beim 
Bundesgrenzschutz, der Bundeswehr oder irgendeiner 
anderen öffentlichen Verwaltung Fälle, in denen es bis- 
her auch nur den Hauch eines Verdachtes gegeben hätte, 
daß diese Menschen illoyal sind. Ich bitte Sie: Nehmen 
Sie diesen Generalverdacht gegenüber den Nichtdeut- 
schen, die bei uns leben, zurück. Wir sind gegenüber 
dieser Republik loyal. Wir bekennen uns in der Mehr- 
zahl zu diesem Land. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
F.D.P.) 

Gerade wenn wir wollen, daß sich diese Menschen 
einbürgem lassen - und das wollen wir -, dann dürfen 
wir ihnen nicht mit Mißtrauen begegnen. Wem mit 
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Ccm Özdemir 

(A) Mißtrauen begegnet wird, der wird die Angebote zur 
Integration und zur Einbürgerung nicht annehmen. 
Deshalb ist es auch hier wichtig, die Sache mit etwas 
mehr Gelassenheit anzugehen. Ich glaube, dann kom- 
men wir einen Schritt weiter. 


(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: In die 70er 
Jahre!) 

Insbesondere im Rahmen der deutsch-deutschen Verei- 
nigung hätte eine Möglichkeit bestanden, das Staatsan- 
gehörigkeitsrecht umfassend zu reformieren. Diese Ge- 
legenheit wurde verpaßt. Wir holen das heute zur Jahr- 
tausendwende nach. 

Natürlich müssen wir uns darum kümmern, welche 
Folgeentwicklungen notwendig sind. Durch das Gesetz 
wird bereits impliziert, daß wir uns beispielsweise um 
die Frage kümmern müssen, was mit denjenigen pas- 
siert, die 23 Jahre alt sind, sich aus Deutschland ausbür- 
gem lassen, den deutschen Paß nicht annehmen und ih- 
ren bisherigen Paß behalten. Darum werden wir uns sehr 
bald zu kümmern haben; denn die ersten Kinder werden 
bald als deutsche Staatsbürger geboren werden. Wir 
müssen uns um die Frage kümmern, wie wir mit den 
Aufenthaltstiteln umgehen. Ich glaube, daß der Bereich 
(B) der Aufenthaltsberechtigungen und -erlaubnisse nicht 
mehr zeitgemäß geregelt ist. 

Ein weiterer wichtiger Punkt, der uns in Zukunft 
vermehrt beschäftigen wird, ist der Tatbestand der Dis- 
kriminierung. Wie gehen wir mit Diskriminierung um? 
Wie gehen wir damit um, daß wir zukünftig deutsche 
Staatsbürger haben werden, deren Name nicht typisch 
deutsch sein wird? Aus dem Namen Özdemir wird - 
machen Sie sich keine Hoffnungen - kein Ötzdemeier 
werden. Wie gehen wir mit der Tatsache um, daß sich 
die Haarfarbe und die Hautfarbe nicht ändern werden? 
Wir werden deutsche Staatsbürger mit dunkler 
Hautfarbe haben. Wir werden deutsche Staatsbürger 
haben, die etwas mehr Sonne abbekommen haben als 
der Durehsehnitt dieser Republik. Diese Menschen 
werden - wie viele Nichtdeutsche schon heute - beim 
Absehluß von Versicherungen, beim Einlaß in 
Diskotheken und in anderen Situationen Probleme 
haben. Darum müssen wir uns dringend der Frage 
zuwenden, wie wir Instrumente sehaffen können, durch 
die Diskriminierung zukünftig besser bekämpft werden 
kann. Hier können wir, so glaube ich, von unseren 
Nachbarländern lernen. Wir brauchen meines Erachtens 
zusätzlich zur Reform des Staatsangehörigkeitsrechtes 
ein Antidiskriminierungsgesetz, das klarmacht, daß 
Diskriminierung kein Kavaliersdelikt ist und nicht 
hingenommen werden kann. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 


Zu diesem Thema gehört auch, daß wir unsere Auf- 
merksamkeit den Medien widmen müssen. Ich spreche 
das regelmäßig an, weil man das gar nieht oft genug sa- 
gen kann. Ich freue mich darüber, daß deutsche Zeitun- 
gen wie der „Tagesspiegel“, die „Berliner Zeitung“, die 
„Rundschau“ und jetzt auch die „FAZ“ Menschen nieht- 
deutscher Herkunft einstellen, damit das, was dort dis- 
kutiert wird, in die bundesdeutsche Diskussion Eingang 
findet. 

Genauso wiehtig ist aber auch, daß ausländische Me- 
dien stärker, besser und objektiver über dieses Land be- 
riehten. Sie wissen, welche Probleme ich mit der türki- 
schen Presse habe, Probleme, die uns alle betreffen 
sollten. Es kann nicht hingenommen werden, daß ein 
Deutschlandbild vermittelt wird, das mit der Realität 
nicht viel gemeinsam hat. Aueh hier meine Aufforde- 
rung: Lassen Sie uns gemeinsam schauen, daß wir inter- 
kulturelle Medien sehaffen. Warum gibt es nicht zum 
Beispiel ein deutsch-türkisches Arte, warum gibt es 
nicht ein Radio, das bundesweit 24 Stunden in versehie- 
denen Sprachen sendet wie Radio Multikulti von SFB in 
Berlin? Diese Sender müssen nicht nur in Türkisch und 
Kurdisch, sondern auch in Russisch und Polnisch, also 
in den Sprachen der Menschen, die heute bei uns leben, 
senden und müssen bundesweit empfangen werden kön- 
nen. Das ist wichtig, damit wir diese Menschen errei- 
chen und damit wir Parallelgesellschaften, die wir alle 
nicht wollen, verhindern. 

Ich komme zum Schluß. Mein Appell an alle: Nutzen 
Sie die Möglichkeiten, die dieses Staatsangehörigkeits- 
recht bietet. Wir sollten das Staatsangehörigkeitsrecht 
gemeinsam dazu nutzen, daß es mehr Rechtsfrieden in 
dieser Republik gibt. Es soll dazu beitragen, daß die 
Schere zwischen Wohnbevölkerung und Staats volk nicht 
größer, sondern kleiner wird. Wir wollen eine Gesell- 
schaft, in der alle Mensehen, die hier leben, gleich an 
Rechten und gleich an Pflichten sind. Helfen Sie mit, die 
Probleme im nächsten Jahrtausend zu verringern und 
nicht noch zu vergrößern! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
F.D.P.) 

Vizepräsidentin Anke Fuchs: leh erteile der Kol- 
legin Deligöz das Wort zu einer Kurzintervention. 

Ekin Deligöz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herz- 
lichen Dank, Herr Özdemir, daß Sie darauf hingewiesen 
haben, daß wir ein Gesetz sehaffen werden, das auf die 
Bedürfnisse der Menschen eingeht. Die Gesellschaft ist 
nicht einheitlich, sondern vielfältig. Die Menschen in 
dieser Gesellsehaft haben unterschiedliche Bedürfnisse. 
Deswegen müssen wir in einen Gesetzentwurf Ermes- 
sensspielräume einbauen, um auf die konkrete Situation 
und die Bedürfnisse eingehen zu können. 

Es ist ganz wichtig, an diesem Punkt festzuhalten, 
daß es nicht angebracht ist, in Schwarzweißdenkerei zu 
verfallen. Außerdem ist es wichtig zu sagen, was Inte- 
gration ist. Integration ist nämlich nicht das Verfahren 
gemäß dem Motto: Die Guten ins Töpfehen und die 


Im letzten Teil meiner Rede möchte ich noch eines 
ansprechen: Ich denke, daß wir mit diesem Gesetzent- 
wurf nicht das Ende der Fahnenstange im Hinblick auf 
die Integrationspolitik erreicht haben. Im Grunde könnte 
man sagen: Das, was wir hier maehen, ist eine nachho- 
lende Reform der 80er Jahre. Die Reform des Staatsan- 
gehörigkeitsrechts hätte eigentlich in die 80er Jahre ge- 
hört. Da wäre sie angemessen gewesen. 
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Ekin Dcligöz 

(A) Schlechten ins Kröpfchen. Das hat Herr Uhl in Mün- 
chen bereits praktiziert. Integration ist aber nicht einsei- 
tig. Integration ist vielfältig. Ich denke, wir machen nun 
den ersten wichtigen Schritt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 


(Beifall bei der F.D.P. und der SPD) 

Mit dem heutigen Tag wird eine langjährige Beratung 
über die Reform des Staatsangehörigkeitsrechts beendet. 
Die Beendigung dieser Beratung ist überfällig. Sie freut 
(B) mich sehr; das will ich hier auch nicht verschweigen. 


dieser Debatte bisher noch nicht so im Licht gestanden 
hat - Sie verzeihen, daß ich das namentlich tue; ich nen- 
ne nicht nur Sie, Herr Kollege Bürsch Ich möchte Sie, 
Herr Kollege Wiefelspütz, namentlich nennen und mich 
bei Ihnen für die sehr zuverlässige Art der Verhand- 
lungsführung bedanken. Es ist wichtig, daß man in sol- 
chen Verhandlungen weiß: Man kann sich auf das Wort 
des Gegenübers verlassen. - Das konnten wir uns hier, 
glaube ich, gegenseitig Zusagen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der SPD) 

Mein Dank gilt selbstverständlich auch dem rhein- 
land-pfälzischen Staatsminister Peter Caesar, der zu- 
sammen mit Rainer Brüderle dafür gesorgt hat, daß wir 
für dieses Vorhaben auch die notwendige Mehrheit im 
Bundesrat bekommen werden. 

Mein Dank gilt schließlich - das zu sagen ist mir eine 
Herzensangelegenheit; Sie werden verstehen, daß ich 
das tue - meiner Parteifreundin, unserer stellvertreten- 
den Bundesvorsitzenden, der früheren Ausländerbeauf- 
tragten Cornelia Schmalz-Jacobsen. Ich hätte Ihnen, 
Frau Schmalz-Jacobsen, gegönnt - Sie sind freiwillig 
aus dem Mandat ausgeschieden -, daß Sie heute eine 
Rede zu diesem erfolgreichen Abschluß unseres Vorha- 
bens hätten halten können. Herzlichen Dank! 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
Grünen) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolle- 
ginnen und Kollegen, dieses Gesetz ist vor allem ein 
Signal an die jungen Menschen, die in unserem Lande 
geboren sind und hier aufwachsen. Es ist ein Signal, daß 
sie dazugehören, daß sie Teil unserer Gesellschaft sind. 
Dieses Signal wird von einer großen Mehrheit der deut- 
schen Bevölkerung nicht nur verstanden, sondern auch 
gewollt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Union, Sie 
haben zur Reform des Staatsangehörigkeitsrechts fünf 
Millionen Unterschriften gesammelt, hier eingebracht 
und sie zum Beleg dafür erhoben, dieser Gesetzentwurf 
sei nicht von der Mehrheit der Bevölkerung gedeckt. Ich 
möchte Ihnen ausdrücklich widersprechen: Der rotgrüne 
Doppelpaß ist vom Tisch. Dagegen haben Sie Unter- 
schriften gesammelt. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Der vorliegende Gesetzentwurf wird von zwei Dritteln 
der Bevölkerung - das besagen alle Untersuchungen - 
unterstützt, weil wir eben nicht den Doppelpaß zum 
Nulltarif an alle geben, sondern festlegen: Die ausländi- 
schen Kinder, die in Deutschland geboren werden, 
sollten integriert aufwachsen, sollten mit einem inländi- 
schen Bewußtsein und nicht mit einer ausländischen 
Identität aufwachsen, weil wir die Gettoisierung in den 
Städten nur verhindern können, wenn wir die Gettoisie- 
rung in den Köpfen dieser Kinder rechtzeitig bekämp- 
fen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der SPD, der CDU/CSU und des BÜND- 
NISSES 90/DIE GRÜNEN) 


Ich habe den Debattenbeiträgen sehr genau zugehört: 
Die Mehrheit der CDU/CSU ist ganz dagegen. Ein, wie 
ich finde, sehr respektabler Teil der Union - was ich 
würdige - wird sich der Stimme enthalten. Bei der SPD- 
Fraktion gibt es - mit geheimem Vorbehalt - viele, die 
gerne mehr gehabt hätten. Die Grünen hätten am lieb- 
sten alle etwas anderes gehabt. Ich möchte Ihnen ver- 
künden: Die Freien Demokraten sind zu 100 Prozent mit 
diesem Gesetzentwurf zufrieden. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Dieses neue Staatsangehörigkeitsrecht trägt die 
Handschrift der Freien Demokraten. Es ist ein Signal an 
alle integrationswilligen Menschen ausländischer 
Herkunft, die dauerhaft und rechtmäßig in Deutschland 
leben. 

Weil es harte und langwierige Verhandlungen gewe- 
sen sind, möchte ich mich bei denen bedanken, die sie 
geführt haben. Das will ich namentlich tun. Das hat 
nichts mit irgendwelchen - wie man manchmal im 
Blätterwald lesen durfte - Koalitionsliebäugeleien zu 
tun. Es geht schlichtweg um eine Mehrheit der Vernunft, 
die in diesem Hause organisiert wird. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der SPD) 

Ausdrücklich möchte ich dem Bundesinnenminister 
für seine sehr faire Verhandlungsführung danken. Ich 
möchte in diesen Dank jemanden einschließen, der in 


Vizepräsidentin Anke Fuchs: Ich erteile das Wort 
dem Kollegen Dr. Guido Westerwelle. 

Dr. Guido Westerweiie (F.D.P.): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen! In die- 
ser Debatte war bisher sehr viel von Rechtsgeschichte 
die Rede. Sogar Philosophen wurden zitiert, weil es um 
das Verständnis des Nationalstaates in der deutschen 
und europäischen Geschichte und um die Entwicklung 
des Staatsangehörigkeitsrechts ging. Ich persönlich 
glaube, wir sollten diese Debatte etwas einfacher führen. 

(Dieter Wiefelspütz [SPD]: Den Ball flacher 
halten!) 

Es geht hier nicht um Rechtskonstruktionen. Es geht hier 
um die ausländischen Kinder, die in Deutschland gebo- 
ren werden und die wir mit diesem Gesetz integrieren 
wollen. 
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(A) Die doppelte Staatsangehörigkeit, wie sie von rot- 
grün ursprünglich beabsichtigt war, ist vom Tisch. Die 
Regierung hat diese Pläne zurückgezogen. Wir freuen 
uns, daß wir jetzt eine Linie der Vernunft haben. Die 
hier geborenen Kinder sollen hier Deutsch lernen und 
die deutsche Kultur erleben. Sie sollen aber auch die 
Chancen durch den deutschen Paß bekommen. 

Das Staatsangehörigkeitsrecht ersetzt nicht die Inte- 
gration, aber es ergänzt sie. Das muß in diesem Haus 
klar gesagt werden. 

(Beifall bei der F.D.P. und der SPD) 

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Kollegen Marschewski? 

Dr. Guido Westerwede (F.D.P.): Bitte sehr. 

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Bitte sehr, Herr 
Kollege. 

Erwin Marschewski (CDU/CSU): Herr Kollege 
Westerwelle, Sie sprachen von der Integration. Können 
Sie mir sagen, warum Sie in dem Antrag kein Wort über 
die Integration verloren haben? 

Ich habe eine zweite Frage. Sie sagen wider besseres 
Wissen, der Doppelpaß sei vom Tisch. Können Sie be- 
stätigen, daß Sie bei Flüchtlingen, bei Leuten, die wirt- 
schaftliche Nachteile erleiden würden, oder bei EU- 

(B) Ausländem so viele Ausnahmen gemacht haben, daß 
über 1 Million Menschen in Deutschland den Doppelpaß 
nach Ihrem Gesetzentwurf mühelos erwerben können? 

Dr. Guido Westerwelle (F.D.P.): Ich fange mit Ihrer 
ersten Frage an. Verehrter Herr Kollege, wir haben auch 
in der letzten Legislaturperiode immer fair zusammen- 
gearbeitet. Deswegen möchte ich Sie doch bitten, fol- 
gendes nicht zu übersehen: Natürlich sind in diesem Ge- 
setzentwurf auch wichtige Integrationspunkte enthalten, 
zum Beispiel das Erlernen der deutschen Sprache. Es ist 
etwas Neues, daß wir das in das Staatsangehörigkeits- 
recht aufnehmen. 

Ich habe aus den Reihen der Union - auch im Innen- 
ausschuß - gehört, es sei Ihnen zu unpräzise, daß wir 
von ausreichenden Sprachkenntnissen gesprochen ha- 
ben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer prüft das 
denn?) 

Ich bin der Meinung, der Gesetzgeber kann in derartigen 
Fragen nur mit unbestimmten Rechtsbegriffen arbeiten. 
Deswegen wird man auch auf die Verwaltungspraxis 
Rücksicht nehmen und sich darauf einstehen müssen. 

Sie haben das kritisiert und deshalb möchte ich Ihnen 
§ 7 Ihres eigenen Gesetzentwurfs, der auch heute bera- 
ten wird, vortragen. Da heißt es in Abs. I Ziffer 2: 

erkennbar in die Lebensverhältnisse der Bundesre- 
publik Deutschland eingeordnet sind, insbesondere 


ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache ... 
nachweisen. 

Deswegen sind wir in dieser Sache überhaupt nicht aus- 
einander. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Das habe 
ich auch nicht gefragt!) 

- Das haben Sie sehr wohl gefragt. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Nein, das 
habe ich nicht gefragt! - Beifall bei der 
CDU/CSU) 

- Nein, Herr Kollege Marschewski, ich habe verfolgt, 
wie Sie das machen. Ich antworte jetzt auch gleich auf 
die zweite Frage, die Sie gestellt haben. Es ist doch so, 
daß Sie bei Ihren Fragen ins Schwimmen geraten. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der SPD) 

Sie schwimmen maßlos, weil Sie genau wissen, daß ein 
großer Teil der Union genauso denkt und diesem Ge- 
setzentwurf am liebsten zustimmen würde und die Ent- 
haltung lediglich aus dem Gruppendruck der Fraktion 
heraus wählt. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Gestatten Sie eine 
weitere Zwischenfrage? 

Dr. Guido Westerwelle (F.D.P.): Nein, Frau Präsi- 
dentin, ich muß zunächst die zweite Frage des Kollegen 
Marschewski beantworten. 

Sie haben gesagt, es gebe noch den Doppelpaß. Dazu 
möchte ich Ihnen den Partei- und Fraktionsvorsitzenden 
der CDU zitieren. Wolfgang Schäuble hat es in dieser 
Woche im Plenum des Deutschen Bundestags als einen 
Erfolg der Union gefeiert, daß der Doppelpaß wegen Ih- 
rer Kampagne und des Wahlergebnisses in Hessen vom 
Tisch sei. Herr Schäuble hat hier gesagt: Auf Grund der 
Tatsache, daß 5 Millionen Menschen Ihr Vorhaben der 
regelmäßigen doppelten Staatsangehörigkeit abgelehnt 
haben, haben Sie dieses Vorhaben Gott sei Dank aufge- 
geben. Das ist unser Erfolg, und den lassen wir uns nicht 
kleinreden. - Sie sind doch selbst der Meinung, der 
Doppelpaß ist vom Tisch. Wehren Sie sich doch nicht 
weiter gegen Popanz von gestern, stimmen Sie heute zu! 

(Beifall bei der F.D.P. und der SPD) 

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Herr Marschewski 
möchte eine weitere Frage stellen. Danach möchte Herr 
Schily eine Frage stehen, lassen Sie die auch zu? 

Dr. Guido Westerwelle (F.D.P.): Ja. 

Erwin Marschewski (CDU/CSU): Herr Kollege 
Westerwelle, richtig ist, daß Sie uns gefolgt sind und 
den generellen Doppelpaß abgeschafft haben. Wieso 
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Erwin Marschewski 

(A) aber kommen Sie dazu zu verneinen - ich stelle die Fra- 
ge noch einmal daß im Gesetzentwurf steht, daß über 
1 Million Ausländer den Doppelpaß kostenlos ohne 
weiteres erwerben können? Damit führen Sie den Dop- 
pelpaß indirekt durch die Hintertür ein, Herr Wester- 
welle. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 


Dr. Guido Westerwelle (F.D.P.): Nein, ich muß Sie 
noch einmal auf etwas aufmerksam machen - vielleicht 
kommen wir dann ja weiter Das, was wir an unzu- 
mutbaren Härtefällen, in denen wir unter bestimmten 
Bedingungen den Doppelpaß akzeptieren, in den Ge- 
setzentwurf aufgenommen haben, ist bereits geltende 
Rechtslage. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der SPD - Erwin Marschewski 
[CDU/CSU]: Das ist falsch! Das ist wieder 
falsch!) 

- Da Sie jetzt sagen, das sei falsch, möchte ich - etwas 
anderes macht doch wenig Sinn; wir sind doch beide 
vom Fach - etwas zitieren, denn ein Blick ins Gesetz 
erleichtert die Rechtsfindung! 

(Beifall des Abg. Jürgen Koppelin [F.D.P.]) 

Ich habe hier eine schöne kleine dtv-Ausgabe „Auslän- 
derrecht“ aus dem Hause Beck, die jedermann im ersten 
Semester Jura bekommt. 

(B) (Dr. Wilfried Penner [SPD]: Lang, lang ist's 

her!) 

- Das ist aber keine alte Ausgabe, sondern eine ganz 
neue. So schlecht, daß wir uns das nicht leisten könnten, 
steht es um die Finanzen der F.D.P. noch nicht. 

(Heiterkeit und Beifall bei der F.D.P. - Lud- 
wig Stiegler [SPD]: Nein, Herr Marschewski 
war gemeint!) 

Ich zitiere aus den Einbürgerungsrichtlinien 5.3.3.: 
Ausnahmen 

- gemeint sind Ausnahmen von dem Prinzip der Ver- 
meidung der Mehrstaatigkeit - 

können in Betracht kommen, wenn vorrangige Ge- 
sichtspunkte es erfordern, daß das rechtspolitische 
Ordnungsprinzip, Mehrstaatigkeit zu vermeiden, 
zurücktritt, 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Das ist ein 
Punkt! Ja!) 

und 

-jetzt kommt es - 

wenn die Versagung der Einbürgerung eine unzu- 
mutbare Härte darstellen würde. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Das ist ja 
wahr!) 


Im weiteren finden Sie in den Einbürgerungsrichtlinien (C) 
dann die gesamten einzelnen Ziffern, die Sie jetzt auch 
bei uns im Gesetzentwurf finden. 

(Zuruf Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Das 
ist falsch! - Meinrad Belle [CDU/CSU]: Drei 
sind hinzugekommen!) 

Zum Beispiel finden Sie dort bereits das, was von Ihnen 
kritisiert worden ist: 

Danach kommen Ausnahmen vom Einbürgerungs- 
hindemis eintretender Mehrstaatigkeit in Betracht, 
wenn 

-jetzt kommt Ziffer 5. 3. 3. 4. - 

der Einbürgerung älterer Personen ausschließlich 
das Hindernis eintretender Mehrstaatigkeit entge- 
gensteht, die Entlassung auf unverhältnismäßige 
Schwierigkeiten stößt und die Versagung der Ein- 
bürgerung eine besondere Härte darstellen würde. 

Das ist nahezu wörtlich das, was wir in unserem Ent- 
wurf haben. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Das ist 
falsch! Sie wissen das doch!) 

Sie erwecken den Eindruck, wir würden mehr Doppel- 
pässe zulassen. Dieser Eindruck ist falsch. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der SPD) 

Wir bleiben dabei: Das Prinzip der Vermeidung der 
Mehrstaatigkeit wird nicht in Frage gestellt. 

(Meinrad Belle [CDU/CSU] : Es sind drei 
Punkte ergänzt worden!) 

Übrigens hat sich auch der Bundesinnenminister expres- 
sis verbis so geäußert. 

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Und nun kommt 
eine Zwischenffage des Kollegen Schily, bitte sehr. 

(Fortgesetzte Zurufe von der CDU/CSU) 

Dr. Guido Westerwelle (F.D.P.): Ich kann Ihnen die 
ganzen Einbürgerungsrichtlinien vorlesen! 

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Wir können auch 
noch ein Seminar veranstalten; das wäre sicher hochin- 
teressant. Aber im Moment hat Herr Schily eine Frage, 
bitte sehr! 

Otto Schily, (SPD): Herr Kollege Westerwelle, 
könnten Sie dem Haus mitteilen, in wieviel Prozent der 
Fälle die Mehrstaatigkeit bei der Einbürgerung unter 
dem geltenden Recht hingenommen worden ist? 

Dr. Guido Westerwelle (F.D.P.): Nein, das kann ich 
aus dem Kopf nicht. Können Sie es? Sie sind der 
Minister. 

(Heiterkeit) 
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(A) Otto Schily, (SPD): Können Sie bestätigen, daß im 
Jahre 1995 Mehrstaatigkeit in etwa 34 Prozent der Fälle 
hingenommen worden ist? 

(Dr. Wilfried Penner [SPD]: Sie akzeptieren 
das, weil er es gesagt hat!) 

Dr. Guido Westerwede (F.D.P.): Vielen Dank für 
die weiterführende Zwischenfrage. 

(Heiterkeit - Beifall bei der SPD) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolle- 
ginnen und Kollegen, aus der Sicht der Freien Demo- 
kraten und aus der Sicht der Antragsteller sollen die 
Kinder nicht mit einem ausländischen Bewußtsein auf- 
wachsen, sondern von Anfang an wissen, daß sie Teil 
unserer Gesellschaft sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Wir wollen sie eben nicht erst künstlich von ihren Al- 
tersgenossen abgrenzen, um sie anschließend mit gro- 
ßem Aufwand und ungewissen Erfolgsaussichten wieder 
integrieren zu müssen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der SPD) 

Die Aussaat von Haß, Gewalt, Fanatismus und Extre- 
mismus 

(Dr. Erika Schuchardt [CDU/CSU]: Da spielt 
doch der Paß überhaupt keine Rolle!) 

fällt dort auf besonders fruchtbaren Boden, wo sich Ju- 
(ß) gendliche ausgegrenzt und benachteiligt fühlen. 

(Dr. Erika Schuchardt [CDU/CSU]: Wenn sie 
die Sprache nicht können!) 

Wer verhindern will, daß die nächste Generation der in 
Deutschland geborenen Kinder unter den Einfluß aus- 
ländischer Fanatiker gerät, der muß sie so bald und so 
weit wie möglich integrieren - durch die Vermittlung 
unserer Kultur und der deutschen Sprache, aber eben 
auch durch den deutschen Paß. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Lächer- 
lich!) 

Deswegen bin ich der Meinung, daß unsere Regelung 
ein wesentlicher Fortschritt ist. Der Spruch „Es ist ein 
wirklich großer Wurf!“ paßt. Wer nämlich die in 
Deutschland geborenen Kinder ausländischer Eltern 
nicht vernünftig integriert, riskiert große soziale Verwer- 
fungen in den nächsten Jahren. Was wir heute beschlie- 
ßen, liegt im nationalen Interesse der deutschen Gesell- 
schaft. 

(Beifall bei der F.D.P., der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Was wir heute nicht tun, werden wir in wenigen Jahren 
mit Zins und Zinseszins zurückzuzahlen haben. 

Der Desintegration jugendlicher Ausländer, die sich 
in einer als feindselig empfundenen Umwelt selbst get- 
toisieren, muß entgegengewirkt werden. Darum geht es. 
Deshalb wollen wir den hier geborenen Kindern mit der 


Geburt die deutsche Staatsangehörigkeit zuerkennen. (C) 
Und weil sie sich eben als Minderjährige noch nicht 
selbst entscheiden können, nehmen wir für diese Zeit 
eine doppelte Staatsangehörigkeit, selbstverständlich 
begrenzt, in Kauf; wenn sie dann volljährig sind, können 
sie sich entscheiden, und dann müssen sie sich entschei- 
den. Damit macht die Gesellschaft ein Integrationsange- 
bot, aber sie verlangt von den jungen Erwachsenen auch, 
daß sie sich bewußt für die Integration entscheiden. 

(Beifall bei der F.D.P. und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Das heißt: Dem Integrationsangebot des Staates muß 
eine aktive Integrationsentscheidung für diesen Staat 
folgen. 

Das gilt auch für das Angebot an die erwachsenen 
Einbürgerungswilligen. Wer Deutscher werden möchte, 
soll sich durch die Aufgabe seiner bisherigen Staatsan- 
gehörigkeit zu unserem Land bekennen. Der deutsche 
Paß ist nämlich nicht irgendein Papier, das man gerne 
zusätzlich in Empfang nimmt, sondern setzt eine be- 
wußte Hinwendung zum deutschen Staat voraus. Des- 
halb verlangen wir von dem einbürgerungswilligen 
Ausländer grundsätzlich die Aufgabe seiner bisherigen 
Staatsangehörigkeit. Das gilt auch für diejenigen, die be- 
reits lange in Deutschland leben. Hier gibt es einen Dis- 
sens, Herr Kollege Özdemir, zu dem, was Sie weiterge- 
hend gewollt haben, was wir aber nicht akzeptieren 
wollten. 

Ich will Ihnen das aus meiner Sicht nochmals be- 
gründen; Sie kennen meine Meinung dazu, wir haben oft (D) 
genug darüber gesprochen. Wenn jemand 20, 30 Jahre in 
Deutschland lebt, dann kennt er das Land, und ich mei- 
ne, dann ist ihm auch eine bewußte Entscheidung für das 
Land, in dem er lebt, zuzumuten. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Das unterscheidet ihn von den Nichtvolljährigen und 
den Kindern. 

Diese Haltung wird übrigens von vielen ehemals 
ausländischen Mitbürgern geteilt, die sich unter Aufgabe 
ihrer früheren Staatsangehörigkeit haben einbürgem las- 
sen. Viele Erwachsene haben sich unter Aufgabe ihrer 
alten Staatsangehörigkeit einbürgem lassen, und sie sind 
genau diejenigen, die schreiben: Wir konnten das; war- 
um verlangt ihr das nicht auch von den anderen? Das ist 
zumutbar, und es ist sinnvoll im Interesse einer Integra- 
tionspolitik für unser Land. 


Vizepräsidentin Anke Fuchs: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 


Dr. Guido Westerwede (F.D.P.): Selbstverständ- 
lich, gern. 


Vizepräsidentin Anke Fuchs: Bitte sehr, Herr 
Kollege. 
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(A) Cem Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Kollege Westerwelle, nur eine kurze Zwischenfrage, 
weil ich die Debatte jetzt nicht weiter ausdehnen möch- 
te. Ein Beispiel aus einer Veranstaltung, die ich vor kur- 
zem hatte: Ein älterer Bürger, ungefähr 60 Jahre alt, tür- 
kischer Herkunft, lebt hier seit Anfang der 60er Jahre, 
hat sich noch nie etwas zuschulden kommen lassen, ist 
hier, so würden wir sagen, bestens integriert. Ich halte 
einen Vortrag, versuche, unser Staatsangehörigkeitsrecht 
zu begründen. Dann kommt dieser Bürger zu mir und 
sagt: „Ich lebe hier. Ich möchte mich einbürgem lassen. 
Aber kannst du mir wirklich garantieren, daß, wenn ich 
eines Tages mit deutschem Paß sterbe, ich aber in der 
Türkei beerdigt werden möchte, weil dort meine Vorfah- 
ren schon immer gelebt haben, dies auch wirklich mög- 
lich ist?“ Und er sagt zu mir: „Ich möchte den türki- 
schen Paß behalten, damit ich diese Garantie habe.“ - 
Wir können das Beispiel auch mit einer anderen Staats- 
angehörigkeit bilden. - Diesem Mann geht es nicht dar- 
um, doppeltes Wahlrecht zu haben, und dem geht es 
ganz offensichtlich auch nicht um irgendwelche sonsti- 
gen Vorteile, sondern es geht um ganz menschliche 
Dinge. Wieso würde uns ein Zacken aus der Krone fal- 
len, wenn wir in diesen Fällen großzügig wären, für ei- 
nen abgeschlossenen Kreis von Leuten, die bis 1973 
über die Anwerbeabkommen zu uns gekommen sind? 

Dr. Guido Westerwelle (F.D.P.): Ich glaube nicht, 
daß es hier um einen Zacken aus der Krone geht, son- 
dern es geht hier darum, ob wir politisch wollen, daß 
diejenigen, die lange in Deutschland leben, sich auch 
bewußt für das Land entscheiden, in dem sie leben. Ich 
' ' kann bei einem jungen Menschen, bei einem Nichtvoll- 
jährigen keine Entscheidung verlangen, wohl aber von 
einem Erwachsenen, erst recht, wenn er 20, 30 Jahre in 
Deutschland lebt. Von ihm kann ich, weil er unser Land 
kennt, erwarten, daß er sich für eine Staatsangehörigkeit 
entscheidet. Wir haben da einen unterschiedlichen 
Denkansatz: Für Sie ist Integrationspolitik nur das Inte- 
grationsangebot des Staates, für uns ist Integrationspoli- 
tik das Integrationsangebot des Staates und die Annah- 
meentscheidung der Betroffenen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Wir halten also am Grundsatz der Vermeidung von 
Mehrfachstaatsangehörigkeit klar und eindeutig fest. Be- 
reits bisher war es in Ausnahmefällen möglich, bei der 
Einbürgerung die ausländische Staatsangehörigkeit bei- 
zubehalten. 

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage der Kollegin? 

Dr. Guido Westerwelle (F.D.P.): Ja. 

Ekln Deligöz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
möchte eine Frage zu dem stellen, was Sie über Angebot 
und „Nachfrage“, also Annahme gesagt haben. Men- 
schen, die zunächst 2 000 oder 3 000 Kilometer entfernt 
gelebt haben und dann zu uns gekommen sind, haben 
schon eine gewisse Integrationsleistung erbracht, wenn 


sie 20 oder 30 Jahre bei uns leben. Stimmen Sie mir zu, (C) 
daß von staatlicher Seite bisher noch viel zuwenig un- 
ternommen worden ist, diesen Menschen in Sachen In- 
tegration ein Angebot zu unterbreiten? 

Dr. Guido Westerwelle (F.D.P.): Das steht auf 
einem anderen Blatt. Hier möchte ich Ihnen, Frau Kol- 
legin, überhaupt nichts vormachen: Das, was heute be- 
schlossen werden soll, haben wir jahrelang innerhalb der 
alten Koalition diskutiert. Herr Kollege Schily hat in 
vielen Punkten recht, aber mit diesem Hinweis hat er be- 
sonders recht. Ich habe in der letzten Legislaturperiode, 
als wir selber Regierungspartei waren, die Verhandlun- 
gen mit unserem Koalitionspartner über die Reform des 
Staatsangehörigkeitsrechts führen dürfen. Die Verhand- 
lungen sind an einer Person gescheitert, an einem Mann, 
den ich hoch achte, aber dessen Meinung ich in dieser 
Frage nicht teile, nämlich an dem damaligen Bundesin- 
nenminister. Ich kann Ihnen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen von der Union, nur sagen: Wir hätten uns in 
der letzten Legislaturperiode besser auf das verständigt, 
was heute vorliegt! 

(Beifall bei der F.D.P. und der SPD) 

Ich möchte noch einen weiteren Gedanken in die De- 
batte einbringen. Wenn ein ausländischer Staat jeman- 
dem die Entlassung aus seiner Staatsangehörigkeit 
verweigert oder unzumutbar erschwert, dann muß eine 
Einbürgerung nach unserem Recht dennoch möglich 
sein. Die Zahl der Ausnahmefälle wird durch unser Ge- 
setz nicht ausgedehnt. Die Regelung der Ausnahmefälle 
wird lediglich flexibler gestaltet, damit die Härtefalle 
angemessen gelöst werden können. ^ ' 

Ich möchte Ihnen über einen Fall aus der Praxis be- 
richten, über einen der ersten Prozesse, den ich als jun- 
ger zugelassener Anwalt Anfang der 90er Jahre geführt 
habe - ich weiß, daß viele Anwaltskolleginnen und 
-kollegen ähnliche Prozesse geführt haben -: Damals 
kam ein junger serbischer Kfz-Lehrling in meine Kanz- 
lei. Er sprach mit seinen 19 Jahren Pfälzer-Dialekt. Er 
setzte sich vor mir an den Schreibtisch und sagte: „Ich 
möchte gerne Deutscher werden.“ Auch heute noch er- 
leben wir, daß bestimmte Länder - aus Vorstellungen 
heraus, die wir hier in Mitteleuropa nicht akzeptieren 
können - ihre Staatsbürger nicht aus ihrer Staatsbürger- 
schaft entlassen oder nur unter Härten, die man wirklich 
niemandem zumuten kann. 

Im Falle dieses jungen Serben war es so: Der serbi- 
sche Staat wollte junge wehrfähige Männer nicht aus der 
Staatsangehörigkeit entlassen. Deswegen sollte dieser 
junge Mann allein für die Entgegennahme des Antrags 
auf Ausbürgerung eine Gebühr von über 10 000 DM 
zahlen. So einen Betrag kann ein Kfz-Lehrling nicht ein- 
fach aufbringen. Ich möchte, daß dieser junge Mann, der 
immer in Deutschland gelebt hat und der den Dialekt 
seiner Landsmannschaft in der Pfalz spricht, Deutscher 
werden kann. Deshalb beschließen wir heute dieses Ge- 
setz. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 
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Dr. Guido Westerwelle 

(A) Die Behauptung, durch das Gesetz werde die doppel- 
te Staatsangehörigkeit durch die Hintertür eingefuhrt, 
wird entweder bewußt falsch gebraucht oder zeugt von 
Unkenntnis. Den Doppelpaß aus der rotgrünen Koaliti- 
onsvereinbarung gibt es mit diesem Gesetz nicht, weder 
offen noch verdeckt, weder durch die Vorder- noch 
durch die Hintertür. Deswegen sage ich Ihnen ganz 
offen: Wir haben vielleicht eine unterschiedliche Auf- 
fassung über die Unterschriftenkampagne. Aber ich fän- 
de es großartig, wenn Sie nach dieser Debatte Ihre Un- 
terschriftenkampagne einfach einstellen würden. Sie hat 
sich zeitlich und durch den heutigen Beschluß erledigt. 

(Beifall bei der F.D.P., der SPD, dem BÜND- 
NIS 90/DlE GRÜNEN und der PDS) 

Ich respektiere, daß Sie Unterschriften gesammelt ha- 
ben. Ich habe nie kritisiert, wenn jemand seine Unter- 
schrift unter ein Vorhaben setzt. Aber bitte kämpfen Sie 
nicht gegen etwas, das ad acta gelegt worden ist! 

Im Gegensatz zum bisherigen Recht setzt das neue 
Einbürgerungsrecht zusätzlich ausreichende Kenntnis- 
se der deutschen Sprache und auch ein Bekenntnis 
zum Gruudgesetz voraus. Darüber ist in der Debatte 
überhaupt noch nicht gesprochen worden. Es ist eine 
wesentliche Änderung gegenüber der bisherigen 
Rechtslage, die aus meiner Sicht von Ihnen geteilt wer- 
den müßte; denn Sie selber haben solche Vorschläge in 
der Debatte und auch in Ihrem Antrag gemacht. 

Es wird eine Schutzklausel geben, mit der die Ein- 
bürgerung von extremistischen Ausländem ausgeschlos- 
sen ist. Dies zeigt, daß alle Vorwürfe, die deutsche 
Staatsangehörigkeit könne jetzt zum Nulltarif erworben 
werden oder extremistische Bombenleger könnten nach 
dem Gesetz den deutschen Paß erhalten, gegenstandslos, 
unhaltbar und eigentlich nur parteipolitische, kleinka- 
rierte Propaganda sind. 

(Beifall bei der F.D.P., der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN) 

Sie sind ebenso politisch motiviert wie die Behaup- 
tung, das Gesetz sei verfassungswidrig. Anders als Sie, 
Herr Kollege Rüttgers, habe ich die Anhömng von mor- 
gens bis abends verfolgt. Seien Sie mir nicht böse, wenn 
ich Ihnen sage: Diese Anhörung war für Ihre Position, 
der Gesetzentwurf sei mit dem Grundgesetz nicht ver- 
einbar, ein absolutes Waterloo. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P., der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DlE GRÜNEN) 

Ihre Position ist emstzunehmend überhaupt nicht mehr 
vertreten worden. Wen wundert es auch? Schließlich 
dürfen wir nicht nur Art. 16 Abs. 1 Satz 1 GG lesen, 
sondern müssen auch Art. 16 Abs. 1 Satz 2 GG lesen. 
Die Zweifel an der Verfassungswidrigkeit sind ausge- 
räumt; sofern sie überhaupt jemals ernsthaft bestanden 
haben. 

Wir haben eine Menge Anregungen der Sachverstän- 
digen aufgenommen - das ist doch der Sinn von Sach- 
verständigenanhömngen -, und wir haben diese Anre- 
gungen eingearbeitet. Übrigens, im Innenausschuß hat 
es auch einen Ändemngsantrag der Union zur Verwal- 
tungspraxis gegeben. Anfänglich waren wir anderer 


Meinung; aber Sie haben uns in der Debatte überzeugt. (C) 
Die Mehrheit der Unterzeichner dieses Gruppenantrages 
hat diesem Ändemngsantrag der Union zugestimmt. 

Sie haben sich an den Beratungen vollständig beteili- 
gen können. Deswegen akzeptieren wir als Oppositions- 
partei den Vorwurf gar nicht ernsthaft, der Gesetzent- 
wurf sei von einer Mehrheit durchgepeitscht worden. Es 
wurde nichts durchgepeitscht, sondern es wurde seriös 
und sachlich beraten. 

(Beifall bei der F.D.P., der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN) 

Alle Argumente für und wider eine solche Reform sind 
längst x-fach ausgetauscht worden. Der Gesetzentwurf 
liegt lange genug vor. Er wurde ausführlich beraten. 

Ich selber habe gerade in den letzten Monaten mit 
vielen Kolleginnen und Kollegen aus der Union, übri- 
gens auch aus ihrer Spitze, das Gespräch gesucht - ich 
will keine Namen nennen -, aber es war keine Verstän- 
digung möglich. Eines sage ich Ihnen ganz klar: Wer 
jetzt eine Aussetzung oder eine Verschiebung der Be- 
ratungen fordert, der will in Wahrheit die überfällige 
Reform zugunsten der hier geborenen Kinder auf den 
Sankt-Nimmerleins-Tag verschieben. Wir wollen das 
nicht. 

(Beifall bei der F.D.P., der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen aus der Union, lei- 
der ist von Ihnen ein unzulässiger Zusammenhang zwi- 
schen der Reform und den traurigen Ereignissen im Ko- 
sovo hergestellt worden. Dazu stelle ich klar: Zwischen 
beiden Ereignissen besteht nicht der geringste sachliche 
Zusammenhang. Die Ereignisse im Kosovo können kei- 
ne Verschleppung, kein Hinhalten, kein Verzögern und 
kein Verschieben rechtfertigen. Die Zeit ist überreif 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
SPD) 

Jahrelang haben wir gemngen. ln der Regierung haben 
wir es nicht hinbekommen, weil wir uns nicht einig wur- 
den. Sie werden verstehen, daß die F.D.P. zu dem steht, 
was sie in ihrem Wahlprogramm den Wählerinnen und 
Wählern angeboten hat. Daß wir erst in die Opposition 
mußten, um das Optionsmodell durchzusetzen, ist wirklich 
ein bitterer Nebengeschmack der ganzen Diskussion. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der SPD) 

Für die Zukunft möchte ich sagen: Wenn der bayeri- 
sche Ministerpräsident Stoiber wörtlich verkündet: 
„Wenn wir wieder die Regierung übernehmen, dann 
wird dieses Gesetz keinen Bestand haben“, dann möchte 
ich Ihnen von der CSU und dem geehrten Herrn Stoiber 
sagen: Sie müssen schon mit der absoluten Mehrheit im 
Deutschen Bundestag rechnen; denn die F.D.P. hält an 
dem, was hier vereinbart worden ist, fest. Nicht nach 
hinten, nicht erweitern - das ist der goldene Mittelweg, 
den wir hier vereinbart haben. Dabei bleibt es. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
SPD - Zuruf des Staatsministers Dr. Günther 
Beckstein [Bayern]) 
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(A) - Herr Kollege Beckstein, ich habe den Zwischenruf von 
der Bundesratsbank gehört. Ich will Ihnen dazu nur sa- 
gen: Ich verstehe, daß Sie sich aufregen. Sie haben die- 
ses Gesetz nie gewollt; das akzeptiere ich. Aber wir ha- 
ben Sie in der alten Koalition zu keiner Stunde darüber 
im unklaren gelassen, daß wir dieses Optionsmodell zu- 
gunsten der hier geborenen Kinder wollen. Sie können 
uns wirklich keinen Verrat, mangelnde Treue oder man- 
gelnde Loyalität vorwerfen, wenn wir genau das tun, 
was wir unseren Wählerinnen und Wählern bei der Bun- 
destagswahl versprochen haben. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Ich apelliere an Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen 
von der Union, daß Sie noch einmal darüber nachden- 
ken. Ich freue mich sehr darüber und will es gar nicht 
kleinreden, daß sich so viele von Ihnen enthalten wer- 
den. Ich weiß, wie schwer diese Entscheidung ist. Die 
Spitzen, die aus den Reihen der Grünen und der SPD 
kamen, weil sich jetzt über 20 Abgeordnete enthalten 
und dem Gesetz nicht zustimmen werden, halte ich nicht 
für ganz ehrlich. Schauen Sie einmal, wie viele bei Ih- 
nen in bezug auf die 630-Mark-Verhältnisse eine andere 
Meinung als die Regierung haben. Trotzdem stimmen 
Sie nicht so ab, wie Sie es wollen. Sich zu enthalten ist 
schon ganz ordentlich und respektabel, auch wenn Zu- 
stimmen schöner wäre. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie des Abg. Gern 
Özdemir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Besser als unser früherer Kollege Horst Eylmann 
kann man es nicht beschreiben. Er hat in der letzten 

(B) Wahlperiode gesagt: Die Verleihung der deutschen 
Staatsbürgerschaft ist selbstverständlich keine Garantie 
für eine reibungslose Integration. Sie kann nur ein Mittel 
unter vielen sein, die Eingliederung zu erleichtern. Sie 
ist die ausgestreckte Hand, die den bei uns mit einem 
gesicherten Aufenthaltsstatus lebenden Ausländem si- 
gnalisieren soll: Ihr seid uns willkommen; übernehmt 
mit uns gemeinsam Verantwortung für dieses Land, in 
dem Ihr Euch zu leben entschlossen habt. - Das ist eine 
sehr weise und präzise Beschreibung des früheren CDU- 
Abgeordneten Horst Eylmann. 

Ich apelliere an Sie: Lassen Sie uns heute dieses Ge- 
setz beschließen. Es geht um die Kinder von Eltern, die 
hier seit Jahren rechtmäßig leben. Diese Kinder sollten 
mit einem deutschen inländischen Bewußtsein groß 
werden. Sie sprechen unsere Sprache; die Sprache ihrer 
Eltern sprechen sie allenfalls mit einem deutschen Ak- 
zent. Diese Kinder gehören zu uns. Sie sollen mit uns 
aufwachsen. Sie sind wertvolle Staatsbürgerinnen und 
Staatsbürger. Diesem Ziel dient dieses Gesetz. 

(Beifall bei der F.D.P., der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Nun erteile ich zu 
einer Kurzintervention dem Kollegen Röttgen das Wort. 

Norbert Röttgen (CDU/CSU): Herr Kollege We- 
sterwelle, Sie haben die Gmppe, für die Peter Altmaier 
eben erklärt hat, daß sie sich der Stimme enthält, aufge- 


fordert, doch dem Gesetz zuzustimmen. In Ihrer Rede (C) 
haben Sie auch gesagt, daß diejenigen, die sich enthal- 
ten, dann, wenn sie so abstimmen würden, wie es ihrer 
Meinung entspricht, am liebsten zustimmen würden. 

Weil dieses noch einmal behauptet worden ist, obwohl 
der Kollege Altmaier dargelegt hat, daß die Stimment- 
haltung unserer Auffassung entspricht, will ich Ihnen 
noch einmal ganz nüchtern die Punkte darlegen, warum 
eine Stimmenthaltung unsere Auffassung widerspiegelt 
und wir uns dabei nicht verbiegen. 

Von der Position, die wir seit Jahren vertreten haben 
und die auch in dieser Debatte formuliert worden ist, 
haben wir nichts zurückzunehmen. Von unseren Äuße- 
rungen sowohl über die gesellschaftliche Bedeufung und 
die ethische Dimension der Integration als auch über die 
Bedeutung der Reform des Staatsangehörigkeitsrechts 
für das Anliegen der Integration nehmen wir keine Silbe 
und keine Formulierung zurück. Dieses bleibt unsere 
Position; wir treten weiterhin für sie ein. 

Der erste Grund für die Stimmenthaltung ist unsere 
Auffassung, daß das Modell, das auch wir vertreten, im 
vorliegenden Gesetzentwurf eine schlechte inhaltliche 
und technische Ausführung erhält. Wir sind in dieser 
Auffassung durch die Sachverständigenanhörung des 
Innenausschusses bestätigt worden. Ich habe daran teil- 
genommen; es gab keinen Sachverständigen, der diesem 
Gesetzentwurf uneingeschränkt zugestimmt bzw. gesagt 
hat, daß dieses Gesetz ein gutes Gesetz sei. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist das Ergebnis der Sachverständigenanhörung. Ich 
will es nicht im einzelnen auffuhren. (D) 

Zweitens hat es im anschließenden parlamentarischen 
Verfahren keine Möglichkeit gegeben, diese konkret be- 
nannten Mängel in der Sachverständigenanhörung zu 
beheben, sondern der Gesetzentwurf ist in den anschlie- 
ßenden Ausschußberatungen - das ist gar keine Pole- 
mik, sondern eine ganz nüchterne Bemerkung - durch- 
gepeitscht worden, was dazu geführt hat, daß die Mit- 
glieder der CDU/CSU-Fraktion im Rechtsausschuß er- 
klärt haben: Wir haben keine seriösen Beratungsunterla- 
gen vorliegen. Uns war nämlich das Protokoll der Anhö- 
rung noch nicht zugegangen, und die Änderungsanträge 
wurden eingereicht, als wir in Berlin waren. Es hat keine 
angemessene seriöse Möglichkeit gegeben, auf die 
sachliche Kritik der Sachverständigen einzugehen und 
das Gesetz zu verbessern. Das ist der zweite Punkt. 

Der dritte Punkt - Peter Altmaier hat ihn schon ange- 
sprochen -: Es hat ein klares, öffentlich verbindliches 
Angebot des Fraktionsvorsitzenden während der Er- 
öffnungssitzung im Reichstag gegeben, sich zusammen- 
zusetzen und einen Konsens herbeizuführen. 

(Dr. Max Stadler [F.D.P.]: Mit welchem In- 
halt?) 

Es hat einen Vorstoß der großen Koalition in Bremen 
gegeben, auf dieser Grundlage zu verhandeln. Von Ihrer 
Seite gab es eine Konsensverweigerung. Das ist eine 
ganz nüchterne Feststellung. 

Der Vertreter der evangelischen Kirche, der als Sach- 
verständiger gehört wurde, hat an die Koalitionsffak- 
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(A) tionen und die F.D.P. appelliert, einen Konsens herbei- 
zufiihren. Ich bestreite ja nicht, daß es in der letzten Le- 
gislaturperiode auch bei uns daran gemangelt hat. Das 
haben wir immer kritisiert, und das kritisiere ich auch 
heute noch. 


Vizepräsidentin Anke Fuchs: Herr Kollege, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. 

Norbert Röttgen (CDU/CSU): Sie haben recht. - 
Leider war diese Konsensverweigerung auf beiden Sei- 
ten zu beklagen. 

Der letzte Punkt ist: Es fehlt an einem Integrations- 
konzept. Deshalb können wir diesem Gesetzentwurf aus 
inhaltlichen Gründen nicht zustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Nun darf Herr We- 
sterwelle darauf antworten. Bitte sehr. 

Dr. Guido Westerweiie (F.D.P. ): Frau Präsidentin! 
Lieber Herr Kollege, ich darf noch einmal ausdrücklich 
sagen: Ich freue mich ehrlich darüber - das sage ich oh- 
ne jede Ironie -, daß Sie sich entschieden haben, im 
Parlament das Wort zu ergreifen, wie es Herr Kollege 
Altmaier schon vorhin getan hat, und hier zu erklären, 
daß Sie zu dem stehen, was Sie immer gesagt haben. Ich 
weiß, daß dies nicht einfach ist, was jeder hier im Hause 
(B) bestätigen kann. Ich finde es hervorragend, daß Sie dazu 
den Mut hatten. 

Ich will nicht inhaltlich auf Ihren Beitrag antworten. 
Dazu habe ich in meiner Rede Stellung genommen. Ich 
möchte aber auf einen Punkt hinweisen: Die Kirchen 
können Sie als Kronzeugen wirklich nicht für sich in 
Anspruch nehmen. 

(Norbert Röttgen [CDU/CSU]: Doch!) 

- Nein, die Kirchen können Sie nicht als Kronzeugen in 
Anspruch nehmen. Sie haben sich nämlich sowohl zu Ih- 
rer Kampagne als auch zu dem vorliegenden Integrati- 
onskonzept unmißverständlich geäußert. 

(Beifall bei der F.D.P., der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Der zweite Punkt. In einer Anhörung mit Sachver- 
ständigen ist es doch selbstverständlich, daß jeder 
Sachverständige etwas findet, wie man das Gesetz noch 
besser machen könnte. Ob das Gesetz dadurch wirklich 
besser werden würde, müssen wir als Parlamentarierin- 
nen und Parlamentarier entscheiden. In dieser Anhörung 
gab es bei der Beurteilung des Gesetzentwurfs einen 
Grundtenor: verfassungskonform und von der Richtung 
her sinnvoll. Natürlich gab es da und dort andere Vor- 
stellungen, was das Normalste von der Welt ist. 

Jeder von uns, der einen solch langen Gesetzentwurf 
liest, findet natürlich hier und da etwas, warum er dem 
Gesetz vielleicht doch nicht zustimmen kann. Offen ge- 
standen: Das Spiel kenne ich noch aus der letzten 


Legislaturperiode, als wir auf der Mehrheitsseite dieses (C) 
Hauses saßen. Selbst wenn von Ihnen gestellte Anträge 
Parteitagsbeschlüsse der F.D.P. enthielten, damit wir ih- 
nen zustimmen sollten, habe ich immer lange nachge- 
schaut, ob ich nicht irgendwo einen Spiegelstrich finde, 
der mich nicht hundertprozentig zufriedenstellt. Ich habe 
immer einen kleinen Fehler gefunden, so daß wir diese 
Anträge ablehnen konnten. 

Hier geht es nicht um Parteipolitik, sondern hier geht 
es um eine der wichtigsten gesellschaftspolitischen Re- 
formen unserer Zeit. 

(Beifall bei der F.D.P., der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Zurufe von 
der CDU/CSU: Oh!) 

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Nun hat das Wort 
die Kollegin Ulla Jelpke, PDS-Fraktion. 

Ulla Jelpke (PDS): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Die PDS ist der Meinung, daß der heute 
vorliegende Gesetzentwurf trotz einzelner löblicher An- 
sätze, die in die richtige Richtung gehen, nicht geeignet 
für ein modernes und demokratisches Staatsbürger- 
schaftsrecht ist. Er ist allenfalls ein halbherziges Re- 
fbrmchen, in das neue Rückwärtsgänge in manchen Pa- 
ragraphen eingebaut sind. 

Es ist richtig, wie hier schon gesagt wurde: Seit Jah- 
ren diskutiert dieses Parlament über eine Staatsbürger- 
schaftsreform. In diesem Zusammenhang möchte ich 
daran erinnern, daß etwa 7 Millionen Migrantinnen und 
Migranten in Deutschland, die keinen deutschen Paß ha- 
ben, gehofft haben, daß ihre Situation auch mit diesem ^ ' 
Gesetz - ich sage bewußt: auch mit diesem Gesetz - 
endlich eine Veränderung erfährt, und der Zustand be- 
endet wird, häufig als Menschen zweiter oder dritter 
Klasse in diesem Land behandelt zu werden. Die PDS 
ist zutiefst davon überzeugt, daß es wenig Sinn macht, 
Menschen, die hier seit Jahren arbeiten, ihre Steuern 
zahlen und ihre Kinder zur Schule schicken, dermaßen 
zu benachteiligen, wie es gegenwärtig geschieht. 

Erst vor wenigen Tagen haben wir die Kleine Anfra- 
ge an die neue Bundesregierung gestellt, durch welche 
Bundesgesetze, Bundesverordnungen und Bundesver- 
waltungsvorschriften Ausländerinnen und Ausländer 
einerseits und Deutsche andererseits unterschiedlich be- 
handelt werden. Die Bundesregierung hat uns darauf ge- 
antwortet - ich zitiere -: 

Eine Auflistung aller Normen des geltenden Bun- 
desrechts, die etwa im Bereich des Zivil-, Straf-, 
Verwaltungs-, Sozial- oder Steuerrechts unter- 
schiedliche Regelungen für Deutsche und Auslän- 
der enthalten, würde einen unverhältnismäßigen 
Aufwand erfordern, der nicht zu vertreten ist. 

Dies macht deutlich, daß es vor allen Dingen darauf an- 
kommt, Menschen ausländischer Herkunft, die hier le- 
ben, den Deutschen gleichzustellen, ihnen die gleichen 
Rechte zu geben. Nur so kann verhindert werden, daß 
Ausländerfeindlichkeit, Rassismus und Antisemitismus 
in diesem Land weiter voranschreiten. 

(Beifall bei der PDS) 
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Es ist heute viel Kritik geübt worden. Ich möchte auf 
einen Punkt eingehen, den Herr Özdemir - auf eine Fra- 
ge an ihn hin - angesprochen hat. Vielleicht kann ich 
Ihnen da helfen. 

Da dieses Gesetz nicht die Möglichkeit der 
Mehrstaatigkeit eröffnen soll, was Sie, SPD und Grü- 
ne, allerdings vor den Wahlen versprochen haben, muß 
einmal auf die Kritik der Migrantenverbände und 
-Organisationen hingewiesen werden. Diese haben 
durchweg kritisiert, daß dieser Gesetzentwurf nicht weit 
genug greift und daß durch die Verengung der Möglich- 
keit der Mehrstaatigkeit vor allen Dingen Türkinnen und 
Türken ausgegrenzt werden. 

(Gern Özdemir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Nicht alle!) 

Herr Özdemir, Sie haben hier gesagt, daß insbesonde- 
re die Arheitsmigranten, die vor 20 oder 30 Jahren 
nach Deutschland gekommen sind, berücksichtigt wer- 
den sollen. Natürlich kann derjenige, der türkischer Her- 
kunft ist und Deutscher werden will, die deutsche 
Staatsangehörigkeit bekommen. Aber der Härtefall wird 
niemals eintreten, da beispielsweise die Erbschaftsrege- 
lungen längst zwischen Deutschland und der Türkei ge- 
troffen worden sind; sie behalten das Erbschaftsrecht. 
Von daher ist der Kreis derer, die die Mehrstaatigkeit 
haben werden, sehr eingegrenzt. Sie wissen aber doch 
besser als ich, daß viele Menschen türkischer Herkunft, 
die hierhergekommen sind, ihre türkische Staatsbürger- 
schaft überhaupt nicht abgeben wollen. Das ist heute 
auch schon einmal gesagt worden. 

Insofern haben Sie der CDU/CSU eigentlich ein An- 
gebot gemacht, das sie hätte annehmen müssen; denn ih- 
re einzige Angst - das haben wir heute gemerkt - ist, 
daß zu viele Menschen zwei Pässe haben könnten. Das 
halte ich im Grunde genommen für heuchlerisch. Diese 
Möglichkeit ist nämlich mit diesem Gesetz ganz offen- 
sichtlich eingeschränkt worden. 

Daß es bei der Durchsetzung dieses Gesetzes Panik 
gegeben hat, ist unbestreitbar. Außer der PDS hat es in 
der Tat keine Partei für nötig befunden, Migrantenorga- 
nisationen und -verbände anzuhören. Es war Ihnen vor 
allen Dingen wichtig, Ihren Entwurf verfassungsdicht zu 
bekommen. Ich denke aber, es wäre sehr wichtig gewe- 
sen, die Meinung der Migrantenverbände zu hören, 
insbesondere ihre Auffassung von Integration und Mög- 
lichkeiten, wie das Miteinander-Leben in diesem Land 
besser und leichter gestaltet werden könnte. 

Wer sich aber einmal den Gesetzentwurf genau an- 
schaut, der sieht, daß er nicht nur inhaltlich in vielen 
einzelnen Paragraphen mit der heißen Nadel gestrickt 
wurde. Ich wundere mich, daß Sie es noch nicht einmal 
hinbekommen haben, eine sprachliche Überarheitung 
vorzunehmen. So zum Beispiel können wir lesen: Deut- 
scher ist, wer die Staatsangehörigkeit in einem Bundes- 
staat - seit wann haben wir noch Bundesstaaten? - oder 
die unmittelbare Reichsangehörigkeit besitzt. Wir finden 
auch Worte wie „Reichskanzler“, „Reichskasse“, 
„Reichsmilitärgesetz“. Ich meine, so viel Zeit hätte al- 
lemal sein müssen, um diesem Gesetz eine Fassung zu 
geben, die es lesbar macht. Offensichtlich aber soll der 


Verbleib dieser Worte daran erinnern, daß durch dieses (C) 
Gesetz eben keine grundsätzlichen Änderungen vorge- 
nommen werden. 

Damit bin ich beim nächsten Punkt: Im Gesetz geht 
es auch um das Abstammungsprinzip, um das Bluts- 
recht. Man muß leider sagen, daß das in weiten Teilen 
erhalten bleibt und daß das Gesetz in dieser Hinsicht 
keineswegs modern ist, wie es Herr Schily versucht hat, 
in seinem theoretischen Debattenbeitrag zum Ausdruck 
zu bringen. 

Ich möchte ein Beispiel nennen, das in diesem Hause 
bisher nicht zur Kenntnis genommen wurde. Das alte 
Staatsbürgerschaftsgesetz enthielt zum Beispiel die Re- 
gelung, daß Personen, die „in dem Gebiete des Deut- 
schen Reiches vom 31.12.1937 Aufnahme gefunden“ 
hatten oder Ehegatten oder Nachfahren solcher Men- 
schen waren, „auf Antrag“ eingebürgert wurden. Diese 
Regelung wird jetzt durch eine pauschale Überleitung 
ersetzt, das heißt, diese Menschen werden, ohne daß sie 
gefragt worden sind und ohne daß sie einen Antrag ge- 
stellt haben, pauschal zu deutschen Staatsangehörigen 
erklärt. 


Man muß sich das einfach einmal vor Augen halten: 
Mit dem heutigen Gesetz verweigern Sie auf der einen 
Seite Migrantinnen und Migranten die deutsche Staats- 
angehörigkeit, und auf der anderen Seite wird mit dieser 
pauschalen Überleitung Menschen, die in Polen oder 
anderen osteuropäischen Ländern leben, die deutsche 
Staatsangehörigkeit, ohne daß diese Menschen das über- 
haupt beantragt haben, geradezu aufgedrängt. Ich sage 
das hier auch vor dem Hintergrund, daß uns polnische 
und osteuropäische Organisationen angesprochen haben, 
die das nicht gerade für ein Zeichen guter Nachbarschaft 
halten. Denn sie wissen, daß das Debatten in Polen und 
anderen Ländern auslösen wird. 


(D) 


In der letzten Debatte zu diesem Thema habe ich 
schon sehr deutlich gesagt, daß F.D.P., SPD und Grüne 
hiermit ein Kompromißangebot an die CDU/CSU ge- 
macht haben. Ich verstehe die ganze Aufregung nicht, 
und ich verstehe auch nicht, warum die CDU/CSU die- 
sen Gesetzentwurf, der inhaltlich dem entspricht, was sie 
1994 in ihre Koalitionsvereinbarung hineingeschrieben 
hat, nicht mitträgt. 

Auch ich begrüße es sehr, wenn Sie Ihre Kampagne, 
die mit ausländerfeindlichen und rassistischen Inhalten 
geführt wurde, endlich einstellen, nachdem dieser Ge- 
setzentwurf verabschiedet ist. 


Ich hoffe, daß wir in Zukunft über weitere Punkte 
auch an Hand der eingebrachten Änderungsanträge, die 
wir beispielsweise in diese Debatte eingebracht haben, 
diskutieren können. Dabei handelt es sich übrigens 
durchgehend um Forderungen, die auch die Migranten- 
verbände gestellt haben. Ich will nur einige wenige kurz 
nennen. Es geht zum einen darum, daß die Verleihung 
der doppelten Staatsbürgerschaft nicht zu erschweren ist, 
wie das die Regierung tut, sondern daß sie zu erleichtern 
ist. Die PDS hat außerdem ein eigenständiges Aufent- 
haltsrecht für Ehepartnerinnen und Ehepartner 
ausländischer Herkunft gefordert. Darüber hinaus ha- 
ben wir gefordert, daß die Fristen der Einbürgerung von 
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(A) acht Jahren auf fünf Jahre verkürzt werden. Besonders 
wichtig ist für uns: Den neu eingeführten Paragraphen - 
eine Art Gesinnungs-TÜV der besagt, daß man erst 
einmal auf die FDGO schwören muß, halten wir zwei- 
fellos für ein Einfallstor in Richtung Gesinnungsschnüf- 
felei. Meiner Meinung nach ist er völlig überflüssig. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Das ist 
klar! Ihr wollt den Mauer- und den Stasi-Staat 
haben! Es lebe die Mauer! Es lebe die Stasi!) 

Wir haben außerdem darauf hingewiesen, daß die 
Forderung, daß Menschen die deutsche Sprache ausrei- 
chend beherrschen müssen, Undefiniert ist und daß das 
wahrscheinlich eine sehr hohe Hürde für die Einbürge- 
rung von Menschen darstellt. Ich meine insbesondere 
diejenigen, die aus der älteren Generation kommen. 

Wir finden besonders bei einer rotgrünen Regierung 
skandalös, daß sie die Gebühren für die Einbürgerung 
von 100 DM auf 500 DM pro Person erhöhen möchte. 
Wenn wir uns überlegen, was das für eine Familie ko- 
sten würde, dann muß ich schon sagen: Das ist völlig 
unverständlich. 

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Denken Sie an die 

Zeit, Frau Kollegin. 

Ulla Jelpke (PDS): Zum Schluß möchte ich Ihnen 
mitteilen, daß sich der größte Teil meiner Fraktion ent- 
halten wird. Wenige werden dagegen stimmen, und es 
wird einige Stimmen dafür geben. Ich hoffe auf eine 
weitere Diskussion unserer Änderungsanträge - sie wer- 
den wir natürlich in anderer Form wieder einbringen - 
und auf weitere Debatten über ein wirklich modernes, 
demokratisches Staatsbürgerschaftsrecht. 

Danke. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsidentin Anke Fuchs: Das Wort hat jetzt 
der Kollege Michael Bürsch. 

Dr. Michael Bürsch (SPD): Meine lieben Kollegin- 
nen und Kollegen! 

Ausländische Mitbürgerinnen und Mitbürger sind 
eine Bereicherung unserer Gesellschaft. Ihre Inte- 
gration ist nicht nur Notwendigkeit, sondern politi- 
sche Chance und Ziel unseres Wollens. 

(Beifall bei der SPD) 

So begründet die CDU/CSU-Fraktion ihren eigenen 
Antrag zur Staatsangehörigkeit. Gerne mache ich mir 
diese Argumentation am heutigen Tage zu eigen. Ge- 
nauso objektiv und sachbezogen läßt sich nämlich die 
Zielsetzung der Gesetzesvorlage beschreiben, über die 
wir heute abschließend entscheiden wollen. 

Leider hat sich die politische Auseinandersetzung in 
den vergangenen Wochen und Monaten auch hier im 
Bundestag zu häufig durch den Austausch von Emotio- 
nen, von Vorurteilen und von Glaubensbekenntnissen 


ausgezeichnet. Gerade das schwierige Thema Staatsan- (C) 
gehörigkeit ist dafür, meine ich, denkbar ungeeignet. 

Am Ende dieses Gesetzgebungsverfahrens und im 
Blick auf die Zukunft kommt es jetzt auf eine Versach- 
lichung des Verfahrens an. Das will ich an dieser Stelle 
der Debatte versuchen. Ich will versuchen, die Materie 
Staatsangehörigkeit nach objektiven Kriterien kurz zu 
beschreiben und deutlich zu machen, worum es im Kern 
geht. Ich will mich auch bemühen, einige der vorgetra- 
genen Bedenken mit sachlichen Argumenten zu ent- 
kräften. 

Weiterhin werde ich auf die Vorschläge der Opposi- 
tion eingehen, um deutlich zu machen, daß wir uns na- 
türlich auch diesen Vorschlägen mit der gebotenen Sorg- 
falt und Ausführlichkeit gewidmet haben. Herr Rüttgers, 
seien Sie deshalb bitte nicht überrascht, daß ich mich 
mit diesen Vorschlägen in der heutigen Debatte etwas 
länger befasse, als Sie es getan haben. Sie haben sich of- 
fenbar auf andere Dinge konzentriert, die eher in das 
Fach Polemik und Regierungsbeschimpfung gefallen 
sind. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Hermann 
Otto Solms) 

Ziel der Reform der Staatsangehörigkeit ist es, den 
lange hier lebenden Ausländem und ihren Kindern durch 
rechtliche Gleichstellung und politische Teilhabe die 
Integration und Eingliedemng in unsere Gesellschaft zu 
ermöglichen. Das ist das Ziel - nicht mehr und nicht 
weniger. Dieses Ziel konnte von der früheren Bundesre- 
giemng nicht erreicht werden. Das ist die Tatsache. 

Eine Staatsangehörigkeit kann man grundsätzlich auf 
drei Arten erwerben: durch Abstammung, nach dem 
Territorial- oder Geburtsortsprinzip - um den lateini- 
schen Begriff zu vermeiden -, das heißt durch Anknüp- 
fung an den Geburtsort, und schließlich durch Einbürge- 
mng. 

Für die Reformbemühungen zum Staatsangehörig- 
keitsrecht bestand in der Regiemng wie auch in der Op- 
position schon länger Einigkeit darüber, daß die Fristen 
für Anspruchseinbürgerungen verkürzt werden soll- 
ten. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: So ist es!) 

Das geschieht jetzt auch. 

Einigkeit bestand seit vielen Jahren auch darüber, daß 
ein entscheidender Reformansatz beim Geburtsorts- 
prinzip liegt, dessen Einführung in das deutsche Recht 
die Sozialdemokraten schon seit 86 Jahren fordern; ich 
habe in der ersten Debatte darauf hingewiesen. Die 
F.D.P. und das Land Rheinland-Pfalz haben dazu schon 
in der letzten Legislaturperiode ein Optionsmodell vor- 
gelegt. Es wurde heute auch schon über die Initiative in 
der CDU vom Juni 1996 für ein zeitgemäßes Staatsan- 
gehörigkeitsrecht berichtet. 

Es ist auch noch erwähnenswert: Im August 1996 
unterbreitete eine Unionskommission einen Reformvor- 
schlag, der ebenfalls ein modifiziertes Geburtsortsprin- 
zip enthielt. Vorsitzender dieser Kommission - das ist 
ganz apart- war der renommierte Verfassungsrechtler 
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(A) und Bundestagsabgeordnete Rupert Scholz. Eine inter- 
essante Variante! 

In der letzten Legislaturperiode stand das Thema 
Staatsangehörigkeit zwischen 1995 und 1998 dreimal 
auf der Tagesordnung des Innenausschusses: im No- 
vember 1995 und schließlich im März 1998. Insgesamt 
acht Anträge und Gesetzentwürfe wurden in dieser Zeit 
beraten. Auch dabei bildete das Geburtsortsprinzip einen 
Schwerpunkt der Überlegungen. 

Das heißt, wir haben in dieser Legislaturperiode bei 
dem entscheidenden Punkt dieser Reform beileibe nicht 
bei Null angefangen, sondern konnten mit unserer Ge- 
setzesinitiative auf zahlreichen Vorschlägen und intensi- 
ven Diskussionen auch hier im Bundestag aufbauen. 

Nun zur Frage von Konsens und Kompromiß, die 
heute schon eine größere Rolle gespielt hat: Politik ist 
bekanntlich die Kunst des Möglichen, also bei wider- 
streitenden Konzepten oder Vorschlägen die Kunst, 
Kompromisse zu schließen. Ein Kompromiß zeichnet 
sich in der Politik - wie im Leben - bekanntlich durch 
gegenseitiges Nachgeben aus. Das ist mit dem jetzt ge- 
fundenen Kompromiß der Fall. Die Regierung hat auf 
einige ihrer ursprünglichen Vorstellungen verzichtet, 
aber so funktioniert eben parlamentarische Demokratie, 
wenn man sie konstruktiv nutzt. 

Heute steht mit diesem Geburtsortsprinzip ein ent- 
scheidender Reformansatz zur Abstimmung. Darauf ha- 
ben sich drei Fraktionen hier im Bundestag geeinigt. 

Wir können jetzt lange hin- und herbewegen, Herr 

(B) Rüttgers oder Herr Röttgen oder wer sonst noch von der 
CDU darauf hingewiesen hat, wer wen angerufen hat 
und wer welches Telefonat nicht beantwortet oder nicht 
rechtzeitig zurückgerufen hat. Ich glaube. Sie könnten 
einmal ehrlich sagen, was wirklich der Tatsache zugrun- 
de liegt, daß kein Kompromiß möglich war. 

Es ist doch nicht zu bestreiten, daß es eine Partei, eine 
kleinere Partei, eine Schwesterpartei in Bayern gibt, die 
sich diesem Reformansatz schon immer völlig ver- 
schlossen hat, und das war und ist die CSU. Das ist ein 
Faktum; das ist keine Polemik. 

Ich glaube, es müssen noch mindestens hundert wei- 
tere Jahre vergehen, bis diese Art von Fortschritt beim 
Staatsangehörigkeitsrecht auch bis nach Bayern gelangt. 
Es scheint fast so, als ob bei diesem Thema das rus- 
sische Wort „njet“ in den Sprachschatz der Bayern Ein- 
gang gefunden hat. 

Auf jeden Fall: Es hat doch keinen Sinn, darüber zu 
debattieren, wer sich vielleicht mit wem nicht zusam- 
mengesetzt hat. Es war doch aus der Sicht der 
CDU/CSU gar nicht möglich, hierzu einen Kompromiß 
zu finden, weil es die CSU nicht wollte. Über diese 
Hürde konnte keiner springen, auch Herr Schäuble nicht. 
Es wollte oder konnte von Ihrer Seite keiner einen 
Kompromiß eingehen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - Lud- 
wig Stiegler [SPD]: Michael, bitte Bayern und 
CSU unterscheiden!) 


- Ich werde mir Mühe geben, Herr Kollege Stiegler, (C) 
Bayern und die CSU zu unterscheiden. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Das ist rich- 
tig! - Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Das 
ist sehr leicht möglich, weil er einen roten 
Pullover anhat!) 

Ich komme zu einem Vorschlag der Union. War die 
sogenannte Einbürgerungszusicherung eine mögliehe 
Alternative für die Reform des Staatsangehörigkeits- 
reehts? Diese Problematik ist heute, wenn auch sehr 
kurz, von Herrn Rüttgers und anderen angesprochen 
worden. Hätte dieser Unionsvorsehlag überhaupt 
Grundlage für einen Kompromiß sein können? 

Bei nüchterner Abwägung der Fakten lautet die Ant- 
wort: nein; denn diese Einbürgerungszusieherung bringt 
überhaupt keine nennenswerten Verbesserungen für die 
ausländisehen Kinder. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Herr 
Kollege Bürsch, darf ich Sie unterbrechen? Würden Sie 
eine Zwisehenffage des Kollegen Wolf zulassen? 

(Zurufe von der SPD: Nein!) 

Dr. Michaei Bürsch (SPD): Ich wäre ja intolerant, 
wenn ieh es nicht täte. leh maehe das, aueh wenn es 
wahrscheinlich mit dem vorigen Thema zu tun hat, mit 
der Frage, wie welcher Kompromiß zustande kommen 
konnte. - Bitte schön. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Herr 
Kollege Wolf 

Aribert Wolf (CDU/CSU): Es hat etwas mit Ihren 
Bemerkungen zur CSU zu tun. 

Wir haben sehlicht und ergreifend ein Problem, Men- 
schen eine Antwort zu geben. Vielleicht können Sie mir 
ja diese Antwort geben. Ich habe eine Frage an Sie. 

Herr Kollege Bürsch, die Kriminalitätsstatistik, die 
vor kurzem in München vorgelegt wurde, hat eindeutig 
bewiesen, daß die Ausweisung eines Täters, der große 
Schlagzeilen gemaeht hat, die Ausweisung von Mehmet, 
sehr wohl eine absehreckende Wirkung für jugendliche 
Straftäter aus dem Bereich der Ausländer gezeigt hat. 

Ieh frage Sie jetzt, was wir künftig Eltern von Kin- 
dern antworten sollen, die Opfer von Straftaten werden, 
die hätten gesehützt werden können, wenn Straftäter wie 
Mehmet ausgewiesen worden wären, die aber künftig, 
wenn dieser Gesetzentwurf beschlossen wird, nieht mehr 
ausgewiesen werden können? Was sollen wir diesen El- 
tern und Kindern sagen, die wir nicht ausreichend schüt- 
zen können, weil Sie ein solehes Gesetz beschließen? 

Dr. Michael Bürsch (SPD): Herr Kollege, ich habe 
mir vorgenommen, dieses Thema zur Sachlichkeit zu- 
rückzubringen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der F.D.P.) 
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Ich sage Ihnen als Jurist, der auch Interesse für Kri- 
minologie hatte und hat: Es ist erwiesen - darüber kön- 
nen wir gern noch alle möglichen Statistiken austau- 
schen daß die Kriminalität von Ansländern, wenn 
man die Taten vernachlässigt, die nur sie begehen kön- 
nen, also Straftaten in bezug auf das Asylbewerberver- 
fahren und von durchreisenden Ausländem, die hier kei- 
nen dauernden Aufenthalt nehmen, nicht größer als bei 
Deutschen ist. 

(Dr. Winfried Penner [SPD]: Christian Pfeif- 
fer! Das wissen Sie doch auch!) 

Als zweites kann ich Ihnen dazu sagen: Es ist leider 
so, daß es überall auf der Welt Menschen gibt, die sich 
nicht an die Regeln halten, die gegeben sind. Dieses ab- 
weichende Verhalten müssen wir wohl ertragen. Das 
betrifft Mehmet, das betrifft alle Jungen und Mädchen in 
dieser unserer Gesellschaft, haben sie die deutsche oder 
eine ausländische Staatsbürgerschaft oder die Doppel- 
staatsbürgerschaft. Das spielt für die Betrachtung aus 
meiner Sicht keine Rolle. 

Insofern können Sie den Eltern sagen: Es gibt leider 
diese Abweichler. Wir müssen etwas dafür tun, das ab- 
zustellen, und das ist zum Beispiel, die Toleranz gegen- 
über Ausländem zu verstärken. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich hatte begonnen, etwas zu dem Thema Einbürge- 
rungszusicherung, zu dieser Alternative, die die CDU 
vorgelegt hat, zu sagen. Es ist keine nennenswerte Ver- 
besserung, denn § 85 des geltenden Ausländergesetzes 
zeigt, daß die Einbürgemngszusichemng teilweise die 
bestehenden Anfordemngen verschärft. Wenn man sich 
dann noch die äußerst strengen und zahlreichen Voraus- 
setzungen für den Erhalt der Einbürgerungszusicherung 
vor Augen führt, fragt man sich, worin da noch die Inte- 
grationswirkung eines Gesetzes liegen soll, das an allen 
Ecken und Enden Ausschluß- und Verlustgründe auf- 
führt. 

Laut Begründung des Unionsentwurfes sollen durch 
die Einbürgerungszusicherung die Kinder der zweiten 
und dritten Ausländergeneration begünstigt werden. Ich 
habe mir einmal seriöse Schätzungen dazu geben lassen, 
wie viele das überhaupt betreffen würde. Auf Grund der 
Fülle von Voraussetzungen, Herr Marschewski, würden 
nach ersten seriösen Schätzungen weniger als 10 Prozent 
der in Deutschland geborenen ausländischen Kinder in 
den Genuß der Einbürgemngszusicherung kommen. 
Diese niedrige Quote zeugt doch eher von viel Mißtrau- 
en gegenüber Ausländem als von Vertrauen in ihre Inte- 
grationsbereitschaft und Integrationsfähigkeit. 

Zur Frage der doppelten Staatsangehörigkeit muß 
etwas gesagt werden, denn diese Frage hat bei der Re- 
form des Staatsangehörigkeitsrechts, die meisten Emo- 
tionen ausgelöst. Ich gebe keinen Kommentar zur Unter- 
schriftenaktion ab; darüber ist heute schon viel gesagt 
worden. Ich nenne einige Punkte, die sich an Fakten ori- 
entieren. 

Tatsache ist - nur noch einmal zur Erinnemng -, daß 
in Deutschland eine beträchtliche Zahl von Menschen 
Doppelstaatler oder Mehrstaatler sind. Wir mögen in 


den Zahlen auseinandergehen. Ich kenne seriöse Schät- 
zungen von zwei Millionen. Vorhin wurde von der 
CDU/CSU zugerufen: 500 000 bzw. eine Million. Es 
mag hinsichtlich der Zahl Streit geben, aber Tatsache ist: 
Die CDU/CSU selbst war es, die 1990 die in § 87 des 
Ausländergesetzes geregelten Ausnahmen für die Hin- 
nahme von Mehrstaatlichkeit eingeführt hat. 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Das ist 
doch gar nicht wahr! Das hat uns die F.D.P. 
abgezwungen!) 

Dabei müssen Sie sich doch etwas gedacht haben. Es 
muß für Sie einen Gmnd gegeben haben, den Auslän- 
dem diese Möglichkeit - zu Recht - zu eröffnen. 

Haben denn diese Menschen mit Mehrstaatlichkeit 
wirklich die Republik in ihren Grundfesten erschüttert? 
Die Antwort lautet: nein. Sie sind in aller Regel ehren- 
werte Mitglieder der Gesellschaft wie Sie und ich - ich 
gehe einmal davon aus -, und sie zahlen hier Steuern, 
bieten Arbeitsplätze an und leisten ihren gesellschaftli- 
chen Beitrag. Darauf haben Sie von der Union doch in 
Ihrem eigenen Antrag hingewiesen. Auch in Holland 
und in anderen Ländern hat die Mehrstaatlichkeit in der 
Gesellschaft keine nachteilige Wirkung gezeigt. In 
Schweden hat gerade in diesen Tagen eine vom Parla- 
ment eingesetzte unabhängige Kommission empfohlen, 
die generelle Hinnahme der doppelten Staatsangehörig- 
keit als integrationsfÖrdemde Maßnahme einzuführen. 
Das könnten wir uns doch womöglich zum Vorbild 
nehmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Schließlich - darauf muß ich noch hinweisen, wohl- 
gemerkt die CSU und die Bayern unterscheidend -: Die 
bayerische Verfassung weist in den Art. 7 und 8 die 
doppelte Staatsbürgerschaft aus. Dort heißt es unter an- 
derem: 

Alle deutschen Staatsangehörigen, die in Bayern ih- 
ren Wohnsitz haben, besitzen die gleichen Rechte 
und Pflichten wie die bayerischen Staatsangehöri- 
gen. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

So steht es in der Verfassung. Da kann man jetzt natür- 
lich dem hier anwesenden Innenminister des Freistaates 
Bayern ein paar Fragen stellen, die auch die „Zeit“ sich 
im März dieses Jahres gestellt hat: 

Was ist ... mit den Bayern, die den Freistaat, ihre 
angestammte Heimat, verlassen und ins restliche 
Deutschland oder gar ins ... Ausland aus wandern? 

(Renate Blank [CDU/CSU]: Das gibt es nicht! 

Nur umgekehrt! Die Leute kommen zu uns!) 

Behalten sie neben der deutschen auch ihre bayeri- 
sche Staatsangehörigkeit? Verlieren sie ihre bayeri- 
sche Staatsangehörigkeit? Und, wenn ja, was aber 
schwer vorstellbar ist, erhalten sie sie nach ihrer 
Rückkehr zurück? 

Fragen über Fragen bei der Doppelstaatlichkeit nach der 
bayerischen Verfassung. 
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(A) Ich meine, nichts könnte die Bayern daran hindern, 
den entspannten Umgang mit der doppelten Staatsange- 
hörigkeit ihrer eigenen Landsleute auf die Frage der 
Mehrstaatlichkeit auf Bundesebene zu übertragen. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Ekin De- 
ligöz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Wir sehen: Bei Betrachtung der Fakten liegt kein 
sachlicher Grund vor, die doppelte Staatsangehörigkeit 
zu diffamieren oder zu diskreditieren, es sei denn, man 
geht mit den Fakten so um wie der Kollege Zeitlmann, 
der über unseren Gesetzentwurf vor kurzem äußerte: 
„Auch ein extremistischer Bombenleger kann Deutscher 
werden.“ - Na gut. Man braucht nicht Rechtswissen- 
schaft studiert zu haben, um diese hanebüchene Verun- 
glimpfung unseres Entwurfs zu widerlegen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ganz sachlich erlaube ich mir den Hinweis: Auch da 
erleichtert ein Blick in das Gesetz die Rechtskenntnis 
und verhindert peinliche Falschaussagen. 

Wie geht es nach der Verabschiedung des Gesetzes 
weiter? In einem hat die Opposition mit ihrem Antrag 
„Integration und Toleranz“ recht: Es bleibt viel zu tun, 
um Fremdenfeindlichkeit bei uns zu bekämpfen. Die Re- 
form des Staatsangehörigkeitsrechts kann nur der An- 
fang sein. 

Allerdings sollten politische Forderungen einerseits und 
Taten andererseits übereinstimmen. Da ist das Verhalten 
der Union nicht ohne Widersprüche. Ein Beispiel: Ei- 
nerseits hebt der Unionsantrag die Bedeutung der 

(B) Sprachförderung hervor und fordert ihre Ausweitung 
unter finanzieller Beteiligung des Bundes. Andererseits 
wurde im Haushaltsausschuß für den Etat des Arbeits- 
ministeriums die Aufstockung der Bundesmittel für 
Sprachförderung um über ein Viertel von 27 auf 34 Mil- 
lionen DM beantragt. Wer sich diesem Antrag nicht an- 
schließen konnte und ihn abgelehnt hat, war die Union. 
Das ist zumindest ein widersprüchliches Verhalten. 

Ebenso hat die Union der Erhöhung des Etats der 
Ausländerbeauftragten nicht zugestimmt. 

Wenn man sich im übrigen das Integrationspapier, 
das in den Bundestag eingebracht worden ist, ansieht, 
dann kann man feststellen: Dieses Papier enthält eine 
Reihe von allgemeinen, im Grunde von jedermann ge- 
teilten Überzeugungen und Forderungen, denen sich 
wirklich kaum widersprechen läßt, zum Beispiel die 
„Würdigung und Unterstützung der großen Städte als 
Integrationszentren“, die „verstärkte Aufnahme von 
Mitbürgern ausländischer Herkunft in die demokrati- 
schen Parteien“ - jawohl! - oder die „Einstellung von 
Polizeibeamten ausländischer Herkunft“. Gerade die 
letzten Punkte empfehle ich besonders der CSU zur 
Lektüre. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Manche Christdemokraten nennen diese Vorschläge - 
wie es auch heute geschehen ist - ein umfassendes In- 
tegrationskonzept. Herr Rüttgers, bei allem Respekt: 
Wenn Sie sich die sechseinhalb Seiten, um die es letzt- 
lich geht, ansehen, dann sollten Sie diese Beurteilung 


etwas niedriger hängen. Das ist eine Bekundung guten (C) 
Willens; aber es ist noch kein Integrationskonzept. Wir 
haben in der Begründung unseres Gesetzentwurfes ähn- 
liche Vorstellungen stehen. Da muß man nicht sagen, 
wir hätten kein Integrationskonzept. 

Im Prinzip stimme ich auch dem Kollegen Repnik zu, 
wenn er uns Politikern die Aufgabe vorgibt, für gesell- 
schaftlichen Konsens zu sorgen und die Gesellschaft für 
Reformen aufnahmebereit zu machen. Genau darum ha- 
ben sich die Regierungsparteien, SPD und Grüne, bei 
der Reform des Staatsangehörigkeitsrechts nachhaltig 
bemüht. Dafür hat sich bei der Erarbeitung dieses Ge- 
setzentwurfes im Bundestag auch eine Reihe von Abge- 
ordneten eingesetzt. 

Ich möchte mich dem anschließen, was der Kollege 
Westerwelle bereits sagte: Es gibt Anlaß, sowohl dem 
Innenminister als auch den Kolleginnen und Kollegen 
aus drei Fraktionen zu danken, nämlich Marieluise 
Beck, Gern Özdemir, aus unserer Fraktion Sebastian 
Edathy, Ludwig Stiegler, Rüdiger Veit und Dieter Wie- 
felspütz. Natürlich danke ich auch dem liberalen Kolle- 
gen Guido Westerwelle für die konstruktive, engagierte 
Zusammenarbeit bei der Suche nach einem tragfähigen 
Kompromiß. 

Am Rande bemerkt: Bei dieser Zusammenarbeit habe 
ich ein ganz neues „Westerwelle-Gefühl“ entdeckt. Herr 
Kollege, Sie haben tatsächlich einen ganzen Tag in der 
Expertenanhörung verbracht und nicht einmal in acht 
Stunden ein Interview gegeben. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Oh!) 

Das war hervorragend. Sie haben sich auf die Sache 
konzentriert, was sie auch wert war. 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
SPD - Ludwig Stiegler [SPD]: Er hat sich 
schon selber genug gelobt! Jetzt wird es all- 
mählich zuviel!) 

Einen Nachsatz noch, einen Hinweis, der leicht ver- 
gessen wird: Was wäre Politik ohne solide Zuarbeit und 
Amtshilfe von seiten der Arbeitsebene? Stellvertretend 
für diese Arbeitsebene möchte ich heute den zuständigen 
Referatsleiter aus dem Bundesinnenministerium, Herrn 
Frank Mengel, nennen, der unsere Arbeit mit großer 
Sachkunde, Beharrlichkeit und erfreulicher juristischer 
Kreativität begleitet hat. - Dies als kleines Kontrastpro- 
gramm zur üblichen Beamtenschelte. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Herr 
Bürsch, ich möchte Sie bitten, zum Schluß zu kommen. 

Dr. Michael Bürsch (SPD): Mein Fazit am Ende 
dieses Gesetzgebungsverfahrens lautet: Die über Frakti- 
onsgrenzen hinweg praktizierte Zusammenarbeit macht 
durchaus Mut, daß es zukünftig im Bundestag auch zu 
anderen essentiellen Fragen gelingen wird, politischen 
und gesellschaftlichen Konsens zu befördern. Das ist 
auch nötig. Insofern bleibt der Appell von heute beste- 
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(A) hen, daß wir in Zukunft mit dem Thema Integration in 
gemeinsamem Interesse sorgsam, sensibel und auch 
konsensorientiert umgehen. Was wir brauchen, ist eine 
echte Koalition für Integration und Toleranz. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Herr 
Kollege Bürsch, Ihre Redezeit ist seit zwei Minuten ab- 
gelaufen. 

Dr. Michael Bürsch (SPD): Ich nehme die unserer 
Fraktion zur Verfügung stehende Redezeit etwas mehr 
als vorgesehen in Anspruch, Herr Präsident. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Das geht 
dann zu Lasten Ihrer Kollegen. 

Dr. Michael Bürsch (SPD): Das ist so verabredet. - 
Abschließend möchte ich feststellen: Das Gesetz, das 
wir heute verabschieden, ist ein Kompromiß. Aber er ist 
ein Kompromiß, der weiterführt. Er legt beim Staatsan- 
gehörigkeitsrecht das fest, was unter den derzeitigen 
politischen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen 
möglich war. 

Ich meine, wir tun recht daran, den erreichten Kom- 
promiß nicht auf die lange Bank zu schieben, sondern 
ihn heute zu verabschieden. Mit dieser Ansicht stehe ich 
nicht allein. Ich kann mich auf einen großen Deutschen 
berufen, auf Johann Wolfgang von Goethe, der uns für 
heute und für die kommenden Monate und Jahre mit 
folgendem Ratschlag weiterhilft: 

(B) 

Was heute nicht geschieht, ist morgen nicht getan. 
Und keinen Tag soll man verpassen. 

Das Mögliche soll der Entschluß 
Beherzt sogleich beim Schopfe fassen. 

Er will es dann nicht fahren lassen. 

Und wirket weiter, weil er muß. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]) 


Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Zu einer 
Kurzintervention erteile ich das Wort dem Abgeordne- 
ten Otto Schily. 


Otto Schily (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren Kolleginnen und Kollegen! Heute wurden 
viele Dankadressen formuliert; denen will ich mich an- 
schließen. Ich möchte es nicht versäumen, dem Vorsit- 
zenden des Innenausschusses für seine souveräne Ver- 
handlungsführung meinen besonderen Dank auszuspre- 
chen. Dem Gesetzgebungsverfahren hat es sehr gedient, 
daß wir diesen Vorsitzenden hatten. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD) 


Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Als (C) 

nächster Redner hat das Wort der Kollege Meinrad Belle 
von der CDU/CSU-Fraktion. Bitte, Herr Belle. 

Meinrad Belle (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Erlauben Sie mir zwei 
Vorbemerkungen. Die erste ist an den Herrn Bundesin- 
nenminister gerichtet. Ich halte es für unfair, daß Sie, 

Herr Minister, heute auf die abweichende Meinung ver- 
schiedener Kolleginnen und Kollegen der CDU zu die- 
sem Gesetzentwurf hingewiesen haben. Damit haben Sie 
nur von Ihrer eigenen Meinung, die Sie noch im Januar 
ganz massiv vertreten haben, abgelenkt. Damals haben 
Sie das Optionsmodell entschieden abgelehnt. Das ist, 
finde ich, nicht ganz in Ordnung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die zweite Bemerkung. Vorhin wurde die Zahl der 
Doppelstaatler mit über 2 Millionen beziffert. Ich 
möchte daraufhinweisen, daß der Mikrozensus 1997/98 
eine Zahl von unter 580 000 Doppelstaatlem in 
Deutschland ergeben hat. 

Vor drei Jahren habe ich an einer Fernsehdiskussion 
des NDR 3 zum Thema Staatsangehörigkeitsrecht teil- 
genommen. Daran waren unter anderem Professor Badu- 
ra und Herr Haki Keskin, ein einflußreicher Vertreter 
der Türken in Deutschland, beteiligt. Als Moderator 
fungierte Herr Peter Merseburger, bekannt von Panora- 
ma, nicht gerade als Anhänger der CDU verdächtigt. 

Peter Merseburger wies in dieser Diskussion darauf 
hin, daß er während des Golfkrieges in Großbritannien 
gelebt und dort hautnah die Loyalitätskonflikte der Bri- (D) 
ten mit arabischer Abstammung mitbekommen hat. Er 
fragte in der Diskussion: Herr Keskin, warum wollen Sie 
unbedingt die doppelte Staatsbürgerschaft? - Die Ant- 
wort lautete: Ich lebe seit Jahren in Deutschland. Meine 
Familie und ich fühlen uns als Deutsche. Meine Kinder 
sprechen besser Deutsch als Türkisch. Wir beabsichtigen 
nicht, in die Türkei zurückzugehen. Es könnte aber der 
Fall eintreten, daß in Deutschland wieder Vorfälle wie 
im Dritten Reich mit fremdenfeindlichen Ausschreitun- 
gen geschehen. Dann will ich einfach die Möglichkeit 
haben, mich mit meiner Familie in unser ursprüngliches 
Heimatland zurückzuziehen. - Mein Einwurf war: Sehen 
Sie, genau das wollen wir nicht. Wenn Sie die deutsche 
Staatsangehörigkeit haben, dann mit allen Rechten und 
Pflichten und ohne Rückzugsmöglichkeit. 

Warum habe ich diese Begebenheit erzählt? Zwar ha- 
ben Sie von der Koalition den ersten Entwurf mit der 
Einführung der regelmäßigen doppelten Staatsange- 
hörigkeit zurückgezogen, nachdem sich fast 70 Prozent 
der Bevölkerung vehement gegen die doppelte Staatsan- 
gehörigkeit ausgesprochen haben. Aber mit dem heute 
zu verabschiedenden Gesetz wird - das ist ganz wesent- 
lich für uns - die regelmäßige doppelte Staatsangehörig- 
keit durch die Hintertür eingeführt. Bisher haben wir uns 
zum Teil in höheren Sphären bewegt. Ich möchte die 
Diskussion wieder auf den Boden des Gesetzentwurfes 
zurückbringen. 

Die in Deutschland geborenen Kinder ausländischer 
Eltern sollen zukünftig mit der Geburt die deutsche 
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(A) Staatsangehörigkeit erwerben. Eine Ablehnungsmög- 
lichkeit für die Eltern ist nicht vorgesehen, so daß die 
deutsche Staatsangehörigkeit den Ausländerkindem auf- 
gezwungen und damit unter Umständen die Saat für 
Konflikte in diesen Familien gelegt wird. 

Der Jugendliche hat mit Erreichen der Volljährigkeit 
zu erklären, ob er die deutsche oder die ausländische 
Staatsangehörigkeit erhalten will. Auf Antrag ist ihm 
allerdings auch zu genehmigen, die deutsche Staatsan- 
gehörigkeit zusätzlich zu behalten, wenn ihm die Auf- 
gabe der ausländischen Staatsangehörigkeit nicht mög- 
lich oder nicht zumutbar ist. Damit, meine Damen und 
Herren, geben Sie doch jedem cleveren oder durch einen 
cleveren Anwalt beratenen Doppelstaatler die Möglich- 
keit, beide Staatsangehörigkeiten auf Dauer zu behalten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vom zusätzlichen Aufwand in dem sehr verwal- 
tungsintensiven Verfahren oder bei den Gerichten will 
ich schon gar nicht reden. 

Um die Öffentlichkeit zu beruhigen, wird zwar einer- 
seits der Grundsatz der Vermeidung der Mehrstaatigkeit 
formell aufrechterhalten, andererseits aber erweitern Sie, 
Herr Westerwelle - da bin ich anderer Meinung; wir ha- 
ben uns vorhin schon verständigt -, die Ausnahmetat- 
bestände für die Einbürgerung unter Hinnahme der 
Mehrstaatigkeit in einer aus unserer Sicht unverhältnis- 
mäßigen Art und Weise: zum Beispiel für ältere Perso- 
nen, bei wirtschaftlichen Nachteilen für politisch Ver- 
folgte und EU-Bürger, bei unverhältnismäßigen Schwie- 
rigkeiten - Nachteile wirtschaftlicher oder vermögens- 

(B) rechtlicher Art - und bei besonderen Härten. Dies führt 
im Ergebnis zu Hunderttausenden von neuen Doppel- 
staatlem in Deutschland. 

Das ist nichts anderes als eine großangelegte Täu- 
schung der Wähler. Diese gehen nämlich nach Rück- 
nahme Ihres ersten Gesetzentwurfs davon aus, daß die 
doppelte Staatsangehörigkeit vom Tisch ist. Lieber Herr 
Dr. Westerwelle, was bleibt da von Ihren hehren Schwü- 
ren gegen die doppelte Staatsbürgerschaft? 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Herr 
Kollege Belle, erlauben Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Stadler? 

Meinrad Beiie (CDU/CSU): Nein. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Erlauben 
Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Westerwelle? 

Meinrad Belle (CDU/CSU): Nein, ich erlaube aus- 
nahmsweise - entgegen meiner sonstigen Übung - keine 
Zwischenfrage, und zwar einfach deshalb, weil Sie die- 
ses Gesetz in einer Art und Weise durch die Ausschüsse 
gepeitscht haben, die nicht mehr vertretbar war. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte einige wenige Sätze zum zeitlichen Ab- 
lauf des Gesetzgebungsverfahrens sagen. Sie empören 


sich über den Vorwurf des Durchpeitschens dieses (C) 
schlechten Entwurfs. 

(Gern Özdemir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Wir peitschen nicht!) 

Tatsache ist aber: Am 19. März 1999 findet die erste Le- 
sung des Entwurfes statt. In der Osterpause wird die 
Anhörung durchgezogen. Die abschließende Beratung 
im Innen- und im Rechtsausschuß kann nur mit einem 
unkorrigierten Protokoll über die Anhörung stattfinden, 
und dies alles, meine Damen und Herren, noch bevor der 
Bundesrat in einem ersten Durchgang Gelegenheit zur 
Stellungnahme hatte. Seit ich im Bundestag bin, hat es 
das noch nie gegeben. Ohne Not wird der Bundesrat 
brüskiert, nach dem Motto: Wir haben die Mehrheit, was 
interessiert uns die Stellungnahme der Bundesländer! 

Die zweite und die dritte Lesung müssen unbedingt in 
der Haushaltswoche erfolgen - entgegen der jahrzehn- 
telangen Übung in diesem Hohen Hause. Entsprechend 
dem Haushaltsrecht, dem Königsrecht des Parlaments, 
hat der Haushalt in einer solchen Woche eigentlich im- 
mer absoluten Vorrang. 

Mehrfach schlägt unser Fraktionsvorsitzender 
Dr. Schäuble vor, ohne Vorbedingungen über eine Ge- 
samtreform des Staatsangehörigkeitsrechts zu reden. 

Dazu gehört nämlich auch der Teil „Integration“, der aus 
meiner Sicht bei Ihnen nach wie vor fehlt. Diese Ange- 
bote des Fraktionsvorsitzenden wurden bis heute nicht 
beantwortet. Nachdem auch der Herr Bundestagspräsi- 
dent Konsensgespräche befürwortet, regt Wolfgang 
Schäuble in einem Telefongespräch mit Herrn Struck an, 
ohne Zeitdruck über die Reform zu reden. Eine Antwort 
erfolgt nicht - außer, wenn Sie so wollen, durch den Ge- 
schäftsordnungsantrag auf Aufsetzung auf die heutige 
Tagesordnung. 

Meine Damen und Herren, es kann daher nicht oft 
genug gesagt werden: Ohne Rücksicht auf Verluste, aus 
parteipolitischen Gründen, nämlich wegen der Beendi- 
gung der für Sie nachteiligen Diskussion - auch im Hin- 
blick auf die Europawahl -, wird dieses Gesetz durch- 
gepeitscht. 

Ich möchte noch ein paar Anmerkungen zur Anhö- 
rung der Sachverständigen und zur Umsetzung der 
Ergebnisse machen. Ein Teil der Staats- und Verfas- 
sungsrechtler bezeichnet den Gesetzentwurf als verfas- 
sungsrechtlich überaus zweifelhaft. Ich habe da eine 
etwas andere Erinnerung als Sie, Herr Westerwelle. 

Aber, meine Damen und Herren - jetzt kommt es -, alle 
Juristen sehen einen erheblichen Nachbesserungs- und 
Überarbeitungsbedarf 

Da werden administrative Probleme und eine Viel- 
zahl von Verwaltungsgerichtsverfahren wegen der Ver- 
wendung vieler unbestimmter Rechtsbegriffe vorherge- 
sagt. Es werden Regelungen für die ungelösten Proble- 
me bei der Beendigung der Staatsangehörigkeit mit dem 
23. Lebensjahr angemahnt. Die Sachverständigen bean- 
standen den fehlenden Integrationsanreiz. Es werden 
Regelungen gegen den Mißbrauch der doppelten Staats- 
angehörigkeit gefordert, weil Mißbrauchsmöglichkeiten 
zur Verfassungswidrigkeit führen könnten. Von Bevöl- 
kerungswissenschaftlem werden verstärkt Loyalitäts- 
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(A) konflikte befurchtet. Die kommunalen Spitzenverbände 
beklagen den außerordentlich hohen Aufwand beim Ge- 
setzesvollzug und ein übermäßiges Ansteigen der Sozi- 
alhilfe. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Nun das Ergebnis der Ausschußberatungen: Ein ganz 
geringer Teil der Beanstandungen wird mit Ihren kurz- 
fristig eingebrachten Änderungsanträgen erledigt. Der 
überwiegende und wichtigere Teil der Beanstandungen 
wird überhaupt nicht zur Kenntnis genommen und mit 
der Arroganz der politischen Mehrheiten vom Tisch ge- 
fegt. 

Wir folgern daher: Es ist ein schlechtes Gesetz, mit 
heißer Nadel genäht, ein zusammengebasteltes Stück- 
werk, das integrationspolitisch verfehlt ist. Wir werden 
dieses Gesetz daher heute ablehnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Zu einer 
Kurzintervention erteile ich das Wort dem Kollegen Dr. 
Max Stadler. 

Dr. Max Stadler (F.D.P.): Lieber Herr Kollege Belle, 
die Bewertung des Gesetzentwurfes ist natürlich jedem 
unbenommen. Es ist aber wichtig, in der Debatte klarzu- 
stellen, worum es wirklich geht. 

Dieses Reformvorhaben betrifft zwei verschiedene 
Kernpunkte. Es betrifft zum einen die Integration der 
Kinder. Dazu hat Herr Dr. Westerwelle in seinem Rede- 
beitrag ausführlich Stellung genommen. 

Sie haben sich nun auf die Möglichkeit bezogen, daß 
bei Erwachsenen bei Anträgen auf Einbürgerung aus- 
nahmsweise die doppelte Staatsbürgerschaft hinge- 
nommen wird. Sie haben in Ihrem Beitrag soeben den 
Eindruck erweckt, als werde dies hunderttausendfach - 
eine erhebliche Erweiterung gegenüber der jetzigen Ge- 
setzeslage - stattfinden. 

Tatsächlich sieht die Situation so aus, daß schon nach 
geltendem Recht - § 87 des Ausländergesetzes - in 
vielen Fällen davon abgesehen werden kann, daß der 
Bewerber seine bisherige Staatsangehörigkeit aufgibt. 
Ich darf Sie mit Hinweis auf die Ausschußberatungen 
daran erinnern, daß gerade aus den Reihen Ihrer Frakti- 
on ganz praktische Fälle genannt worden sind, nämlich 
die von iranischen Staatsangehörigen, die äußerste 
Schwierigkeiten haben, die deutsche Staatsbürgerschaft 
zu erwerben und ihre bisherige Staatsangehörigkeit auf- 
zugeben. 

Von Ihrer Seite wurde darauf hingewiesen, daß die 
Verwaltungspraxis hier künftig großzügiger sein müßte, 
weil ein Fall von Unzumutbarkeit vorliegt. Diese Un- 
zumutbarkeitsfälle - etwa bei politischen Flüchtlingen - 
sind bisher nach § 87 Abs. 1 Nr. 4 des Ausländergeset- 
zes ohnehin schon geltendes Recht. 

Das Wichtigste, was ich auf Grund Ihres Beitrags 
hervorheben möchte, ist: Wenn es so wäre, daß der 
Doppelpaß durch die Neuregelung - Sie haben von 


einem großen Täuschungsmanöver gesprochen - in 
breiter Front ermöglicht wird, dann wäre die Kritik nicht 
verständlich, die von den Hauptbetroffenen, nämlich 
von den Vertretern der türkischen Gemeinde in 
Deutschland - Sie alle haben das Schreiben von Profes- 
sor Keskin erhalten, in dem beklagt wird, daß gerade die 
erste Generation der türkischen Staatsangehörigen nicht 
die Chance erhält, künftig den Doppelpaß zu bekommen 
-, an unserem Gesetzentwurf geübt wird. Es kann also 
nur eines von beiden richtig sein: entweder Ihr Vorwurf, 
daß die doppelte Staatsangehörigkeit durch die Hintertür 
massiv ausgeweitet wird, oder der Vorwurf der zahlen- 
mäßig am stärksten betroffenen Gruppe, daß wir sie 
nicht berücksichtigt haben. 

Ich sage Ihnen, das letztere ist der Fall. Herr Dr. We- 
sterwelle hat in seinem Beitrag die politischen Gründe 
für unsere Entscheidung dargelegt. Die Positionen waren 
ja unter den Verhandlungspartnern strittig. Eins von bei- 
den kann nur zutreffen. 

Mein letzter — 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Nein, 
die Zeit ist abgelaufen. 

Herr Belle, wollen Sie erwidern? - Bitte schön. 

Meinrad Beiie (CDU/CSU): Lieber Herr Dr. Stadler, 
ich möchte darauf aufmerksam machen, daß wir in den 
Fällen der Iraner sowieso einer Meinung sind. Insoweit 
gibt es keine Diskussion. Das sind aber auch keine Hun- 
derttausende von Fällen. Daß Herr Keskin eine ganz an- 
dere Meinung hat, habe ich vorhin schon gesagt. Natür- 
lich geht dieser Gesetzentwurf Herrn Keskin nicht weit 
genug. Das ist selbstverständlich und kann daher nicht 
als Begründung für Ihren Gesetzentwurf herangezogen 
werden. 

Die Zahl der Fälle, die durch die Erweiterung der 
Zahl der Ausnahmetatbestände auf uns zukommen wer- 
den - ich kann mir vorstellen, daß der Herr Innen- 
minister Beckstein nachher in seiner abschließenden 
Rede noch ein bißchen dazu sagen wird - beträgt nach 
meiner Erinnerung aus den Diskussionen in diesem Zu- 
sammenhang 800 000. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Liebe 
Kolleginnen und Kollegen, wegen des Zeitdrucks werde 
ich jetzt keine Kurzinterventionen mehr zulassen. Ich 
bitte um Ihr Verständnis. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Als nächste Rednerin hat die Kollegin Marieluise 
Beck vom Bündnis 90/Die Grünen das Wort. 

Marieluise Beck (Bremen) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Auch ich habe mich gefreut, daß meine 
Amtsvorgängerin, Frau Schmalz-Jacobsen, die Debatte 
verfolgt. 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode - 40. Sitzung. Bonn, Freitag, den 7. Mai 1999 


3449 


Marieluise Beck (Bremen) 

Dieses Gesetz hat einen langen Weg genommen. In 
dieser Legislaturperiode waren es fünf Monate Beratun- 
gen; aber eine langjährige politische Auseinanderset- 
zung - auch in diesem Hause - mit immer wieder neuen 
Anläufen und neuen Versuchen, Konsens herzustellen, 
denen sich - wie das heute morgen schon häufig betont 
wurde - insbesondere die CSU immer wieder mit Be- 
harrlichkeit verweigert hat, ist vorausgegangen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es geht in dieser Debatte in der Tat nicht nur um die 
Reform des Staatsbürgerschafts- und Ausländerrechts, 
sondern auch um das Selbstverständnis nnserer Ge- 
sellschaft. Noch einmal: Es geht um die grundsätzliche 
Frage, ob wir nach 40 Jahren, in denen es Zuwanderung 
nach Deutschland gegeben hat, anerkennen, daß diese 
Zuwanderung Fakt ist, ob wir uns mit der Realität aus- 
einandersetzen wollen oder ob wir nach wie vor vor die- 
ser Realität die Augen verschließen und sie deswegen 
nicht gestalten wollen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Diese Frage ist eigentlich der Kern der Unionskam- 
pagne gewesen. Mit dieser Kampagne haben Sie noch 
einmal alle Stimmen in der Gesellschaft gegen Einwan- 
derung und Zuwanderung einsammeln wollen. Sie haben 
in dieser Gesellschaft noch einmal den Reflex auf die 
Tatsache mobilisieren wollen, 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: 70 Pro- 
zent!) 

daß Einwanderung und Zuwanderung auch die deutsche 
Gesellschaft verändern - ob wir es wollen oder nicht. 
Wir müssen uns heute den Fragen stellen, ob wir mit 
dieser Zuwanderung und der damit einhergehenden Ver- 
änderung dieser Gesellschaft fruchtbar umgehen wollen, 
ob wir sie gestalten wollen, ob wir die Herausforderung 
annehmen wollen, ob wir sie zum Positiven wenden 
wollen, ob wir anerkennen wollen, daß sich auch die 
deutsche Mehrheitsgesellschaft durch diese Zuwande- 
rung verändert hat und weiter wird verändern müssen - 
genau so, wie sich auch die Zugewanderten haben ver- 
ändern müssen und weiterhin von ihnen erwartet wird, 
sich anzupassen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Um diese Auseinandersetzung geht es im Kern. Das 
ist die zentrale Frage von Integration. Soll - wie Sie es 
in den Debatten immer wieder betont haben - den Zu- 
gewanderten abverlangt werden, sich zu assimilieren, 
das heißt, in unserem Stadtbild und in unseren Straßen 
nicht mehr erkennbar als Menschen anderer Kultur und 
anderer Herkunft zu erscheinen? Sollen sie sich assimi- 
lieren? Sollen sie ganz genau so wie wir werden? Oder 
können wir es als eine moderne Gesellschaft aushalten, 
daß unter uns gleichberechtigte Bürgerinnen und Bürger 
leben, die das Recht haben, anders als die deutsche 
Mehrheitsgesellschaft zu sein? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Das ist die Herausforderung, um die es geht. Das ist das 
eigentliche Thema und nicht die vordergründige Frage 
„Doppelpaß, ja oder nein?“. 


Es geht auch um unseren Alltag. Es geht zum Bei- (C) 
spiel um die Frage, ob es diese Gesellschaft als normal 
anerkennt, daß auch schwarze Menschen mit einem 
deutschen Paß zu uns gehören. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch gar 
nicht das Thema!) 

Es kann nicht sein, daß ein Schwarzer erzählt: Immer 
und immer wieder passiert es mir, daß ich, wenn ich in 
eine Polizeikontrolle komme und meinen deutschen Paß 
vorzeige, auf die Wache muß, weil der Polizist einfach 
nicht glauben kann, daß dieser Paß nicht gefälscht, son- 
dern ein echter deutscher Paß ist. Wir als Mehrheitsge- 
sellschaft haben nicht gelernt, daß auch Andersausse- 
hende, Andersseiende integraler Teil unserer Gesell- 
schaft geworden sind. 

Es geht also um Vielfalt statt Homogenität. Das ist 
die Herausforderung, der sich unsere Gesellschaft stellen 
muß. Die rotgrüne Regierung - und das ist der eigentli- 
che Bruch mit dem Denken der alten Koalition - sagt: 

Diese Herausforderung nehmen wir an, und zwar gerne; 
wir akzeptieren gerne, daß unsere Gesellschaft eine Zu- 
wanderungsgesellschaft geworden ist, die uns abver- 
langt, Veränderungen herbeizuführen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Die Erleichterung der Einbürgerung ist also insofern 
nur ein Baustein, nur ein Schritt, der überfällig ist. Ich 
meine, daß Sie nicht umhinkommen werden, meine Da- 
men und Herren von der Union, sich dieser Tatsache 
und der Notwendigkeit von Veränderung zu stellen, 
wenn Sie den Anschluß an Europa behalten wollen. Ein (D) 
Teil von Ihnen hat das begriffen. Der Weg nach Europa 
wird uns als Politik und als Gesellschaft immer und im- 
mer wieder vor die Notwendigkeit stellen, Vielfältigkeit, 
Veränderung, Andersartigkeit zuzulassen, gerne zu ak- 
zeptieren und als positiven und befruchtenden Teil unse- 
rer Gesellschaft zu gestalten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Wir stehen also am Ende eines Gesetzgebungsverfah- 
rens, aber wir stehen am Anfang eines Prozesses, zu 
dem Einbürgerung als Teil einer Integrationspolitik ge- 
hört, zu dem aber auch gehört, daß alle Bürger dieser 
Gesellschaft, auch wenn sie anderer kultureller Herkunft 
sind, auch wenn sie einen Teil dieser Andersartigkeit 
bewahren wollen oder sich nur langsam verändern wol- 
len, als gleichberechtigte Menschen in dieser Gesell- 
schaft akzeptiert werden. Wir müssen ihnen anbieten, 
uns auf gleicher Augenhöhe zu begegnen. 

Es geht um Demokratie, meine Damen und Herren. 

Es kann nicht angehen, daß viele Menschen, die seit 
Jahrzehnten in dieser Gesellschaft leben und damit fak- 
tisch, durch den Alltag, integriert sind, von staatsbür- 
gerlichen Rechten ausgeschlossen werden. Das kann 
eine Demokratie nicht aushalten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Wir sind deswegen mit diesem Staatsbürgerschaftsrecht 
gefordert, mehr Bürgerinnen und Bürger zu Staatsbür- 
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(A) gern zu machen. Es muß unser Interesse sein, möglichst 
viele der hier lebenden Menschen in den demokratischen 
Prozeß einzubeziehen. Es ist die Verantwortung von 
Politik, diesen Prozeß anzustoßen, ihn zu gestalten, ihn 
herbeizuführen. 

Ich sage Ihnen: Die Ausländerbeauftragte wird, wenn 
dieses Gesetz verabschiedet ist und zur Umsetzung ge- 
langt, bei den Migranten und Migrantinnen werben, die- 
sen Schritt in die deutsche Staatsbürgerschaft hinein zu 
tun. Denn wir wollen diese Staatsbürgerinnen und 
Staatsbürger als aktive, teilhabende, gleichberechtigte 
Mitglieder unserer Gesellschaft. Das wird der deutschen 
Republik, das wird unserer Demokratie guttun. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Frau 
Kollegin Beck, erlauben Sie eine Zwischenffage des 
Kollegen Singhammer? 

Marieluise Beck (Bremen) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Bitte. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Bitte, 
Herr Singhammer. 

Johannes Singhammer (CDU/CSU): Frau Kolle- 
gin Beck, Sie haben davon gesprochen, daß Sie für Ihre 
Gesetze und für die Folgerungen daraus werben wollen. 

(B) In dem Zusammenhang meine Frage: Trifft es zu, daß 
im Haushalt auch dieses Jahres für Ihren Zuständig- 
keitsbereich eine Summe von 1,5 Millionen DM vorge- 
sehen ist, um in türkischsprachigen Zeitungen für diesen 
Doppelpaß zu werben, also bei Menschen, die offen- 
sichtlich, bis jetzt jedenfalls. Deutsch noch nicht in aus- 
reichender Weise verstehen? 

Marieluise Beck (Bremen) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Lieber Herr Kollege, wir debattieren seit 
vier Stunden, aber Sie scheinen immer noch nicht ver- 
standen zu haben, daß der Doppelpaß vom Tisch ist. Ich 
weiß nicht, ob Sie die ganze Zeit im Restaurant gesessen 
haben. 

(Dr. Peter Ramsauer [CDU/CSU]: Oberlehrer- 
haft und arrogant!) 

Zu unserem Bedauern sind wir jetzt auf einer Ebene, auf 
der wir nach wie vor Mehrstaatigkeit vermeiden müssen. 
Das nur zur Information. 

In der Tat hat sich diese rotgrüne Regierung entschie- 
den, in ihrem Haushalt der Ausländerbeauftragten die 
Möglichkeit zu dem zu geben, wozu sie qua Gesetz ver- 
pflichtet ist, nämlich zu informieren und aufzuklären 
über Gesetze, die die hier lebenden Migranten und Mi- 
grantinnen betreffen. Das bedeutet, zum Beispiel dar- 
über zu informieren, daß die Fristen verkürzt sind, zum 
Beispiel darüber, daß Kinder zwischen 1 und 10 Jahren 
hier eingebürgert werden können, wenn die anderen 
Voraussetzungen für die Einbürgerung nach Geburt 


vorliegen. Das werden diese Regierung und ihre Aus- (C) 
länderbeauftragte nach dem Gesetzesauftrag tun, und 
das ist mit Mitteln versehen worden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Es geht bei der Einbürgerung in der Tat um einen 
Schritt in Richtung Integration. Sie von der Union haben 
allerdings recht: Zur Integration gehört viel mehr. Aber 
jetzt nur allgemeine Absichtserklärungen dazu abzuge- 
ben ist nicht Aufgabe des Parlaments. Das Parlament 
muß sich schon fragen lassen, was es konkret meint. 

Hier haben wir viel vor uns. Wir müssen für eine Anti- 
diskriminierungsgesetzgebung sorgen, mit der sehr ge- 
nau die bürgerrechtlichen Beziehungen zwischen den 
Menschen in unserer Gesellschaft berücksichtigt werden 
und mit der es möglich ist, Diskriminierungen entgegen- 
zutreten. Wir laden Sie, wenn Sie sich tatsächlich auf 
Integrationskurs begeben wollen, herzlich ein, an den 
Beratungen darüber teilzunehmen. 

Es geht um ein Bündnis für Demokratie und Tole- 
ranz, das vom Bundesinnenminister, Bundesjustizmi- 
nister und auch von der Ausländerbeauftragten gestaltet 
wird. Wir wissen, daß die Gesellschaft Demokratie, To- 
leranz, Vielfalt und Respekt für andere dringend nötig 
hat. 

Es geht um Initiativen in der Bildungs- und Schul- 
politik, die auch den Kindern gleiche Chancen ermögli- 
chen sollen, die aus Familien nichtdeutscher Herkunft 
stammen. 

(Renate Blank [CDU/CSU]: In Bayern nicht! 

Vielleicht in anderen Ländern!) I ' 

Es geht um ernsthafte Initiativen - auch hier bin ich 
gespannt, wie Sie sich verhalten werden -, mit denen die 
Zugangshürden für Migrantinnen und Migranten auf 
dem Arbeits- und Bildungsmarkt abgebaut werden sol- 
len. Gerade diese Zugangshürden verhindern oft die In- 
tegration von Migrantinnen und Migranten. Das wird 
eine schwierige und eine konfliktträchtige Debatte. Wir 
werden sehr genau beobachten, wie Sie sich bei der Dis- 
kussion dieser Fragen verhalten werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es geht auch um einen Dialog mit dem Islam, um 
Religionsfreiheit, um zu verhindern, daß sich Funda- 
mentalismus in dieser Gesellschaft durchsetzt. 

England hat uns gezeigt, daß eine staatliche Politik, 
die Migranten auch faktisch zu gleichberechtigten Bür- 
gern macht, Konflikte, die noch aus den Herkunftslän- 
dern herrühren, minimiert. Wenn die Migranten wirklich 
zur Gesellschaft gehören und nicht draußen gehalten 
werden, dann bestimmen nicht mehr die Themen der 
Herkunftsländer, sondern die Themen des Inlandes ihr 
Denken. Das hat uns England vorgemacht. Schauen Sie 
über die deutschen Grenzen! Sie werden das tun müssen, 
wenn Sie den Weg in eine moderne Gesellschaft mitge- 
hen und den Anschluß nicht verpassen wollen. 

Ich möchte zum Schluß noch sagen: Ich freue mich 
auf den I. Januar 2000, wenn das erste Kind von Mi- 
granten, das nach dem bisherigen Recht noch als Aus- 
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(A) länder geboren würde, als deutsches Kind zur Welt 
kommt. Das ist ein Schritt in eine moderne Gesellschaft. 

(Dr. Peter Ramsauer [CDU/CSU]: Sie über- 
nehmen die Patenschaft!) 

Wir wollen die Migrantinnen und Migranten als gleich- 
berechtigte Bürgerinnen und Bürger in dieser Gesell- 
schaft. Das ist der zentrale Gehalt dieses Gesetzes. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Es wird 
mir mitgeteilt, daß es - das betrifft einige Parteien - 
Landesparteitage gibt und daß die Zeit dafür knapp wird. 
Deswegen möchte ich Sie bitten, sich mit Zwischenfra- 
gen sehr zurückzuhalten. 

Für die PDS spricht jetzt die Kollegin Dr. Evelyn 
Kenzler. Bitte schön. 

Dr. Eveiyn Kenzler (PDS): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Nach der Anhörung im In- 
nenausschuß sollen alle verfassungsrechtlichen und an- 
deren Bedenken - so jedenfalls die Auffassung der Re- 
gierungskoalition - ausgeräumt sein. Nach meiner Auf- 
fassung ist der vorliegende Entwurf trotz einiger Ver- 
besserungen nicht nur aus politischen, sondern auch aus 
rechtlichen und insbesondere aus verfassungsrechtlichen 
Gründen unbefriedigend und zum Teil bedenklich. 

Zum einen sehe ich auch nach der Aufnahme einer 
(ß) Altersgrenze von 21 Jahren in das Gesetz für die Bean- 
tragung einer sogenannten Beibehaltungsgenehmigung 
verfassungsrechtliche Probleme bei der Einführung des 

Optionsmodells. 

Mit Geburt erhalten zwar die Kinder der bei uns le- 
benden ausländischen Eltern nach den Voraussetzungen 
des § 4 des Staatsangehörigkeitsgesetzes neben der aus- 
ländischen die deutsche Staatsangehörigkeit. Mit Eintritt 
der Volljährigkeit können sie also alle staatsbürgerlichen 
Rechte und Pflichten ohne Einschränkungen wahmeh- 
men. Dieser Status erlischt jedoch spätestens mit Voll- 
endung des 23. Lebensjahres, falls der Betreffende seine 
ausländische Staatsangehörigkeit nicht aufgeben will. 
Das ist meines Erachtens mit dem verfassungsrechtli- 
chen Grundsatz der Einheitlichkeit und Unbeschränk- 
barkeit der deutschen Staatsangehörigkeit nicht zu ver- 
einbaren. Der Wegfall staatsbürgerlicher Grundrechte 
und Pflichten mit Erreichen einer bestimmten Alters- 
grenze per Gesetz hebelt diesen Grundsatz für den be- 
troffenen Personenkreis aus. Das ist bedenklich. 

Hinzu kommt, daß die betroffenen jungen Menschen 
in erhebliche rechtliche Konfliktsituationen geraten 
können. Stellen Sie sich einmal vor, daß junge Deutsche, 
die unter das Optionsmodell fallen, auf Grund ihres pas- 
siven Wahlrechts mit 20 Jahren in den Bundestag ge- 
wählt werden. Mit 23 Jahren erlischt jedoch die deutsche 
Staatsangehörigkeit, weil sie bzw. er die ausländische 
Staatsangehörigkeit nicht aufgegeben hat oder ein An- 
trag auf Erteilung der Beibehaltungsgenehmigung 
rechtskräftig abgewiesen wurde. Es ist absurd, daß in 


diesem Fall wegen des Wegfalls der Voraussetzungen (C) 
für die Wählbarkeit das Mandat erlischt. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS) 

Ähnlich verhält es sich mit der Wahrnehmung des Zu- 
gangs zu einem öffentlichen Amt oder mit einem bereits 
begonnenen Wehrdienst. 

Zum anderen besteht nach meiner Auffassung nach 
wie vor zumindest Bedenken in Hinsicht auf Art. 16 
Abs. 1 GG. Mir ist bewußt, daß es erhebliche Ausle- 
gungsprobleme auf Grund der in sich widersprüchlichen 
Regelungen zum Entzug und zum Verlust gibt. Das vor- 
geschlagene Optionsmodell bringt hierzu jedoch keine 
Klarstellung, sondern wird die seit Jahren anhaltenden 
Diskussionen weiter entfachen. Das Problem ist näm- 
lich, daß das Grundgesetz völlig zu Recht eine Entzie- 
hung der Staatsangehörigkeit negatorisch ausschließt. 

Im nächsten Satz läßt es allerdings den Verlust der 
Staatsangehörigkeit mit bestimmten Einschränkungen 
zu. Diese Gründe laufen im Kern auf eine antragsbe- 
dingte Selbstausbürgerung, das heißt, auf eine willentli- 
che und damit selbst beeinflußbare Entscheidung hinaus. 

Hieraus ergibt sich ein Widerspruch zum Text des 
Grundgesetzes selbst. In Art. 16 Abs. 1 Satz 1 wird der 
Entzug kategorisch verboten. In Satz 2 wird der Entzug 
dem Grunde nach zugelassen, indem ein Verlust der 
Staatsangehörigkeit gegen den Willen des Betroffenen, 
wenn auch mit Einschränkungen, möglich ist. 

Sicher kann man die vorgeschlagene Optionslösung 
nicht mit einem Entzug der Staatsangehörigkeit im Sin- 
ne einer Zwangsausbürgerung gleichsetzen. Das Erlö- 
sehen nach einem bestimmten Zeitablauf ist aber zumin- 
dest für die Betroffenen, die beide Staatsangehörigkeiten 
behalten wollen und deshalb keine Erklärung abgeben, 
eine von ihrem Willen faktisch unabhängige und somit 
unbeeinflußbare Wegnahme der Staatsangehörigkeit. 

Das Gesetz versetzt sie damit in eine nicht gewollte 
Zwangssituation, in der ihnen eine Entweder-oder- 
Entscheidung abverlangt wird und in der das Erlöschen 
der deutschen Staatsangehörigkeit bei Nichttreffen die- 
ser Entscheidung auch gegen ihren Willen und für sie 
damit unvermeidbar erfolgt. Daran ändert auch die vor- 
genannte Beibehaltungsgenehmigung nichts. 

Wir wissen, daß der seit Anfang der 80er Jahre an- 
haltende Streit um eine dringend notwendige Reform auf 
diesem Gebiet immer auch eine verfassungsrechtliche 
Auseinandersetzung war. Die nicht eindeutige Verfas- 
sungslage und die seit Jahren schwelende Diskussion 
macht es deshalb dem Gesetzgeber auch nicht einfach. 

Um so notwendiger wäre es jedoch gewesen, ausgehend 
von einer Grundgesetzänderung zur Einführung des lus 
soli und zur Abschaffung der unsäglichen Bestimmung 
über die „deutsche Volkszugehörigkeit“ in Art. 116 GG 
eine wirkliche Neuregelung zur doppelten Staatsbürger- 
schaft zu entwickeln. 

Die Mehrheit meiner Fraktion, ich eingeschlossen, 
wird sich deshalb wegen der politischen Kritik und der 
rechtlichen Bedenken in der Schlußabstimmung enthal- 
ten. Um die wenigen Verbesserungen und die behutsame 
Öffnung jedoch nicht zu blockieren, werden unsere 
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(A) Kollegen in Mecklenburg- Vorpommern, wenn auch mit 
einigen Bauchschmerzen, ihre Zustimmung im Bundes- 
rat geben. 

Danke schön. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Ich er- 
teile das Wort dem Minister für Inneres des Landes 
Nordrhein- Westfalen, Dr. Fritz Behrens. 

Dr. Fritz Behrens, Minister (Nordrhein- Westfalen): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abgeordnete 
des Deutschen Bundestages! So viel Zeit muß sein, um 
zu sagen, daß es für mich eine große Freude und Ehre 
ist, wenn mir heute erstmals in diesem Hause das Wort 
erteilt wird. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Als Gast will ich damit rücksichtsvoll umgehen, auf Ihre 
zeitlichen Bedrängnisse Rücksicht nehmen und manches 
von dem weglassen, was ich sagen wollte. Ich will auch 
auf manche Entgegnung auf Bemerkungen meiner Vor- 
redner verzichten - es wäre an sich notwendig gewesen, 
darauf einzugehen - und schnell zum Kern meiner Aus- 
führungen kommen. 

In Übereinstimmung mit anderen SPD-geführten 
Landesregierungen spreche ich mich namens der nord- 
rhein-westfälischen Landesregierung nachdrücklich da- 
für aus, das Gesetz zur Reform des Staatsangehörig- 
keitsrechtes heute zu verabschieden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Diese Reform ist überfällig. Das steht nach den Jahre-, ja 
fast jahrzehntelangen Diskussionen über Modelle wohl 
außer Frage. Wie lange sollten wir angesichts dieser 
Tatsache noch miteinander streiten und auf einen ersten 
wirksamen Schritt warten? Wir können uns Stillstand in 
dieser wichtigen Frage der Innenpolitik nicht leisten. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang doch et- 
was zu dem integrationspolitischen Konzept, auf das 
Herr Rüttgers so stolz ist, sagen: Konzepte und Papiere 
gibt es in allen Parteien in großer Zahl und auf allen 
Ebenen des politischen Handelns. An die CDU/CSU ist 
die Frage zu richten, warum erst jetzt ein solches Papier 
vorgelegt wird, warum 16 Jahre lang nichts passiert ist. 
Es gab viele wohlfeile Worte, aber wo blieben die Taten 
in den letzten 16 Jahren? 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Sicher ist mit der jetzt vorgelegten Lösung die not- 
wendige Gesamtreform unseres Staatsangehörigkeits- 
rechtes nicht abgeschlossen. Wichtige Bausteine sind 
aber entscheidungsreif und ihre Umsetzung so vordring- 
lich, daß weitere Verzögerungen nicht zu vertreten sind. 

Auch ich verhehle nicht mein Bedauern, daß wichtige 
Positionen, die die alten Entwürfe meiner Partei, aber 


auch der Partei von Frau Schmalz-Jacobsen auszeich- (C) 
neten, nicht gehalten werden konnten. Es überwiegt aber 
bei mir die Genugtuung, daß bei einer so bedeutsamen 
Frage wie der Reform des Staatsangehörigkeitsrechtes, 
die nichts weniger als polarisierende Stimmungsmache 
vertragen könnte, ein tragfähiger Kompromiß erreicht 
werden konnte, der eine breite Mehrheit hier im Bun- 
destag und auch im Bundesrat findet und, davon bin ich 
überzeugt, auch in unserer Bevölkerung finden wird. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Ich weiß, daß der großen Mehrheit der CDU/CSU 
und der von dieser Partei getragenen Landesregierungen 
die ganze Richtung des Reformkonzeptes nicht paßt. 

Das versuchen Sie doch mit Argumenten zur Sache zu 
verschleiern. Ich nehme konkrete Einwände gegen 
Änderungsvorschläge und Reformansätze sehr ernst. 

Aber die bisher von Ihnen vorgetragenen konkreten 
Einwände haben mich letztlich nicht überzeugt. Gerade 
auch nach den Änderungen, die der Gesetzentwurf im 
Zuge der Sachverständigenanhörung, die im Innenaus- 
schuß des Bundestages stattfand, in den Ausschußbera- 
tungen im Bundestag und Bundesrat schließlich erfahren 
hat, wird das Optionsmodell einer verfassungsrecht- 
lichen Überprüfung standhalten; davon bin ich über- 
zeugt. 

Wir fordern in diesen Tagen alle, meine Damen und 
Herren, nicht zuletzt angesichts der Situation der 
Flüchtlinge auf dem Balkan, die Solidarität der europäi- 
schen Staaten ein. Auch ich tue es in der Frage der Auf- 
nahme weiterer Flüchtlinge; aber darüber reden wir hier 
nicht. Wir erwarten, daß sie sich wie wir verhalten. 1 ' 
Auch wir könnten, wie ich meine, ab und zu diesen 
Blick über die Grenzen vertragen. So frage ich die 
CDU/CSU, ob nicht auch im Zusammenhang mit unse- 
rem heutigen Thema ein Blick über die Grenzen zu un- 
seren Nachbarn in Europa sinnvoll wäre, weil das zu an- 
deren politischen Einsichten und Erkenntnissen führen 
könnte. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Diese Welt, meine Damen und Herren, wird nicht al- 
leine am deutschen Wesen genesen, sondern wir müssen 
auch bereit sein, von anderen und ihren Erfahrungen zu 
lernen. Ich halte es zumindest für eine Fehleinschätzung 
- eher noch für eine Verdrehung von Tatsachen oder gar 
für reine Agitation -, wenn behauptet wird, das Gesetz 
führe zu einer nahezu schrankenlosen Hinnahme von 
Mehrstaatigkeit. Ich will noch einmal aus meiner Sicht 
deutlich unterstreichen, daß die neue Regelung nicht auf 
die Hinnahme von Mehrstaatigkeit abzielt. Sie nimmt 
Mehrstaatigkeit vielmehr nur hin, weil dem Einbürge- 
rungsbewerber ansonsten unzumutbare Belastungen ent- 
stehen würden. 

Bei sachgerechter Betrachtung werden sich die Aus- 
wirkungen der vorgesehenen Erweiterung der Zahl der 
Ausnahmetatbestände des § 87 des Ausländergesetzes, 
die eine Hinnahme von Mehrstaatigkeit rechtfertigen, in 
Grenzen halten. Auch die Freistellung politisch Ver- 
folgter von Entlassungsbemühungen aus ihrer ursprüng- 
lichen Staatsangehörigkeit halte ich für richtig. Diesen 
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(A) Menschen werden heute Bemühungen und Nachweise 
abverlangt, die - gemessen an den für Verwaltungsver- 
fahren in Deutschland maßgeblichen Rechtsvorstellun- 
gen und im übrigen auch aus politischen Gründen - 
kaum zu vertreten sind. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Die zur Zeit notwendige individuelle Prüfung belastet 
auch die Einbürgerungsbehörden - da Sie immer von 
Belastungen sprechen, muß auch auf die Belastungen 
durch das geltende Recht hingewiesen werden - in un- 
verhältnismäßiger Weise, zumal in nahezu all diesen 
Fällen die Mehrstaatigkeit schließlich hingenommen 
werden muß und schon heute hingenommen wird. 

Fortgeschrittenes Alter eines Einbürgerungsbewer- 
bers allein wird auch künftig nicht die Hinnahme von 
Mehrstaatigkeit rechtfertigen. 

Es ist auch nicht ersichtlich, daß die Ausnahmen vom 
Grundsatz der Vermeidung von Mehrstaatigkeit für 
Ausländerkinder, die hier seit 1990 geboren wurden 
oder künftig in Deutschland geboren werden, ein wirkli- 
ches Problem mit sich bringen. Das Reformgesetz geht 
vielmehr - auch das ist sein integrationspolitisches 
Ziel - von der Erwartung aus, daß die weit überwiegen- 
de Mehrheit der in Deutschland geborenen und hier her- 
anwachsenden jungen Ausländerinnen und Ausländer 
für die deutsche Staatsangehörigkeit optieren, sobald sie 
volljährig geworden sind. 

Ich halte es für ganz wichtig - vielleicht sogar für den 
Kern dieses Gesetzes -, daß gerade die jungen ausländi- 

(B) sehen Mitbürgerinnen und Mitbürger hiermit erstmals 
eine wirkliche Chance zur Integration, daß sie ein Ange- 
bot bekommen. Denn rechtliche Gleichstellung gehört 
unverzichtbar dazu. Alles andere bleibt Lippenbekennt- 
nis. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Die eindeutigen Vorgaben im Gesetz zur Hinnahme 
von Mehrstaatigkeit verbieten es, hier etwa von Mogel- 
packungen zu sprechen oder andere Begriffe, die ich 
heute wieder gehört habe, zu verwenden. Man kann ja 
unterschiedlicher Auffassung sein. Bei der Diskussion 
über grundsätzliche Verfassungsfragen sollte man aber 
zumindest Polemik vermeiden. Das sage ich ganz nüch- 
tern und unaufgeregt. Ich appelliere an alle, zu einer 
sachgerechten Diskussion zumindest nach der bevorste- 
henden Verabschiedung des Gesetzes zurückzukehren. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Durch das Reformgesetz werden - das ist unzweifel- 
haft - zusätzliche Aufgaben auf unsere Behörden in den 
Ländern und Kommunen zukommen. Das will ich in 
keiner Weise bestreiten. Ein Blick in die Ausländerstati- 
stik zeigt aber, daß die Verkürzung des erforderlichen 
Inlandsaufenthaltes bei Anspruchseinbürgerungen den 
Kreis der potentiell für eine Einbürgerung in Betracht 
kommenden Personen um allenfalls 20 Prozent vergrö- 
ßern wird. 

Der zusätzliche Aufwand für Standesämter und Aus- 
länderbehörden im Zusammenhang mit der Feststellung 


des lus-soli-Erwerbs ist gering. Dies ist vor allem des- (C) 
halb der Fall, weil nach dem Ergebnis der Ausschußbe- 
ratungen der Standesbeamte nicht mehr zu klären haben 
wird, ob das hier geborene Ausländerkind außer der 
deutschen Staatsangehörigkeit noch weitere Staatsange- 
hörigkeiten besitzt. Diese Frage soll ja erst im Options- 
verfahren geprüft werden. 

Der vorübergehend zu erwartende zusätzliche Ver- 
waltungsaufwand wird durch den Wegfall der individu- 
ellen Einbürgerung der Spätaussiedler mit Sicherheit 
kompensiert werden. Im Zusammenhang mit der Dis- 
kussion um die Belastungen unserer Behörden und Ein- 
richtungen muß auch dies ganz deutlich gesagt werden. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Guido 
Westerwelle [F.D.P.]) 

Niemand will allerdings ernsthaft bestreiten, daß im 
Rahmen der künftigen Optionsverfahren erhebliche zu- 
sätzliche Belastungen auf die Einbürgerungsbehörden 
zukommen werden. Das ist dann der zu zahlende Preis, 
der mit der Konsenslösung und mit dem Optionsmodell 
verbunden ist. Immerhin ist für die kommunalen Ein- 
bürgerungsbehörden erreicht worden, daß sie bei den 
Einbürgerungsverfahren erstmals ihre Kosten erstattet 
bekommen. Auch das muß ein Kommunalminister in 
diesem Parlament einmal feststellen dürfen. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Guido 
Westerwelle [F.D.P.]) 

Ich bitte Sie also, meine Damen und Herren, diesem 
Gesetz heute Ihre Zustimmung zu geben. Dieser erste 
wichtige Schritt bedarf natürlich - da gibt es keinen 
Zweifel - später der Vervollständigung hin zu einer ^ ' 
Gesamtreform, die notwendige Harmonisierungen mit 
dem Ausländergesetz und auch mit anderen Regelungen 
enthalten muß. Sie bedarf natürlich ebenfalls - auch da 
gibt es überhaupt keinen Zweifel - der Ergänzung um 
integrationspolitische Konzepte, Maßnahmen und Pa- 
kete auf allen politischen Ebenen. Es kann doch daran 
überhaupt kein Zweifel bestehen, daß die Bemühungen 
auf allen Ebenen - angefangen von den Kommunen über 
die Länder bis zum Bund - in den letzten Jahren durch- 
aus Vorzeigenswertes zustande gebracht haben. Ich 
könnte lange darüber sprechen, will dies aber aus Grün- 
den der Zeitökonomie nicht tun. 

Meine Damen und Herren, machen Sie heute diesen 
ersten wichtigen Schritt! Setzen Sie ein Zeichen für alle 
Menschen in unserem Land, daß es uns Deutschen mit 
dem Integrationsangebot an unsere ausländischen Mit- 
bürger ernst ist. Ich bin davon überzeugt: Dieses Ange- 
bot wird mittel-, langfristig und auf Dauer zum inneren 
Frieden in unserem Land beitragen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Als 

nächstem Redner erteile ich dem Minister des Innern des 
Freistaates Bayern, Herrn Dr. Günther Beckstein, das 
Wort. 
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(A) Dr. Günther Beckstein, Staatsminister (Bayern) 
(mit Beifall von der CDU/CSU begrüßt): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren 
Abgeordneten! Durch die Gesetzentwürfe, die heute zur 
Diskussion stehen, wird eine fundamentale Änderung 
unseres Staates beabsichtigt; 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Lachen bei der SPD) 

darauf hat auch Herr Bundesinnenminister Schily hin- 
gewiesen. Es handelt sich aber nicht um ein ausgereiftes 
Gesetzeswerk, das wenigstens vom rein Handwerkli- 
chen, vom Fachlichen her anerkannt wäre, das man nur 
politisch ablehnt. Es ist offensichtlich kein handwerklich 
schöner Maßschuh, dessen politische Farbe einem viel- 
leicht nicht paßt. Es ist vielmehr Flickschusterei und 
schlichtweg nicht akzeptabel. Daß es ein „Entwurf 
Schily 111“ ist - es ist der dritte Entwurf innerhalb von 
vier Monaten -, ist ein Zeichen dafür. Einzelne Ge- 
sichtspunkte sind heute früh schon angesprochen wor- 
den; ich will diese aus Zeitgründen nicht im Detail dar- 
legen. 

Es steht dem Bundesrat nicht zu, die Beratungsge- 
schwindigkeit im Bundestag anzusprechen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Eines aber ist überhaupt nicht zweifelhaft: Das Verfah- 
ren, das hier gewählt worden ist, bedeutet eine schwere 

Mißachtung des Verfassungsorgans Bundesrat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

/ßN Dies ist ein Zitat des Vorsitzenden des Innenausschusses 
des Bundesrates, Herrn Kollegen Wienholtz von der 
SPD, der ausdrücklich festgestellt hat: Eine solche Miß- 
achtung hat es in den letzten 20 Jahren nur ein einziges 
Mal gegeben. Die Beratungen im Bundesrat wurden 
nämlich am 30. April beendet, und zu diesem Zeitpunkt 
waren die Beratungen im Innen- und Rechtsausschuß 
des Bundestages bereits abgeschlossen. Es ist zutiefst zu 
bedauern, daß man noch nicht einmal die verfahrensmä- 
ßige „political correctness“ gehabt hat, die Beratungser- 
gebnisse des Bundesrates im Ausschuß aufzunehmen 
und damit ernst zu nehmen. 

(Ludwig Stiegler [SPD]: Alles, was der Bun- 
desrat moniert hat, wurde übernommen!) 

Diese gröbliche Mißachtung des Verfassungsorgans 
Bundesrat in einer solchen Frage ist unerträglich. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Zuruf von der 
SPD: Sie haben keine Ahnung, Herr Beck- 
stein!) 

Der Gesetzentwurf selbst ist staatspolitisch verfehlt, 
verfassungsrechtlich bedenklich und läßt die notwendige 
Folgenabschätzung vermissen. 

(Zuruf von der SPD: Er ist politisch richtig!) 

Der Paß ist kein Mittel der Integration. Das sollten wir 
Deutsche wissen, weil wir beinahe wie im Labor beob- 
achten können - das ist hier anders als in den USA oder 
England -, welche Auswirkungen der Paß auf die Inte- 
gration hat. Wir haben hier nämlich mehr als 1 Million 


Menschen aus einem anderen Kulturkreis, die den Paß in (C) 
dem Augenblick bekommen haben, als sie nach 
Deutschland kamen. Damit aber sind sie leider noch 
nicht integriert. Wir sehen das an den Problemen, die 
die Kinder von Spätaussiedlern - beispielsweise aus 
Kasachstan - haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wenn ein Amerikaner oder ein Engländer sagt: Der 
Paß ist ein hervorragendes Mittel zur Integration, dann 
nehme ich das ernst. Wenn das jemand in diesem Hause 
sagt, aber nicht erwähnt, daß wir mit der Integration von 
Spätaussiedlern Riesenprobleme haben, obwohl diese 
den deutschen Paß besitzen, dann kann ich nur sagen: 

Ihnen fehlt der ernsthafte Wille, sich mit den Problemen 
auseinanderzusetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es geht Ihnen eher darum, hier politisch etwas durchzie- 
hen zu wollen, in der falschen Hoffnung, sich dadurch 
Wählerstimmen zu verschaffen. Es geht Ihnen nicht 
wirklich darum, die Integration voranzubringen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die Integration junger Menschen, der zweiten und 
dritten Generation, ist ein Thema, das uns in den Län- 
dern existentiell beschäftigt. Ich sage hier für den Frei- 
staat Bayern: Ich bin bereit, mit jedem anderen Bundes- 
land darüber in einen Wettbewerb einzutreten, wer von 
uns mehr dafür tut. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In vielen Fällen wird von Kollegen auch aus diesem (D) 
Haus - ich nenne zum Beispiel Politiker aus Schleswig- 
Holstein - angemahnt, daß man endlich in den Ländern 
etwas tun soll. Ihnen sage ich: Tun Sie das doch in den 
Ländern, in denen Sie an der Regierung sind, und schau- 
en Sie, was wir getan haben! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen haben wir weniger Probleme als andere 
Länder. Wir stellen aber fest, daß die Probleme größer 
werden. Ich nenne hier Selbstethnifizierung und Ghetto- 
bildung. Ich meine, daß uns das große Schwierigkeiten 
bereiten wird. Wer diese Probleme nicht sieht, 
verschließt die Augen vor der Wirklichkeit. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Gern Özdemir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Deshalb ändern wir ja das Gesetz!) 

- Lieber Herr Özdemir, wir sind uns in den Diskussio- 
nen in der Regel darüber einig gewesen, daß man die 
Integrationsprobleme nicht dadurch ernsthaft löst, daß 
man jemandem einen zweiten Paß in die Tasche steckt. 
Vielmehr sind folgende Problemkreise zu beachten: er- 
stens Sprachbildung, zweitens schulische Bildung, drit- 
tens berufliche Ausbildung, viertens die Frage der Inte- 
gration in die Arbeitswelt und fünftens natürlich die 
Frage der Integration in die Gesellschaft - das geht vom 
Sportverein bis zur Feuerwehr und den anderen gesell- 
schaftlichen Gruppen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Herr 
Beckstein, erlauben Sie eine Zwischenfrage des Kolle- 
gen Edathy? 


Dr. Günther Beckstein, Staatsminister (Bayern): Ja. 


Sebastian Edathy (SPD): Herr Beckstein, Sie haben 
davon gesprochen, daß es schlecht sei, die Augen vor 
der Wirklichkeit zu verschließen. Wir haben hier ver- 
schiedene Positionen gehört. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Frage!) 

Mein Eindruck ist - auch wenn ich persönlich mit ein- 
zelnen Punkten so nicht einverstanden bin -, daß sich 
hier Menschen zu einem Bündnis zusammengefunden 
haben, die guten Willens sind und die die Wirklichkeit 
zur Kenntnis nehmen. Unter anderen hat ja auch der 
Kollege Altmaier daraufhingewiesen. 

Ich habe mir einmal Zahlen geben lassen. In Bayern 
leben 1,1 Millionen Menschen, die nicht die deutsche 
Staatsbürgerschaft haben; das sind fast 10 Prozent der 
Bevölkerung in Ihrem Bundesland. Ich frage Sie, Herr 
Staatsminister, jetzt: Stimmen Sie mir zu, daß wir als 
Demokraten - egal, ob man Mitglied der CSU oder Mit- 
glied der SPD ist - zumindest auf lange Sicht kein Inter- 
esse daran haben können, daß ein großer Teil der hier 
lebenden Bevölkerung nicht zum Staatsvolk gehört, und 
müßten nicht gerade Sie als Innenminister eines Bun- 
deslandes ein Interesse daran haben, daß wir mit Ein- 
bürgerungsffagen vielleicht auch in der Hinsicht offen- 
siver umgehen, 

(Renate Blank [CDU/CSU]: Das machen wir 
doch!) 

daß wir den Menschen die Entscheidung erleichtern, ja 
zum Erwerb der deutschen Staatsbürgerschaft zu sagen? 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 


Dr. Günther Beckstein, Staatsminister (Bayern): 
Herr Abgeordneter, wir haben selbstverständlich ein 
großes Interesse daran, daß Ausländerinnen und Auslän- 
der der zweiten und dritten Generation integriert wer- 
den. 

(Dr. Winfried Penner [SPD]: Auch die Preu- 
ßen!) 

Aber wir haben ein existentielles Interesse daran, daß es 
sich dabei um wirkliche Integration handelt und daß 
nicht Schwierigkeiten hinter einem Doppelpaß versteckt 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen muß man sich mehr Mühe geben. Es gibt 
in Bayern mehr als 7 000 Sprachkurse, und wir halten 
dabei die Fördergruppenhöchststärke von acht Kindern 
ein. Auf diese Weise versuchen wir, die Sprachschwie- 
rigkeiten zu reduzieren. Das ist ein wichtiger Schritt. 


Sie wollen jetzt die Staatsangehörigkeit auch an sol- 
che Kinder verleihen, die nach der Geburt in die Türkei 
zur Ausbildung gebracht werden. Wir wissen doch, daß 
das ein leider immer größeres Problem ist. In der Dis- 
kussion heute vormittag ist kein einziges Mal gesagt 
worden - auch nicht von Ihnen, Herr Özdemir -, daß es 
zutiefst unerwünscht ist, daß Türkinnen und Türken, die 
hier geboren sind - bei Mädchen stellt sich das Problem 
noch viel stärker -, von den Eltern im Alter von drei 
oder vier Jahren nach Hause gebracht werden, damit sie 
dort erzogen werden. Die betreffenden Personen haben 
jetzt uneingeschränkt die Möglichkeit dazu, weil sie ih- 
ren Doppelpaß haben und dann mit 18, 19, 20 zurück- 
kommen können. Sie haben dann ihre schulische Aus- 
bildung komplett in der Türkei erfahren. Sie werden 
dann zwar den deutschen Paß haben, aber sie werden 
nicht ordentlich Deutsch können. Das kann doch kein 
Mensch als Integration bezeichnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer jetzt ein wirft, das seien nur Einzelfälle, dem sage 
ich: Er hat keine Ahnung von gesellschaftlichen Reali- 
täten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich habe die Ausländerbehörden der Stadt München und 
der Stadt Nürnberg gefragt, wie viele dieser jungen, bei 
uns geborenen Menschen zum Zwecke der Erziehung in 
das Heimatland Türkei zurückgebracht werden. Die An- 
gaben bewegten sich zwischen 30 und 40 Prozent. Das 
sind keine Einzelfälle, die man vernachlässigen könnte. 

Wir müssen uns um die Integration ernsthafter küm- 
mern. Das kann aber nicht in der Weise geschehen, daß 
man Kindern auch gegen den Willen der Eltern einen 
Doppelpaß gibt. Warum ist denn die Türkische Gemein- 
de gegen dieses Gesetz und sagt, wir trügen Konflikte in 
die Familien hinein? 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Weil wir 
den ganzen Doppelpaß wollen!) 

Unser Konzept, Herr Westerwelle, ist das bessere. Wir 
bieten jungen Menschen an: Ihr bekommt die Einbürge- 
rungszusicherung, ihr bekommt den Kinderausweis, ihr 
bekommt den Personalausweis. 

(Dr. Guido Westerwelle [F.D.P.]: Und das 
Freischwimmerzeugnis ! ) 

Wir zwingen sie aber nicht in eine doppelte Staatsange- 
hörigkeit hinein, mit der Verpflichtung, sich später zu 
entscheiden. Viele türkische Familien sagen uns: Mit 
dem Doppelpaß tragt ihr Unfrieden in die Familien hin- 
ein. Damit wird nicht die Erziehungsfähigkeit in einem 
schwierigen Punkt gefördert, sondern sie wird weiter 
zerstört. Deshalb tragen Sie mit Schuld daran, wenn sich 
dadurch in den nächsten Jahren die Schwierigkeiten 
weiter steigern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Gesetz ist aus meiner Sicht schlichtweg falsch. 
Darüber kann man politisch streiten. Aus meiner Sicht 
ist das lus soli aber nicht etwa das modernere Recht. Die 
Zufälligkeit des Ortes, an dem man geboren ist, hat weit 
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Staatsminister Dr. Günther Beckstein (Bayern) 

(A) weniger Einfluß auf den Menschen als die Frage, in 
welcher Generationenfolge man sich befindet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir wissen, daß das doch die Realität bei überwältigen- 
den Teilen der hier seit vielen Jahren und Jahrzehnten 
lebenden türkischen Staatsangehörigen ist. Warum hat 
denn, Herr Schily, die Bundesregierung nicht den Mut 
gehabt, Herrn Öcalan, der wegen schwerster Verbre- 
chen gesucht ist, nach Deutschland holen zu lassen? 

(Beifall bei der CDU/CSU - Dr. Wilfried Pen- 
ner [SPD]: Das mußte kommen!) 

Man hatte nicht den Mut dazu, weil man gesehen hat, 
daß aus Öcalans Heimat zu viele Emotionen kommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Dr. Winfried Penner [SPD]: Das haben Sie 
doch selbst auch so gesehen!) 

- Ich kann Ihnen sagen, daß ich die Bundesregierung 
dabei unterstützt habe. Aber was ich immer angegriffen 
habe, ist, daß die Bundesregierung nicht den Mut hatte, 
dann zu sagen: Wir lassen Öcalan unter rechtsstaatlichen 
Garantien in die Türkei ausliefem. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Brand- 
stifter!) 

Ich kann nur sagen: Wir wissen doch zum Beispiel 
von seit Jahrzehnten bei uns lebenden Serben, daß sie 
aus dem Ostergottesdienst der serbisch-orthodoxen Kir- 
che in München mit Transparenten mit Bildern und Auf- 
schriften wie „Clinton = Hitler“ zum US-Generalkonsu- 

(B) lat gezogen sind. Diese Beleidigung haben wir natürlich 
mit Hilfe der Polizei unterbunden. Da wird deutlich, daß 
selbst bei Jahrzehnte hier Lebenden alte Bindungen 
fortwirken. Deswegen kann ich nur sagen: Das lus soli 
ist nicht etwa das modernere Recht; vielmehr ist es nur 
etwas, das heute als eine Art „political correctness“ dar- 
gestellt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Dr. Willfried 
Penner [SPD]: Herr Öcalan ist doch kein 
Serbe!) 

Herr Westerwelle, wir werden den Doppelpaß millio- 
nenfach durch die Hintertür bekommen. Ich darf das 
einmal überschlägig berechnen: In Deutschland werden 
jährlich zirka 80 000 Kinder geboren, die unabhängig 
davon, ob es von den Eltern abgelehnt wird oder nicht, 
den Doppelpaß bekommen. Es gibt schätzungsweise 
weitere 700 000 in Deutschland geborene Kinder, die 
jetzt unter 10 Jahre alt sind und auf Antrag die doppelte 
Staatsangehörigkeit erhalten können. In diesen Fällen 
werden wir durch die doppelte Staatsangehörigkeit 
eventuell die Probleme in den Schulen lösen können, 
in denen die Kinder, die nicht Deutsche sind, die über- 
wältigende Mehrzahl sind. In Berlin gibt es sogar zwei 
Schulen, an denen kein einziges Kind mehr Deutsch als 
Muttersprache hat. Dieses Problem hat man durch den 
Doppelpaß formal gelöst. Inhaltlich hat man es aber 
nicht gelöst; vielmehr wird die inhaltliche Lösung durch 
den Doppelpaß schwieriger. Als dritte Zahl nenne ich 
die 1,6 Millionen EU-Staatsangehörigen, die auf Ge- 
genseitigkeit das Recht der doppelten Staatsangehörig- 


keit bekommen. Dabei frage ich mich - das ist schon (C) 
schwer zu ertragen -, warum bei Tschechen oder Un- 
garn nicht etwas Entsprechendes gemacht wird. Ich ver- 
stehe auch, daß Türken sagen: Das sind völlig inakzep- 
table Voraussetzungen. Sie würden eher akzeptieren, 
wenn wir sagen: Wir sind generell gegen den Doppel- 
paß. Aber daß man beispielsweise Ungarn den Doppel- 
paß nicht erteilt, Portugiesen hingegen doch, ist für sie 
nicht verständlich. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Herr Schily, Sie haben als Bundestagsabgeordneter 
natürlich nicht Zugang zu den Zahlen der Verwaltungen. 
Deswegen hätten Sie darlegen müssen, daß von den 
34 Prozent Ausnahmefällen ein überwältigender Anteil 
Aussiedler sind, die die doppelte Staatsangehörigkeit 
behalten. Im vergangenen Jahr lag der Anteil der Türken 
unter den neuen Doppelstaatlem unter 3 Prozent. 

Mir geht es hierbei darum: Wer meint, daß damit die 
Iranfälle vernünftig gelöst werden, liegt leider nicht 
richtig. Ich habe mehrfach an Herrn Schily geschrieben, 
daß wir bei der Frage der Iranfälle zu einer vernünftige- 
ren Härtefallregelung kommen. Er hat sich dazu nicht in 
der Lage gesehen und dies mit einem Hinweis nicht et- 
wa auf unser Recht, sondern auf das deutsch-iranische 
Niederlassungsahkommen aus den 30er Jahren be- 
gründet. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Herr 
Minister Beckstein, ich darf Sie darauf hinweisen, daß 
die angemeldete Redezeit abgelaufen ist. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Dr. Günther Beckstein, Staatsminister (Bayern): 
Gerade weil der Bundesrat in solch einer Weise betrof- 
fen ist, bin ich mir sicher, daß die CDU/CSU-Fraktion 
Verständnis dafür hat, wenn ich noch anderthalb Minu- 
ten in Anspruch nehme. Mehr ist es nicht. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Die 
hat doch nichts mehr zu sagen!) 

- Meine Damen und Herren, den gesamten Vormittag 
über bewundere ich die Diskussionskultur dieses Bun- 
destages. Ich glaube, daß es deswegen auch angemessen 
ist, wenn der Bundesrat von seinem verfassungsgemä- 
ßen - ich wiederhole: verfassungsgemäßen - Rederecht 
Gebrauch macht, und daß dies auch akzeptiert werden 
sollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 

Dieter Wiefelspütz [SPD]) 

Bisher war es so: Unzumutbare Härtefälle konnten 
gelöst werden. Das haben wir getan. Aber das wird jetzt 
in einer Weise ausgedehnt, daß der Doppelpaß in der Tat 
millionenfach durch die Hintertür eingeführt wird. Das 
betrifft alle Menschen, die über 60 Jahre alt sind, wenn 
man den Begriff „ältere Personen“ gemäß den bisheri- 
gen verwaltungsrechtlichen Vorgaben nennt. Das wären 
450 000 Menschen. Hinzu kommt, daß die Doppelstaat- 
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Staatsminister Dr. Günther Beckstein (Bayern) 

(A) lichkeit hingenommen wird, wenn im Heimatland wirt- 
schaftliche oder vermögensrechtliche Nachteile dro- 
hen. Es gibt kaum ein Land, in dem es zu keinen Nach- 
teilen beim Grunderwerb kommt. Deutschland ist dabei 
eine der ganz wenigen Ausnahmen, ln fast allen anderen 
Ländern entstehen Nachteile beim Grunderwerb. Damit 
ist bereits diese Voraussetzung gegeben. Wenn man an- 
nimmt, daß von dieser Ausnahmeregelung nur 25 Pro- 
zent der dafür in Frage kommenden türkischen Personen 
Gebrauch machen, dann liegen wir bei schätzungsweise 
500 000 Menschen. Dazu kann ich nur sagen: Wir haben 
die Zahlen dargestellt. 

Die verfassungsrechtlichen Probleme werden nach 
Abschluß des Gesetzgebungsverfahrens von uns und 
vielleicht auch von anderen noch sorgfältig geprüft wer- 
den. Die Folgenabschätzung beinhaltet zwei Punkte. Wir 
werden später eine Menge von Doppelstaatlem haben, 
die keinen Bezug zu unserem Land haben; denn auch 
derjenige, der im Ausland lebt, dort in der Zeit der Op- 
tionsverpflichtung Abkömmlinge hat, vererbt nach dem 
von Ihnen so abgelehnten Ins sanguinis das Staatsange- 
hörigkeitsrecht. Selbst dessen Abkömmlinge werden 
wiederum mit einer wenig gelungenen Ausschlagemög- 
lichkeit Deutsche. 

Daraus werden erhebliche Sozialkosten entstehen. Es 
ist auch heute mehrfach darauf hingewiesen worden, daß 
dieses Gesetz verwaltungsmäßig mit vernünftigem Auf- 
wand keineswegs zu vollziehen ist. Ich glaube, es gibt 
keinen, der ein bißchen Ahnung von Verwaltungs Vor- 
gängen hat, der meint, daß dies mit vernünftigen ver- 
waltungsmäßigen Bedingungen zu handhaben ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Deswegen kann ich nur auf diese Bedenken hinwei- 
sen und wünsche eine angemessene Beratung. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Als 

nächster Redner hat der Kollege Joachim Stünker von 
der SPD-Fraktion das Wort. 

Joachim Stünker (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Auch ich möchte mich angesichts der 
fortgeschrittenen Zeit und der vereinbarten Verkürzung 
der Redezeiten auf das Wesentliche beschränken, was 
heute nachmittag noch zu sagen ist. 

Kaum ein Thema ist in unserem Land in den zurück- 
liegenden Jahren, Monaten und Wochen bis hinein in die 
heutige Bundestagsdebatte derart leidenschaftlich, emo- 
tional und ebenso populistisch national wie politisch 
vordergründig diskutiert worden wie die notwendige 
Neuregelung des Staatsangehörigkeitsrechtes. Solch eine 
Rede haben wir gerade eben gehört. 

(Beifall bei der SPD) 

Es geht nicht darum, daß, wie der Kollege Glos ge- 
stern gesagt hat, heute das Staatsbürgerschaftsrecht ver- 
abschiedet werden muß, um die Linken bei Laune zu 
halten, sondern es geht darum, daß eine wichtige, not- 


wendige Reform in diesem Land endlich auf den Weg (C) 
gebracht und umgesetzt wird. 

ln der Diskussion zu diesem Reformvorhaben werden 
vielfältig und facettenreich immer wieder insbesondere 
verfassungsrechtliche Bedenken gegen Art und Inhalt 
der Neuregelungen ins Feld geführt. Auch Herr Minister 
Beckstein hat eben wieder von „verfassungsrechtlich 
bedenklichen Regelungen“ gesprochen. Untersucht man 
diese Argumente jedoch genauer, stellt man fest, daß sie 
verfassungsrechtlich nicht tragen und im Grunde nur 
vorgeschoben sind, um ein politisch nicht gewünschtes 
Ergebnis zu verhindern oder zumindest in der Öffent- 
lichkeit zu diskreditieren. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Guido 
Westerwelle [F.D.P.]) 

Das immer wieder gebrauchte Hauptargument ist die 
angeblich drohende doppelte Staatsangehörigkeit. Das 
Optionsmodell lasse diese gleichsam durch die Hintertür 
zu. Das wurde heute und auch im Verlauf der übrigen 
Debatten dieser Woche mehrfach gesagt. 

Es ist bereits darauf hingewiesen worden: Es gibt die 
doppelte Staatsbürgerschaft bereits nach geltendem 
Recht. Dennoch sagen Sie immer wieder. Sie wollten 
das vom Bundesverfassungsgericht verfassungsrechtlich 
überprüfen lassen, und erwecken damit in der breiten 
Öffentlichkeit den Eindruck, als sei Mehrstaatigkeit an 
sich verfassungswidrig. 

Ich habe mir die Mühe gemacht, in die Entstehungs- 
geschichte des Art. 116 unseres Grundgesetzes einzu- 
steigen, um diese Argumentation zu überprüfen. Ich darf 
Ihnen sagen: Die Protokolle des Parlamentarischen Rates (^) 
aus dem Jahre 1949 fördern hier Erstaunliches zutage, ln 
der Sitzung des Hauptausschusses des Parlamentarischen 
Rates vom 14. Januar 1949 ist diese Frage eingehend und 
abschließend erörtert worden. Hintergrund war, daß in 
dem Entwurf des Organisationsausschusses zur Fassung 
des Art. 116 Abs. 2 sehr wohl Bedingungen enthalten wa- 
ren, die Mehrstaatigkeit ausdrücklich verhindern sollten. 

Nun zwei Protokollnotizen. Zunächst ein Zitat des 
Vorsitzenden Carlo Schmid, jenes großen Sozialdemo- 
kraten, der, wie ich meine, nicht zu Unrecht als einer der 
Hauptväter unserer Verfassung gilt: 

Es ist nicht zu bestreiten, daß die Entwicklung des 
Staatsangehörigkeitsrechtes international eine klare 
Tendenz gegen die doppelte Staatsangehörigkeit 
aufweist. Mehrere Länder, die noch vor einigen 
Jahren die doppelte Staatsangehörigkeit zugelassen 
haben, haben sie nunmehr in ihrer Gesetzgebung 
ausgeschlossen. Ob diese Entwicklung sehr glück- 
lich ist, ob sie nicht vielmehr ein verspäteter Nach- 
trabant des nationalstaatlichen Denkens ist, möchte 
ich dahingestellt sein lassen. Gerade wenn man sich 
von dem nationalstaatlichen Denken entfernen will, 
sollte man kein Staatsangehörigkeitsmonopol 
schaffen, sondern ruhig zwei, drei, vier Staatsange- 
hörigkeiten zulassen. 

(Manfred Grund [CDU/CSU]: 23!) 

Aus diesem Grund wäre auch ich dafür, diese Be- 
dingung zu streichen. 
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Dann ein Zitat von Dr. Laforet, 1949 Abgeordneter 
der CSU, Herr Minister Beckstein, im Parlamentari- 
schen Rat: 

Vor allem im Verhältnis zur Schweiz sind doppelte 
Staatsangehörigkeiten heute durchaus möglich und 
häufig. Ich möchte dringend davor warnen, die 
doppelte Staatsangehörigkeit auszuschließen, je- 
denfalls nicht im Grundgesetz, sondern die Rege- 
lung dem künftigen Bundesgesetz zu überlassen. 
Wir sollten aus dem Artikel alles streichen, was 
eine doppelte Staatsangehörigkeit ausschließt. Im 
übrigen schließe ich mich den Argumenten des 
Vorsitzenden an. 

(Beifall bei der SPD) 

So also ein CSU-Mitglied 1949; so ändern sich die Zei- 
ten. 

(Ludwig Stiegler [SPD]: Die haben dann ja 
auch das Grundgesetz abgelehnt!) 

Daraufhin sind die genannten Bedingungen gestri- 
chen worden, und Art. 116 hat seine heute gültige Fas- 
sung erhalten. - Herr Schäuble, Sie schütteln mit dem 
Kopf, aber so ist es. Lesen Sie die Protokolle nach. 

(Dr. Wilfried Penner [SPD]: Der Rückschritt 
der CSU ist unaufhaltsam!) 

Dieser kurze historische Rückblick in die Entste- 
hungsgeschichte zeigt unter anderem, liebe Kolleginnen 
und Kollegen von der CDU/CSU, daß es in Ihren Reihen 
bereits vor 50 Jahren wesentlich fortschrittlicher und li- 
beraler denkende Menschen gegeben hat als diejenigen, 
die heute bei Ihnen beim Staatsangehörigkeitsrecht den 
Ton angeben. Ihre heutige amtliche Position zum Staats- 
angehörigkeitsrecht läßt sich wie folgt skizzieren: Vor- 
wärts, wir müssen zurück! Die Mütter und Väter unseres 
Grundgesetzes hingegen wußten bereits, daß ein moder- 
nes Staatsangehörigkeitsrecht nicht dogmatisch, deutsch- 
tümelnd sein darf, sondern dynamisch sein muß. Nur so 
können gesellschaftliche Entwicklungen und Verände- 
rungen in der Wohnbevölkerung eines Staates aufge- 
nommen und demokratisch-pluralistisch angepaßt wer- 
den. 

Es kann keine Rede davon sein, daß die moderate 
Erweiterung der doppelten Staatsangehörigkeit - wie 
in der jetzigen Regelung vorgesehen - sozusagen durch 
die Hintertür in das Gesetz kommt. Aus verfassungs- 
rechtlicher Sicht muß man sagen: Sie kommt durch den 
Haupteingang. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Die vorgesehenen Vorschriften sind verfassungsrecht- 
lich nicht zu beanstanden. Da ich davon ausgehe, meine 
Damen und Herren von der Opposition, daß Sie dies 
ganz genau wissen, ist Ihre diesbezügliche Diskussion 
für mich nichts anderes als - um mit Carlo Schmid zu 
sprechen - „ein verspäteter Nachttrabant des national- 
staatlichen Denkens“. Dieses Denken sollten Sie am En- 
de dieses Jahrhunderts, kurz vor dem Übergang in ein 
neues Jahrhundert, aufgeben. 

(Beifall bei der SPD) 


Dem Gang der CDU/CSU-Fraktion nach Karlsruhe - 
Kollege Rüttgers, Sie haben ihn zwar nicht hier, aber in 
Interviews angekündigt - werden wir mit Gelassenheit 
entgegensehen. Man könnte fast versucht sein, die Frage 
zu stellen, ob Ihnen nicht die Verhängung einer Miß- 
brauchsgebühr drohen müßte, wenn Sie dort wirklich 
hingehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Anhörung der Experten im Innenausschuß des Deut- 
schen Bundestages hat gezeigt, daß verfassungsrechtlich 
keine Bedenken mehr gegen diese Neuregelung anzu- 
melden sind. 

Ich möchte auf einen Aufsatz in der „Frankfurter All- 
gemeinen Zeitung“ vom 8. März dieses Jahres hinwei- 
sen. Er stammt von dem Hamburger Staatsrechtler und 
Völkerrechtler Professor Ingo von Münch. Unter der 
Überschrift „Was bedeutet eigentlich Staatsangehörig- 
keit?“ kommt er am Schluß zu einer, wie ich meine, be- 
merkenswerten Feststellung. Ingo von Münch führt dort 
aus: 

Wie immer das Ergebnis der Debatte im Parlament 
sein wird 

- also das Ergebnis heute - 

eine Merkwürdigkeit bleibt bestehen, nämlich daß 
einerseits die Staatsangehörigkeit in einer Welt der 
Globalisierung und im Europa der politischen Uni- 
on immer weniger wichtig wird, andererseits über 
und um den Erwerb der deutschen Staatsangehörig- 
keit so erbittert gekämpft wird. 

Fürwahr, meine Damen und Herren! Diejenigen in die- 
sem Hause - als Neuling im Deutschen Bundestag habe 
ich allen Kolleginnen und Kollegen - mit sehr viel 
Aufmerksamkeit zugehört -, die fast in jeder Debatte der 
letzten Wochen und Monate von den Menschen in unse- 
rem Land in ökonomischen Fragen ein hohes Maß an 
Flexibilität, globalem Denken und Handeln fordern, die 
die Bedingungen der „zweiten Moderne“ neoliberal 
formulieren wollen, erweisen sich in Sachen Staatsange- 
hörigkeitsrecht als die Ewiggestrigen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich darf für die sozialdemokratische Fraktion ab- 
schließend sagen: Das jetzt zur Verabschiedung anste- 
hende Optionsmodell ist für die Bundesrepublik 
Deutschland ein gesellschaftlicher Kompromiß. Ich 
meine, es ist ein Kompromiß, der tragen kann, ein Kom- 
promiß, der, wenn man ihn ohne Vorurteile und nicht 
durch die ideologische Brille betrachtet, geeignet ist, zu 
versöhnen, statt zu spalten. Er hätte die Zustimmung al- 
ler Fraktionen dieses Hohen Hauses verdient. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 


Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Als 

nächster Redner hat der Kollege Erwin Marschewski 
von der CDU/CSU-Fraktion das Wort. 
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Erwin Marschewski (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir stehen 
heute am Ende einer, wie ich meine, etwas übereilten 
Debatte. Lassen Sie mich trotzdem ein kurzes Resümee 
der Gesamtdiskussion ziehen. 

Die Absicht von Rotgrün war, zum erstenmal in der 
modernen deutschen Geschichte die generelle doppelte 
Staatsbürgerschaft in Deutschland einzuführen. Dies 
haben Sie, Herr Bundesinnenminister, mit der Behaup- 
tung versucht, sie werde zur Integration ausländischer 
Mitbürger führen. Dafür sei auch die klare Mehrheit der 
Deutschen. - Beides war und ist falsch. Millionen Bür- 
ger haben sich an unserer Unterschriftenaktion beteiligt. 
Die Union hat aufgeklärt und informiert. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Wir waren sehr erfolgreich. Wir haben zusammen mit 
der überwiegenden Mehrheit der deutschen Bevölkerung 
die Absicht der Regierung Schröder gestoppt, in 
Deutschland den generellen Doppelpaß einzuführen. 
Das war gut so. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Leider haben wir Sie nicht völlig zur Umkehr bewegen 
können: Nach dem ersten Schily-Entwurf folgte der zweite 
- dann der dritte und jetzt der vierte. Ich glaube aber, daß 
auch „Schily IV“, Herr Bundesinnenminister, mangelhaft 
ist. Denn: Erstens. Sie verlangen bei der Einbürgerung von 
Erwachsenen weiterhin keine Integration, keine erkennba- 
re Einordnung in unsere politischen, kulturellen und sozia- 
len Lebensverhältnisse. Wir wissen doch: Integration er- 
folgt nicht durch einen Paß, sondern durch das Leben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Zweitens. Sie verlangen von erwachsenen Ausländem 
noch nicht einmal, daß sie ihren Lebensunterhalt selbst 
bestreiten können. Es ist einmalig in der Welt, daß je- 
mand, der eine fremde Staatsangehörigkeit annimmt, 
selbst nicht in der Lage sein muß, seinen Lebensunter- 
halt zu bestreiten. 

Drittens. Ihr Verzicht auf die doppelte Staatsbürger- 
schaft bedeutet - Herr Kollege Beckstein hat das schon 
gesagt -, daß mehrere hunderttausend Ausländer die 
doppelte Staatsbürgerschaft durch die Hintertür erlangen 
können. Das kann nur jemand akzeptieren, der diesen 
Gesetzentwurf als ersten Schritt zur Hinnahme der dop- 
pelten Staatsbürgerschaft ansieht. Weil wir das nicht 
wollen, lehnen wir diesen Gesetzentwurf ab. 

Wir lehnen ihn auch ab, weil es falsch ist, Kindern 
mit der Geburt - auch gegen den Willen der Eltern - den 
Doppelpaß zu geben. Entscheiden sich diese Kinder bis 
zum Alter von 23 Jahren nicht für eine der beiden 
Staatsbürgerschaften, dann nehmen Sie ihnen diesen 
wieder ab - quasi nach dem Motto: „Wer nichts tut, wird 
vom Deutschen wieder zum Ausländer“, wie es die 
„FAZ“ geschrieben hat. Das ist mehr als absurd, meine 
Damen und Herren. Wenn jemandem der deutsche Paß 
entzogen wird, der bis zu einem Alter von 23 Jahren 
Deutscher war, der beamtet war, der wählen durfte und 
der zur Bundeswehr ging, dann dient dieser Entzug mit- 
nichten der Integration ausländischer Mitbürger. Auch 
deswegen ist dieses Modell abzulehnen. 


Ganz zu schweigen von den Rechtsproblemen: Es (C) 
gab in der Anhörung kaum jemanden, der keine verfas- 
sungsrechtlichen Probleme mit diesem Entwurf hatte. Zu 
diesen zählten am Anfang auch Sie, Herr Schily, und - 
wie ich gelesen habe - der Bundeskanzler. Trotzdem 
bringen Sie diesen Rumpfentwurf ein, obwohl er nicht 
den Anforderungen einer modernen Integrationspolitik 
entspricht. 

Ich darf in diesem Zusammenhang aus einem Brief 
der SPD-Kollegin Nahles an mich zitieren. Ob ich ihn 
gezielt oder irrtümlich bekommen habe, weiß ich nicht, 
vielleicht aber auch in der Absicht, daß ich ihn hier vor- 
trage. In diesem Brief schreibt die Kollegin Nahles - ich 
darf zitieren -: 

An die Genossen der SPD-Fraktion; Kinder, die 
zunächst von Amts wegen Deutsche werden sollen, 
bekommen eine familiäre Zeitbombe unter das Bett 
gelegt. Von ihrer Staatsbürgerschaft haben sie 
nichts, außer der Erwartung, daß es mit 23 so oder 
so knallt. 

Recht hat sie, die Kollegin Nahles. Deswegen meine ich. 

Sie sollten von Ihrem Modell Abstand nehmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich weiß nicht, wie viele Kolleginnen und Kollegen 
bei dieser schwierigen Frage, in der es verschiedene 
Meinungen geben kann, den Mut aufbringen, hier im 
Bundestag eine eigene Meinung zum Ausdruck zu brin- 
gen, so wie es eine Reihe unserer Kollegen tut. Ich for- 
dere Sie auf, den Mut zu haben, in dieser schwierigen 
Frage nach Ihrem Gewissen zu entscheiden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

All diese Fragen hätten einer ausführlichen Diskussi- 
on bedurft. Sie haben unser Angebot, gemeinsam zu 
handeln und zu einem Konsens zu kommen, jedoch ab- 
gelehnt - trotz der besonderen Bedeutung der Staatsbür- 
gerschaft; denn durch das Staatsbürgerrecht wird das 
Staatsvolk bestimmt, von dem nach unserer Verfassung 
alle Staatsgewalt ausgeht. Aber Ihnen ging es offen- 
sichtlich darum - das muß man nach dieser hektischen 
Debatte einfach sagen -, den Unwillen der Bevölkerung 
gegenüber SPD und Grünen wettzumachen, den Sie mit 
Ihrem Versuch, die generelle doppelte Staatsbürger- 
schaft in Deutschland einzuführen, verursacht haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ihre Absicht ist, dies schnell vergessen zu machen. 

Das ist kein guter Ratgeber für eine so wichtige Reform. 

Lassen Sie mich zum Schluß Rudolf Wassermann 
zitieren, den früheren Vorsitzenden der sozialdemokrati- 
schen Juristen und OLG-Präsidenten von Braunschweig. 

Herr Wassermann schreibt: 

Was wir besonders nach den furchtbaren Anschlä- 
gen von Mölln und Solingen den Ausländem 
schulden, sind Achtung, Respekt, Verständnis, Hil- 
fe und Toleranz. Denjenigen, die Deutsche werden 
wollen, sollten wir die Einbürgerung erleichtern, 
aber ohne Rückversicherung durch häufige dop- 
pelte Staatsbürgerschaft. 
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Erwin Marschewski 
(A) Weiter schreibt er: 

Eine auf der Grundlage der doppelten Staatsbürger- 
schaft bewirkte Integration wäre keine echte, son- 
dern eine Scheinintegration, die weniger Nutzen als 
Gefahren bringt. 

Dem haben wir als Union nichts hinzuzufügen. Wir 
können Ihrem Entwurf nicht zustimmen. Wir lehnen ihn 
deswegen zu Recht ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Soims: Als 

letzter Redner in dieser Aussprache hat der Kollege 
Hans-Peter Kemper von der SPD-Fraktion das Wort. - 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte Sie, noch Ge- 
duld zu haben und dem Redner zuzuhören. Es ist ein 
kurzer Beitrag. 

Hans-Peter Kemper (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Herr Marschewski, wenn Sie 
in diesem Zusammenhang das Wort „Mut“ in den Mund 
nehmen, dann frage ich mich, woher Sie den Mut neh- 
men, nach Ibjähriger Regierungszeit hier heute eine sol- 
che Rede zu halten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS) 

Die CDU/CSU war 16 Jahre an der Regierung und hat in 
dieser Frage nichts, aber auch gar nichts bewegt. Sie ha- 
ben sich trotz zweier anderslautender Koalitionsverein- 
(^B) barungen in Sachen Staatsbürgerschaftsrecht nicht ein 
winziges Stück bewegt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ihre Bilanz nach 16 Jahren lautet: Stagnation. Sie lautet 
nicht: Integration. 

Für uns ist der heutige Tag ein Tag der Freude; denn 
wir werden gleich mit der Mehrheit des Hauses ein neu- 
es Staatsbürgerschaftsrecht beschließen, das sich an das 
Staatsbürgerschaftsrecht der meisten europäischen 
Staaten anlehnt, das aber auch der Tatsache Rechnung 
trägt, daß in den letzten 30 Jahren Einwanderung stattge- 
funden hat und über 7 Millionen ausländische Mitbürger 
dauerhaft bei uns wohnen, die meisten davon für immer. 

Der Antrag der Union „Toleranz und Integration“ 
liest sich auf dem Papier recht gut. Aber er ist völlig un- 
glaubwürdig, wenn er nach 16 Jahren Regierungsuntä- 
tigkeit plötzlich aus dem Hut gezaubert wird. Er wird so 
lange unglaubwürdig bleiben, wie Sie mit Äußerungen 
wie „Bürgerrechte zu Discountpreisen“, „Teilzeit- 
Deutsche“ oder „Staatsbürgerschaft zum Nulltarif‘ den 
Boden einer sachlichen Auseinandersetzung verlassen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Eines allerdings kann man der Union nicht abspre- 
chen: Sie verhält sich in dieser Frage absolut logisch. 
Nachdem endlich Bewegung in diese Geschichte ge- 
kommen ist, haben Sie eine Unterschriftenaktion auf 
den Weg gebracht, die ich im Gegensatz zu meinen 
Kollegen Bürsch und Westerwelle nicht so zurückhal- 


tend beurteile. Ich sage: Das ist eine absolut integrati- (C) 
onsfeindliche Aktion gewesen, die als Kern Ausländer- 
feindlichkeit in sich barg. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, hier haben Sie der Integrati- 
on einen Bärendienst erwiesen. Ich bin froh, daß einige 
Persönlichkeiten der Union diesem Unterfangen wider- 
sprochen haben. 

Es geht allerdings noch weiter - Sie bleiben Ihrer 
Logik treu -: In der ersten Lesung - auch heute kam das 
wieder durch - haben Sie einen sehr engen Zusammen- 
hang zwischen Kriminalität, Extremismus und unse- 
rem Staatsbürgerschaftsrecht herzustellen versucht. 

Ich denke, es ist infam, was Sie da gemacht haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Es gibt ausreichend Aussagen - auch von Ihnen -, die in 
eine andere Richtung gehen und die ganz deutlich zei- 
gen, daß sich die ausländische Wohnbevölkerung genau- 
so gesetzestreu verhält wie die deutsche Wohnbevölke- 
rung. Sie haben allen Grund, sich bei der ausländischen 
Wohnbevölkerung für diese diffamierenden Äußerungen 
zu entschuldigen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Natürlich gibt es Probleme - darüber haben wir kei- 
nen Dissens - bei der organisierten Kriminalität und bei 
denen, die sich nur kurzfristig hier aufhalten. Aber ge- 
nau die wollen wir ja nicht einbürgern. Wir wollen die- (D) 
jenigen einbürgem, die längst integriert sind und nur auf 
Grund Ihrer verfehlten Staatsbürgerschaftspolitik noch 
einen ausländischen Paß haben. 

Ich möchte noch ganz kurz auf den Vergleich auf der 
Grundlage der von Ihnen immer wieder angeführten 
Statistik „Wohnbevölkerung und Straftäter“ eingehen. 

Der Ausländeranteil an der Wohnbevölkerung beträgt 
9 Prozent, der Ausländeranteil an den Straftätern liegt 
bei 30 Prozent. Dafür gibt es viele Gründe. Einige davon 
hat der Kollege Bürsch schon angesprochen. Ein Grund 
ist: In der Straftäterstatistik tauchen die Leute auf, die 
hier nur durchreisen, die sich hier illegal aufhalten. 
Ebenso sind Stationierungsstreitkräfte, Touristen und 
Urlauber in dieser Statistik zu finden, während sie in der 
Wohnbevölkerungsstatistik nicht auftauchen. 

Herr Zeitlmann hat in seiner letzten Rede gesagt, es 
gebe Stadtteile in deutschen Städten mit einem beson- 
ders hohen Ausländeranteil, die sehr stark kriminali- 
tätsbelastet seien. Das stimmt. Das rührt aber daher, 
daß dort besonders viele junge Menschen ohne Ausbil- 
dungs- oder Arbeitsplatz und mit Integrationsschwierig- 
keiten wohnen. - Das gleiche Problem hätten wir bei 
einer solchen Ausgangslage auch bei der deutschen 
Wohnbevölkerung. - Hinzu kommt, daß junge Men- 
schen kriminalitätsanfälliger sind als über 60jährige. Das 
ist überhaupt keine Frage. Die sozialen Lebensumstände 
der ausländischen Jugendlichen sind schlechter. Die 
Probleme haben in Ihrer Regierungszeit zugenommen. 

Sie haben es versäumt, dagegen mit Primärprävention 
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Hans-Peter Kemper 

(A) vorzugehen; statt dessen beschimpfen Sie Ausländer 
pauschal als Kriminelle. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will nur noch auf einen Punkt eingehen: Es ist 
völlig gleich, ob die deutsche Staatsbürgerschaft am Be- 
ginn oder in der Mitte der Integration steht oder ob sie 
den Abschluß der Integration darstellt. Wichtig ist - das 
ist für mich ausschlaggebend Wir gehen heute die 
ersten Schritte in die richtige Richtung, in eine andere 
Richtung, als Sie es 16 Jahre lang getan haben. Wir 
stellen heute die Weichen für eine neue, für eine bessere 
Zukunft auch unserer über 7 Millionen ausländischen 
Mitbürger. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: Ich 

schließe die Aussprache. 

Bevor wir zu den Abstimmungen kommen, will ich 
Ihnen mitteilen, daß zu dem letzten heute verbleibenden 
Tagesordnungspunkt nur zwei Redner sprechen werden. 
Die anderen Reden werden zu Protokoll gegeben. 

Wir kommen nun zur Abstimmung. Es liegt eine gan- 
ze Reihe von Erklärungen zur Abstimmung nach § 3 1 
der Geschäftsordnung vor. Diese werden zu Protokoll 
genommen.*) 

(B) Wir stimmen jetzt ab über den Gesetzentwurf der 
Abgeordneten Dr. Peter Struck, Otto Schily, Wilhelm 
Schmidt und weiterer Abgeordneter der Fraktion der 
SPD, der Abgeordneten Kerstin Müller, Rezzo 
Schlauch, Kristin Heyne und weiterer Abgeordneter der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sowie der Abgeordne- 
ten Dr. Wolfgang Gerhardt, Dr. Guido Westerwelle, 
Jörg van Essen und weiterer Abgeordneter der Fraktion 
der F.D.P. zur Reform des Staatsangehörigkeitsrechts in 
der Ausschußfassung, Drucksachen 14/533 und 14/867 
Nr. 1. 

Dazu liegen neun Änderungsanträge der Fraktion der 
PDS vor, über die wir zuerst abstimmen müssen. 

Änderungsantrag auf Drucksache 14/988. Wer stimmt 
dafür? - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der 
Antrag ist gegen die Stimmen aller Fraktionen mit Aus- 
nahme der PDS-Fraktion abgelehnt. 

Änderungsantrag auf Drucksache 14/989. Wer stimmt 
dafür? - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der 
Antrag ist mit dem gleichen Stimmergebnis abgelehnt. 

Änderungsantrag auf Drucksache 14/990. Wer stimmt 
dafür? - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der 
Antrag ist mit dem gleichen Stimmergebnis abgelehnt. 

Änderungsantrag auf Drucksache 14/991. Wer stimmt 
dafür? - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der 
Antrag ist mit dem gleichen Stimmergebnis abgelehnt. 


*) Anlagen 6 und 7 


Änderungsantrag auf Drucksache 14/992. Wer stimmt (C) 
dafür? - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der 
Antrag ist mit dem gleichen Stimmergebnis abgelehnt. 

Änderungsantrag auf Drucksache 14/993. Wer stimmt 
dafür? - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der 
Antrag ist mit dem gleichen Stimmergebnis abgelehnt. 

Änderungsantrag auf Drucksache 14/994. Wer stimmt 
dafür? - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der 
Antrag ist mit dem gleichen Stimmergebnis abgelehnt. 

Änderungsantrag auf Drucksache 14/995. Wer stimmt 
dafür? - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der 
Antrag ist mit dem gleichen Stimmergebnis abgelehnt. 

Änderungsantrag auf Drucksache 14/996. Wer stimmt 
dafür? - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der 
Antrag ist mit dem gleichen Stimmergebnis abgelehnt. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ge- 
setzentwurf in der Ausschußfassung. Wer stimmt da- 
für? - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Der Gesetz- 
entwurf in der Ausschußfassung ist mit den Stimmen 
von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und F.D.P. gegen 
die Stimmen von CDU/CSU bei Enthaltung der PDS- 
Fraktion und einiger CDU/CSU-Mitglieder ange- 
nommen. 


Wir kommen 

zur dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. Die Fraktion der SPD verlangt 
namentliche Abstimmung. Ich bitte die Schriftführerin- 
nen und Schriftführer, die vorgesehenen Plätze einzu- 
nehmen. Ist das erfolgt? - Dann eröffne ich die Ab- 
stimmung. - 

Vizepräsidentin Petra Bläss: Ist ein Mitglied des 
Hauses anwesend, das seine Stimme noch nicht abgege- 
ben hat? - Das ist offensichtlich nicht der Fall. Ich 
schließe die Abstimmung und bitte die Schriftführerin- 
nen und Schriftführer mit der Auszählung zu beginnen. 
Das Ergebnis der Abstimmung wird Ihnen später be- 
kanntgegeben. *) 

Wir setzen die Beratung fort. Ich bitte die Kollegin- 
nen und Kollegen, ihre Plätze einzunehmen, damit ich 
eine Übersicht habe, wer wofür stimmt. 

Wir kommen zunächst zur Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der Fraktion der PDS auf Druck- 
sache 14/960. Wer stimmt für diesen Entschließungsan- 
trag? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit ist dieser 
Entschließungsantrag gegen die Stimmen der PDS- 
Fraktion abgelehnt. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Gesetz- 
entwurf der Fraktion der CDU/CSU zur Neuregelung 
des Staatsangehörigkeitsrechts auf der Drucksa- 
che 14/535. Der Innenausschuß empfiehlt auf Drucksa- 
che 14/867 Nr. 2, den Gesetzentwurf abzulehnen. 


*) Seite 3464A 
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Vizepräsidentin Petra Bläss 

Ich lasse über den Gesetzentwurf der CDU/CSU auf 
Drucksache 14/535 abstimmen. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, um das Handzei- 
chen. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Damit 
ist der Gesetzentwurf in zweiter Beratung mit den 
Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen, SPD, PDS und 
F.D.P. bei mehreren Enthaltungen in der CDU/CSU- 
Fraktion abgelehnt. 

Damit entfällt nach unserer Geschäftsordnung die 
weitere Beratung. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Be- 
schlußempfehlung des Innenausschusses zu dem Antrag 
der Fraktion der CDU/CSU zu Integration und Toleranz, 
Drucksache 14/867 Nr. 3. Der Ausschuß empfiehlt, den 
Antrag auf Drucksache 14/534 abzulehnen. 

Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Ge- 
genprobe! - Enthaltungen? - Diese Beschlußempfeh- 
lung ist gegen die Stimmen der CDU/CSU-Fraktion an- 
genommen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Be- 
schlußempfehlung des Innenausschusses zu dem Antrag 
der Fraktion der CDU/CSU zu einem modernen Auslän- 
derrecht, Drucksache 14/867 Nr. 3. Der Ausschuß emp- 
fiehlt, den Antrag auf Drucksache 14/532 abzulehnen. 

Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Ge- 
genprobe! - Enthaltungen? - Damit ist diese Be- 
schlußempfehlung gegen die Stimmen der CDU/CSU- 
Fraktion angenommen. 

Ich rufe nunmehr die Tagesordnungspunkte III a und 
III b auf: 

a) Beratung der Großen Anfrage der Abgeordneten 
Dr. Norbert Blüm, Klaus-Jürgen Hedrich, Dr. 
Christian Ruck, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der CDU/CSU 

Kampf gegen Kinderarbeit 

-Drucksachen 14/662, 14/861 - 

b) Beratung des Antrags der Fraktionen SPD, 
CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
F.D.P. 

Forderungen an das neue Übereinkommen der 
Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) zur 
Bekämpfung der Kinderarbeit 

- Drucksache 14/885 (neu) - 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die 
Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. - Ich höre 
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort dem 
Abgeordneten Dr. Norbert Blüm, CDU/CSU-Fraktion. 

Dr. Norbert Blüm (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Daß es am Ende dieses Jahr- 
hunderts noch Ausbeutung und Sklaverei gibt - und das 
ausgerechnet bei Kindern -, ist eine Schande. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 


Es geht jetzt nicht um eine feinnervige Definition, was 
Kinderarbeit ist, sondern es geht um die eklatanten Verstö- 
ße gegen die Gesundheit der Kinder. Es handelt sich - in 
diesem Zusammenhang möchte ich das schöne Wort „Ar- 
beit“ gar nicht verwenden - um Kinderprostitution. Das 
ist ein Verbrechen. Es handelt sich um Kindersoldaten. 
Auch das ist ein Verbrechen. Bei diesen Arbeiten - er- 
schrecken Sie sich bitte nicht über das Wort; wenn Sie sich 
erregen wollen, dann über den Anlaß - verrecken Kinder. 
Wenn Kinder bei der Herstellung von Feuerwerkskörpem 
eingesetzt werden, dann kann man die Uhr danach stellen, 
wie lange sie noch zu leben haben. Wir bestaunen dann am 
Silvesterabend das Zischen, Krachen und Aufblitzen von 
Raketen, die diese Kinder hergestellt haben. 

(Ludwig Stiegler [SPD]: Rhein in Flammen!) 

Ich gönne niemandem eine fröhliche Party auf einem 
Teppich, der mit wundgescheuerten Kinderhänden her- 
gestellt wurde. Ich gönne niemandem, daß er sein Zim- 
mer mit Kohlen heizt, die von Kindern in kolumbiani- 
schen Bergwerken abgebaut worden sind. Ich kenne die- 
se Bergwerke. In Deutschland würde man dort keinen 
Hund hineinschicken. Unsere Kinder, die Kinder der 
Wohlstandsgesellschaft, spielen und haben ihren Spaß 
mit Kinderspielzeug, das von Kindern unter Tränen her- 
gestellt worden ist. 

Ich finde es gut, daß wir darin übereinstimmen, sol- 
che Verhältnisse abzuschaffen, und daß es heute hier- 
über keinen Parteienstreit gibt, der sonst immer sein 
muß. Ich finde es gut, daß der Bundestag heute wie im 
Mai des vergangenen Jahres über alle Parteigrenzen 
hinweg hier seine klare Ablehnung zum Ausdruck 
bringt. 

Mit der Beschreibung von Kinderarbeit ist ja das 
Elend noch nicht beseitigt. Eine Handvoll konkreter 
Maßnahmen ist mir lieber als ein ganzer Sack voller 
Proklamationen. Darum geht es in dem Übereinkom- 
men, das die ILO jetzt verabschieden soll. Dem gilt auch 
die Große Anfrage der CDU/CSU. 

Im Mittelpunkt stehen nicht Definitionen von verbo- 
tenen Arbeiten, die sowieso nach geltender Rechtslage 
verboten sind. Es geht darum, die konkreten Verhältnis- 
se zu verändern. Dafür ist es aus meiner Sicht notwen- 
dig, daß das ILO-Übereinkommen nicht in seiner jetzi- 
gen Form bleibt. Es bleibt hinter den Erwartungen dieses 
Deutschen Bundestages zurück, und zwar hinter den 
Erwartungen aller Fraktionen. 

Im Mai letzten Jahres hatten wir die Beteiligung von 
Nichtregierungsorganisationen gefordert. Davon steht 
in diesem Übereinkommen nichts. Wir hatten gefordert, 
daß Kinder Zugang zu Rechtsmitteln haben. Auch davon 
steht in diesem Übereinkommen nichts. Es enttäuscht 
mich, wenn die Bundesregierung in ihrer Antwort auf 
unsere Anfrage mitteilt: 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß, 
soweit die in Frage 1 erwähnten Forderungen nicht 
berücksichtigt wurden, 

- zum Beispiel die Beteiligung von Nichtregierungsor- 
ganisationen - 

...ein neuerlicher Vorstoß in zweiter Lesung Erfolg 
haben wird. 
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Dr. Norbert Blüm 

(A) Das schlechte Gewissen der Bundesregierung kann 
man an der Antwort auf Frage 4 ablesen, daß nach 
Kompromissen gesucht werde, die darin bestehen 
könnten, den Sozialpartnerorganisationen ein Vor- 
schlagsrecht dazu einzuräumen, welche Nichtregie- 
rungsorganisationen zu beteiligen seien. Dazu möchte 
ich einmal etwas Grundsätzliches sagen: Ich bin ein An- 
hänger der Sozialpartnerschaft von Gewerkschaften und 
Arbeitgebern. Aber die Nichtregierungsorganisationen 
sind nicht die Filialen der Gewerkschaften oder der Ar- 
beitgeber. Sie müssen nicht darum bitten, um zu Wort zu 
kommen. Sie haben ein eigenes Recht im Kampf gegen 
Kinderarbeit. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Ich möchte auch darauf hinweisen, daß der von vielen 
Nichtregierungsorganisationen initiierte „Global March 
against Child Labor“ das Gewissen der Welt wachge- 
rüttelt hat. Hier zeigt sich, daß wir auf die Nichtregie- 
rungsorganisationen angewiesen sind, nicht nur auf den 
Staat und die etablierten Sozialpartner. Ich warne die 
Sozialpartner - bei allem Respekt - davor, sich so zu 
benehmen, als hätten sie das Monopol in allen Sozial- 
fragen. Ich bin nicht für einen Kampf zwischen Sozial- 
partnerorganisationen und Nichtregierungsorganisatio- 
nen, sondern für Zusammenarbeit. 

Auf Frage 5 unserer Anfrage - Zugang der Kinder zu 
Rechtsmitteln - lautet die Antwort: 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine 
solche Forderung nicht in bezug auf das Überein- 
kommen gestellt werden sollte. 

(B) 

Das ist ein starkes Stück. Verehrte Frau Kollegin, die 
Bundesregierung hat den Auftrag des Parlamentes zu er- 
füllen. Die Bundesregierung ist kein selbständiger Ver- 
ein. Das Parlament hat im Mai letzten Jahres der Bun- 
desregierung den Auftrag erteilt, dafür zu sorgen, daß 
die Forderung nach Zugang der Kinder zu Rechtsmitteln 
in das Übereinkommen hineingeschrieben wird. Private 
Meinungen interessieren mich in diesem Zusammen- 
hang gar nicht. Die Bundesregierung handelt im Auftrag 
des Parlaments. Wo sind wir denn? Sie haben uns nicht 
zu zensieren. Sie können uns nicht vorschreiben, welche 
Auffassung wir haben sollen. 

Zur Sache selber: Es geht gar nicht um das Recht auf 
eine Individualklage, sondern um ganz einfache Sachen. 
Die Kinder in Indien, die zum obersten Gericht vorge- 
drungen sind, haben jeden Prozeß gewonnen; aber die 
meisten Kinder kommen da gar nicht hin, weil sie daran 
durch lokale Autoritäten behindert werden. Es geht dar- 
um, dies zu ändern. Diese Forderung steht in Überein- 
stimmung mit der Kinderrechtskonvention, die wir 
1992 ratifiziert haben und die 1989 von der VN- 
Generalversammlung verabschiedet wurde. 

Ich finde die hier geäußerte Vorstellung merkwürdig, 
es störe die Akzeptanz, wenn das in diesem Überein- 
kommen stehe. In New York sagen wir ja, und in Genf 
sagen wir nein! Was für eine internationale Gemein- 
schaft ist es eigentlich, die einmal etwas beschließt und 
in einem anderen Zusammenhang sagt, es störe die Ak- 
zeptanz? Die Gründe, warum wir Wert darauf legen, daß 


Kinder gehört werden, sind handfest. Daß Kinder Zu- (C) 
gang zu Gerichten haben, ist ein handfestes Instrument 
im Kampf gegen Kinderarbeit. 

(Beifall des Abg. Hermann Gröhe 
[CDU/CSU]) 

Ich möchte dafür Dank sagen, daß wir es bei aller 
Hektik geschafft haben, einen Konsens zu finden. Unse- 
re Vorschläge richten sich nicht gegen die ILO. Auch an 
sie richtet sich mein Dank. Ich verbinde meinen Dank an 
die ILO mit dem Ratschlag, im Kampf gegen die Kin- 
derarbeit ihre ganze Phantasie nicht so sehr auf Statisti- 
ken, Papiere und Diagramme zu kaprizieren, sondern 
mehr Aktionen vor Ort zu ermöglichen. 

Es geht nicht nur darum, gegen Kinderarbeit zu 
kämpfen; vielmehr geht es auch darum, für Schulbil- 
dung einzutreten. Ich bin für Verbote; aber es ist zu be- 
quem, nur zu verbieten. Ausschließlich zu helfen ist 
auch zuwenig. Wir brauchen beides: verbieten und hel- 
fen. Ich kenne die Ein wände: Man dürfe erst verbieten, 
wenn das Gesamtsystem verändert und die Armut besei- 
tigt ist. Auch die deutsche Geschichte kennt diese Ein- 
wände. Dieselbe Debatte mit denselben Argumenten ha- 
ben wir bei uns vor hundert Jahren geführt: Erst müsse 
die Armut beseitigt werden und dann die Kinderarbeit. 

Als das preußische Heer keine gesunden Rekruten mehr 
hatte, war die Kinderarbeit über Nacht verboten. Da 
ging es plötzlich. Deshalb bin ich für eine Doppelstrate- 
gie: Nicht verbieten allein, sondern verbieten und helfen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und derF.D.P.) 

Kinder, denen der Zugang zur Schulbildung be- 
schnitten wird, haben auch später als Erwachsene weni- 
ger Chancen. So pflanzt sich das Unrecht fort: Als Kin- 
der zur Arbeit gezwungen, als Erwachsene arbeitslos, 
und deshalb werden die eigenen Kinder wieder in die 
Arbeit geschickt. 

Ich finde es gut, daß der Deutsche Bundestag, wenn 
auch zu später Stunde, ganz eindeutig zum Ausdruck 
bringt: Für diesen Skandal gibt es keine Spur an Ver- 
ständnis. Ich finde es gut, daß es dem Deutschen Bun- 
destag weniger um Proklamation geht. Wir fordern die 
Bundesregierung auf - wir haben es schon einmal über- 
einstimmend beschlossen -, die Position der Nichtregie- 
rungsorganisationen zu stärken und den Zugang der 
Kinder zu Rechtsmitteln auch in diesem Übereinkom- 
men durchzusetzen. 

Nicht die Worte des Übereinkommens zählen, son- 
dern nur die Tatsache, ob aus ihm Konsequenzen gezo- 
gen werden können. Es geht um Umsetzung und Durch- 
setzung, nicht um eine akademische Diskussion. Es geht 
auch nicht darum, das deutsche Jugendarbeitsschutzge- 
setz weltweit zu exportieren. Daran denkt niemand. Es 
geht um die Beseitigung der schlimmsten Formen der 
Kinderarbeit, der Ausbeutung und der Versklavung. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsidentin Petra Bläss: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, ich gebe Ihnen zunächst das von den 
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Vizepräsidentin Petra Bläss 

(A) Schriftführerinnen und Schriftführern ermittelte Ergeb- 
nis der namentlichen Schlußabstimmnng über den 
Gesetzentwurf zur Reform des Staatsangehörigkeits- 
rechts bekannt, eingebracht von Abgeordneten aus den 
Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und 
F.D.P., Drucksachen 14/533 und 14/867 Nr. 1. Abgege- 
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Entschuldigt wegen Übernahme einer Verpflichtung im Rahmen ihrer Mitgliedschaft in den Parlamentarischen Versammlungen 
des Europarates und der WEU, der NAV, der OSZE oder der IPU 

Abgeordnete(r) 

Behrendt, Wolfgang, SPD Siebert, Bernd, CDU/CSU Verheugen, Günter, SPD Zierer, Benno, CDU/CSU 


Nächste Rednerin in der Debatte ist die Kollegin Dr. 
Angelika Köster-Loßack, Bündnis 90/Die Grünen. 

Dr. Angelika Köster-Loßack (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen 
und Kollegen! Diese kurze Debatte findet im Vorfeld 
der Genfer ILO-Tagung statt, bei dem ein Überein- 
kommen zur Bekämpfung der schlimmsten Formen der 
Kinderarbeit erzielt werden soll. Schlimmste Formen 
sind die Sklaverei, die Schuldknechtschaft, Zwangsar- 
beit, Prostitution und die Rekrutierung von Kindern als 
Soldaten. 

Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, daß die 
Kinderrechtskonvention, die die Rechte der Kinder um- 
fassend regelt, leider erst von 73 Staaten ratifiziert wur- 
de. Um aber möglichst viele Staaten dazu zu bringen, 
ein Übereinkommen zum Schutz der Kinder zu unter- 
schreiben, will man jetzt in Genf zumindest die 
schlimmsten Formen ächten. Dies ist allerdings nur ein 
erster Zwischenschritt; er ist keineswegs ausreichend. 


Kinder müssen nicht nur vor den schlimmsten Exzessen 
bewahrt werden, sondern alle Kinder müssen wenigstens 
Zugang zu einer Basisgesundheitsversorgung und zur 
Grundbildung bekommen. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Nur dadurch können mehr Kinder wenigstens einen Teil 
des großen Potentials, das in ihnen allen steckt, aus- 
schöpfen. Eine zentrale Aufgabe vor allem im Rahmen 
unserer Entwicklungszusammenarbeit ist deswegen die 
Förderung des Auf- und Ausbaus von Basisgesundheits- 
diensten und Institutionen der Grundbildung. 

Damit Kinder überhaupt eine Chance haben, in die 
Schule zu gehen, muß selbstverständlich die Armut in 
vielen Ländern viel stärker bekämpft werden, denn in 
den meisten Fällen sind Kinder gezwungen zu arbeiten, 
um ihren Familien das Überleben zu sichern. Es wäre 
natürlich vermessen zu sagen, daß von Deutschland, von 
Europa oder von anderen Ländern des Nordens die Pro- 
bleme der Kinderarbeit gänzlich gelöst werden könnten. 
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Das wäre eine völlige Überforderung. Vielmehr müssen 
die Verantwortlichen in den betroffenen Ländern selbst 
wirksame Mittel auch jenseits von Gesetzessanktionen 
ergreifen, um die Kinderarbeit zurückzudrängen und 
zum Verschwinden zu bringen. 

Es gibt Länder, in denen es schon sehr viele Gesetze 
hierzu gibt. Ein Beispiel dafür ist Indien. Die Menschen- 
rechtskommission hat die dortige Kinderarbeit zu einem 
zentralen Punkt erhoben, aber die Umsetzung - das 
wurde schon von meinem Vorredner gesagt - läßt zu 
wünschen übrig. 

Deswegen ist es insbesondere auch im Rahmen unse- 
rer Entwicklungs- und Menschenrechtspolitik notwen- 
dig, in all diesen Ländern einen intensiven Dialog über 
Kinderrechte sowohl mit den Regierungen als auch mit 
Nichtregierungsorganisationen zu führen. 

Wenn Kinder vom Zugang zur Grundbildung ausge- 
schlossen werden, hat das Folgen. Die schlimmen Fol- 
gen der Kinderarbeit können wir besichtigen, wenn wir 
auf Besuchsreisen in den betreffenden Ländern sind. 
Den Kindern wird jede Hoffnung auf eine bessere Zu- 
kunft genommen. Wenn Selbsthilfeorganisationen von 
Kindern bestehen, sollten diese zukünftig an der Ge- 
staltung des Übereinkommens beteiligt werden. Diese 
Selbsthilfeorganisationen von Kindern, die insbesondere 
in lateinamerikanischen Ländern aktiv sind, dürfen we- 
gen ihrer Aktivitäten nicht kriminalisiert werden, genau- 
sowenig wie die arbeitenden Kinder selbst. Sie sind die 
Opfer ungerechter gesellschaftlicher Verhältnisse und 
keine Kriminellen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der CDU/CSU und der PDS) 

In unserem Antrag fordern wir, daß Aktionspro- 
gramme zur Beseitigung der schlimmsten Formen der 
Kinderarbeit in das ILO-Übereinkommen mit aufge- 
nommen werden. Das ist wichtig, damit es nicht bei den 
unverbindlichen Absichtserklärungen, die bisher die 
Regel waren, bleibt. Noch einmal: Die Nichtregierungs- 
organisationen, die in diesem Bereich über langjährige 
Erfahrungen verfügen und sehr viel Engagement zeigen, 
sollen bei der Planung und Durchführung der Aktions- 
programme wirklich mit einbezogen werden. Nur so 
kann sichergestellt werden, daß möglichst viel Sachver- 
stand eingebracht wird. 

Zum letzten Punkt: Der Einsatz von Kindern als 
Soldaten muß geächtet und dann auch verboten werden. 
Dieses Thema steht auch auf der Tagesordnung für die 
Verhandlungen um ein Zusatzprotokoll zur Kinder- 
rechtskonvention der Vereinten Nationen. Wir müssen 
das mit Nachdruck angehen. In diesem Zusammenhang 
möchte ich auch zu bedenken geben, ob nicht die Bun- 
deswehr die Rekrutierung von unter 18jährigen einstel- 
len sollte. Das würde die internationale Glaubwürdigkeit 
der Deutschen bei den zuvor schon angesprochenen 
schwierigen Verhandlungen erhöhen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Besonders erfreulich ist natürlich, daß wir bei der Be- 
ratung dieses Themas eine gute Tradition fortsetzen: Ich 
finde es vorbildlich, daß der Antrag überfraktionell ver- 


abschiedet wird. Wir alle hoffen, daß die Verhandlungen (C) 
über ein ILO-Übereinkommen zur Beseitigung der 
schlimmsten Formen der Kinderarbeit zum Erfolg füh- 
ren. Kinder werden die Zukunft gestalten. Sie gehören in 
die Schule und möglichst auch auf Spielplätze. Sie dür- 
fen nicht in Zwangsarbeit, Prostitution oder als Soldaten 
in bewaffnete Konflikte geschickt werden. Sonst haben 
wir keine Zukunft. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsidentin Petra Bläss: Letzte Rednerin in 
dieser Debatte ist die Parlamentarische Staatssekretärin 
Ulrike Mäscher. 


Ulrike Mäscher, Pari. Staatssekretärin beim Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung: Frau Präsi- 
dentin! Liebe Kollegen, liebe Kolleginnen! Kinderarbeit - 
das ist in Deutschland die Erinnerung an ein dunkles 
Kapitel unserer eigenen Sozialgeschichte. Für Millionen 
Kinder in den Entwicklungsländern ist sie tagtäglich er- 
littene Realität. 


Wenn wir von Kinderarbeit reden, dann meinen wir 
nicht das Austragen von Zeitungen, das Mithelfen im 
elterlichen Landwirtschaftsbetrieb oder die Handrei- 
chungen bei Sportveranstaltungen, die im deutschen Ju- 
gendarbeitsschutzgesetz genau geregelt sind. Die Kin- 
derarbeit, über die wir hier reden und die uns alle be- 
drückt, heißt: elende Schwerstarbeit in kleinen Kohle- 
gruben, in Ziegeleien und in stinkenden Gerbereien, 
Hantieren mit gefährlichen Arbeitsstoffen ohne irgend- 
eine Schutzausrüstung. Das heißt ferner: Schuldknecht- 
schaft, recht- und schutzloses Dasein als Straßenkinder 
und oft Kinderprostitution. 


(D) 


Wir sind uns alle einig: Kinderarbeit ist eines der 
schlimmsten Übel unserer Zeit. Darum steht die Be- 
kämpfung der Kinderarbeit auch bei der Internationa- 
len Arbeitsorganisation, IAO, ganz oben auf der Ta- 
gesordnung. Die IAO möchte ein internationales Ab- 
kommen zustande bringen, das die unverzügliche Besei- 
tigung der schlimmsten Formen von Kinderarbeit zum 
Ziel hat. Wir machen uns keine Illusionen: Das Paradies 
ist damit noch nicht erreicht. 


Sowohl die alte als auch die neue Bundesregierung 
unterstützen die Internationale Arbeitsorganisation bei 
diesem Abkommen vorbehaltlos. Ich möchte mich bei 
dem früheren Arbeitsminister, Norbert Blüm, für sein 
großes Engagement in dieser Frage bedanken. 

(Beifall im ganzen Hause - Dr. Norbert Blüm 
[CDU/CSU]: Keine Blumen!) 

Ich habe einmal erlebt, wie er mit einer fulminanten Re- 
de die Delegierten der IAO begeistert hat. Fortschritte 
gab es aber - wie immer - nur zentimeterweise. 

Schon am 28. Mai 1998 brachten die damaligen 
Koalitions- und Oppositionsfraktionen einen gemeinsa- 
men Entschließungsantrag in den Deutschen Bundestag 
mit dem Ziel ein, die Verhandlungsposition der damali- 
gen Bundesregierung kurz vor Beginn der ersten Bera- 
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(A) tungen in Genf zu stärken. Wenn dieselben Fraktionen 
jetzt erneut einen gemeinsamen Entschließungsantrag 
einbringen, dann zeigt dies, daß wir beim Thema Kin- 
derarbeit weiterhin auf der gleichen Linie liegen. 

Ich bewerte diesen Entschließungsantrag wie auch die 
Große Anfrage der CDU/CSU-Fraktion als Unterstüt- 
zung eines Anliegens, das der Bundesregierung, den 
Koalitionsfraktionen und den Oppositionsfraktionen 
weiterhin gemeinsam ist. Wir haben in der Bundesrepu- 
blik zum Glück einen großen gesellschaftllichen Kon- 
sens. Gewerkschaften, Wirtschaftsverbände und Nicht- 
regierungsorganisationen in unserem Land tragen diesen 
Kampf gegen Kinderarbeit mit. Ich bin mir sicher - da 
gibt es ermutigende Anzeichen -, daß es in dieser Frage 
eine breite und einhellige Unterstützung aller Bürger 
und Bürgerinnen gibt. 

Der Entschließungsantrag stellt Anforderungen an 
den Inhalt, also an die Qualität des vorgesehenen neuen 
Übereinkommens. Wir müssen uns aber darüber im kla- 
ren sein, daß der Inhalt nicht der alleinige Maßstab sein 
kann, an dem das Übereinkommen zu messen ist. Eben- 
so wichtig ist, daß möglichst viele Länder das Überein- 
kommen ratifizieren. Das gilt besonders für die Länder, 
in denen die Kinderarbeit immer noch einen bedrücken- 
den Stellenwert im Wirtschaftssystem hat. 

Das ist gerade der Grund, weshalb das seit 1973 beste- 
hende Übereinkommen der IAO über das Beschäfti- 
gungsmindestalter um das heute zur Dis kussion stehende 
Übereinkommen ergänzt werden soll. Das alte Überein- 
kommen ist auch wegen zu hoher Anforderungen und sei- 
ner komplizierten Ausnahmeregelungen nur von 64 der 

' ' 174 Mitgliedstaaten der Internationalen Arbeitsorganisation 
ratifiziert worden. Darunter befinden sich die Bundesrepu- 
blik Deutschland und auch die damalige Deutsche Demo- 
kratische Republik. Aber Industrieländer wie Österreich, 
die Schweiz, Großbritannien, die USA, Kanada, Japan, Au- 
stralien und Neuseeland haben dieses Übereinkommen lei- 
der nicht ratifiziert. Damit ist es im Weltmaßstab leider 
weitgehend unwirksam geblieben. 

Wir müssen also versuchen zu erreichen, daß nicht wie- 
der hochentwickelte Industriestaaten, aber auch weniger 
entwickelte Länder dem neuen Abkommen ihre Zustim- 
mung verweigern. Das macht die Aufgabe nicht leicht; das 
wissen Sie, Herr Dr. Blüm. Ein Übereinkommen mit einem 
zu dürftigen Inhalt ist unsinnig. Ein Übereinkommen aber, 
das für Länder mit Kinderarbeit eine zu hohe Meßlatte 
setzt, wird auch keinen Erfolg haben. Wir müssen versu- 
chen, einen vernünftigen Mittelweg zu finden. Um diesen 
Mittelweg bemüht sich die Bundesregierung bei den Bera- 
tungen in Genf derzeit intensiv. 


Eine von allen im Bundestag vertretenen Parteien ge- (C) 
tragene Entschließung wird uns bei dieser Aufgabe si- 
cher eine wertvolle Unterstützung sein. Dafür bedanke 
ich mich bei allen Fraktionen. Ich bitte Sie, uns auch 
weiterhin im wichtigen Kampf gegen die Kinderarbeit 
zu unterstützen. 

Ich freue mich, daß Norbert Blüm sein großes Enga- 
gement gegen Kinderarbeit jetzt auch als freier Abge- 
ordneter 

(Dr. Norbert Blüm [CDU/CSU]: Das ist 
wahr!) 

mit großer Intensität fortsetzt. Ich versichere Ihnen, daß 
die Bundesregierung ihren Part, die mühsame Arbeit der 
Aushandlung von kleinen und größeren Fortschritten, 
mit genauso großem Engagement fortsetzen wird. 

(Dr. Norbert Blüm [CDU/CSU]: Aber Druck 
mache ich überall!) 

Danke. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Petra Biäss: Ich schließe die Aus- 
sprache. 

Die Kolleginnen Petra Emstberger und Rosel Neu- 
häuser sowie der Kollege Klaus Haupt haben ihre Reden 
zu Protokoll gegeben. *) Ich setze das Einverständnis des 
Hauses voraus. 

Wir kommen damit zur Abstimmung über den Antrag (q) 
der Fraktionen der SPD, der CDU/CSU, des Bündnisses 
90/Die Grünen und der F.D.P. zu den Fordemngen an 
das neue Übereinkommen der Internationalen Arbeitsor- 
ganisation zur Bekämpfung der Kinderarbeit auf Dmck- 
sache 14/885 (neu). Wer stimmt für diesen Antrag? - 
Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Damit ist die- 
ser Antrag einstimmig angenommen. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Wir sind damit am Schluß unserer heutigen Tages- 
ordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun- 
destages ein auf Mittwoch, den 16. Juni 1999, 12 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß: 15.22 Uhr) 


*) Anlage 8 
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(A) 


Anlagen zum Stenographischen Bericht 


Anlage 1 


Liste der entschuldigten Abgeordneten 


Anlage 2 


Abgeordnete(r) 


entschuldigt bis 
einschließlich 


(B) 


Altmann (Aurich), Gila 

Behrendt, Wolfgang 

Borchert, Jochen 

Böttcher, Maritta 

Dehnel, Wolfgang 

Doss, Hansjürgen 

Friedrich (Altenburg), 
Peter 

Gehrcke, Wolfgang 

Dr. Grehn, Klaus 

Hampel, Manfred 

Hartnagel, Anke 

Dr. Haussmann, Helmut 

Herzog, Gustav 

Jüttemann, Gerhard 

Dr. Kohl, Helmut 

Kolbow, Walter 

Labsch, Werner 

Müller (Düsseldorf), 
Michael 

Neumann (Bremen), 
Bernd 

Nolte, Claudia 
Ostrowski, Christine 
Raidel, Hans 
Dr. Rexrodt, Günther 
Rühe, Volker 
Scherhag, Karl-Heinz 
Schröder, Gerhard 
Spranger, Carl-Dieter 
Türk, Jürgen 
Verheugen, Günther 
Willner, Gert 
Wissmann, Matthias 
Zierer, Benno 


BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

7.5.99 

SPD 

7.5.99* 

CDU/CSU 

7.5.99 

PDS 

7.5.99 

CDU/CSU 

7.5.99 

CDU/CSU 

7.5.99 

SPD 

7.5.99 

PDS 

7.5.99 

PDS 

7.5.99 

SPD 

7.5.99 

SPD 

7.5.99 

F.D.P. 

7.5.99 

SPD 

7.5.99 

PDS 

7.5.99 

CDU/CSU 

7.5.99 

SPD 

7.5.99 

SPD 

7.5.99 

SPD 

7.5.99 

CDU/CSU 

7.5.99 

CDU/CSU 

7.5.99 

PDS 

7.5.99 

CDU/CSU 

7.5.99 

F.D.P. 

7.5.99 

CDU/CSU 

7.5.99 

CDU/CSU 

7.5.99 

SPD 

7.5.99 

CDU/CSU 

7.5.99 

F.D.P. 

7.5.99 

SPD 

7.5.99 

CDU/CSU 

7.5.99 

CDU/CSU 

7.5.99 

CDU/CSU 

7.5.99* 


für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Versamm- 
lung des Europarates 


Erklärung nach § 31 GO 

der Abgeordneten Konrad Gilges, Brigitte 
Adler, Eckhardt Barthel (Berlin), Dr. Axel 
Berg, Hans-Werner Berti, Lothar Binding (Hei- 
delberg), Anni Brandt-Elsweier, Dr. Peter 
Danckert, Marga Elser, Hans Förster, Angelika 
Graf (Rosenheim), Monika Griefahn, Christel 
Hanewinckel, Nina Hauer, Gustav Herzog, Ilse 
Janz, Dr. Uwe Jens, Ulrich Kasparick, Karin 
Kortmann, Horst Kubatschka, Helga Kühn- 
Mengel, Ute Kumpf, Konrad Kunick, Detlev 
von Larcher, Waltraud Lehn, Erika Lotz, Dr. 
Christine Lucyga, Lothar Mark, Heide Matti- 
schek, Jutta Müller (Völklingen), Michael 
Müller (Düsseldorl), Andrea Nahles, Günter 
Oesinghaus, Adolf Ostertag, Renate Renne- 
bach, Bernd Reuter, Dr. Edelbert Richter, Rene 
Röspel, Dr. Ernst Dieter Rossmann, Marlene 
Rupprecht, Thomas Sauer, Dr. Hansjörg Schä- 
fer, Dr. Hermann Scheer, Horst Schmidtbauer 
(Nürnberg), Dagmar Schmidt (Meschede), Re- 
gina Schmidt-Zadel, Heinz Schmitt (Berg), Gi- 
sela Schröter, Ewald Schürer, Dr. R. Werner 
Schuster, Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk, Antje- 
Marie Steen, Jella Teuchner, Adelheid Trö- 
scher, Rüdiger Veit, Ute Vogt (Pforzheim), Hedi 
Wegener, Dr. Ernst Ulrich von Weizsäcker, 
Klaus Wiesehügel, Dr. Wolfgang Wodarg (alle 
SPD) und Hans- Josef Fell, Winfried Hermann 
(Bündnis 90/Die Grünen) 

zur Abstimmung über den Antrag der Bundes- 
regierung „Deutsche Beteiligung an der huma- 
nitären Hilfe im Zusammenhang mit dem Ko- 
sovo-Konflikt“ (Zusatztagesordnungspunkt 7a) 

Wir stimmen dem Antrag der Bundesregierung zur 
„Deutschen Beteiligung an der humanitären Hilfe im 
Zusammenhang mit dem Kosovo-Konflikt“ zu. Unsere 
Hoffnung ist, daß damit die Not der aus dem Kosovo 
nach Albanien und Mazedonien geflohenen Menschen 
gelindert werden kann. Sie sind unverschuldet in diese 
katastrophale Situation geraten und benötigen dringend 
weitere humanitäre Hilfe. Wir sehen zudem die dringen- 
de Notwendigkeit, Albanien und Mazedonien zu helfen, 
denn die Aufnahme Hunderttausender Flüchtlinge stellt 
für beide Staaten eine erhebliche politische und wirt- 
schaftliche Belastung dar. 

Wir sehen die Notwendigkeit, daß in der konkreten Si- 
tuation in Albanien und Mazedonien humanitäre Hilfe von 
der Bundeswehr geleistet wird. Gleichwohl würden wir es 
begrüßen, wenn zivile Hilfsorganisationen eine wichtigere 
Rolle spielen könnten. Der grundsätzlich zu befürwortende 
Zivilcharakter humanitärer Hilfseinsätze geht sonst verlo- 
ren. Humanitäre Hilfe soll schließlich die Überreste zivil- 
gesellschaftlicher Strukturen in Konfliktregionen schützen 
oder deren Neuentstehung befördern. 
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(A) Die Unterzeichner dieser Erklärung gehen unabhän- 
gig davon, ob sie am 16. Oktober 1998 dem Antrag der 
Bundesregierung zugestimmt oder ihn abgelehnt haben 
oder ihn abgelehnt hätten, davon aus, daß sich der Ein- 
satz der deutschen Soldaten auf humanitäre Hilfe für die 
Flüchtlinge und Vertriebenen in Albanien und Mazedo- 
nien, d.h. außerhalb des Staatsgebietes der Bundesrepu- 
blik Jugoslawien, beschränkt. 

Diejenigen von uns, die am 16. Oktober 1998 den 
Antrag der Bundesregierung abgelehnt haben, bleiben 
bei dieser Entscheidung und weisen nachdrücklich dar- 
auf hin, daß unsere Zustimmung zum vorliegenden An- 
trag keine nachträgliche Zustimmung zu dem damaligen 
Beschluß darstellt. 


Anlage 3 

Erklärung nach § 31 GO 

der Abgeordneten Annelie Buntenbach, Monika 
Knoche, Steffi Lemke, Irmingard Schewe- 
Gerigk, Christian Simmert, Hans-Christian 
Ströbele und Sylvia Voß (alle BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) zur Abstimmung über die Be- 
schlußempfehlung des Auswärtigen Ausschus- 
ses zu dem Antrag der Bundesregierung: Deut- 
sche Beteiligung an der humanitären Hilfe im 
Zusammenhang mit dem Kosovo-Konflikt (Zu- 
satztagesordnungspunkt 7a) 

(B) Wir stimmen der Entsendung von bis zu 1 000 Bun- 
deswehr-Soldaten zur Stationierung in Albanien zusätz- 
lich zu dem bereits vom Bundestag beschlossenen Trup- 
penkontingent von 6 000 Soldaten nicht zu. Wir sehen 
mit großer Sorge die Zuspitzung der Lage der Men- 
schen, die aus dem Kosovo brutal vertrieben werden und 
die sich jetzt in Albanien, Mazedonien, Montenegro 
oder noch im Kosovo selbst aufhalten. Die Versorgung 
ist in vielen Flüchtlingslagern nicht hinreichend ge- 
währleistet, humanitäre Hilfe innerhalb des Kosovo ist 
derzeit nicht möglich. 

Um diese untragbare humanitäre Situation zu verbes- 
sern, müssen alle zur Verfügung stehenden Maßnahmen 
ergriffen werden. Gerade die Bundesrepublik Deutsch- 
land, aber auch alle anderen Länder der Europäischen 
Union und darüber hinaus, müssen deshalb verstärkt 
Flüchtlinge aufnehmen. Dabei ist auch eine Erhöhung 
der bisher zugesagten unzureichenden „Flüchtlings- 
Kontingente“ erforderlich. 

Auch die konkrete Hilfe vor Ort, vor allem durch 
die Unterstützung der humanitären Organisationen bei 
ihrer Arbeit in Albanien und Mazedonien, muß inten- 
siviert werden. Dazu gehört auch das Organisieren 
von dringend erforderlicher Flüchtlingshilfe auch in 
der jugoslawischen Teilrepublik Montenegro. Ein 
weiterer Schritt zur schnellen humanitären Hilfe ist 
die Versorgung für die Binnenflüchtlinge im Kosovo 
sowie der Zugang von humanitären Organisationen in 
den Kosovo. 


Um dies zu ermöglichen, ist die sofortige Einstellung 
der Luftangriffe notwendig. Sie ist gleichzeitig Voraus- 
setzung dafür, eine Unterstützung der humanitären 
Hilfsaktion ggf auch durch NATO-Einheiten durchzu- 
führen. Nur ein Ausstieg aus der militärischen Eskalati- 
on kann eine klare Trennung von humanitären und mi- 
litärischen Aktionen sicherstellen. 

Unter den jetzigen Bedingungen im Kosovo und vor 
dem Hintergrund einer möglichen Eskalation in der Re- 
gion (durch ein Übergreifen des Krieges auch auf Alba- 
nien) und der Verwicklung in kriegerische Auseinander- 
setzungen am Boden halten wir den Einsatz zusätzlicher 
Bundeswehreinheiten für so lange nicht verantwortbar, 
wie die NATO weiter bombadiert. 


Anlage 4 

Erklärung nach § 31 GO 

der Abgeordneten Klaus Barthel (Starnberg), 
Christel Deichmann und Waltraud Wolff (Zie- 
litz) zur Abstimmung über die Beschlußemp- 
fehlung des Auswärtigen Ausschusses zu dem 
Antrag der Bundesregierung: Deutsche Beteili- 
gung an der humanitären Hilfe im Zusammen- 
hang mit dem Kosovo-Konflikt (Zusatztages- 
ordnungspunkt 7 a) 

Humanitäre Hilfe in der Balkanregion ist unab- 
weisbar erforderlich. Zuviel wurde bereits versäumt. 
Wir schlagen daher vor, daß sich die Bundesregierung 
dafür einsetzt, daß unter der Führung der OSZE ein 
humanitärer Kommandobereich geschaffen wird. In 
dessen Rahmen sollen die zivilen Hilfsorganisationen 
die Hauptrolle spielen. Damit die zivilen Komponen- 
ten humanitärer Hilfe gestärkt werden können, bedarf 
es nachhaltiger Unterstützung dieser Organisationen. 
Gleichzeitig muß der Auf- und Ausbau zivilgesell- 
schaftlicher Strukturen in der Konfliktregion voran- 
getrieben werden. 

Wir sind der Auffassung, daß allen Eskalationsgefah- 
ren vorgebeugt werden muß, daß alle Anstrengungen 
unterstützt werden müssen, umgehend zu einem Ende 
der militärischen Auseinandersetzungen, von Vertrei- 
bung, Mord und Gewalt zu kommen, daß humanitäre 
Hilfe rezivilisiert und dabei gleichzeitig dem Primat der 
Politik klarer Geltung verschafft werden muß. 

Wir fordern - gerade unter dem Vorzeichen der von 
der NATO für sich beanspruchten moralischen und der 
von niemandem bestrittenen militärischen Überlegenheit 
- die sofortige Einstellung der NATO-Luftoperationen 
bei paralleler Gewaltbeendigung aller Seiten im Kosovo 
selbst, vor allem seitens der jugoslawischen Einheiten, 
mit dem Ziel, zu einem Waffenstillstand und schließlich 
zu einer dauerhaften Friedenslösung zu gelangen. Des- 
halb begrüßen wir alle Anstrengungen, gerade auch der 
Deutschen Bundesregierung, für eine diplomatische Lö- 
sung und wollen diesen durch unser Abstimmungsver- 
halten Nachdruck verleihen. 
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(A) Dem o.g. Antrag der Bundesregierung können wir 
nicht zustimmen. Die Gründe dafür sind: 

Erstens. Der vorliegende Antrag enthält keine Anga- 
ben über die Art, die Zusammensetzung, die Ausrüstung 
der humanitären Bundeswehrkräfte. Insbesondere zu- 
sammen mit der vorgesehenen Nothilfe zugunsten aller 
NATO-geführten Verbände im gesamten Stationie- 
rungsgebiet, das nicht mehr definiert ist und in der Pra- 
xis nicht abgrenzbar ist, beinhaltet dies das hohe Risiko, 
daß die jetzt zu entsendenden Bundeswehreinheiten in 
militärische Auseinandersetzungen hineingezogen wer- 
den. Dies wäre auch aufgrund der NATO-Führung der 
Einheiten von deutscher Seite nur schwer auszuschlie- 
ßen. Insbesondere die vorgesehenen flankierenden Maß- 
nahmen wie Einsatzunterstützung incl. Luft- und Ha- 
fenumschlag sowie Luft-, Straßen- und Seetransport so- 
wie Pionierunterstützung, Sicherung, Führung und Füh- 
rungsunterstützung einschließlich multinationaler Haupt- 
quartiere bergen die Gefahr einer Verwicklung der Bun- 
deswehr in einen Bodenkrieg. 

Wir lehnen zudem den vorgesehenen Einsatz von 
Grundwehrdienstleistenden, auch wenn sie sich „für be- 
sondere Auslandsverwendungen freiwillig verpflichtet“ 
haben, ab. 

Zweitens. Die vorgesehene humanitäre Hilfe sieht 
sich ausdrücklich im Zusammenhang mit den Beschlüs- 
sen vom 16. Oktober 1998 und 25. Februar 1999, die 
von der Bundesregierung als Grundlage der derzeit statt- 
findenden militärischen Maßnahmen, insbesondere der 
Luftangriffe auf Jugoslawien, gesehen werden. 

(B) Nach unserer Auffassung sind die derzeit von der 
NATO seit dem 24. März 1999 stattfindenden Luftan- 
griffe nicht mehr durch den Beschluß des Deutschen 
Bundestages vom 16. Oktober 1998 gedeckt, der zur 
„Abwendung einer humanitären Katastrophe“ „be- 
grenzte und in Phasen durchzuführende Luftoperatio- 
nen“ vorsah. Mittlerweile sind nach sechswöchigem 
Dauerbombardement weder zeitliche Phasen noch (etwa 
auf militärische Ziele bezogene qualitative oder quanti- 
tative) Grenzen erkennbar. Während anfangs beispiels- 
weise nur von militärischen Zielen die Rede war, erle- 
ben wir jetzt kontinuierliche Angriffe auf Industrie- und 
Sendeanlagen, Strom- und Wasserversorgung sowie 
Verkehrsinfrastruktur, ganz abgesehen von den zivilen 
Opfern und Schäden durch Fehler und Versehen, die 
auch Nachbarländer nicht verschonen. 

Nach unserer Auffassung ist die NATO vom formu- 
lierten Ziel ihrer Lufloperationen - der Vermeidung ei- 
ner humanitären Katastrophe - weiter entfernt denn je. 
Die Bundesregierung dokumentiert dies durch jetzigen 
Antrag selbst: Während am 16. Oktober laut Bundesre- 
gierung 290 000 Menschen von Vertreibung und Flucht 
betroffen waren, spricht die Bundesregierung nunmehr 
von 900 000. 

Nach unserer Auffassung besteht die Gefahr, daß die 
Entsendung weiterer Bundeswehreinheiten in den Koso- 
vo im ausdrücklichen Zusammenhang mit den bisheri- 
gen Kampfmaßnahmen als Bestätigung der bisherigen 
NATO-Strategie wahrgenommen wird. Demgegenüber 
sehen wir ausreichend Anlaß zu deren Überprüfung. 


Anlage 5 (C) 

Erklärungen nach § 31 GO 

der Abgeordneten Günter Nooke (CDU/CSU), 

Dr. Karl A. Lamers (Heidelberg) (CDU/CSU), 

Claudia Roth (Augsburg) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) sowie der Abgeordneten Harald 
Friese, Renate Gradistanac, Uwe Hiksch, Chri- 
stine Lehder (alle SPD) zur Abstimmung über 
die Beschlußempfehlung des Auswärtigen Aus- 
schusses zu dem Antrag der Bundesregierung: 
Deutsche Beteiligung an der humanitären Hilfe 
im Zusammenhang mit dem Kosovo-Konflikt 
(Zusatztagesordnungspunkt 7a) 

Günter Nooke (CDU/CSU): Inhalt des Beschlußtex- 
tes und Begründung stimmen nur bedingt überein. We- 
sentlich ist Punkt III des Begründungstextes. Insbeson- 
dere der zweite Abschnitt von Punkt III eröffnet die Op- 
tion des Einsatzes der deutschen Kräfte auf dem Territo- 
rium der Bundesrepublik Jugoslawien mit UN-Mandat. 

Eine Zustimmung von Jugoslawien und Milosevic ist 
nicht Voraussetzung. Damit müssen nicht unmittelbar 
Bodenkampfhandlungen verbunden sein, aber einer 
Bundesregierung wird mit diesem Beschluß eine Ver- 
handlungsoption mehr eröffnet, die trotz der garantierten 
erneuten konstitutiven Zustimmung des Deutschen Bun- 
destages im nachhinein sinnvollerweise kaum wieder 
eingeschränkt werden kann. 

Selbst im Bewußtsein einer solchen Interpretationsmög- 
lichkeit der Textvorlage der Bundesregierung habe ich zu- 
gestimmt. Es bleibt aber völlig inakzeptabel, in einer so 
existentiell wichtigen Frage des Einsatzes deutscher Sol- (D) 
daten außerhalb der NATO wesentliche Beschlußinhalte in 
unklaren Begründungstexten zu verbergen. 

Dr. Karl A. Lamers (Heidelberg) (CDU/CSU): Ich bin 
der Überzeugung, daß wir auf keinen Fall einen Landkrieg 
im Kosovo führen dürfen, das heißt, wir müssen alles tun, 
durch klare Formulierungen deutlich zu machen, daß es ei- 
nen Einsatz deutscher Kräfte als Bodenkampftruppen auch 
in Zukunft nicht geben wird. Bislang galt: Ein Einsatz deut- 
scher Kräfte auf dem Territorium der Bundesrepublik Ju- 
goslawien kommt nur im Rahmen eines Friedensabkom- 
mens in Betracht, das heißt: mit Zustimmung der jugosla- 
wisch/serbischen Seite. Diese Position haben wir deshalb 
bezogen, weil damit die Gefahr für die deutschen Soldaten 
im Kosovo erheblich gemindert würde. Die Ausweitung 
eines Einsatzes deutscher Soldaten im Rahmen eines UN- 
Mandats kann nicht bedeuten, daß deutsche Soldaten im 
Rahmen eines UN/NATO-Kontingents in militärische 
Auseinandersetzungen auf dem Boden verwickelt werden. 

Die Formulierung in Abschnitt III des Antrags der Bundes- 
regierung muß in diesem Sinne interpretiert werden. 

Claudia Roth (Augsburg) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN): Die Unterstützung der Vertriebenen in den Re- 
gionen hat zentrale Bedeutung. Es mangelt ihnen dort an 
jeder Form von Infrastruktur, an Unterbringungsmög- 
lichkeiten, an medizinischer Versorgung und Nah- 
rungsmitteln. Der Einsatz der Bundeswehr zur Linde- 
rung dieser Probleme ist begrüßenswert. 

Dies reicht aber nicht aus. 
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(A) Die NATO sagt, sie wolle die Flüchtlinge schützen. 
Aus diesem Wort muß Tat werden. Es reicht nicht aus, 
Flüchtlingslager in Albanien und in Mazedonien aufzu- 
bauen. Die Garantenpflicht kann nicht mit Geld auf die- 
se kleinen, bitterarmen Länder abgewälzt werden. Die 
NATO-Länder müssen vorübergehend - so lange, bis 
die friedliche Rückkehr, die als Kriegsziel deklariert ist, 
wieder möglich ist - Flüchtlinge aufnehmen. Es ist 
schäbig, diese Pflicht abzuwiegeln, indem man einen 
Quotenstreit führt. Deutschland darf das Fehl verhalten 
anderer EU-Länder nicht als Ausrede nehmen. Wer 
Flüchtlinge schützen will, darf deren Aufnahme nicht zu 
einem knapp abgezählten Gnadenakt werden lassen. 
Deutschland tritt als Schutzmacht auf: Wer Schutz ver- 
spricht, muß aber auch Schutz gewähren. Die Länder der 
Region, Albanien, Mazedonien, Bosnien-Herzegowina, 
aber auch Montenegro, sind völlig überfordert. Ein 
Schutz vor Ort ist aus humanitären, aber auch politi- 
schen Gründen nicht mehr zu gewährleisten. 

Bis kurz vor dem Krieg hat Deutschland Flüchtlinge in 
den Kosovo abgeschoben; noch jetzt werden Auswei- 
sungsbescheide in den Kosovo ausgestellt. Das ist zy- 
nisch, makaber und diskreditiert die behaupteten Kriegs- 
ziele. Mit der Aufnahme von 10 000 Flüchtlingen kann es 
kein Bewenden haben. Deutschland muß seine Grenzen 
für die verfolgten und gequälten Menschen des Kosovo 
öffnen und ihnen vorübergehend den Schutz und die Hilfe 
bieten, die sie in der Heimatregion nicht finden. 

In einem Krieg, der täglich 1 10 Millionen DM kostet, 
kann man nicht ausgerechnet damit zu sparen anfangen, 
wo es um den wahrhaften Schutz von Menschen geht. 

(B) Wenn wir uns bei der Aufnahme von Flüchtlingen nicht 
anstrengen, wird das Argument, der Krieg solle Flücht- 
linge schützen, unglaubwürdig. Eine großzügige Auf- 
nahmepolitik sei die Unterstützung der Vertreibungspo- 
litik von Milosevic, heißt es. Aber, wenn es um den 
Schutz von Leib und Leben von Flüchtlingen geht, kann 
ein solches Argument nicht zählen. 

Die Flüchtlinge werden nicht durch die Aufnahme bei 
uns vertrieben, sie sind bereits vertrieben worden. Sie 
brauchen jetzt Zuflucht und Hilfe. Man kann nicht die 
Menschenrechte schützen und die Menschen nicht. Im 
übrigen ist das politische Ziel, den Kosovo für die Ko- 
sovaren wieder bewohnbar zu machen: Also geht es um 
einen vorübergehenden Schutz der Flüchtlinge in 
Deutschland, um eine vorübergehende Aufnahme. Die- 
ser Aufgabe muß sich Deutschland mit aller Kraft, mit 
aller Anstrengung, mit aller Energie widmen. 

Das bedeutet: Aufnahme der Flüchtlinge ohne Quo- 
ten, Grenzöffnung. Das bedeutet: Den Soldaten, die aus 
der Armee von Milosevic fliehen, müssen wir Asyl ge- 
währen. Man kann nicht Milosevic auffordem, den 
Krieg zu beenden, ja ihn mit Bomben dazu zwingen 
wollen, und die Soldaten seiner Armee, die diese Forde- 
rung erfüllen wollen, dann schutzlos eben diesem Milo- 
sevic überlassen. 

Harald Friese, Renate Gradistanac, Uwe Hiksch, 
Christine Lehder (alle SPD) : Wir sehen uns nicht in der 
Lage, dem Antrag der Bundesregierung auf „Deutsche 
Beteiligung in der humanitären Hilfe im Zusammenhang 
mit dem KOSOVO-Konflikt“ zuzustimmen. 


Wir erkennen an, daß die Bundesregierung und die (C) 
Kolleginnen und Kollegen, die diesem Antrag zustim- 
men, damit humanitäre Ziele verfolgen wollen. Auch 
wir sind nicht gegen humanitäre Hilfe, sondern sehen 
diese als eine Gemeinschaftsaufgabe der europäischen 
Staatengemeinschaft für dringend erforderlich an. Wir 
halten aber den eingeschlagenen Weg, humanitäre Hilfe 
durch den Einsatz von weiteren deutschen Soldaten in 
Mazedonien und Albanien zu leisten, für falsch. 

Die bisherigen Beschlüsse des Deutschen Bundesta- 
ges*) hatten zum Ziel, den Frieden zu sichern und eine 
ethnische Säuberung im Kosovo zu verhindern. Als Er- 
gebnis ist aber festzustellen, daß diese Beschlüsse den 
Frieden weder gesichert noch hergestellt haben. Statt des- 
sen befinden sich die Truppen der NATO seit sieben Wo- 
chen in einer kriegerischen Auseinandersetzung mit der 
Republik Jugoslawien. Weder wurde eine ethnische Säu- 
berung des Kosovo verhindert noch haben die Luftangrif- 
fe zu greifbaren politischen Lösungsansätzen geführt. 

Eine weitere Entsendung von Soldaten birgt trotz ih- 
res humanitären Auftrages konkrete Gefahren für eine 
weitere militärische Eskalation. Denn zur Erfüllung des 
humanitären Auftrages gehören flankierende Maßnah- 
men wie: 

- Einsatzunterstützung incl. Luft- und Hafenumschlag 
sowie Luft-, Straßen- und Seetransport sowie 

- Pionierunterstützung, 

- Sicherung, 

- Führung und Führungsunterstützung einschließlich 
multinationaler Hauptquartiere. 

Hinzu kommt die nicht zu unterschätzende Gefahr, 
daß bei einem Angriff jugoslawischer oder serbischer 
Truppen auf ein Flüchtlingslager die NATO in einen 
Bodenkrieg verwickelt werden könnte. 

Dazu darf es nicht kommen! Die Ausweitung des 
Mandats bezüglich des NATO-Einsatzes durch immer 
neue Beschlüsse mit der Folge einer Eskalation des 
Krieges darf so nicht fortgesetzt werden. 

Es wäre deshalb humaner, wenn die europäische 
Staatengemeinschaft nicht nur verbal, sondern durch 
Taten ihre Zusagen für die Aufnahme von Flüchtlingen 
erfüllen würde. Die Kosten dafür wären nicht höher als 
die Kosten für die humanitäre Hilfe in Mazedonien und 
Albanien. 

Der gleichzeitige Einsatz von Soldaten im Krieg und 
zu humanitärer Hilfe beweist die Perversion dieses 
Krieges, der seine Rechtfertigung schon längst verloren 
hat. Wir sind deshalb nicht mehr bereit, den eingeschla- 
genen Weg weiter fortzusetzen. 


*) Beschluß vom 16. 10. 1998: Begrenzte und in Phasen durchzufiih- 
rende Luftoperationen zur Abwendung einer humanitären Kata- 
strophe im KOSOVO-Konflikt; Beschluß vom 13. 11. 1998: 
Luftüberwachungsoperation über dem Kosovo; Beschluß vom 19. 
11. 1998: Operation zum Schutz und Herausziehen von OSZE- 
Beobachtem aus dem KOSOVO in Notfallsituationen; Beschluß 
vom 25. 2. 1999: Militärische Umsetzung eines Rambouillet- 
Abkommens für den KOSOVO (KFOR) sowie an NATO- 
Operationen im Rahmen der Notfalltruppe 
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(A) Anlage 6 

Erklärungen nach § 31 

der Abgeordneten Günter Veit, Eckhardt 
Barthel (Berlin), Detlef Dzembritzki, Reinhold 
Hemker, Ingrid Holzhüter, Barbara Imhof, 
Christa Lörcher, Bernd Reuter, Rene Rüspel, 
Brigit Roth (Speyer), Claudia Roth (Augsburg), 
Michael Roth (Heringen), Rita Streb-Hesse, 
Adelheid Tröscher, Dr. Ernst Ulrich von Weiz- 
säcker, Klaus Wiesehügel (alle SPD), Winfried 
Hermann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), 

der Abgeordneten Dr. Norbert Lammert, Tho- 
mas Kossendey, 

der Abgeordneten Peter Altmaier, Hermann 
Gröhe, Norbert Hauser (Bonn), Eckardt von 
Klaeden, Norbert Königshofen, Norbert Rött- 
gen, Peter Weiß (Emmendingen), 

der Abgeordneten Dr. Heiner Geißler, Dr. 
Christian Schwarz-Schilling, Dr. Rita Süss- 
muth, 

der Abgeordneten Dr. Heribert Blens, Dr. Nor- 
bert Blüm, Ilse Ealk, Dirk Eischer (Hamburg), 
Dr. Martina Krogmann, Ruprecht Polens, Bir- 
git Schnieber-Jastram, Irmgard Karwatzki, 
Dieter Pützhofen, Dr. Friedbert Pflüger, Heinz 
Schemken (alle CDU/CSU), Ekim Deligöz 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), 

der Abgeordneten Carsten Hübner und Ulla 

(B) Jelpke (PDS) 

zur Abstimmung über den Entwurf eines Ge- 
setzes zur Reform des Staatsangehörigkeits- 
rechts (Zusatztagesordnungspunkt 5a) 

Rüdiger Veit, Eckhardt Barthel (Berlin), Detlef 
Dzembritzki, Reinhold Hemker, Winfried Hermann, 
Ingrid Holzhüter, Barbara Imhof, Christa Lörcher, 
Bernd Reuter, Rene Röspel, Birgit Roth (Speyer), 
Claudia Roth (Augsburg), Michael Roth (Heringen), 
Rita Streb-Hesse, Adelheid Tröscher, Dr. Ernst Ulrich 
von Weizsäcker und Klaus Wiesehügel (alle SPD), 
Winfried Hermann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

1. Die Unterzeichnenden sind der Auffassung, daß der 
Gesetzentwurf zur Reform des Staatsangehörigkeits- 
rechts in vielen und wesentlichen Punkten inhaltlich 
hinter dem zurückbleibt, was SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen im Wahlkampf versprochen und einvernehmlich 
in den Koalitionsvereinbarungen festgelegt haben. 

2. Der Gesetzentwurf ist der - unseres Erachtens nicht 
notwendige und schon gar nicht gebotene - politische 
Kompromiß zu d e m zentralen innenpolitischen Thema 
der rotgrünen Bundestagsmehrheit, nachdem es der 
CDU vornehmlich im hessischen Landtagswahlkampf 
mit ihrer an ausländerfeindliche Stimmungen appellie- 
rende Unterschriftenkampagne gelungen ist, Wählerin- 
nen und Wähler für sich zu mobilisieren. Dabei ist der 
Verlust der Regierungsmehrheit in Hessen und hier ins- 
besondere der Stimmenverlust bei den Grünen keines- 


wegs allein auf dieses Thema zurückzuführen, sondern (C) 
hat vielfältige Gründe. 

3. Für die erste Ausländergeneration, die zum Teil über 
Jahrzehnte hinweg geholfen hat, das Gesellschafts- und 
Wirtschaftssystem der Bundesrepublik aufzubauen, ist 
der vorliegende Gesetzentwurf ein völlig unzureichen- 
des Angebot. Zwar ist zu begrüßen, daß die Frist für die 
Anspruchseinbürgerung von fünfzehn auf acht Jahre 
herabgesetzt wird. Die nur geringfügig erweiterte Zahl 
der Ausnahmetatbestände für die Hinnahme doppelter 
Staatsbürgerschaft wird jedoch im Ergebnis an der der- 
zeitigen Rechtslage bzw. Verwaltungspraxis und der uns 
gegenwärtig nicht zufriedenstellenden Integrationsmög- 
lichkeit dieser Generation nur wenig ändern. 

4. Bei der Reform des Staatsangehörigkeitsrechts für die 
hier in Deutschland geborenen Kinder ausländischer 
Eltern ist die Durchbrechung des noch aus dem letzten 
Jahrhundert überkommenen sogenannten Abstam- 
mungsprinzips mehr als überfällig. Durch die jetzt aller- 
dings mit dem Gesetzentwurf vorgenommene Beschrän- 
kung auf die Altersgrenze des 23. Lebensjahres - soge- 
nanntes Optionsmodell - wird für die Betroffenen und 
für die Behörden ein erheblicher Aufwand verursacht 
und der Integrationserfolg letztendlich doch wieder in 
Frage gestellt, wenn anschließend mit den gleichen Be- 
schränkungen wie bei den ausländischen Mitbürgerinnen 
und Mitbürgern der ersten Generation Mehrstaatigkeit 
nur in Ausnahmefällen hingenommen werden soll. 

5. Gleichwohl sind die Unterzeichnenden der Auffas- 
sung, im Ergebnis für diesen Gesetzentwurf - und nicht 
etwa gemeinsam mit der Mehrheit der CDU/CSU- 
Fraktionen dagegen stimmen zu können. So unzurei- 
chend er auch ist, handelt es sich doch um einen ersten 
Schritt in die richtige Richtung. Es bleibt Sache aller ge- 
sellschaftlich relevanten Kräfte, aber auch jedes einzel- 
nen von uns, daran zu arbeiten, daß möglichst noch in 
dieser Legislaturperiode durch eine umfassende und die- 
sen Namen wirklich verdienende Reform des Staatsan- 
gehörigkeitsrechts das ursprünglich verfolgte Integrati- 
onsziel erreicht wird. 

Dr. Norbert Lammert (CDU/CSU): Den vorliegen- 
den Gesetzentwurf zur Änderung des Staatsangehörig- 
keitsrechts lehne ich ab, obwohl ich seit Jahren für eine 
Modernisierung eintrete, die insbesondere den in 
Deutschland geborenen und hier aufwachsenden Kin- 
dern ausländischer Eltern den Erwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit erleichtert, gegebenenfalls durch ei- 
ne Optionspflicht nach Erreichen der Volljährigkeit. 

Ich bedaure, daß weder ein ernsthaftes Bemühen um 
eine breite parlamentarische Zustimmung stattgefunden 
hat noch der notwendige Zusammenhang von Staatsan- 
gehörigkeit und Integration durch ein überzeugendes 
Gesamtkonzept hergestellt worden ist. 

Der jetzt zur Abstimmung stehende Gesetzentwurf 
wirft - nach Einschätzung fast aller in der Anhörung des 
federführenden Ausschusses befragten Sachverständigen 
- mehr Fragen auf, als er beantwortet. 

Diesem Ergebnis kann ich nicht zustimmen. 
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Thomas Kossendey (CDU/CSU): Die Integration der 
rechtmäßig und dauerhaft in Deutschland lebenden aus- 
ländischen Bürger ist unverzichtbar für die dauerhafte 
Bewahrung des gesellschaftlichen Friedens. Bei der 
Verwirklichung eines umfassenden Integrationskonzep- 
tes kommt der Schaffung eines zeitgemäßen Staatsange- 
hörigkeitsrechts eine wichtige Bedeutung zu. 

Ich halte es für notwendig und richtig, daß die in un- 
serem Land geborenen und hier aufwachsenen Kinder 
ausländischer Eltern mit der Geburt die deutsche Staats- 
angehörigkeit erhalten und sich nach dem Erreichen der 
Volljährigkeit zwischen der deutschen Staatsangehörig- 
keit und der Staatsangehörigkeit ihrer Eltern entscheiden 
müssen. Dieses Konzept fordert die Integration und ver- 
hindert, daß es zu genereller doppelter Staatsangehörig- 
keit kommt. Es hat in der Bevölkerung, bei wichtigen 
gesellschaftlichen Gruppen und auch in der CDU Unter- 
stützung gefunden. 

Die zur Abstimmung stehenden Gesetzentwürfe auf 
Drucksachen 14/533 und 14/744 verlassen zwar den 
Weg der generellen doppelten Staatsbürgerschaft, sie 
enthalten jedoch erhebliche verfassungsrechtliche, in- 
haltliche und technische Mängel, die auch in der Sach- 
verständigenanhörung vom 13. April vorgetragen wor- 
den sind. Wegen dieser Mängel und dem vollständigen 
Fehlen von Aussagen und Initiativen zur besseren Inte- 
gration der bei uns lebenden Ausländerinnen und Aus- 
länder können diese Entwürfe meine Zustimmung nicht 
finden. 

Ich bedaure, daß weder in der letzten noch in dieser 
Legislaturperiode der Versuch unternommen wurde, ei- 
ne ffaktionsübergreifende parlamentarische Mehrheit für 
ein umfassendes Integrationskonzept und ein zukunfts- 
weisendes Staatsangehörigkeitsrecht zustande zu brin- 
gen. Ich halte dies für einen schweren Fehler: Denn ein 
breiter demokratischer Konsens ist von entscheidender 
Bedeutung für die gesellschaftliche Akzeptanz der Inte- 
gration und damit für ihr Gelingen im Alltag. 

Die Koalition aus SPD und Bündnis 90/Die Grünen 
hat in der aktuellen Diskussion über die Reform des 
Staatsangehörigkeitsrechtspartei- und koalitionstaktische 
Erwägungen über das Anliegen der gesellschaftlichen 
Konsensbildung gestellt. Dies gilt für das ursprüngliche 
Vorhaben der generellen Hinnahme doppelter Staatsan- 
gehörigkeit, die übereilte und unseriöse parlamentari- 
sche Behandlung der jetzt vorliegenden Gesetzentwürfe 
bis hin zu der mir unverständlichen Zurückweisung jeg- 
licher Gesprächs- und Kompromißangebote der Union 
und entsprechender Aufforderungen, zum Beispiel der 
Kirchen, in den zurückliegenden Wochen. Dieses Ver- 
halten macht mir eine Zustimmung zu den vorliegenden 
Gesetzentwürfen unmöglich. 

Da aber die vorgelegten Gesetzentwürfe mit dem 
Optionsmodell einen Grundgedanken enthalten, den 
auch ich für richtig halte, werde ich bei der heutigen Ab- 
stimmung nicht gegen diese Gesetzentwürfe votieren, 
sondern mich der Stimme enthalten und gleichzeitig den 
Bundesrat auffordem, durch die Anrufung des Vermitt- 
lungsausschusses die Möglichkeit zu eröffnen, doch 
noch einen Kompromiß in dieser wichtigen gesell- 
schaftspolitischen Frage herbeizuführen. 


Peter Altmaier, Hermann Gröhe, Norbert Hauser (C) 
(Bonn), Eckart von Klaeden, Norbert Königshofen, 
Norbert Röttgen und Peter Weiss (Emmendingen) (alle 
CDU/CSU): Die Integration der rechtmäßig und dauer- 
haft in Deutschland lebenden Ausländer ist unverzicht- 
bar für die dauerhafte Bewahrung des gesellschaftlichen 
Friedens. Bei der Verwirklichung eines umfassenden 
Integrationskonzeptes kommt der Schaffung eines zeit- 
gemäßen Staatsangehörigkeitsrechts eine zentrale Be- 
deutung zu. 

Wir halten es für notwendig und richtig, daß die in 
unserem Land geborenen und hier aufwachsenden Kin- 
der ausländischer Eltern mit der Geburt die deutsche 
Staatsangehörigkeit erhalten und sich nach Erreichen der 
Volljährigkeit zwischen der deutschen Staatsangehörig- 
keit und der Staatsangehörigkeit ihrer Eltern entscheiden 
müssen. Dieses Konzept fordert die Integration und ver- 
hindert, daß es zu genereller doppelter Staatsangehörig- 
keit kommt. Es hat in der Bevölkerung, bei wichtigen 
gesellschaftlichen Gruppen und auch in der CDU Unter- 
stützung gefunden. 


Die zur Abstimmung stehenden Gesetzentwürfe auf 
Drucksachen 14/533 und 14/744 haben erhebliche in- 
haltliche und technische Mängel, die auch in der 
Sachverständigenanhörung vom 13. April vorgetragen 
worden sind. Sie unterscheiden sich jedoch grundle- 
gend vom ursprünglichen Vorhaben der Koalition und 
entsprechen in ihren Grundzügen nunmehr den Vor- 
stellungen, die wir für richtig halten. Eine Ablehnung 
dieser Gesetzentwürfe kommt für uns daher nicht in 
Betracht. 

Wir bedauern, daß weder in der letzten noch in dieser 
Legislaturperiode der Versuch unternommen wurde, ei- 
ne ffaktionsübergreifende parlamentarische Mehrheit für 
ein umfassendes Integrationskonzept und ein zukunfts- 
weisendes Staatsangehörigkeitsrecht zustande zu brin- 
gen. Wir halten dies für einen schweren Fehler: Denn 
ein breiter demokratischer Konsens ist von entscheiden- 
der Bedeutung für die gesellschaftliche Akzeptanz der 
Integration und damit für ihr Gelingen im Alltag. 


(D) 


Die Koalition aus SPD und Bündnis 90/Die Grünen 
hat in der aktuellen Diskussion über die Reform des 
Staatsangehörigkeitsrechts partei- und koalitionstakti- 
sche Erwägungen über das Anliegen der gesellschaft- 
lichen Konsensbildung gestellt. Dies gilt für das ur- 
sprüngliche Vorhaben der generellen Hinnahme dop- 
pelter Staatsangehörigkeit, die übereilte und unseriöse 
parlamentarische Behandlung der jetzt vorliegenden Ge- 
setzentwürfe bis hin zu der uns unverständlichen Zu- 
rückweisung jeglicher Gesprächs- und Kompromißan- 
gebote der Union und entsprechender Aufforderungen 
z.B. der Kirchen in den zurückliegenden Wochen. Die- 
ses Verhalten macht uns eine Zustimmung zu den vor- 
liegenden Gesetzentwürfen unmöglich. 


Wir werden uns daher bei der heutigen Abstimmung 
der Stimme enthalten. Wir fordern den Bundesrat auf, 
durch die Anrufung des Vermittlungsausschusses die 
Möglichkeit zu eröffnen, doch noch einen Kompromiß 
in dieser wichtigen gesellschaftspolitischen Frage her- 
beizuführen. 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode - 40. Sitzung. Bonn, Freitag, den 7. Mai 1999 


3475 


(A) Dr. Heiner Geißler, Dr. Christian Schwarz- 
Schilling, Dr. Rita Süssmuth (CDU/CSU): Die Integra- 
tion der rechtmäßig und dauerhaft in Deutschland leben- 
den ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürger ist 
unverzichtbar für die Bewahrung des gesellschaftlichen 
Friedens. Für ihre Integration ist ein zeitgemäßes Staats- 
angehörigkeitsrecht von zentraler Bedeutung. 

Wir halten es für notwendig und richtig, daß die in 
unserem Land geborenen und hier aufwachsenden Kin- 
der ausländischer Eltern mit der Geburt die deutsche 
Staatsangehörigkeit erhalten. Es schadet der Integration, 
wenn diese Kinder nach geltendem Recht im Kindes- 
und Jugendalter gegenüber ihren deutschen Spiel- und 
Schulkameraden rechtlich und dadurch auch sozial dis- 
kriminiert werden und so - wie die Erfahrung beweist - 
immer öfter das Opfer integrationsfeindlicher funda- 
mentalistischer Kräfte werden. 

Nach Erreichen der Volljährigkeit sollten diese Ju- 
gendlichen sich jedoch in der Regel zwischen der deut- 
schen Staatsangehörigkeit und der ihrer Eltern entschei- 
den müssen, damit es nicht zu einer generellen doppel- 
ten Staatsangehörigkeit kommt. Dieses Konzept hat in 
der Bevölkerung, aber auch bei wichtigen gesellschaftli- 
chen Gruppen, eine breite Mehrheit und auch in der 
CDU Unterstützung gefunden. 

Die zur Abstimmung stehenden Gesetzentwürfe auf 
Drucksachen 14/533 und 14/844 unterscheiden sich 
grundlegend vom ursprünglichen Vorhaben der Koaliti- 
on und entsprechen in ihren Grundzügen nunmehr den 
Vorstellungen, die wir für richtig halten. Eine Ableh- 
nung dieser Gesetzentwürfe kommt für uns daher nicht 
' ' in Betracht. 

Sie haben jedoch erhebliche inhaltliche und techni- 
sche Mängel, die auch in der Sachverständigenanhörung 
vom 13. April 1999 vorgetragen worden sind. Vor allem 
beschränken sich die Vorlagen auf die Änderung des 
Staatsangehörigkeitsrechts und beinhalten kein darüber 
hinausgehendes umfassendes Integrationskonzept. Es 
wäre besser gewesen, wenn diese Mängel im Gesetzge- 
bungsverfahren ausgeräumt worden wären. 

Wir werden uns deshalb bei der heutigen Abstim- 
mung der Stimme enthalten. Wir fordern den Bundesrat 
auf, durch die Anrufung des Vermittlungsausschusses 
die Möglichkeit zu eröffnen, doch noch über das Staats- 
angehörigkeitsrecht hinaus zu einem übergreifenden In- 
tegrationskonzept zu kommen. 

Dr. Heribert Blens, Dr. Norbert Blünt, Ilse Falk, 
Dirk Fischer (Hamburg), Dr. Martina Krogmann, Ru- 
precht Polenz, Birgit Schnieber-Jastram, Irmgard 
Karwatzki, Dieter Pützhofen, Dr. Friedbert Pflüger, 
Heinz Schemken (alle CDU/CSU): Die Integration der 
rechtmäßig und dauerhaft in Deutschland lebenden 
Ausländer ist unerläßlich. Das gilt ganz besonders für 
hier geborene Kinder seit langem in Deutschland leben- 
der Ausländer. 

Das Optionsmodell ist unseres Erachtens geeignet, die 
Integration hier geborener ausländischer Kinder zu fördern, 
indem es bei den Kindern das Gefühl des „Nicht-dazu- 
Gehörens“ mindert. Gleichzeitig werden sie gezwungen. 


sich nach der Volljährigkeit und mit dem Beginn des Wahl- (C) 
rechts für deutsche Parlamente zu entscheiden, ob sie sich 
unwiderruflich und ausschließlich dem Staat der Bundesre- 
publik Deutschland zuordnen. Auch dadurch wird die Inte- 
gration derjenigen, die sich für die deutsche Staatsangehö- 
rigkeit entscheiden, gefördert. 

Trotz der grundsätzlichen Zustimmung zum Opti- 
onsmodell stimmen wir dem Gesetzentwurf nicht zu, 
weil das Gesetz eine Reihe offensichtlicher Mängel, ins- 
besondere Ungenauigkeiten, enthält und bei der Zulas- 
sung der doppelten Staatsangehörigkeit für Erwachsene 
so wenig konkretisierte Ermessensspielräume eröffnet, 
daß die praktischen Auswirkungen nicht kalkulierbar 
und eine große Anzahl von Prozessen vorhersehbar sind. 

Wir werden uns deshalb der Stimme enthalten. 

Wir bedauern, daß die überstürzte Eile der Ausschuß- 
beratungen und die Ablehnung von Gesprächen mit der 
CDU/CSU-Fraktion über einen breit getragenen Kom- 
promiß die Verbesserung des Gesetzentwurfs verhindert 
haben, und würden es begrüßen, wenn der Vermitt- 
lungsausschuß Gelegenheit erhielte, die notwendigen 
Korrekturen vorzunehmen. 

Ekin Deligöz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
„Deutsehland ist kein Einwanderungsland“, lautete die 
trotzige regierungsamtliche Parole bis zum Herbst 1998. 

Und die Mehrheit in den Unionsparteien beharrt noch 
immer darauf Dabei ist die Zuwanderung eine sehlichte 
Tatsache: Menschen, die als „Gastabeiter“ und „Gast- 
arbeiterinnen“ ins Land geholt wurden, leben bereits in 
der dritten Generation in Deutschland. Die meisten 
„nichtdeutschen“ Kinder sind hier geboren und, wie 
auch ihre Eltern, schon lange zu Inländern und Inlände- 
rinnen mit ausländischem Paß geworden. Sie sind längst 
eine tragende Säule dieser Gesellsehaft - in Schulen und 
Kindergärten, am Arbeitsplatz, als Selbständige und 
Verbraucher, als Nachbarn und Lebenspartner. 

Dennoch: Migrantinnen und Migranten werden oft 
nur sehr klischeehaft wahrgenommen, und das Selbst- 
verständnis der Mehrheitsgesellsehaft ist weitgehend 
ungeklärt. Die Politik hat der deutschen Bevölkerung 
mit einer diskriminierenden Ausländergesetzgebung und 
mit einem rückschrittlichen Staatsangehörigkeitsrecht 
jahrzehntelang suggeriert, es handele sich bei den Mi- 
grantinnen und Migranten nur um vorübergehend hier 
lebende „Gäste“. Dementsprechend halten es auch heute 
viele in der deutschen Bevölkerung nicht für nötig, sich 
mit den Migrantinnen und ihren Lebenswelten und ihren 
Kulturen auseinanderzusetzen. 

Die rassistische Gewalt und das Ausbleiben klarer 
Worte seitens des damaligen Bundeskanzlers Helmut 
Kohl nach den Anschlägen von Mölln und Solingen ha- 
ben bei den Migrantinnen und Migranten das Gefühl 
verstärkt, nicht als gleichwertiger Teil der Gesellschaft 
anerkannt zu werden. Versäumt wurde im Zuge der 
deutschen Einheit auch, die richtigen Signale zu setzen: 
Wiedervereinigt wurden nur die deutschen Staaten, aber 
es trafen zwei völlig unterschiedlich entwickelte Gesell- 
schaften aufeinander. Und zur westdeutschen Gesell- 
schaft gehörten nun einmal bereits über 30 Jahre Migra- 
tion. 
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Unser Land ist in den letzten Jahrzehnten sehr viel 
bunter, vielfältiger und weitläufiger geworden - 
„ethnisch homogen“, wie viele Konservative wähnen, 
war Deutschland ohnehin noch nie. Die Gegenüberstel- 
lung einer abgeschotteten „deutschen Kultur“ und ein- 
heitlichen „fremden“ Kulturen wird der Wirklichkeit an 
der Schwelle zum 21. Jahrhundert nicht gerecht. 

Der Gesetzgeber hat es in der Hand, den rechtlichen 
Rahmen für eine gelungene Integration zu schaffen. Ein 
zeitgemäßes Staatsbürgerschaftsrecht ist dafür eine 
wichtige Voraussetzung. Eine erleichterte Einbürgerung, 
das Geburtsrecht auf einen deutschen Paß für hier gebo- 
rene Kinder sowie die Hinnahme von Mehrstaatigkeit 
sind dabei wichtige Kriterien. 

Die beiden ersten Punkte werden durch den jetzt vor- 
gelegten Gruppenantrag zum Teil erfüllt, auch wenn der 
Entscheidungszwang für einen Paß - sogenanntes Opti- 
onsmodell - ein Wermutstropfen ist: Er wird zu einer 
Belastung für junge Migrantinnen und Migranten, weil 
er Konflikte innerhalb von Familien vorprogrammiert. 
Zudem bedingt er eine umfangreiche Ausbürgerungs- 
bürokratie. 

Der Gruppenantrag - bei den jetzigen Mehrheitsver- 
hältnissen im Bundesrat ein unumgänglicher Kompro- 
miß - ist dennoch ein wesentlicher Fortschritt gegenüber 
den zuvor gültigen Regelungen, zumal die Ausnahme- 
tatbestände für die Hinnahme von Mehrstaatigkeit er- 
heblich erweitert werden - zum Beispiel für Flüchtlinge. 
Die generelle Hinnahme von Mehrstaatigkeit war dage- 
gen noch nicht möglich. Dabei könnten Bevorzugungen 
und doppelte Rechte durch die international übliche 
Unterscheidung zwischen aktiver und ruhender Staats- 
bürgerschaft vermieden werden: Der aktive Paß, an den 
alle Pflichten und das Wahlrecht gekoppelt sind, gilt 
dort, wo der dauerhafte Lebensmittelpunkt ist. Der ru- 
hende Paß hat nur eine zivilrechtliche Hilfsfunktion, 
zum Beispiel beim Erbrecht und zur Umgehung von Vi- 
sumspflichten. 

Die Hinnahme von Mehrstaatigkeit beugt, nach 
langjährigen internationalen Erfahrungen Konflikten in 
den Migrantenfamilien vor und erleichtert die Hinwen- 
dung zur neuen Heimat. Wir von Bündnis 90/Die Grü- 
nen wollten den Menschen der ersten Generation bewußt 
dieses Angebot machen, eine Brücke bauen, damit ihnen 
der Weg zu uns erleichtert wird. Es stimmt: Nicht jeder 
braucht diese Brücke, aber manche brauchen sie. Die 
Menschen haben unterschiedliche Voraussetzungen im 
gesellschaftlichen Zusammenleben, und diesen muß 
man ohne ideologische Scheuklappen gerecht werden. 

Das neue Staatsbürgerschaftsrecht geht insofern 
kaum auf die Bedürfnisse der Menschen der ersten Ein- 
wanderergeneration ein. Für diese sind nur wenige An- 
gebote im Gesetz vorhanden - zu wenige; das können 
und dürfen wir nicht verschweigen. Dabei trägt die ge- 
nerelle Hinnahme von Mehrstaatigkeit nachweisbar zum 
inneren Frieden bei, weil die Überidentifikation mit 
Konflikten im Herkunftsland spürbar abgemildert wird. 
Wer sich durch ein liberales Recht willkommen und 
nicht abgelehnt fühlt, verliert zwar nicht das Interesse an 
Ereignissen im Herkunftsland. Aber der Fanatismus und 


die Neigung zur gewalttätigen Konfliktverlagerung ins (C) 
Zuwanderungsland reduzieren sich in allen Generatio- 
nen drastisch - dies wurde beispielsweise für die Mi- 
grantinnen und Migranten in den Niederlanden nachge- 
wiesen. 

Ein liberales Ausländerrecht und ein zeitgemäßes 
Staatsbürgerschaftsrecht ersetzen keine weiteren Inte- 
grationsbemühungen, sind aber eine wichtige Voraus- 
setzung dafür. Die jetzf zu beschließende Neuregelung 
des Staatsbürgerschaftsrechts ist hierfür nur ein erster 
Schritt - aber immerhin. Ich gehe diesen Schritt mit, 
weil ich als bündnisgrüne Abgeordnete mit den Weg da- 
für bereiten möchte, daß wir im 21. Jahrhundert in ei- 
nem freiheitlichen, weltoffenen sowie ökologisch und 
sozial verantwortlichen Klima leben können. 

Carsten Hübner und Ulla Jelpke (PDS): 1 . Bis zum 
Schluß der Beratungen ist offen geblieben, ob die auf 
Druck von CDU/CSU und F.D.P. extrem zurückge- 
schraubte Reform die angestrebte Einbürgerung und ge- 
sellschaftliche Gleichstellung für irgendeine Gruppe von 
Migrantinnen und Migranten in dieses Land wirklich 
erleichtert oder ob sie sie nicht möglicherweise für viele 
sogar erschwert. 

2. Wir befürchten - gerade auch vor dem Hinter- 
grund der rassistischen Kampagne der Unionsparteien in 
den letzten Monaten -, daß künftig die Sprachprüfungen 
vor der Erteilung der deutschen Staatsbürgerschaft noch 
restriktiver gehandhabt werden als jetzt und daß damit 
der Erwerb der Staatsbürgerschaft allein schon auf die- 
sem Wege erschwert statt erleichtert wird. 

3. Der im Gesetz neu eingeforderte Schwur auf die (D) 
„freiheitlich-demokratische Grundordnung“ bedeutet 

eine völlig neue Akzentuierung im Bereich des Staats- 
bürgerschaftsrechts. Er ist ein Kotau vor der CDU/CSU- 
Kampagne und den Stammtischen und wird von uns 
strikt abgelehnt. Er bedeutet einen weiteren Ausbau von 
Gesinnungsschnüffelei. Migrantinnen und Migranten 
sind sowieso extremer staatlicher Kontrolle unterworfen. 

Wir befürchten, daß die unsägliche Praxis der Regelan- 
fragen beim Verfassungsschutz im Zusammenhang mit 
den Berufsverboten nun bei der Einbürgerung von 
Migrantinnen und Migranten wieder auflebt und der 
Überwachungsstaat weiter auswuchert. 

4. Die jetzige Reform erfolgt nicht im Dialog mit den 
Organisationen der Migrantinnen und Migranten, son- 
dern auf deren Rücken und auf deren Kosten. Wir be- 
fürchten, daß gerade die ältere Generation der soge- 
nannten Gastarbeiter, von der viele aus berechtigten 
Gründen noch ihren alten Paß behalten wollten, durch 
das Doppelpaß- Verbot am meisten getroffen und ent- 
täuscht wird. Wir teilen die Sorgen, die Organisationen 
der Migrantinnen und Migranten, Ausländerbeiräte und 
andere in diese Richtung geäußert haben. 

5. Die Regierung hat sich noch nicht einmal die Zeit 
genommen, das Staatsbürgerschaftsgesetz sprachlich 
vollständig zu überarbeiten. So ist in § 1 des künftigen 
Staatsangehörigkeitsgesetzes weiter von Deutschen die 
Rede, die „unmittelbare Reichsangehörigkeit“ besitzen, 
und von Staatsgehörigkeit „in einem Bundesstaate“. 
Reichsangehörigkeit von welchem Deutschen Reich? In 
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(A) welchen Grenzen? Und wieso „Bundesstaaten“? Das 
Grundgesetz kennt nur Länder. 

6. Im Ergebnis der jetzigen Reform bleibt das alte 
preußisch-wilhelminische Blutsrecht in großen Teilen 
weiter in Kraft. Wir halten fest: Das Deutsche Reich ist 
1945 untergegangen. Das reaktionäre Blutsrecht muß 
diesem Reich folgen. Es gehört vollständig abgeschafft 
und ersetzt durch ein wirklich modernes, demokratisches 
Staatsbürgerschaftsrecht nach dem Territorialprinzip. 


Anlage 7 

Erklärung nach § 31 GO 

der Abgeordneten Leyla Onur, Andrea Nahles, 
Thomas Sauer, Matthias Weisheit, Hans- 
Werner Berti, Waltraud Wolff (Zielitz), Moni- 
ka Griefahn, Ute Kumpf, Christel Humme, Dr. 
Hansjörg Schäfer, Silvia Schmidt (Eisleben), 
Detlev von Larcher, Gabriele Iwersen, Dr. R. 
Werner Schuster, Christoph Moosbauer, Ewald 
Schürer, Lothar Mark, Uwe Hiksch, Ernst 
Küchler, Dietmar Nietan, Ilse Schumann, Mar- 
ga Elser, Angelika Graf (Rosenheim), Uta Tit- 
ze-Stecher, Hans Büttner (Ingolstadt) Lothar 
Binding (Heidelberg), Christine Lehder, Petra 
Bierwirth, Horst Kubatschka, Karin Kort- 
mann, Ludwig Eich, Christine Lambrecht, Dr. 
Peter Eckardt, Rolf Stöckel, Christel Hane- 
winckel, Dagmar Schmidt (Meschede), Uwe 
Göllner, Konrad Gilges, Hans Förster, Jella 
(B) Teuchner, Horst Schmidbauer (Nürnberg), 
Erika Lotz (alle SPD), 

sowie 

Annelie Buntenbach, Christian Sterzing, Ange- 
lika Beer, Claudia Roth (Augsburg), Sylvia 
Voß, Winfried Hermann, Christian Simmert, 
Volker Beck, Irmingard Schewe-Gerigk, Steffi 
Lemke (alle BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), 

zur Abstimmung über den Entwurf eines Ge- 
setzes zur Reform des Staatsangehörigkeits- 
rechts (Zusatztagesordnungspunkt 5a) 

„Nicht der Abschluß, sondern der Einstieg in 
die gesellschaftliche Auseinandersetzung“ 

Erstens. Die vorgelegte Neuregelung des Staatsange- 
hörigkeitsrechts stellt einen historischen Einschnitt in 
der deutschen Rechtsgeschichte dar. An der Schwelle 
zum 21. Jahrhundert wird nach 86 Jahren das alte wil- 
helminische Staatsbürgerschaftsrecht mit seiner völki- 
schen Philosophie des deutschen Blutes durchbrochen. 
An die Seite des alten lus sanguinis tritt das in den mei- 
sten Staaten der Europäischen Gemeinschaft und den 
meisten demokratischen Staaten der Welt geltende lus 
soli. Künftig erwerben in Deutschland geborene Kinder 
ausländischer Eltern bei ihrer Geburt die deutsche 
Staatsangehörigkeit. Das ist ein Fortschritt für unser 
Land und ein Schritt hin zu einem vereinten Europa. 

Zweitens. Wir sehen die Probleme, die das im Ge- 
setzentwurf vorgesehene Optionsmodell mit sich bringt. 


Aus unserer Sicht wäre ein klares und vorbehaltloses 
Angebot an die hier geborenen Kinder der Immigrantin- 
nen und Immigranten, gleichwertige Rechte und Pflich- 
ten als deutsche Staatsbürger zu erhalten, notwendig und 
angemessen gewesen. 

Wir bedauern auch, daß dieses Gesetz zwei Genera- 
tionen von Immigrantinnen und Immigranten, die ein 
unverzichtbarer Bestandteil unserer Gesellschaft sind, 
nicht durch ein großzügiges Einbürgerungsangebot unter 
Hinnahme von Mehrstaatigkeit berücksichtigt. Sie sind 
die Verlierer der Auseinandersetzung um diese Reform. 

Drittens. Wir verstehen die Beschlußfassung dieses 
Gesetzes nicht als einen Abschluß der Diskussion um 
eine Reform des Staatsangehörigkeitsrechts und eine 
erleichterte Einbürgerung ausländischer Mitbürgerinnen 
und Mitbürger. Sie ist für uns der Einstieg in eine gesell- 
schaftliche Auseinandersetzung, an deren Ende eine um- 
fassende Reform stehen muß, die den gesellschaftlichen 
Entwicklungen Rechnung trägt. Wir rufen alle Kritike- 
rinnen und Kritiker, denen der vorliegende Gesetzent- 
wurf nicht weit genug geht, auf, mit uns gemeinsam in 
diesem Sinne einen gesellschaftlichen Diskurs zu orga- 
nisieren. 

Viertens. Die Bedeutung des vorliegenden Gesetz- 
entwurfes wird angesichts der Kampagne von CDU und 
CSU um so größer. Nach der Initiierung jener unsägli- 
chen Unterschriftenkampagne, bei der mit wissentlich 
falschen Darstellungen an die Ängste und Vorurteile der 
Menschen appelliert und bewußt an fremdenfeindliche 
und rechtsradikale Stimmungen angeknüpft wurde, lau- 
fen die Unionsparteien nach wie vor Sturm gegen die 
bevorstehende Reform. In der Debatte im Bundestag wie 
in den Anhörungen und Ausschüssen wurde deutlich, 
daß es der Union nicht um eine sachliche Lösung, son- 
dern um den Kampf gegen ideologische Windmühlen 
geht. Die Union sieht ausländische Mitbürgerinnen und 
Mitbürger in erster Linie als kriminelles Potential und 
als Bedrohung des „westlichen Abendlandes“. 

Alarmierend sind Positionen, die in Stellungnahmen 
der von der CDU/CSU geladenen Sachverständigen in 
der Anhörung zu hören waren. Wenn dort Professoren 
über „ethnische Brückenköpfe“ in unserer Gesellschaft 
fabulieren können, die durch „Zuwanderung, die kaum 
gebremst werden kann“, stetig vergrößert werden und 
Menschen beinhalten, die als Zuwanderer aus außereu- 
ropäischen Drittstaaten „Gemeinschafts- und Sippen- 
kulturen entstammen, die aus unserer individualisierten 
politischen Kultur falsche oder gegenteilige Schlüsse 
ziehen“ und so einen „latenten oder manifesten Bürger- 
krieg“ provozieren (Prof Dr. Josef Schmid, Lehrstuhl 
für Bevölkerungswissenschaften, Universität Bamberg), 
zeigt sich deutlich, wie sehr die Grenzen zwischen kon- 
servativer Einstellung und rechtsextremen Positionen im 
Umfeld der CDU/CSU verschwimmen. Die Union geht 
nach rechts. Dem muß eine weltoffene, fortschrittliche 
und auf europäische und internationale Integration aus- 
gerichtete Position offensiv entgegen gestellt werden. 

Fünftens. Wir werden dem von SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und F.D.P. erarbeiteten Kompromißvorschlag 
aus diesen Gründen unsere Zustimmung geben, obgleich 
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wir in den vergangenen Monaten für weitgehendere Lö- 
sungen gestritten haben und auch in Zukunft streiten 
werden. 


Anlage 8 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt III 

a) Große Anfrage der Abgeordneten Dr. Nor- 
bert Blüm, Klaus-Jürgen Hedrich, Dr. Christi- 
an Ruck, weiterer Abgeordneter und der Frak- 
tion CDU/CSU 

Kampf gegen Kinderarbeit 

b) Antrag der Fraktionen SPD, CDU/CSU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und F.D.P. 

Forderungen an das neue Übereinkommen 
der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) 
zur Bekämpfung der Kinderarbeit 

Klaus Haupt (F.D.P. ): Die F.D.P. -Fraktion unter- 
stützt ohne Wenn und Aber den interfraktionellen An- 
trag zur Bekämpfung der Kinderarbeit. Es ist gut, daß 
der Deutsche Bundestag erneut deutlich macht, daß wir 
über alle Parteigrenzen hinweg den Kampf für die 
Rechte der Kinder in aller Welt unterstützen. 

Der Weltmarsch gegen Kinderarbeit hat im vergan- 
genen Jahr zu einer Sensibilisierung der Weltöffentlich- 
keit für die Thematik geführt. Wenn 120 Millionen Kin- 
der weltweit so viel arbeiten müssen, daß sie keine Ge- 
legenheit haben, eine Schul- oder Berufsbildung zu er- 
werben, bedeutet dies: 120 Millionen Menschen sind 
generell von jeglichen Chancen ausgeschlossen, einen 
eigenen Lebensentwurf zu verwirklichen. 

Noch schlimmer wird es, wenn die Kinder zu Tätig- 
keiten genötigt werden, die sie körperlich oder seelisch 
für den Rest ihres Lebens schädigen. Wenn Kinder in 
die Prostitution gedrängt, als Soldaten eingesetzt oder 
anderweitig mißbraucht werden, wenn sie ihrer Gesund- 
heit und ihrer Zukunft beraubt werden, dürfen wir nicht 
tatenlos Zusehen. Daher begrüßen wir das neue Überein- 
kommen der IAO über das Verbot der schlimmsten 
Formen der Kinderarbeit. Auch wenn dieser Entwurf 
nicht auf allen Gebieten befriedigend ist: Er stellt eine 
wichtige Ergänzung der bisherigen Völkerrechtslage dar 
und eröffnet neue Möglichkeiten, wirksam gegen Kin- 
derarbeit vorzugehen. 

Der Entwurf dieses Abkommens muß freilich zwi- 
schen möglichst weitgehenden Schutzbestimmungen für 
Kinder einerseits, und einer möglichst breiten Akzeptanz 
bei möglichst vielen Staaten andererseits vermitteln. Es 
nützt nichts, wieder ein gutes Abkommen zu erarbeiten, 
das schließlich aber nicht ratifiziert wird, weil es für 
manche Staaten zunächst nicht erfüllbare Detailregelun- 
gen enthält. Insofern bleibt im lAO-Entwurf leider 
manch wünschenswerte Bestimmung auf der Strecke, 
wie zum Beispiel, daß im Artikel 3 des Entwurfs Kin- 
derarbeit, die von der Grundbildung ausschließt, nicht zu 
den „schlimmsten Formen der Kinderarbeit“ gerechnet 


wird; daß auch der zwangsweise Einsatz von Kindern 
als Soldaten nicht in diese Kategorie fällt; daß die Ein- 
beziehung der Nichtregierungsorganisationen bislang 
nicht durchsetzbar war. 

Deshalb ist es notwendig, Kompromißmöglichkeiten 
auszuloten, wie sie im interfraktionellen Antrag aufge- 
zeigt werden. Beispiel Problem Grundbildung: Eine Be- 
rücksichtigung im Katalog der „schlimmsten Formen 
der Kinderarbeit“ wird vielleicht ermöglicht durch die 
vorgeschlagene Formulierung, wenn sie „Kinder von 
tatsächlich bestehenden Möglichkeiten der Grundbil- 
dung ausschließen“. Diese Formulierung kann die Rati- 
fizierung des Abkommens für viele Länder einfacher 
machen, weil sie den Begriff Grundbildung an die lan- 
desspezifische Situation koppelt. Arme und ärmste Län- 
der werden so nicht verpflichtet, ein flächendeckendes 
Schulwesen aufzubauen, was für diese Länder unbe- 
zahlbar wäre. 

Oder Problem Nichtregierungsorganisationen: Viel- 
leicht kann eine Art Vorschlagsrecht der nationalen Ar- 
beitgeber- und Arbeitnehmerverbände bestehende Wi- 
derstände gegen die Beteiligung der Nichtregierungsor- 
ganisationen beseitigen. Die F.D.P. ist sehr dankbar für 
den essentiellen Beitrag dieser Organisationen zum 
Kampf gegen Kinderarbeit. Das Engagement und die Er- 
fahrung beispielsweise von Brot für die Welt, Misereor 
oder der Kindemothilfe darf nicht ungenutzt bleiben. 

Die F.D.P. ist sich bewußt, daß Kinderarbeit ein Pro- 
dukt, aber auch eine Ursache wirtschaftlicher Not ist. 
Wenn wir Kinderarbeit wirksam bekämpfen wollen, 
müssen wir dafür sorgen, daß ihre Familien genügend 
Geld haben, um ohne die Arbeit ihrer Kinder überleben 
zu können. Der Kampf gegen Kinderarbeit kann also nur 
erfolgreich sein, wenn er eingebunden ist in den Kampf 
gegen die Armut in der Welt. Nur wenn dieser Kampf 
gelingt, kann auch die Menschenwürde der Kinder gesi- 
chert werden, die durch Kinderarbeit bedroht sind. 

Es ist gut, daß in einem Land, das die Menschenwür- 
de an die Spitze seiner Verfassung gestellt hat, alle Par- 
teien einig sind im Kampf gegen Kinderarbeit und damit 
für die Menschenwürde der Kinder. 

Petra Ernstberger (PDS): Nach Angaben der In- 
ternationalen Arbeitsorganisation (IAO) arbeiten über 
250 Millionen Kinder - etwa 140 Millionen Jungen 
und 110 Millionen Mädchen - weltweit. Der Anteil 
jener, die einer gefährlichen oder unwürdigen Akti- 
vität nachgehen, wird auf 34% bis 68% geschätzt, 
wobei die Streuung zwischen männlichen und weibli- 
chen Kindern statistisch nicht signifikant ist. Diese 
Kinder arbeiten im Bergbau, in Steinbrüchen, in der 
Schiffahrt, im Baugewerbe, in der Metallurgie und im 
Transportwesen. Diese Kinder haben keine Chance 
auf eine Schul- oder Berufsausbildung. Vor allem 
Kinder aus armen Bevölkerungskreisen sind betrof- 
fen: Ausbeutung, Mißhandlung und Knechtschaft sind 
in der Regel die Folge von wirtschaftlichem Elend. 
Millionen von Kindern arbeiten als Sklaven, werden 
zur Prostitution gezwungen oder als Kindersoldaten 
mißbraucht. Geschundene Rücken, erblindete Augen, 
gebrochene Seelen sind die Folgen. 
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(A) Die vielfältigen Bemühungen zur schrittweisen Ab- 
schaffung unerträglicher Formen von Kinderarbeit fan- 
den in dem am 17. Januar 1998 in Manila begonnenen 
Marsch gegen Kinderarbeit einen ihrer Höhepunkte. An 
diesem „Global March Against Child Labour“ haben 
sich weltweit über 700 Organisationen in 97 Ländern 
beteiligt, um gegen ausbeuterische Kinderarbeit zu Felde 
zu ziehen. Kailash Satyarthi erhält am 1 1 . Mai den Men- 
schenrechtspreis der FES. Glückwunsch! Wie ich meine, 
ist dies eine einzigartige Aktion der Solidarität, aber 
auch des Kampfes, dem Krebsgeschwür Kinderarbeit 
den Garaus zu machen. 

Die weltweiten Trägerorganisationen des Marsches 
gegen Kinderarbeit setzen sich vehement dafür ein, daß 
das neue Übereinkommen der Internationalen Arbeitsor- 
ganisation so gestaltet wird, daß es einen wirksamen 
Beitrag zur Bekämpfung der wirtschaftlichen Ausbeu- 
tung von Kindern leisten kann. Diese Intentionen finden 
unsere volle Unterstützung, spiegeln sie doch auch die 
Absichten aller menschlich und moralisch denkenden 
und handelnden Menschen wider. Diese Ziele sind auch 
die unsrigen. 

Am 28. Mai 1998 hat der Deutsche Bundestag diese 
Postulate in seinem Beschluß „Forderungen an das neue 
Übereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisation 
(IAO) zur Bekämpfung der Kinderarbeit“ aufgegriffen. 
Dieser Beschluß erwies sich bei den Beratungen der 
86. Tagung der Internationalen Arbeitskonferenz 1998 
in Genf als sehr große Hilfe. 

In der Zwischenzeit hat das Internationale Arbeitsamt 
einen Entwurf für ein neues Übereinkommen zur Kin- 
derarbeit vorgelegt. Dieser Entwurf ist sicher ein wichti- 
ger Schritt in die richtige Richtung. Jedoch erscheint es 
mir, daß bei der Erarbeitung des neuen lAO- 
Übereinkommens weitere wichtige Inhalte Berücksich- 
tigung und Aufnahme finden müssen. In erster Linie ist 
hier an den zwangsweisen Einsatz von Kindern in be- 
waffneten Konflikten zu denken. Kinder waren und sind 
immer Leidtragende in Kriegen. Kindersoldaten lernen 
kein normales Leben kennen. Jungen und Mädchen, die 
der Hölle des Krieges und dem Teufelskreis der Gewalt 
entkommen konnten, sind oftmals traumatisiert, werden 
von Alpträumen, Ängsten, Depressionen und Apathie 
gequält. In einer Studie, die UNICEF jüngst in der mo- 
sambikanischen Hauptstadt Maputo vorlegte, heißt es: 
„Sie werden zu Mördern gemacht und sind zugleich Op- 
fer, zum Töten mißbraucht!“ 

Ich sage klar und deutlich: Kinderrechte sind Men- 
schenrechte. Von daher muß die Problematik der Kinder 
in bewaffneten Konflikten in die Bestimmungen über 
die „schlimmsten Formen von Kinderarbeit“ einfließen. 
Darüber hinaus muß bei der Erarbeitung eines Zusatz- 
protokolls zur UN-Kinderrechtskonvention „Kinder in 
bewaffneten Konflikten“ das Problem weiter themati- 
siert und weiterverfolgt werden. 

Eine weitere zentrale Forderung ist die Notwendig- 
keit, daß überall dort, wo im neuen Abkommen oder der 
Empfehlung von Nichtregierungsorganisationen die Re- 
de ist, auch die Selbsthilfeorganisationen von Kindern 
aufgeführt werden. Deutsche Initiativen, die für natio- 


nale Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände eine Art 
Vorschlagsrecht bezüglich der Partizipation von Nicht- 
regierungsorganisationen vorsehen, müssen verstärkt in 
die Verhandlungen einbezogen werden. Darüber hinaus 
muß unterbunden werden, daß Maßnahmen, die auf die 
Umsetzung des Verbots und die unverzügliche Beseiti- 
gung schlimmster Folgen der Kinderarbeit zielen, zur 
Kriminalisierung arbeitender Kinder und ihrer Selbstor- 
ganisationen mißbraucht werden können. 

Die ausbeuterische Kinderarbeit stellt eine tagtägliche 
Herausforderung an unsere politische Moral, Verant- 
wortlichkeit und Redlichkeit dar. Wir dürfen in unseren 
Anstrengungen nicht müde werden, dieser Geißel der 
unschuldigen Kinder den Nährboden zu entziehen. Denn 
eines muß uns immer klar sein: Kinder, die man nicht 
liebt, werden Erwachsene, die nicht lieben können! 

Rosel Neuhäuser (PDS): Die Fraktion der PDS un- 
terstützt alle Bemühungen, das weltweite Problem der 
Ausbeutung von Kindern in allen ihren Formen zu be- 
kämpfen. Ich halte es allerdings für zweifelhaft, ob der 
heute in schöner Einmütigkeit vorgelegte Antrag in die- 
se Bemühungen einzureihen ist. Sicher gehören interna- 
tionale Vereinbarungen über Organisationen wie der 
IAO zu den Möglichkeiten, Probleme zu fokussieren 
und Lösungen anzuregen. Aber selbst wenn ich einräu- 
me, daß die Wirkungsmöglichkeiten solcher internatio- 
nalen Organisationen davon abhängen, daß mehrheitsfä- 
hige Kompromisse gefunden werden - der vorliegende 
Antrag ist an Harmlosigkeit kaum zu übertreffen. 

Die Autoren des Antrags argumentieren, daß eine zu 
verabschiedende Empfehlung möglichst wenig Ratifizie- 
rungshindemisse enthalten darf Wenn die internationale 
Gemeinschaft, sei es nun über die UN-Kinderkonvention 
oder über die hier angesprochene Empfehlung die ekla- 
tante Verletzung von Kinderrechten durch Ausbeutung - 
zumindest in ihren schlimmsten Formen - beseitigen 
will, wird es immer Länder bzw. Regierungen geben, die 
die eine oder andere Forderung nicht tragen, eben weil 
sie substantielle Veränderungen erfordert. Der einzige 
Weg, keinen Widerspruch zu erregen, besteht im Ver- 
zicht auf jegliche Forderung und Verbindlichkeit - der 
vorliegende Antrag nähert sich diesem „Idealfall“ be- 
denklich. 

Für mich ist es inakzeptabel, daß die Fraktionen noch 
hinter den Forderungen Zurückbleiben, die in diesem 
Hause bereits entwicklungspolitischer Konsens waren - 
Armutsbekämpfung, Entschuldung, sozialverträgliche 
Strukturanpassungsprogramme, internationale Debatte 
zu Umwelt- und Sozialstandards - nichts davon scheint 
in diesem Antrag eine Rolle zu spielen. Besonders ab- 
surd ist die Behandlung des Themas Grundbildung. Zu- 
gang zu Bildung für Mädchen und Jungen wird unisono 
und weltweit als ein wichtiges Instrument im Kampf ge- 
gen Kinderarbeit bezeichnet. Die Empfehlung soll sich 
ausschließlich auf den Zugang zu „tatsächlich bestehen- 
den Möglichkeiten der Grundbildung“ beziehen, damit 
kein ratifizierendes Land in die Verlegenheit kommt, 
solche Möglichkeiten zu schaffen oder auszubauen, falls 
sie noch nicht oder nur unzureichend vorhanden sind. 
Das widerspricht allen selbst von der CDU/CSU- 
geführten Regierung postulierten entwicklungspoliti- 
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(A) sehen Vorstellungen. Für mich ist abzusehen, daß der 
vorliegende Antrag mit seinem ausgeprägten Harmonie- 
bedürfnis nichts weiter bewirken wird als eine freundli- 
che Geste. Veränderungen werden aus ihm nicht er- 
wachsen. 

Anzumerken bleibt nur, daß bundesdeutsche Wirt- 
schafts-, Finanz- und Außenpolitik in vielen anderen 
Fällen sehr viel weniger zaghaft agiert, wenn es um die 
Durchsetzung handfester ökonomischer und strategi- 
scher Interessen auch gegen den Willen der betroffenen 
Regierungen geht. 

Anlage 9 

Amtliche Mitteilungen 

Der Bundesrat hat in seiner 737. Sitzung am 30. April 
1999 beschlossen, den nachstehenden Gesetzen zuzu- 
stimmen, bzw. einen Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 
Grundgesetz nicht zu stellen: 

- Zwanzigstes Gesetz zur Änderung des Bundesaus- 
bildungsförderungsgesetzes (20. BaföGÄndG) 

- Gesetz zum Internationalen Privatrecht für 
außervertragliche Schuldverhältnisse und für Sa- 
chen 

- Gesetz zur Änderung des DNA-Identitätsfest- 
stellungsgesetzes 

- Gesetz zur Änderung von Vorschriften über par- 
lamentarische Gremien 

- Gesetz über die allgemeine und die repräsentative 
Wahlstatistik bei der Wahl zum Deutschen Bun- 
destag und bei der Wahl der Abgeordneten des 
Europäischen Parlaments aus der Bundesrepublik 
Deutschland 

Zu den beiden letztgenannten Gesetzen hat der Bun- 
desrat folgende Entschließungen gefaßt: 

Zum Gesetz zur Änderung von Vorschriften über parla- 
mentarische Gremien: 

Der Bundesrat weist darauf hin, daß dem Parlamentarischen 
Kontrollgremium des Bundes Kontrollbefugnisse nur für Tä- 
tigkeiten und Vorgänge in Bundesverantwortung zustehen. 
Nur insoweit können deshalb durch das Gesetz Unterrich- 
tungspflichten der Bundesregierung sowie Einsichts- und An- 
hörungsrechte des Parlamentarischen Kontrollgremiums be- 
gründet werden. 

Begründung: 

Die Zuständigkeit für die Nachrichtendienste ist trotz der 
nach dem Bundesverfassungsschutzgesetz vorgesehenen Zu- 
sammenarbeit und des Datenaustausches zwischen Bund und 
Ländern getrennt. Auch eine notwendige parlamentarische 
Kontrolle der Verfassungsschutzbehörden muß dieser Aufga- 
benverteilung Rechnung tragen. 

Zum Gesetz über die allgemeine und die repräsentative 
Wahlstatistik bei der Wahl zum Deutschen Bundestag und 
bei der Wahl der Abgeordneten des Europäischen Parla- 
ments aus der Bundesrepublik Deutschland: 

Der Bundesrat begrüßt den Gesetzesbeschluß des Deutschen 
Bundestages über die allgemeine und repräsentative Wahlsta- 
tistik bei der Wahl zum Deutschen Bundestag und bei der 
Wahl der Abgeordneten des Europäischen Parlaments aus der 
Bundesrepublik Deutschland vom 25. März 1999. Mit dem 
Gesetz werden wesentliche Forderungen der Länder erfüllt. 


Der Bundesrat hatte in seinen Entschließungen vom 23. Sep- /'('"v 
tember 1994 [BR-Drs. 841/94 (Beschluß)] und 10. Juli 1998 ^ ^ 

[BR-Drs. 661/98 (Beschluß)] das öffentliche Interesse an den 
Ergebnissen der repräsentativen Wahlstatistik betont. 

Der Gesetzesbeschluß des Deutschen Bundestages sieht - der 
bisherigen Praxis entsprechend - keine Verpflichtung zur 
Einbeziehung der Briefwähler in die repräsentative Wahlstati- 
stik vor. Angesichts wachsender Briefwahl-Quoten erscheint 
deren künftige Berücksichtigung zur Sicherung statistisch 
nicht verzerrter Ergebnisse sinnvoll und geboten. 

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, mit dem Ziel 
einer Einbeziehung der Briefwahlstimmen in die repräsentati- 
ve Wahlstatistik zu prüfen, welche Verfahrensmodelle hierbei 
den Schutz des Wahlgeheimnisses gewährleisten und auch 
praktikabel sind. Der Bundesrat erwartet, daß die Bundesre- 
gierung alsbald nach der Europawahl 1999 tätig wird. 

Der Bundesrat hat in seiner 737. Sitzung am 30. April 
beschlossen, zu dem am 19. März 1999 zugeleiteten 
Entwurf eines Gesetzes über die Berufe in der Alten- 
pflege (Altenpflegegesetz - AltPflG) gemäß Artikel 76 
Abs. 2 Satz 3 des Grundgesetzes eine Verlängerung der 
Frist zur Stellungnahme zu verlangen. 

Die Vorsitzenden der folgenden Ausschüsse haben 
mitgeteilt, daß der Ausschuß gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 
der Geschäftsordnung von einer Berichterstattung zu der 
nachstehenden Vorlage absieht: 

Finanzausschuß 

- Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Jahresgutachten 1998/1999 des Sachverständigenrates 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wicklung 

- Drucksache 14/73 - 

- Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Jahreswirtschaftshericht 1999 der Bundesregierung (D) 
„Neue Wege zu mehr Beschäftigung“ 

- Drucksache 14/334 - 

Ausschuß für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 

- Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Bericht der Bundesregierung über den Stand der Um- 
setzung ihres Maßnahmenprogramms zur Verbesse- 
rung der Schiffssicherheit und der Gefahrguttranspor- 
te auf See 

- Drucksachen 13/10754, 14/272 Nr. 143 - 

Die Vorsitzenden der folgenden Ausschüsse haben 
mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehenden EU- 
Vorlagen bzw. Unterrichtungen durch das Europäische 
Parlament zur Kenntnis genommen oder von einer Be- 
ratung abgesehen hat. 

Auswärtiger Ausschuß 

Drucksache 14/74 Nr. 2.1 
Drucksache 14/272 Nr. 1 
Drucksache 14/671 Nr. 2.12 

Finanzausschuß 

Drucksache 14/272 Nr. 68 
Drucksache 14/309 Nr. 2.69 
Drucksache 14/431 Nr. 2.25 

Ausschuß für Wirtschaft und Technologie 

Drucksache 14/74 Nr. 2.90 
Drucksache 14/272 Nr. 84 
Drucksache 14/272 Nr. 85 
Drucksache 14/272 Nr. 86 
Drucksache 14/272 Nr. 87 
Drucksache 14/272 Nr. 90 
Drucksache 14/272 Nr. 92 
Drucksache 14/272 Nr. 94 
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Drucksache 14/272 Nr. 97 
Drucksache 14/272 Nr. 98 
Drucksache 14/272 Nr. 99 
Drucksache 14/309 Nr. 1.8 
Drucksache 14/309 Nr. 1.9 
Drucksache 14/309 Nr. 2.8 
Drucksache 14/309 Nr. 2.10 
Drucksache 14/309 Nr. 2.1 1 
Drucksache 14/309 Nr. 2.16 
Drucksache 14/309 Nr. 2.22 
Drucksache 14/309 Nr. 2.26 
Drucksache 14/309 Nr. 2.28 
Drucksache 14/309 Nr. 2.30 
Drucksache 14/309 Nr. 2.31 
Drucksache 14/309 Nr. 2.32 
Drucksache 14/309 Nr. 2.35 
Drucksache 14/309 Nr. 2.36 
Drucksache 14/309 Nr. 2.37 
Drucksache 14/309 Nr. 2.44 
Drucksache 14/309 Nr. 2.46 
Drucksache 14/309 Nr. 2.53 
Drucksache 14/431 Nr. 1.11 
Drucksache 14/431 Nr. 1.12 
Drucksache 14/431 Nr. 1.13 
Drucksache 14/431 Nr. 1.14 
Drucksache 14/431 Nr. 1.15 
Drucksache 14/431 Nr. 1.16 
Drucksache 14/431 Nr. 1.17 
Drucksache 14/431 Nr. 1.20 
Drucksache 14/431 Nr. 2.6 
Drucksache 14/431 Nr. 2.7 
Drucksache 14/431 Nr. 2.1 1 
Drucksache 14/431 Nr. 2.12 
Drucksache 14/431 Nr. 2.13 
Drucksache 14/431 Nr. 2.14 
Drucksache 14/431 Nr. 2.16 
Drucksache 14/431 Nr. 2.17 
Drucksache 14/431 Nr. 2.20 
Drucksache 14/43 1 Nr. 2.24 
Drucksache 14/431 Nr. 2.27 
Drucksache 14/488 Nr. 2.25 
Drucksache 14/488 Nr. 2.32 
Drucksache 14/488 Nr. 2.33 
Drucksache 14/488 Nr. 2.43 
Drucksache 14/488 Nr. 2.46 
Drucksache 14/488 Nr. 2.51 
Drucksache 14/488 Nr. 2.56 
Drucksache 14/488 Nr. 2.60 
Drucksache 14/488 Nr. 2.61 
Drucksache 14/488 Nr. 2.63 
Drucksache 14/488 Nr. 2.65 


Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Drucksache 14/431 Nr. 2.2 
Drucksache 14/431 Nr. 2.3 
Drucksache 14/431 Nr. 2.8 
Drucksache 14/488 Nr. 2.9 
Drucksache 14/488 Nr. 2.24 


Drucksache 14/488 Nr. 2.31 
Drucksache 14/488 Nr. 2.34 

Ausschuß für Gesundheit 

Drucksache 14/272 Nr. 122 
Drucksache 14/272 Nr. 134 
Drucksache 14/272 Nr. 140 
Drucksache 14/309 Nr. 2.71 
Drucksache 14/342 Nr. 2.54 
Drucksache 14/595 Nr. 2.4 
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Drucksache 14/431 Nr. 2.21 
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Drucksache 14/671 Nr. 2.28 

Ausschuß für Menschenrechte nnd Humanitäre Hilfe 
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Drucksache 14/272 Nr. 175 
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Drucksache 14/342 Nr. 2.16 

Ausschuß für Bildung, Forschnng nnd Technikfolgen- 
abschätznng 

Drucksache 14/671 Nr. 1.9 
Drucksache 14/671 Nr. 2.14 

Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäischen 
Union 

Drucksache 14/309 Nr. 1.16 
Drucksache 14/342 Nr. 1.10 
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